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Einleitende Bemerkungen. 


Alt und viel gehört iſt der Satz: „die Weltgeſchichte 
iſt das Weltgericht“; die großen Männer unſerer deutſchen 
Litteratur, wie Herder und Göthe, haben ihn behandelt, haben 
ihn als eine Wahrheit zu beweiſen verſucht. Der Erſtere hat 
in denſelben die Tiefe ſeines religiöſen Herzens gelegt, und der 
Andere hat aus dem Gelingen einer That den Beweis für 
ihre Wahrheit und Rechtmäßigkeit führen wollen. Bei Beiden 
bewunderte ich die Kraft der Ueberzeugung, bei Beiden die 
Gabe der Darſtellung. Eine Seite ſchien mir aber bei Beiden 
zu wenig berückſichtigt, nämlich die Frage: wer iſt der Richter? 
Iſt es der erſte Veranlaſſer aller Thaten, derjenige, der aus 
Nichts die Welt erſchuf? Iſt es der Erfolg der Thaten, der 
über ihre Richtigkeit entſcheiden ſoll? Sind es die Handelnden 
oder diejenigen, welche nach dem geſchichtlichen Ereigniſſe auf 
dem Schauplatze der Welt auftreten und die Wirkungen des— 
ſelben beurtheilen können? Im erſten Falle entſteht die Frage: 
Iſt die That das Werk des Richters? Antwortet man Ja, ſo 
muß man das Urtheil fällen, daß die Geſchichte, die Handlung, 
ohne Werth für den Menſchen iſt. Und antwortet man Nein, 
fo muß man die Vollmacht desſelben, ein Urtheil fällen zu 
können, die Kompetenz, wie die Juriſten ſagen, in Zweifel 
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ziehen. Im zweiten Falle giebt man einer mechaniſchen That⸗ 
ſache, einem Ereigniſſe des Zufalles, eine Bedeutung, die es 
keineswegs verdient. Die Politiker des faits accomplis ſind 
Anhänger dieſer Anſicht und zwar um ſo größere, je vollendeter 
die That, der ſie Weihrauch ſtreuen, iſt. Gerade gegen dieſe 
Politiker, dieſe Menſchen du lendemain, wie ſie die Franzoſen 
ſehr bezeichnend nennen, hat aber die Weltgeſchichte der Art 
geſprochen, daß ſich kein Mann, der ſich noch von den Ideen 
der Sitte und des Rechts beherrſchen läßt, zu derſelben bekennt. 
Im dritten Falle endlich ſehen wir uns dadurch in die Enge 
getrieben, daß der Handelnde und der Richter in einer Perſon 
vereinigt ſind, ſo daß wir uns auch hier genöthigt finden, uns 
anders umzuſehen und die Frage zu ſtellen, ob nicht die Nach— 
welt zum Richteramte der Vorzeit berufen ſei? Wir glauben 
dieß; aber dennoch muß die Vorzeit nicht zu ſehr entrückt ſein; 
der Richter muß die Wirkungen einer Handlung noch ſehen 
und ermeſſen können, um im Stande zu ſein, ein Urtheil zu 
fällen. 

Der ſo Vieles ſcheinende Satz, viel ſcheinend deßhalb, 
weil man ihm eine Menge verwirrter Begriffe untergeſchoben 
hat, von der Vorſehung bis zum Zufall, reduzirt ſich ſo auf 
den ganz einfachen, daß die Menſchheit keinen andern Richter 
hat als ſich ſelbſt; die der Nachwelt ſitzt über die der Vorzeit 
zu Gerichte. Zwei Bedingungen ſind aber für die Richtigkeit 
des Urtheiles unumgänglich nothwendig: einmal, daß man 
einen Stoff aus einer Vorzeit vor ſich habe, die nicht zu ent— 
fernt liegt, damit man von den Bedürfniſſen und Erforderniſſen 
ſeiner Zeit aus mit Kenntniß reden kann; — dann, daß die 
Vorzeit nicht zu nahe oder nicht zu ſehr mit dem eigenen Leben 
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verflochten ſei, um ſich von ſelbſtſüchtigen Intereſſen ferne hal⸗ 
ten zu können. 

Gehören aber die Zeitpunkte, welche ich zu behandeln ge— 
denke, die Ereigniſſe unter Louis Philipp, der Geſchichte an? 
Ich glaube unzweifelhaft. Denn obgleich etwas mehr als 
7 Jahre ſeit dem Sturze des Bürgerkönigs verfloſſen ſind, ſo 
hat ſich doch von den Begebenheiten und den Tendenzen unter 
ſeiner Regierung ſo viel der Mitwelt und vorzüglich Frankreich 
entzogen, daß man dieſe Epoche mehr den Ereigniſſen als der 
Jahreszählung nach der Vergangenheit angehörig betrachten 
kann. Ich will, um das Geſagte klar zu machen und zu be— 
weiſen, die hauptſächlichſten dieſer Geſchichte machenden Momente 
bezeichnen. Die Ausſcheidung der verſchiedenen Klaſſen der 
Bevölkerung durch die Wahlgeſetze und die Vermögensverhält— 
niſſe, die Entwicklung und die Blüthe des doktrinären Parla— 
mentarismus, die orientaliſche Frage in ihrer Anregung von 
Aegypten aus, die ſpaniſchen Hochzeiten, die Hinneigung zu 
Oeſterreich und Rußland, die Entfernung von England, die 
beginnende Entwicklung des Sozialismus, die Eroberung von 
Algier, die Einführung der Eiſenbahnen und Dampfſchiffe in 
einer berechneten Ordnung, ihr Einfluß auf die Finanzen, end— 
lich die Flucht der Dynaſtie Orleans und der Tod ihres Häupt— 
lings gehören durch das, was nachgefolgt iſt, durch die Thaten 
der Republik, der Präſidentſchaft und des Kaiſerreiches ſo ſehr 
der Vergangenheit an, daß man ſich ohne Scheu hier als auf 
dem Gebiete der Geſchichte betrachten kann. 

Zur beſſern Beurtheilung für die Geſchichte bietet ſich dieß 
Alles doch noch in einer ſo geringen Entfernung an, daß man, 
wie der Unterſuchungsrichter für ein Verbrechen, eine friſch be— 
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näher auseinander ſetzen laſſen, durch eigene Anſchauung beſſer 
beſehen kann. Wahrlich, wir, in unſerer Zeit, können über die 
erwähnte Epoche beinahe jo förmlich wie Geſchworene zu Ge- 
richte ſitzen und wie Geſchworene z. B. folgende Fragen, die als 
Anklagepunkte Louis Philipp vorgehalten werden, beantworten: 
Hat er als Verächter aller Wahrheit und alles Rech⸗ 
tes ſich nur den materiellen Intereſſen ergeben und ſein 
ganzes Zeitalter beſtochen? 
Hat er die Mittel zu ſeiner Regierung auf gewiſſen⸗ 
loſe Weiſe gewählt? 
Hat er das Land ſeinem Familien-Intereſſe aufgeopfert? 
Hat er den Vertrag, der ihm den Thron ficherte, 
verletzt und die Natur ſeiner Regierungsgewalt mißkannt? 
Zur Beantwortung dieſer Fragen wird das Nachſtehende 
dem Leſer hinlänglichen Stoff bieten; ich will ihm nicht im 
Geringſten bei der Bildung ſeines Urtheiles vorgreifen, ihn 
jedoch, um allem Irrthum vorzubeugen, darauf aufmerkſam 
machen, daß das, was hier erzählt werden ſoll, keineswegs 
etwa eine Lebensbeſchreibung Louis Philipp's ſein ſoll, für die 
ſich in Deutſchland und Frankreich in den verſchiedenartigſten 
Zeitſchriften eine eigene Litteratur gebildet hat, ſondern eine 
Geſchichte Frankreichs während der Regierung Ludwig Philipp's, 
eine Geſchichte ſeines Volkes und Staates in den politiſchen 
Bewegungen im Innern, in den diplomatiſchen Beziehungen 
zum Auslande, in der Eroberung Algiers, im großen Ganzen 
der Verwaltung und in den Erſcheinungen der Lehren, welche 
Geſellſchaft und Staat in ihrer jetzigen Geſtaltung für unrecht— 
mäßig erklären. Eine Geſchichte über das Leben und die Thaten 
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gangene That vor ſich hat, die man ſich durch Augenzeugen 
näher auseinander ſetzen laſſen, durch eigene Anſchauung beſſer 
beſehen kann. Wahrlich, wir, in unſerer Zeit, können über die 
erwähnte Epoche beinahe ſo förmlich wie Geſchworene zu Ge— 
richte ſitzen und wie Geſchworene z. B. folgende Fragen, die als 
Anklagepunkte Louis Philipp vorgehalten werden, beantworten: 
Hat er als Verächter aller Wahrheit und alles Rech— 
tes ſich nur den materiellen Intereſſen ergeben und ſein 
ganzes Zeitalter beſtochen? 
Hat er die Mittel zu ſeiner Regierung auf gewiſſen— 
loſe Weiſe gewählt? 
Hat er das Land ſeinem Familien-Intereſſe aufgeopfert? 
Hat er den Vertrag, der ihm den Thron ſicherte, 
verletzt und die Natur ſeiner Regierungsgewalt mißkannt? 
Zur Beantwortung dieſer Fragen wird das Nachſtehende 
dem Leſer hinlänglichen Stoff bieten; ich will ihm nicht im 
Geringſten bei der Bildung ſeines Urtheiles vorgreifen, ihn 
jedoch, um allem Irrthum vorzubeugen, darauf aufmerkſam 
machen, daß das, was hier erzählt werden ſoll, keineswegs 
etwa eine Lebensbeſchreibung Louis Philipp's ſein ſoll, für die 
ſich in Deutſchland und Frankreich in den verſchiedenartigſten 
Zeitſchriften eine eigene Litteratur gebildet hat, ſondern eine 
Geſchichte Frankreichs während der Regierung Ludwig Philipp's, 
eine Geſchichte feines Volkes und Staates in den politiſchen 
Bewegungen im Innern, in den diplomatiſchen Beziehungen 
zum Auslande, in der Eroberung Algiers, im großen Ganzen 
der Verwaltung und in den Erſcheinungen der Lehren, welche 
Geſellſchaft und Staat in ihrer jetzigen Geſtaltung für unrecht— 
mäßig erklären. Eine Geſchichte über das Leben und die Thaten 
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Louis Philipp's hätte jedenfalls Bedeutung für die Staats— 
männer, aber zu ihrer Darſtellung iſt ebenfalls ein Staats— 
mann erforderlich. Für die Menſchheit, für die durch die Zivili— 
ſation fortgeſchrittene Menſchheit, für die Demokratie iſt aber 
viel wichtiger zu wiſſen, welche Fortſchritte Frankreich während 
der Regierungszeit Louis Philipp's gemacht, welcher Entwicklung 
ſich Europa zu erfreuen hatte. 

Daß ich gerade dieſe Zeit zum Gegenſtande gemacht habe, 
iſt leicht erklärlich. Sie iſt in der Neuzeit und als eine in der 
Neuzeit vergangene unbeſtritten die wichtigſte, die ſich dem 
Beobachter darbietet. Für Frankreich iſt es die Zeit der Wie— 
deraufnahme der Revolution, die durch die Herrſchaft Napo— 
leons und die Reſtauration darniedergehalten worden war; die 
alten Gedanken der Volksrechte lebten wieder auf und mit 
ihnen ſtürzte der Thron der Bourbonen. Daran ſcheiterte dann 
aber die Regierung Louis Philipp's, daß er, nach ſeinen 
eigenen Anſichten und von den Doktrinärs geleitet, nur einen 
Theil des franzöſiſchen Volkes jener Rechte theilhaftig werden 
laſſen wollte, und allen Erörterungen über die Erweiterung 
dieſer Klaſſe ein taubes Ohr entgegenſetzte. Er iſt auf dieſe 
Weiſe ſeiner eigenen Beſtimmung untreu geworden; im Innern 
entfernte er ſich vom Volke und zog ſich in die Intereſſen ſei— 
ner Familie und auf eine kleine Zahl willfähriger Miniſter und 
Diener zurück, die ihren Willen dem ſeinigen unterordneten; ja 
er, der ehemalige Anhänger Voltaire's und unter deſſen Regie— 
rung es Mode geworden, über Religion und Prieſterſchaft zu 
lachen, glaubte ſich zuletzt noch auf dieſe ſtützen zu müſſen, 
ein ſicheres Zeichen von der innern Haltloſigkeit des Regimen— 
tes. In den Verhältniſſen zum Auslande entfernte er ſich 
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nicht nur von den großen Volkserhebungen in Polen, Italien, 
Belgien, von dem Frankreich ſonſt immer guten Nachbarn der 
Schweiz, ſondern ſogar von dem konſtitutionellen England, um 
mit der ruſſiſchen und öſterreichiſchen Politik in Gemeinſchaft 
zu handeln. Für Frankreich iſt dieſe Zeit ferner noch wichtig 
wegen der Richtung, welche die öffentliche Meinung nahm und 
in dieſer Richtung ihrer Vernichtung zueilte, ich meine den faſt 
unerklärbaren Hang nach Reichthum. L. Blanc ſagt hierüber 
in der Zeitſchrift „le Nouveau Monde“: „Frankreich hörte 
wahrhaftig auf, Frankreich zu ſein. Dieſe ſo gebildete und 
ſtolze, ſo großmüthige und lebhafte Nation, welche Alles er— 
höht hatte, mit dem ſie in Berührung gekommen, welche ſelbſt 
in ihren Fehlern noch mit Anſtand und in den Erzeffen mit 
Heroismus handelte, die Verirrungen des Aberglaubens durch 
das Ritterweſen und die Schreckensherrſchaft durch den Patrio— 
tismus zu veredeln gewußt hatte, kroch unter das Joch eines 
ſchwer zu bezeichnenden Krämergeſchlechtes (rage carthaginoise). 
Alles wurde Gegenſtand des Handels, der gute Name, der Ruhm, 
die Ehre und die Tugend. Dieſe ſechs Worte: „„Jeder für ſich, 
Jeder bei ſich““ enthielten die ganze Weisheit und Wiſſenſchaft. 
Seine Geſchäfte machen war die einzige Arbeit des Tages. 
Die Religion? ein Geſchäft; die Politik? ein Geſchäft; Philo— 
ſophie, Litteratur und Kunſt? alles Geſchäfte. Man verkaufte 
die Talente der Beſſern; man hätte bald auch ihre Seele ver— 
handelt. Es war die Zeit, in der die Ehe den Platz verdiente, 
den ſie im Code zwiſchen dem Kauf- und Pachtvertrag ein— 
nimmt, und man berechnete, ob die Liebe ein Geſchäft ſei, das 
vier oder fünf vom Hundert einbringe. Es gab einen Augen— 
blick, in dem man in Frankreich von nichts Anderm ſprach 
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als vom Ankauf von Aktien, ohne ſie zu zahlen, von Dividen— 
den, Zinſen und Millionen. Aktionäre für die Ausbeutung 
irgend einer eingebildeten Unternehmung werben, mit einer 
falſchen Erfindung die Menſchen zum Beſten halten; — das 
hieß man Ideen haben.“ Dieß wurde für Frankreich und die 
Regierung um ſo bedeutungsvoller, als daran der Sozialismus, 
der ſchon früher in einzelnen Erſcheinungen aufgetreten und in 
der Revolution von 1848 bereits als Macht ſich zeigte, ſeinen 
Anlauf nehmen und ſich entwickeln konnte. 

Dieſer Zeitabſchnitt iſt aber auch wichtig für Deutſchland, 
weil mit 1830 dort die konſtitutionellen Bewegungen ihre Rechte 
zu erwerben ſuchten und ſie wirklich für eine Zeit lang auch 
errangen, für eine Zeit, die gerade ſo lange dauerte, als in 
Frankreich die Herrſchaft des Konſtitutionalismus. 

Er iſt für die Schweiz wichtig, nicht nur, weil in die 
Zeit von 1830 — 1848 ihre Erhebung und Entwicklung fällt, 
ſondern auch wegen der einzelnen Züge, die ſich in der Par— 
teigeſtaltung zeigten, in der Aehnlichkeit zwiſchen den Doktrinärs 
und den ſg. Dreißigern, in der Uebereinſtimmung der Reformiſten 
mit dem Radikalismus, und ſelbſt in Kleinigkeiten der Ver— 
waltung. 

Er iſt im Allgemeinen für alle ſg. konſtitutionellen Länder 
wichtig, indem er uns den nothwendigen Kampf zwiſchen dem 
Königthum und der Volksherrſchaft vor Augen führt, bei dem 
die letztern das allgemeine Stimmrecht zu erwerben und dann 
als Republik zu ſiegen ſucht. Er iſt wichtig dadurch für die 
Geſchichte des Parlamentarismus, beſonders in konſtitutionellen 
Monarchien, und für die Geſchichte des Liberalismus in den 
Republiken. Auch dieſer muß ſeine Entwicklungsſtufen durch— 
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laufen und muß ſich entſcheiden, ob er zur Herrſchaft des In— 
dividuums zurückkehren, oder den Ideen des Volkswohles in 
ſeinen politiſchen und materiellen Berechtigungen huldigen will. 
Es iſt gerade dieſe allgemeine und für Frankreich, Deutſchland 
und die Schweiz beſondere Wichtigkeit, welche mich beſtimmt 
hat, dieſen Zeitpunkt zum Gegenſtande der Beſchreibung zu 
machen. 

Es geſchieht dieß durch fünf Abtheilungen hindurch, von 
denen die erſtere die politiſchen Kämpfe Frankreichs im Innern, 
die zweite ſeine Beziehungen zum Auslande, die dritte die Er— 
oberungen in Algier, die vierte die Verwaltung und die fünfte 
die Lehren vom Sozialismus in dieſer Zeit behandelt. Man 
kann mir allerdings den Einwurf machen, daß durch dieſe Zer— 
theilung der Thatſachen die Einheit der Darſtellung etwas 
leide. Ich muß aber erwidern, einmal, daß ich durch An— 
knüpfungspunkte dem geneigten Leſer Anlaß gegeben habe, die 
Einheit für ſich herzuſtellen, und dann, daß, wenn man genau 
die neuere Geſchichte ſchreiben will, man den verſchiedenen Be— 
ziehungen des Staatenlebens durchaus folgen muß. Es iſt 
ein Reſultat der modernen Staatskunſt, daß ſie das Staats— 
leben beinahe nach Rubriken zerlegt hat, und in dieſe muß der 
Hiſtoriker folgen, wenn er das allſeitige Leben wiedergeben 
will. Ich hätte nur zur Vervollſtändigung eine ſechste beifü— 
gen ſollen, die Geſchichte der wiſſenſchaftlichen Bewegungen. 
Verſchiedene Umſtände hielten mich davon ab. Einmal ſchon 
der Umfang des vorliegenden Buches, der gewiſſe Gränzen 
nicht überſchreiten darf und doch immer deutlich bleiben muß. 
Dann der Kreis der Leſer, von denen nicht Alle den ſpeziellen 
Wiſſenſchaften hätten folgen mögen. Drittens die Rückſicht, 
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daß ich, um umfaſſend und doch gründlich ſein zu können, mich 
auf einzelne Zweige hätte werfen müſſen, die mir bei allem 
Fleiße doch nicht die Einſicht gegeben hätten, um darüber mit 
Nutzen ſchreiben zu können. Viertens die Erwägung, daß dieſe 
Schilderung ſpeziell zur Kultur- und Wiſſenſchaftsgeſchichte ge— 
hört, und endlich, weil ſich von Geſchichte auf dieſem Gebiete 
erſt reden läßt, wenn die Wirkungen der geiſtigen Thätigkeit 
in das äußere Leben eintreten. 

Was die Quellen und ihre Benutzung betrifft, ſo iſt 
dieß nach den einzelnen Abtheilungen verſchieden geſchehen; in 
der erſten lehnte ich mich, beſonders was den Gang der Er— 
zählung betrifft, an die Geſchichtſchreiber Blanc und Regnault 
an; neben denſelben benützte ich Biographien über Thiers, 
Guizot, Molé, Broglie, Lamartine u. A., ferner verſchiedene 
Broſchüren, die einzelne Tagesfragen beſprochen; in der zwei— 
ten waren die hauptſächlichſten die in verſchiedenen Kompila— 
tionen enthaltenen Noten und Verträge; d'Hauſſonville iſt 
nur ſelten benützt worden; in der dritten leiteten mich verſchie— 
dene Aufſätze in der Revue des deux mondes, die beſonders 
ſeit 1844 viele Artikel über die Unternehmungen der Franzoſen 
in Afrika, über die dortigen Gegenden und Völker enthielt; in 
der vierten ſtützte ich mich meiſt auf den Wortlaut der Geſetze, 
welche die verſchiedenen Zweige der Verwaltung beſchlagen, 
und in der fünften auf die Schriften der dort behandelten 
Schriftſteller. 

Zum Schluſſe noch einige Worte über die Stellung dieſer 
Schrift zu andern Arbeiten über denſelben Gegenſtand. Von 
vorneherein ſei geſagt, daß ſie bloß Geſchichtſchreibung und 
nicht Geſchichtsforſchung iſt. Die Männer, welche von 1830 
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bis 1848, und zwar felbft auf dem Gebiete der Politik gelebt 
haben, werden dem Stoffe nach wenig Neues finden; es freut 
mich, wenn ihnen die Lektüre eine angenehme Zuſammenſtellung 
und Erinnerung an die vergangenen Zeiten zu geben vermag; 
für die Jüngern dagegen glaube ich einen wichtigen Abſchnitt 
der Geſchichte, deſſen Kenntniß ihnen nothwendig iſt, auf eine 
Weiſe behandelt zu haben, daß ſie der Lektüre von andern 
größern Werken, wofür ſie bei ihren eigenen Studien und 
Beſchäftigungen nur wenig Zeit finden, überhoben ſein können. 
Namentlich gilt dieß von den Werken Louis Blanc's und Elias 
Regnault's, denen ich in der vorliegenden Arbeit oft gefolgt 
bin. — Was ich aber als Neues beanſpruche, iſt die eigene 
Art der Darſtellung durch die Auseinanderhaltung der ver— 
ſchiedenen Rückſichten, unter denen das Leben eines Staates 
betrachtet werden kann, und in gewiſſen Punkten vielleicht auch 
eine eigenthümliche Anſchauungsweiſe, über deren Richtigkeit und 
Lebendigkeit ich das Urtheil des Leſers erwarten will. Mein 
Zweck wird daher erreicht ſein, wenn der geneigte Leſer die Arbeit 
mit dem Urtheile, etwas Nützliches, ſei es in der Form, ſei 
es im Inhalt, gelernt zu haben, aus den Händen legen wird. 


Bern. 


Der Verfaſſer. 


In halt. 
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Erſtes Hauptſtück. 


Die Bewegungen der Parteien im Inneren. 


1. Die Generalſtatthalterſchaft und die Julitage. 


Es war den 30. Juli 1830; eine ungeheure Menge Volkes, oi 
auf deren Geſichtern noch der Ausdruck eines kaum vollendeten De bie 
Kampfes zu leſen war, wogte bei den Eingängen des Palais- ration. 
Royal auf und nieder. Zwei Punkte deſſelben nehmen ſie zu 
gleicher Zeit in Anſpruch. Ueber daſſelbe und an deſſen hervor— 
ragenden Punkten flatterte die dreifarbige Fahne, das Sinnbild 
des freien Volkes Frankreichs. So eben hat es ſich um die Frei— 
heit geſchlagen, das Panner der Revolution aufgepflanzt, den Grund— 
ſatz der Volksherrſchaft erklärt. Ein Augenblick zieht es auf an— 
dere Stellen. Die Flügelfenſter des Hauptſaales öffnen ſich und 
zwei Männer zeigen ſich dem Volke. Die Rufe: „Es lebe der 
Herzog von Orleans“ — „es lebe Laffitte“ Yaffen mich die Namen 
der Zwei erfahren. — Warum aber dieſer Ruf? warum dieſe zwei 
Männer? So eben iſt der Letztere im Palaſte des Herzogs von 
Orleans angekommen und überbringt dieſem die Ernennung zum 
Generalſtatthalter des Reiches. Denn der Vertreter des Kö— 
nigthumes, Karl X., war von den Vertretern des Volkes 
des Thrones verluſtig erklärt worden, und dieſe waren im Begriffe, 
eine Krone zu vergeben, Frankreich einen neuen König zu bezeichnen. 
Bedingungen von der einen, Bedenken von der andern Seite ver— 
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die Statthalterſchaft geſchaffen. Sie mußte für den Augenblick der 
Widerſtandspunkt gegen die Erklärung der Republik ſein. 

Wie! eine Revolution vollbracht und Karl der Zehnte geſtürzt? 
Allerdings! Frankreich hat das Werk des alten Europa vernichtet. 
Zweimal hat dieſes das alte Königsgeſchlecht auf den Thron Frank— 
reichs geführt; zum dritten Male hat ſich Frankreich von demſelben 
erledigt. Denn wie die Dynaſtie 1814 nur unter der Anerkennung 
von Rechten des Volkes und insbeſondere ſeiner Mitwirkung an 
der Geſetzgebung, des Rechtes, ſeine Gedanken durch die Preſſe 
frei zu äußern, ſich dem Reiche darzubieten wagte, ſelbſt da es 
von fremden Mächten geſchützt war, ſo war ein Angriff auf jene 
ein Angriff gegen das Volk, den dieſes abzuweiſen hatte. 

Es ſelbſt war durch Verfaſſung und Wahlgeſetz in zwei Maſ— 
ſen getheilt; die eine konnte durch Reichthum berechtigt an der 
Volksvertretung Theil nehmen, die andere war wegen Armuth da— 
von ausgeſchloſſen. Die erſtere nennt man heutzutage den Bürger— 
ſtand, oder um die Sache in einem Provinzialausdrucke wiederzu— 
geben: „die Hablichen“, und es iſt mehr dieſer als der Ausdruck 
Bürgerſtand, der der franzöſiſchen „bourgeoisie“ entſpricht; die 
letztern find beſonders mit der Bezeichnung „Volk“ beehrt.“ 
So verſchieden die Beziehungen dieſer zwei Abtheilungen gegen ein— 
ander auch ſein mochten, ſo hatten ſie bei den abſoluten Verord— 
nungen des Königthums doch dieſelben Intereſſen; nur der Augen- 
blick, in dem die verſchiedenen Seiten berührt werden, konnte ver— 
ſchieden ſein. Die drei Verordnungen, die Karl X. erließ, berührten 


) Dieß iſt die Unterſcheidung vom politiſchen Standpunkte aus, 
vom ſozialiſtiſchen wird der Begriff ſo gegeben: 

„La bourgeoisie est l'ensemble des citoyens qui, possedant des in- 
struments de travail ou un capital, peuvent, sans s’asservir, développer 
leurs facultés et ne dependent d’autrui que dans une certaine mesure. 
— Le peuple est l’ensemble des citoyens qui, ne possedant pas les in- 
struments de travail, ne trouvent pas en eux-mömes leurs moyens de 
développement, et dependent d’autrui en ce qui touche aux premieres 
necessités de la vie.“ L. Blanc, vol. V. conclusion historique. 
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fie aber zu gleicher Zeit, griffen ſomit das ganze Volk an. Die 
eine war gegen die Volksvertretung gerichtet, die andere gegen die 
Preſſe; die erſte griff den Bürgerſtand, die letzte das ganze Volk 
an, die erſte die politiſche Organiſation des Staates, die letzte 
einen weſentlichen Beſtandtheil der ganzen Geſellſchaft. Denn ſei 
es, daß die Preſſe wiſſenſchaftliche Gegenſtände behandelt, ſei es, 
daß ſie in der Tagesgeſchichte aufklärend oder erzählend wirkt, ſo 
erreicht ſie in den drei Kreiſen der Geſellſchaft, von denen der eine 
ſich belehren will, der andere aus Gewohnheit liest und der dritte 
eine Neugierde befriedigt, zu gleicher Zeit die ganze Geſellſchaft 
und insbeſondere die franzöſiſche. 

Die Volksvertretung war nach den großen Bewegungen 
der Revolution, nach dem Widerſtand der Gegner derſelben als der 
Punkt in der Geſellſchaftsbewegung und im Staate erſchienen, wo 
das Gleichgewicht der ſich bekämpfenden Elemente hergeſtellt iſt; 
ein Angriff gegen ſie ſtellte die blutigen Errungenſchaften des fran— 
zöſiſchen Volkes in Frage. Ihre Aufgabe war, in Mitwirkung 
mit dem Könige das auszuſprechen, was im Lande Rechtens ſein 
ſoll, — das Geſetz. — Den 3. März 1830 war ſie wiederum vom 
Könige berufen und zur Mitwirkung an ſeinen Plänen, zur Auf— 
rechthaltung der öffentlichen Ruhe aufgefordert worden. Zweihun— 
derteinundzwanzig Mitglieder der Kammer antworteten, daß die 
Verfaſſung aus dem beſtändigen Zuſammenwirken der politiſchen 
Anſichten der Regierung mit den Wünſchen des Volkes die uner— 
läßliche Bedingung des regelmäßigen Ganges der öffentlichen An— 
gelegenheiten bilde. Sie fügten dieſen Worten in der Antwort auf 
die Adreſſe noch die folgenden bei: „Sire, unſere Ehrlichkeit und 
unſere Erhabenheit nöthigen uns, Ihnen zu ſagen, daß dieſes Zu— 
ſammenwirken nicht beſteht.“ Denn die Männer des Miniſteriums 
Polignac, das damals an der Spitze der Geſchäfte ſtand, hatte 
eine Partei in der Kammer und im Volke gegen ſich, welche eine 
freie Regierung auch mit einem Könige für möglich hielt, wenig— 
ſtens aber an der Verfaſſung feſthalten wollte, deren Einrichtungen 
als das Wenigſte erſchien, auf deſſen Erhaltung oder Verwirklichung 
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man dringen mußte. Die Antwort dieſer Männer im eben be⸗ 
rührten Votum über die Adreſſe führte zunächſt die Vertagung und 
den 16. Mai die Auflöſung der Kammern herbei. Die Wieder- 
wahl der 221 wurde in doppelter Beziehung nothwendig: ſowohl 
als augenblickliches Auftreten, als Demonſtration gegen das Mi— 
niſterium, als zur Vertheidigung des durch ſie vertretenen Grund— 
ſatzes. Die Thätigkeit, welche Preſſe und Wähler entwickelten, 
um die Wiederwahl zuwege zu bringen, der Widerſtand, den das 
Miniſterium zu erwarten hatte, vermochten es zu jenem Berichte, 
in dem über die Preſſe und die Wahlen zu gleicher Zeit der Stab 
gebrochen wurde. Auf ihn geſtützt erließ der König von St. Cloud 
aus, ſeinem Sommeraufenthalte in einem Schloſſe, nicht ganze 
zwei Stunden von Paris entfernt, die berüchtigten Ordonnanzen 
vom 25. Juli. Die eine vernichtete im erſten Artikel die Freiheit 
der periodiſchen Preſſe. Sowohl der Verfaſſer als der Drucker 
pertodifeh erſcheinender Schriften mußten für ihre Thätigkeit Be— 
willigung vom Könige haben, um die alle drei Monate nachgeſucht 
werden mußte. Neben dieſer allgemeinen Erlaubniß wurde für 
jeden Artikel ſpeziell die Zenſur eingeführt. Schriften, die nicht 
periodiſch erſchienen und nicht 20 Bogen ſtark waren, bedurften 
zur Veröffentlichung die Bewilligung des Miniſters des Innern in 
Paris oder der Präfekten in den Departements. Die zweite 
Ordonnanz löste die neugewählten Kammern auf. Dieſe waren 
aber noch nicht einmal verſammelt, wohl aber viele Abgeordnete 
zur Eröffnung, welche den 3. Auguſt Statt finden ſollte, bereits 
in Paris eingetroffen. Es war ſomit kein durch die Verfaſſung 
dem König gewährtes Auflöſungsrecht ausgeübt, ſondern dieſer 
hatte Wahlen für ungültig erklärt. Eine dritte Ordonnanz ver— 
änderte das Wahlgeſetz und ſtellte die Beſtimmungen feſt, nach 
denen die neuen Abgeordneten zu erwählen ſeien. Dieſe wurden 
dann auf den 28. September zuſammenberufen. 

Mit dieſen drei Akten waren die Verfaſſung und die beſtehende 
Geſetzgebung mannigfach verletzt: man vernichtet die Garantien der 
Verfaſſung über die Preßfreiheit und die Preßgeſetze; man kaſſirt 
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Wahlen, während man nur Kammern auflöſen kann; man verletzt 
überdieß die Verfaſſung noch, inſofern ſie den Zuſammentritt 
einer neuen Kammer innerhalb dreier Monate vorſchreibt, nachdem 
die eine aufgelöst worden iſt. Nun wurde die eine den 16. Mai 
aufgelöst und der Zuſammentritt der neuen auf den 28. Sept. 
feſtgeſetzt. Die Berufung auf den dritten Auguſt kann nicht be— 
achtet werden, indem der Zuſammentritt nicht Statt gefunden hatte. 
Zwar ſtützte ſich der König auf den Art. 14 der Verfaſſung, wel— 
cher ihm das Recht gab, die für die Sicherheit des Staates nöthi— 
gen Ordonnanzen zu erlaſſen.*) Allein ſo ſchlecht gewählt dieſe 
Vertheidigung auch iſt, indem der Staat gar nicht in Unſicherheit 
war als durch die Umtriebe des Königs, der ſich mit dem Staate 
verwechſelte, ſo wurde auch dieſes nur zum Scheine vorgegeben. 
Denn man hatte die Abſicht einen Staatsſtreich auszuführen, und 
die Ordonnanzen wurden daher auch nicht erlaſſen, als bis man 
ſich von einer gehörigen Anzahl Truppen Ae glaubte: man 
wollte regieren trotz dem Staate. 

Der erſte Schritt, welcher gegen die Ordonnanzen gethan 
wurde, gieng von der Preſſe aus. Er beſtand in der Proteſtation 
der Gerants und Redacteure von 10 in Paris erſcheinenden Jour— 
nalen. Die Haupttriebfeder und der Redacteur dieſes Aktes war 
Thiers, einer der Mitarbeiter des National, in deſſen Bureau die 
Proteſtation berathen und beſchloſſen wurde. Von den Unterzeich— 
nern ſind außer Thiers noch beſonders zu bemerken: James Fazy, 
der lange Zeit ſeither vom Freiſtaate Genf an die Spitze ſeines 
vollziehenden Rathes geſtellt war, damals Redacteur der „Revo— 
lution,“ Mignet, Verfaſſer einer Geſchichte der franzöſiſchen Re— 


— on 


) Der zitirte Artikel 14 lautet in Ueberſetzung alſo: 

„Der König iſt das Oberhaupt des Staates, hat den Oberbefehl 
über die Land: und Seetruppen, erklärt den Krieg, ſchließt Friedens-, 
Freundſchafts- und Handelsverträge ab, beſetzt alle Stellen der Staats— 
verwaltung und erläßt die für die Vollziehung der Geſetze und die Si— 
cherheit des Staates nöthigen Reglements und Verordnungen.“ 
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solution bis zum zweiten Pariſer Frieden, und Armand Garrel, be— 
kannt geworden durch ſeine als Vertreter der republikaniſchen Ideen 
geführten Prozeſſe vor der Pairskammer und ſeinem in einem 
Duelle mit Girardin erfolgten Tode; — beide: Mignet und Carrel 
waren damals Mitarbeiter am National. Der Schwerpunkt lag 
in der Erklärung der Ordonnanzen als Staatsſtreich; als Folge 
davon hört der Gehorſam der Bürger auf eine Pflicht zu ſein. 
Denn die Verfaſſung verlangt die Befolgung der Geſetze von Seite 
der Preſſe, und nicht die Befolgung der Ordonnanzen. Das Gleiche 
ward in Bezug auf die Wahlkollegien geltend gemacht, und in Be— 
zug auf die Auflöſung der Kammer wurde darauf gedrungen, daß 
eine Auflöſung derſelben vor ihrer Konſtituirung nicht möglich war. 
Die Abgeordneten wurden als mit Recht erwählt betrachtet und 
erſucht, ihre Pflichten als ſolche nicht zu vergeſſen. 

Von dieſer Seite hätte in der That auch der kräftigſte Wider 
ſtand ausgehen ſollen. Allein die Abgeordneten waren unentſchloſ— 
ſen, in welchem Charakter ſie auftreten ſollten. Waren ſie wirk— 
lich nach dem Auflöſungsakte noch Deputirte, oder hatten fie keinen 
andern Charakter als einfache Bürger? Viele glaubten das Erſtere, 
Andere das Letztere, und unter dieſer Zahl war Dupin. So weit 
war man aber eins: die Ordonnanzen nicht als verfaſſungsmäßig 
anzuerkennen und paſſiven geſetzlichen Widerſtand zu leiſten. Dieſe 
Anſicht vertrat für jetzt noch die Körperſchaft der verſammelten 
Advokaten im Juſtizpalaſte. Das Erſcheinen der Zeitungen ent— 
gegen den königlichen Verordnungen ſollte nicht beſtraft, deren Be— 
ſitzer geſchützt werden. In Bezug auf die Deputirten ſchwebten ſie 
in derſelben Meinungsverſchiedenheit wie dieſe ſelbſt. Von hier 
aus ermuntert, waren am 27. Morgens drei Zeitungen, die auf 
Widerſtand drangen, erſchienen und hatten, in unzähliger Menge 
in Paris vertheilt, nicht verſäumt, eine aufregende Wirkung her— 
vorzubringen. 

Die durch die Auflöſung betheiligten Wähler hatten ſich im 
Bureau des National verſammelt. Der geſetzliche Widerſtand war 
es, was Thiers ihnen anrieth. Einige Auftritte gegen die Polizei 
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hatten ſchon an dieſem Tage eine thätliche Aufregung hervorge— 
bracht; der Hauptſchlag war aber den folgenden zwei Tagen vor— 
behalten. Der Schluß der Magazine und Arbeitsgebäude hatte 
eine Menge Volkes ihren gewöhnlichen Arbeiten entzogen. Dieſe 
wurde von den Buchdruckern, gegen die der Hauptſchlag gerichtet 
geweſen war, ſoviel möglich von der Lage unterrichtet und gegen 
die Regierung aufgereizt. Die Aufregung ſtieg, als von der Po— 
lizei Gewaltmaßregeln ergriffen wurden. Der Miniſter Polignac 
hatte dem Herzog von Raguſa diktatoriſche Macht übertragen. 
Dieſer hatte ſeinen Vertheidigungsplan bald gefaßt. Die Tuilerien, 
das Louvre waren von Schweizern beſetzt. Von hier aus ſollte in 
zwei Linien das aufſtändiſche Quartier umzingelt und abgeſchloſſen 
werden. Die eine zog der Seine entlang gegen das Stadthaus 
und den Platz der Baſtille; die andere ſollte von dem Tuilerien— 
garten und den elyſäiſchen Feldern aus auf die innern Boulevards 
ziehen und dieſen entlang, da wo ſie enden mit der andern Linie 
ſich vereinigen. Zwei Linien von ungeheurer Ausdehnung, zu der 
man nicht die gehörige Anzahl Soldaten hatte und die außerdem 
die bedeutenden Vorſtädte, deren Bewohner bald herbeigerufen 
werden konnten, außer ihrer Herrſchaft ließen. Ihnen muß man 
folgen, um den Schauplatz des Kampfes zu kennen. Andere ent— 
legene Punkte, wo vereinzelt gekämpft worden war, kommen we— 
niger in Betracht. Die Hauptſcenen des Kampfes ſind daher beim 
Louvre, den Tuilerien, dem Stadthaus und auf den Boulevards. 
Auf den letztern hatte man Barrikaden errichtet, ſowie auch auf 
den einzelnen Straßen, welche die zwei Linien in Verbindung ſetzen 
ſollten. Die Bewaffnung in den Vorſtädten, von denen ſich beſon— 
ders die von St. Jacques mit den Studenten der Rechtsſchule, der 
mediziniſchen Facultät und dem Polytechnikum, die von St. An— 
toine und St. Denis auszeichneten, führte von außen beſtändigen 
Zuzug herbei, konnte ſiegreiche Kämpfe beſtehen und das Stadt— 
haus einnehmen. Zwei Männer, der Volksgeneral Dubourg und 
der Buchdrucker Baude bildeten darauf eine Art politiſcher Gewalt, 
die ſich auf die Verproviantirung von Paris und die Verbindung der 
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Quartiere unter ſich beſchränkte. An vielen Stellen hatten ſich 
bereits die Truppen auf die Seite des Volkes geſtellt, beſonders 
wie ſie in dieſem die Nationalgarde kämpfen ſahen. Das König— 
thum iſt daher von ſeinen eigenen Truppen in Paris verlaſſen und 
nur noch auf die Schweizer geſtützt. Dieſe vertheidigten ſich mit 
der ihnen eigenen Tapferkeit, beſonders in den königlichen Paläſten, 
mußten aber endlich in die elyſäiſchen Felder entfliehen. Jetzt, ſo 
diktirte, wie er dies bemerkte, Talleyrand ſeinem Sekretär, haben 
die Bourbons zu regieren aufgehört. 

Was war jetzt zu thun? Die bewaffnete Macht des Königs 
war gebrochen, gebrochen nach vielem Blutvergießen von Seite 
des Volkes. Daß er nicht mehr regieren konnte war eine ausge— 
machte Sache, und den Unterhändlern, die von Seite der Pairs 
nach St. Cloud geſchickt worden und endlich den 29. Abends den 
Rückzug der Ordonnanzen bewirkt hatten, wurde geantwortet: „es 
iſt zu ſpät.“ Deputirte und das Volk waren darin einig. Die 
Meinungen giengen aber auseinander, wie die Frage um die Er— 


Rente. ſtellung einer neuen Regierung angeregt wurde. Die Deputirten, 


nale 8 die während des Kampfes mehr durch Furcht als durch Thätigkeit 


betheiligt waren, indem ſie vor den Folgen einer Volksrevolution 
zurückſchauderten, hatten ſich während der drei Tage vom 27— 29. Juli 
bei verſchiedenen Mitgliedern der Kammer mehrere Male verſam— 
melt und zuletzt im Hauſe Laffittes den bleibenden Haltpunkt ge— 
nommen. Ihnen gegenüber ſtellte ſich das Stadthaus, wo das 
Volk in Maſſen verſammelt war. Daſſelbe hatte bereits Lafayette 
als General der Nationalgarden an ſeine Spitze gerufen. Die eben 
bezeichneten zwei Inhaber der politiſchen Gewalt traten vor ihm 
zurück, ſo daß jetzt Lafayette die Macht des Staates in Händen 


un hält. Ihn, den Republikaner, umgaben Republikaner, ſeien es 
aniſche 


er⸗ 


ſuche 


ſolche, die eine Begeiſterung und Ueberzeugung für dieſe Staats— 
form hatten, wie die Charras, Cavaignac, ſeien es ſolche, die 
nicht wegen Dynaſtien in den Kampf gehen, ſondern, wenn eine 
geſtürzt iſt, ein anderes Regiment an die Spitze des Staates ge— 
ſtellt wiſſen wollten, ſeien es ſolche, denen der Glanz des König— 


9 


thums als eine unnütze Laſt des Staates erſchien. Das Stadt— 
haus und die Wohnung Laffittes waren die zwei Felder, auf denen 
es ſich um dieſe Politik handelte. Um aber wenigſtens Lafayette's 
und ſeiner Kollegen Republikanismus zu beſchränken wurde eine 
Munizipalverwaltung aus den Deputirten demſelben zur Seite ge— 
ſetzt, nicht aber eine proviſoriſche Regierung wie Einige gewünſcht 
hatten. An der Spitze derſelben ſtand Caſimir Perier, als Actuar 
war Odilon Barrot thätig. 

Mit der Bezeichnung einer Munizipalverwaltung und keiner 
proviſoriſchen Regierung hatten die Deputirten ſich die Verfügung 
über die Geſchichte des Landes vorbehalten. Sie entſchieden daher, 
als Vertreter des Volkes aufzutreten und die Geſetzgebung des 
Landes gegen die Munizipalverwaltung geltend zu machen, die, ob— 
wohl von Royaliſten geleitet, in der Umgebung Lafayettes und des 
Volkes zu mißbeliebigen Schritten hätte geführt werden können. 
Sie beeilten ſich, den 29. Morgens früh ſich zu verſammeln und 
die Monarchie, wenn auch jetzt nur für den Augenblick, zu retten. 
Die Verſammelten waren alle Begünſtiger des Herzogs von Orleans, 
der während der Reſtauration willig ſeine Säle den Gegnern der 
Regierung geöffnet und ſich dadurch, ſo wie durch ſein anſpruch— 
loſes Privatleben, das ſich in vielen einzelnen Zügen zeigte, eine 
große Volksthümlichkeit erworben hatte. Der entſcheidende Punkt 
war aber die Gleichheit der Intereſſen, wie ſie zwiſchen einem 
Prinzen mit großem Privatvermögen und Abgeordneten, deren 
Wahl auf einem großen Zenſus beruhte, nothwendig beſtehen 
mußte. Was dieſe Abgeordneten der Republik vorwarfen und was 
ſie zur monarchiſchen Staatsform beſtimmte, war einerſeits das 
Ausland, das dieſen Schritt als Fehdehandſchuh hätte aufnehmen 
müſſen, andrerſeits die ſtets bereite Lüge von der Aufrichtung des 
Schaffots. Das Jahr 1848 hat ſeither beide Vorwände Lügen 
geſtraft: das Ausland war froh, keinen direkten Angriffen ausge— 
ſetzt zu ſein, und der Furcht vor dem Schaffot wurde mit Abſchaf— 
fung der Todesſtrafe geantwortet, deren Wiedereinführung jetzt nicht 
von Republikanern, ſondern von Monarchiſten betrieben wird. 


lahmt. 


Orleani⸗ 
ſtiſche 
Be we⸗ 
gungen. 


Anhän⸗ 
ger Na⸗ 
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Die Erklärung, mit der die erwähnten Deputirten die Ge— 
müther auf die Bezeichnung des Herzogs von Orleans vorbereiten 
wollten, war auf folgende Weiſe abgefaßt: 

„Karl X. kann nicht mehr in Paris einziehen, denn er hat 
Bürgerblut vergießen laſſen. — Die Republik würde uns unheil— 
vollen Vertheilungen ausſetzen und mit Europa in Verwicklung 
bringen. — Der Herzog von Orleans iſt ein der Revolution er— 
gebener Prinz. — Der Herzog von Orleans hat nie gegen uns 
gekämpft. — Der Herzog von Orleans focht bei Jemappes mit. 
— Der Herzog von Orleans iſt ein Bürgerkönig. — Der Herzog 
von Orleans hat im Feuer die dreifarbige Fahne getragen; er 
allein kann ſie jetzt noch tragen. — Wir wollen keine andre. — 
Der Herzog von Orleans ſpricht ſich nicht aus; er erwartet un— 
ſern Wunſch. — Verkünden wir dieſen Wunſch und er wird die 
Verfaſſung annehmen, wie wir ſie immer verſtanden und gewollt 
haben. Er wird ſeine Krone nur vom franzöſiſchen Volke er— 
halten.“ 

Nach der Abfaſſung dieſer Erklärung, die in vielen Abdrücken 
und Anſchlägen der Stadt bekannt wurde, verreiste Thiers nach 
Neuilly, einem Sommeraufenthalt des Herzogs von Orleans, um 
dieſem die Krone Frankreichs anzubieten. 

Laffitte und ſeine Anhänger gaben ihm Beglaubigungsſchreiben 
mit. Sein Anerbieten erregte, da Louis Philipp auf einem andern 
Schloſſe ſich aufhielt, bei der Herzogin Bedenken: es wurde aber 
von der Prinzeſſin Adelaide, im Namen ihres Bruders ſozuſagen, 
angenommen und hatte wenigſtens das Erſcheinen des Herzogs in 
Paris zur Folge, wo er den 29. Nachts 11 Uhr anlangte. Zwei 
auffallende Reiſen! Die Thiers zeigte die Lage der Bevölkerung in 
dieſer Zeit. In der Hinreiſe mußte er Republikanern und den An— 
hängern Karls X., bei der Rückkunft Republikanern und Napoleoni— 
ſten ausweichen. Die Bewegungen der Letztern, die von einigen 
Offizieren und ſonſtigen Anhängern Napoleons ausgiengen, konnten 
ſich der Maſſe nicht mittheilen und fanden bei den Republikanern 
wie bei den Freunden des Herzogs von Orleans gleichen Wider— 
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ftand. Die geheime Ankunft des Letztern giebt uns eher eine Schil- 
derung ſeiner Geneigtheit oder Ungeneigtheit zur Annahme der Krone 
als eine Schilderung der Lage der Stadt. 

Jene Erklärung verfehlte nicht, ihren Eindruck zu machen. 
Während ſie die Einen aufforderte, ihren ganzen Einfluß für die 
neue Dynaſtie in nöthigen Erklärungen und Erhebungen geltend 
zu machen, wurden die Andern und beſonders die Republikaner da— 
durch hart angegriffen. In Privatkreiſen, ſo wie in den maſſen— 
haften permanenten Verſammlungen des Stadthauſes hatte ſie die— 
ſelbe peinliche Wirkung. In den erſtern Orten einigte man ſich 
unter der Herrſchaft des Gedankens, „daß das Volk ſeine geſetz— 
lichen Rechte mit dem Preiſe ſeines Blutes wieder erworben habe. 
Das werthvollſte dieſer Rechte ſei, nach freiem Willen ſich eine 
Regierung zu wählen. Man müſſe daher jede Verkündung ver— 
hindern, welche ein Staatsoberhaupt bezeichne, ſo lange die Re— 
gierungsform ſelbſt noch nicht beſtimmt ſei. Es beſtehe eine pro— 
viſoriſche Vertretung der Nation. Sie ſolle verſammelt bleiben, 
bis der Wunſch der Mehrheit der Franzoſen bekannt ſein könne.“ 
Beim Stadthaus hatte die Munizipalverwaltung folgende Erklärung 
verfaßt, die man nach der Veröffentlichung jenes orleaniſtiſchen Ak— 
tenſtückes nicht mehr bekannt machen wollte: 

„Frankreich iſt frei. Es will eine Verfaſſung. Es gewährt 
der proviſoriſchen Regierung nur das Recht, es zu befragen. In 
Erwartung bis es ſeinen Willen durch neue Wahlen ausgeſprochen 
haben wird, gebührt folgenden Grundſätzen Achtung: — Kein 
Königthum mehr. Die Regierung liegt in den Händen der vom 
Volke erwählten Mandatare; die vollziehende Gewalt iſt einem auf 
Zeit gewählten Präſidenten anvertraut; mittelbare oder unmittel— 
bare Mitwirkung aller Bürger bei der Wahl der Deputirten; 
Freiheit des Kultus, keine Staatsreligion mehr; die Stellen in 
der Land- und Seearmee gegen jede willkürliche Abſetzung gewähr— 
leiſtet; Errichtung von Nationalgarden auf allen Punkten Frank— 
reichs; die Hut der Verfaſſung iſt ihnen anvertraut. Dieſe Grund— 
ſätze, für welche wir ſo eben unſer Leben ausgeſetzt hatten, wer— 
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den wir im Falle der Noth mit geſetzlichem Widerſtand ver— 
theldigen.“ 

Statt dieſe Erklärung zu veröffentlichen, hatte Odilon Barrot 
bereits für diejenige der Deputirten zu wirken geſucht und der Um— 
gebung im Stadthaus geantwortet: „die beſte der Republiken iſt 
der Herzog von Orleans.“ Dieſer Meinung traten den folgenden 
Tag die im gewöhnlichen Verſammlungsſaale der Abgeordneten— 
kammer von Laffitte präſidirten Deputirten bei, indem ſie dem Her— 
zog von Orleans die Generalſtatthalterſchaft des Reiches übertrugen. 
Nur eine Stimme machte ſich dagegen geltend; allein vergebens. 
Die Kammer der Pairs, die während der wichtigen Tage im Palaſte 
Luxembourg beſtändig verſammelt geblieben war, trat dem Beſchluſſe 
bei; Chateaubriand allein ſprach, obwohl erfolglos, dagegen. 

1 Louis Philipp hatte eben jene Ernennung erhalten, als er 


und DIE ſich der Nation durch einige berechnete Handlungen bekannt zu ma— 
orleani⸗ 


8 chen beſchloß. Vor der Annahme der Statthalterſchaft hatte er 
I jedoch nicht geſäumt, einen geheimen Boten an den Fürſten Talley— 
hand. rand, den Barometer der Politik, abzuſchicken. Außer der bezeich— 
neten Vorſtellung vor dem Volke, von der wir ausgegangen, geſchah 
dies durch eine Erklärung und den Ritt vom Palais-Royal zum Stadt- 
haus. Die Erſtere ſtützte ſich auf die Berufung zur General— 
ſtatthalterſchaft und ſprach ſich dann weiter ſo aus: „Ich habe nicht 
gezögert zu kommen, mit Euch Eure Gefahren zu theilen, mich an 
die Spitze dieſer heroiſchen Bevölkerung zu ſtellen und alle Kräfte 
aufzubieten, um Euch vor dem Bürgerkriege und der Anarchie zu 
bewahren. Indem ich in die Stadt trat, trug ich mit Stolz dieſe 
glorreichen Farben, welche Ihr wieder genommen und die ich ſo lange 
getragen habe. Die Kammern werden ſich verſammeln; ſie werden 
über die Mittel berathſchlagen, um die Herrſchaft der Geſetze und 
die Aufrechthaltung der Rechte der Nation zu ſichern. Eine Ver— 
faſſung wird von nun an eine Wahrheit ſein.“ Wie 
dieſe Erklärung, ſo ſollte ihn auch der Ritt in's Stadthaus in 
Begleitung von Laffitte mit dem Volkswillen in Uebereinſtimmung 


ſetzen. Die Neuzeit hat ihm den Ritt des Königs von Preußen 
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durch Berlin an die Seite geſetzt. Beide haben gleich an der 
Nation gehandelt; der Eine wurde vertrieben, der Andere .. 

Sein Empfang auf den Straßen war verſchieden: die Lebe— 

hoch, die ihm beim Austritte aus ſeinem Palaſte empfingen und 
weithin begleiteten, wurden ſeltener und hörten ganz auf, wie 

er in die Nähe des Stadthauſes kam. Nichtsdeſtoweniger war der 
offizielle Empfang von Seiten der Behörden, beſonders von Seite 
Lafayette's ſehr zuvorkommend. Seine Ernennung durch die Depu— 

tirten wurde verleſen, und ſeine Erklärung, daß er als Franzoſe das 

dem Lande angethane Uebel und das vergoſſene Blut beklage, ſich 

aber glücklich ſchätze, als Prinz zum Wohle des Landes beitragen 

zu können, wurde mit Jubel aufgenommen. Die Zuſtimmung der 
verſammelten Menge vor dem Stadthauſe erhielt er auf gleiche 
Weiſe wie bei ſeinem Palaſte. Nach dem Rufe: „es lebe Lafayette“ 

folgte der: „es lebe der Herzog von Orleans“. Ein unangenehmer Auf— 

tritt für ihn waren die Worte des Bürgergenerals Dubourg: „Sie 
kennen unſere Rechte, wenn Sie ſelbe vergeſſen, werden wir Sie 

daran erinnern.“ Dies war eine Stimme aus dem Volke; ſie 

hat ſich noch beſſer bewahrheitet als die Orakelſprüche Talleyrands. 
Neben dieſem Begegnen mit den demokratiſchen Elementen hatte er 
Unterredungen in ſeinem Palaſte mit Lafayette, den er mit ſeinen 
vorgeblichen Zuneigungen zu den republikaniſchen Einrichtungen 
Nordamerikas ganz zu gewinnen wußte, und mit Godefroi Cavaignac, 

dem Bruder des heutzutage als General bekannten, und ſeinen 
Freunden. Dieſe führten nach den Fragen über die Wiener Verträge publik 
von 1815 und über die Erblichkeit der Pairie zum unbefriedigten Hege 
Rückzuge der Beſucher: — der Herzog von Orleans ſtand von nun pe ö 
an den Republikanern gegenüber. 


2. Das Königthum. 


Zt es Wahrheit? Iſt es Schauspiel? Oreht ſich die Geſchichte Die, 
der Monarchien auf Balkonen herum? Wiederum begehrt man vom ee 
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Volke feine Zuſtimmung. Den 6. Auguſt war Louis Philipp, 
Herzog von Orleans, von den Abgeordneten der Departements zum 
Könige der Franzoſen bezeichnet worden. Laffitte und Lafayette 
überbrachten die Erklärung der Abgeordneten an den Generalſtatt— 
halter des Reiches. Die in den Räumen und Höfen des Palais— 
Royal verſammelte Menge gab durch ununterbrochenes Beifallrufen 
den drei ſich zeigenden Männern ihre Zuſtimmung kund. 

Man hielt ſich beruhigt. Der Fürſt glaubte ſein Reich ſchon 
geſichert. Das Volk in ſeinen Vertretern, das Volk auf den Straßen 
haben ihn ja erhoben. Mit ihnen Beiden iſt ſeine Regierung ge— 
ſichert. 

Wie kam die Macht, wie kam die Krone in ſeine Hand? Als 
Generalſtatthalter war er bis zur nähern Befragung des Landes 
im Beſitze königlichen Namens. Die Auflöſung der Munizipal— 
verwaltung durch ſich ſelbſt und die Bildung eines proviſoriſchen 
Miniſteriums durch die Deputirten hatte bereits den 1. Auguſt die 
Niederlegung der ordentlichen Verwaltung des Reiches in ſeine 
Hände zur Folge gehabt. Die Inhaber der einzelnen Miniſterien 
in den Perſonen von Dupont (de l'Eure) für die Juſtiz, Bignon's, 
ſpäter des General Jordan für die äußern Angelegenheiten, des 
Generals Gerard für das Kriegsweſen, des Baron Louis für die 
Finanzen, des Herzogs von Broglie für die innern Angelegenheiten 
und Guizot's für den öffentlichen Unterricht, umgaben ihn mit Per— 
ſonen, die wie der erſtere im Volke guten Namen hatten oder wie 
der letztere in den Revolutionstagen bei den Deputirten ſich hervorge— 
than. Dupont (de l'Eure), der nicht geneigt zum Antritte eines 
ſolchen Amtes war, konnte nur durch die Geſinnungen, die der Her— 
zog für republikaniſche Einrichtungen bekannte, gewonnen werden. 

Die Würde eines Generalſtatthalters konnte nur eine vorüber— 
gehende fein. Die Befeſtigung des Herzogs in der Regierung unter 
dem Namen des Königs, oder die Uebernahme einer Regentſchaft 
im Namen des Enkels Karls X., Heinrich V., mußte der Regierungs— 
form einen bleibenden Charakter aufdrücken. Für letztere Annahme 
war keine Stimmung vorhanden, Widerſpruch dagegen auf allen 
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Seiten. Sie beruhte nur in der Vorausſetzung des fliehenden 
Königs, der für ſich und ſeinen Sohn zu Gunſten des Enkels ent— 
ſagt und den Herzog von Orleans als Regenten beſtellt hatte. Für 
das Erſtere ſprach die Lage von Paris, wo die Werkſtätten ſich wieder 
zu öffnen und die Geſchäfte ihren Gang, wenn gleich noch langſam 
zu nehmen begannen, ſprach die monarchiſche und zum Hauſe Or— 
leans ſich hinneigende Geſinnung der Deputirten. An ihrer Spitze 
ſtand Caſimir Perier. Jedoch waren die Stimmen noch immer 
laut, welche den Abgeordneten nur eine proviſoriſche Vertretung 
des Landes zugeſtanden und die direkte Befragung deſſelben ent— 
weder in den Wählerverſammlungen oder durch neue Deputirte ver— 
langten. Eine Schrift des Advokaten Rouſſel vertrat dieſe Anſicht, 
die als die der Republikaner betrachtet werden kann. „Die Ver— 
faſſung Ludwigs XVIII. beſteht nicht mehr; Karl X. hat ſie zerriſſen. 
Die Kugeln ſeiner Soldaten und die des Volkes haben die Fetzen 
zerſtreut. Die franzöſiſche Nation iſt wieder in die volle Ausübung 
ihrer Selbſtherrſchaft getreten. Sie allein kann und muß über 
Form und Weſen der Regierung entſcheiden. Aber 30 Millionen 
Menſchen können nur durch Vertreter berathen. Wer ſind dieſe 
Vertreter! Die jetzigen Kammern können die geſetzgebende Gewalt— 
kraft der Verfaſſung nicht ausüben, weil dieſe nicht mehr beſteht 
und ſie die Mitwirkung des Königs verlangt, den wir nicht mehr 
haben. Sie können ſich unmittelbar mit der Feſtſetzung der Art 
und Weiſe befaſſen, nach der die Nation über die Wahl ihrer Ver— 
treter befragt werden ſoll. Dieß muß den Haupt-, ja den einzigen 
Gegenſtand ihrer Berathungen bilden; in Betreff jedes andern In— 
haltes können ihre Entſchließungen, ſo weiſe ſie auch ſein mögen, 
nur einen vorübergehenden Charakter haben.“ 


Die Mehrzahl der Deputirten drang aber in Erwägung der en 
Lage des Augenblickes auf die fofortige Entſcheidung. In Bezug a 
auf die Grundſätze der Regierung, welche angenommen und dem rungs- 


zu wählenden Fürſten vorgelegt werden ſollten, hatten aber auch 
dieſe verſchiedene Anſichten. Louis Blanc's Geſchichte der 10 Jahre 
äußert ſich hierüber ſo: „Die Aufrechthaltung des Standes der 


yſtemes. 


16 


Geſellſchaft, gegründet auf Konkurrenz, Freiheit der Induſtrie, des 
Handels, und unter gewiſſen Beſchränkungen der Preſſe, die Herr— 
ſchaft der Bank, die Beſtätigung der Ungleichheiten des Vermögens, 
die Konzentrirung der politiſchen Macht in der mittlern Klaſſe mit 
mehr oder weniger Ausdehnung: — in dieſen Grundſätzen waren 
alle einig. Nur hätten die Einen, wie Dupont, Laffitte, Berard, 
Benjamin Conſtant ꝛc. gewünſcht, daß man mehr auf der Bahn 
der freiſinnigen Ideen vorwärts gienge, daß die monarchiſche Macht 
beſchränkt, der Wahlzenſus herabgeſetzt, die individuelle Freiheit 
mehr reſpektirt und die Macht der Preſſe mit weniger Mißtrauen 
ihrer natürlichen Beweglichkeit anheimgeſtellt würden, mit einem 
Worte, — ſie verlangten Schwächung der Macht zum Vortheil der 
Meinung, und ſchienen die Achtung alles deſſen, was der Indivi- 
dualität angehört als die beſte der ſozialen Garantien zu betrachten. 
Die Andern, wie Broglie und Guizot, glaubten an die Nothwen— 
digkeit, durch Ueberwachung die Bewegung der Geiſter beſtändig 
mäßigen zu müſſen. Sie trotzten der Meinung und dachten nur 
an die Wirkung des Prinzips der Macht durch Vermehrung der 
Vorrechte der Krone, und betrachteten eine zu große Freiheit, die 
dem Individuum gelaſſen würde, als eine Urſache der Verwirrung 
und als eine Quelle von Gefahren für die ganze Geſellſchaft. Die 
Erſten wollten aus natürlichem Antriebe eine vollſtändigere Herr— 
ſchaft des Bürgerſtandes, die Zweiten wollten ſie durch Berechnung 
dauerhafter. Von da aus geht bei den Erſten ein bemerkbares Wi— 
derſtreben gegen Alles, was die Reſtauration zu beſonderer Geltung 
hat bringen wollen, und bei den Zweiten eine offenbare Neigung, 
der Reſtauration gewiſſe konſervative Formen zu entlehnen. 

Dieſe Doppelſtellung in den Anſichten äußerte ſich denn auch 
in den Berathungen, welche ſich den 6. Auguſt über die zu grün— 
dende neue Verfaſſung eröffneten. Berard's Erklärung, die er als 
die Grundlage derſelben betrachtet wiſſen wollte, iſt als die Anſicht 
der Erſtern zu betrachten. Sie ſtützt ſich auf die Volksſouveränetät 
und verlangt: Herſtellung der Nationalgarde mit Theilnahme 
derſelben an der Wahl der Offiziere, die Theilnahme der Bürger 
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an der Bildung der Departemental- und Munizipalverwaltung, die 
Verantwortlichkeit ſowohl der Miniſter als der untergeordneten 
Beamten, die Feſtſtellung des effektiven Militärbeſtandes durch die 
Geſetzgebung, die Wiederwahl von Deputirten, welche zu Staats— 
beamtungen berufen werden. Sie begehrt überdies nicht blos eine 
leere Duldung aller Religionsübungen, ſondern ihre vollſtändigſte 
Gleichſtellung vor dem Geſetze, die Ausweiſung der fremden Trup— 
pen aus der Nationalarmee, die den Gewalten gleichmäßig zuge— 
theilte Initiative in der Geſetzgebung, die Unterdrückung des doppel— 
ten Ganges bei den Wahlen, paſſende Herabſetzung von Alter und 
Zenſus, die gänzliche Wiederumgeſtaltung der Pairs. Nach der 
Anſicht dieſer Partei war daher die Bezeichnung eines Königs nur 
die Ausübung der Souveränetät des Volkes. Dies letztere begehr— 
ten zwar auch der Herzog von Orleans und ſeine Begünſtiger, 
damit jener nicht als Uſurpator der Krone gegenüber dem Volke 
erſcheine; allein ſie hatten zu gleicher Zeit das Ausland im Auge, 
und hier ſollte der Herzog als der erſcheinen, welcher einen durch 
Flucht erledigten Thron in Beſitz genommen hätte. Man wollte 
der Revolution die blaſſe Farbe einer Legitimität aufdrücken, deren 
Exiſtenz in den Ideen auf einer lächerlichen Myſtik, um nicht zu 
ſagen, auf Aberglauben in der Wirklichkeit, aber auf Handhabung 
der Gewalt beruht. Dieſes Pfropfgeſchäft übernahmen die Doktri— 
närs, an ihrer Spitze Guizot. Ihre Anſicht lautete: Die Kammer 
der Abgeordneten, indem ſie die gebieteriſche Nothwendigkeit, welche 
die Folge der Ereigniſſe vom 26— 29. Juli iſt, und die allgemeine 
Lage Frankreichs in Folge der Verletzung der Verfaſſung betrachtet; 
— indem ſie überdies erwägt, daß in Folge dieſer Verletzung und 
des heldenmüthigen Widerſtandes der Pariſer König Karl X., der 
Dauphin Ludwig Anton und alle Glieder des ältern Zweiges der 
königlichen Familie in dieſem Augenblicke den franzöſiſchen Boden 
verlaſſen, — erklärt, daß der Thron thatſächlich und von Rechts— 
wegen erledigt, und unaufſchiebbares Bedürfniß iſt, denſelben wieder 
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Wie man darauf an das Verfaſſungswerk ſelber gieng, ſo be— 
ſchloß man vor Allem die Weglaſſung des Eingangs, wie er von 
Ludwig XVIII. der Verfaſſung vorangeſchickt wurde. Er enthielt 
die Berechtigung des Königs als ein göttliches Recht, und die Ver— 
faſſung erſchien nur als eine freiwillige Beſtimmung des Königs 
über die Art und Weiſe, wie er den Staat geleitet wiſſen will. Die 
Weglaſſung deſſelben trägt in ſich die Weglaſſung des in ihm ent— 
haltenen Prinzipes und dafür die Anerkennung der Volksſouveräne— 
tät. An dieſer Aufſtellung der politiſchen Freiheit des Volkes reiht 
ſich die der religiöſen an, in dem Sinne, daß der Staat keine Re— 
ligion als Staatsreligion mehr anerkennt. Anſtatt aber dies auf 
irgend eine beſtimmte Art im entgegengeſetzten Sinne auszudrücken, 
ſtellte man eine reine Verwaltungs beſtimmung auf, dahingehend, 
daß die Diener des römiſch-katholiſchen, ſowie der andern chriſtlichen 
Glaubens bekenntniſſe vom Staatsſchatz eine Beſoldung empfangen 
ſollen. Als Beſtimmung über Preßfreiheit wurde vor Allem die 
Einführung der Zenſur verboten. Der Gleichheit glaubte man 
Genüge zu leiſten, indem man wenigſtens die Erblichkeit der Pairs— 
würde abſchaffte, ohne ſelbſt noch die nähere Organiſation dieſer 
beſondern Bürgerklaſſe zu beſtimmen. Der Reſtauration gegenüber 
wurden die von Karl X. ernannten Pairs als dieſer Würde ver— 
luſtig erklärt. Die geſetzgebende Gewalt wurde wie bisher von der 
Zuſammenwirkung der zwei geſetzgebenden Körper und des Königs 
abhängig gemacht; hier die Gewichte und Gegengewichte gehörig zu 
tariren war ein Verdienſt oder vielmehr eine Verwendung von 
Mühe der Konſtitutionellen während der Reſtauration und auch 
noch unter Ludwig Philipp ſelbſt. Die Rechte der Wählbarkeit 
ſollten durch Geſetze beſtimmt werden. Die Initiative ſollte bei 
allen bei der Geſetzgebung mitwirkenden Behörden ſein. Die voll— 
ziehende Gewalt wurde, wie begreiflich, einem Könige anvertraut, 
der Krieg erklären, mit fremden Mächten Handels- und Freund- 
ſchaftsverträge abſchließen kann, über die Truppen zu verfügen und 
die nöthigen Verordnungen über die Vollziehung der Geſetze zu er— 
laſſen hat. Dem geſtürzten Regimente gegenüber wurde in Betreff 
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des Art. 14 beſtimmt, daß die Vollziehungsverordnungen nie die 
Geſetze noch deren Vollziehung aufheben können. Fremde Truppen 
konnten nur mit Einwilligung der Geſetzgebung auf franzöſiſchem 
Boden zugelaſſen werden. In der richterlichen Gewalt behielt man 
beſonders auf Verwenden des betheiligten Dupin die Lebenslänglich— 
keit der Stellen bei, eine Beſtimmung, die ſo ſehr, wie beinahe keine 
andere, als ein freſſendes Geſchwür am Marke des Landes nagt, 
und Alles auf den beſchränkten Maßſtab des engherzigen Egois— 
mus herabzieht. Weit entfernt die Unparteilichkeit der Rechtspflege 
zu ſchützen, wie dies der Zweck der lebenslänglichen Anſtellung ſein 
ſoll, macht ſie den Beamten zum ſervilen Diener des Anſtellenden, 
den man in Monarchien immer kennt, und die Erfahrung hat ge— 
zeigt, daß da, wo die Richter lebenslänglich angeſtellt ſind, man 
mehr ungerechte Urtheile traf als ſonſt irgendwo. Die Geſetze, 
welche eine Schlußbeſtimmung der Verfaſſung im Intereſſe des Lan— 
des zu erlaſſen verſpricht, werden wir ſeiner Zeit erwähnen. 

Den 7. Auguſt 1830 wurde die Verfaſſung, wie ſie von den 
Deputirten verändert wurde, von den Pairs, und den 9. Auguſt 
vom Könige in der Verſammlung der Pairs und Deputirten ange— 
nommen, von jenem als Vertrag gegenüber der Nation unterſchrie— 
ben und beſchworen. Die Revolution hatte mit einem Dynaſtien— 
wechſel geendet. 

Zu ihrer Haltung mußte aber die neue Dynaſtie immer in 
Erinnerung tragen, daß ſie auf einem Theil der Bevölkerung be— 
ruhe, die man durch Kränkung ihres Vertretungsrechtes in der 
Kammer, durch Kränkung einer gewiſſen Preßfreiheit abwendig 
machen kann. Die Uebereinſtimmung mit dieſem Liberalismus, deſſen 
Vertretung durch perſönliche Rückſichten nicht allein in den Aus— 
ſprüchen der Kammer zu ſuchen iſt, ſondern der in der Bewegung 
des ganzen Landes außer derſelben liegt, bedingt die Dauer der 
Regierung. Um ſo mehr mußte man neben der Beachtung der 
Kammer nach außen ſchauen, als hier eine Menge Volkes lag, die 
man leider von der politiſchen Bevölkerung ausſchloß, und die nichts— 
deſtoweniger zu der Gründung der neuen Dynaſtie mit dem Sturze 
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der alten beigetragen hatte. Zu bemerken hatte die neue Regierung 
überdies, daß ihr die Hülfe fremder Truppen, welche die Bourbonen 
zuletzt noch vertheidigten, verſagt war. Feindliche Elemente Hatte 
die neue Regierung in den Republikanern und den Anhängern der 
geſtürzten Dynaſtie, die beide von Zeit zu Zeit ſich geltend zu machen 
ſuchen. Eine neue Erſcheinung, die ſich als geſellſchaftliche Staats— 
form den ganzen bisherigen Erſcheinungen entgegenſtellt, in dem 
politiſchen Auftreten aber mit dem Republikanismus zuſammenfällt, 
in dem Sinne, daß ſie dieſen als vernünftige Uebergangsform betrachtet 
um zu ihrem gewünſchten Reſultate zu gelangen, iſt der Sozialis— 
mus. Er fand ſeine materielle Stütze gerade in jener eben bezeich— 
neten Klaſſe, die man von der politiſchen Bevölkerung ausſchied, 
und beſonders in den Arbeitern der großen Fabrikſtädte; denn von 
der Erleichterung des Looſes derſelben nimmt der Sozialismus ſeinen 
erſten Anlauf. Gerade ſie waren eine krankhafte Erſcheinung des 
Staates unmittelbar nach den Julitagen. Hatten ſich auch bereits 
mit dem Ende der Revolution nach der Bezeichnung des Herzogs 
von Orleans zum Generalſtatthalter die Werkſtätten geöffnet, fo 
geſchah dies nur nach und nach in der Art, daß viele Arme unbe— 
ſchäftigt blieben. Viele Kapitale, die vor der Revolution thätig 
waren, wurden der fernern Produktion gänzlich entzogen. Das 
Verhältniß der Regierung zu dieſen verſchiedenen Kräften: Legiti— 
mität, Republikanismus und Sozialismus, kurz zu dem, was den 
Beſtand derſelben in Frage ſtellt, muß beſonders berückſichtigt wer— 
den. Hier liegt eben die Bedeutung der Geſchichte, wenn fie die 
Darſtellung der Erſcheinungen des Menſchengeſchlechtes ſein ſoll. Der 
Kampf in den verſchiedenen Intereſſen der Regierung, ob ſie ein 
wenig nach dieſer oder jener Seite ſich neigen will, dreht ſich oft 
um Perſönlichkeiten und hier um einzelne Leidenſchaften, ſo daß 
man, wenn die Intereſſen des Menſchengeſchlechtes in Frage ſtehen, 
ſich von ihnen abwenden möchte, müßten ſie nicht für den Augen— 
blick wenigſtens als Einfluß ausübende Momente betrachtet werden. 

Die erſten Anhaltspunkte, bei denen die Regierung mit dieſen 
verſchiedenen Elementen in Berührung kam, lagen hier in der An— 


2 
erkennung und Entſchädigung der durch die Julirevolution gekränk— 
ten Intereſſen, dort in der Beſtrafung jener Männer, welche durch 
Unterzeichnung der Ordonnanzen die Rechte des Landes verletzt 
hatten und als Verurſacher der Trauer ſo vieler Familien erſchienen, 
die im Kampfe einen Vater, Gatten, Sohn verloren hatten. Jenes 
führte zur Erkennung von Ehrenbezeugungen und Gewährung von 
Unterſtützungen. Nach den amtlichen Berichten machten die Julitage 
mehr als 500 Kinder zu Waiſen, mehr als 500 Frauen zu Wittwen, 
und beraubten bei 300 Greiſe der Stützen ihres Alters. 311 Käm— 
pfer waren verſtümmelt und in Zukunft für jede Arbeit untauglich; 
über 3500 waren einer zeitweiſen Unfähigkeit ausgeſetzt. Den 
Wittwen der Gefallenen wurde eine lebenslängliche jährliche Penſion 
von 500 Fr., ihren Kindern bis zum 7. Altersjahre eine ſolche von 
200 Fr. und überdies unentgeltliche Erziehung verheißen. Die 
Verwundeten nahm das Invalidenhaus auf. Für Beſchäftigung der 
Arbeitskräfte wurden 5 Millionen zu öffentlichen Arbeiten ausge— 
ſetzt. — Die Beſtrafung der Unterzeichner der Ordonnanzen führte 
den Miniſterprozeß nach ſich. Hier waren die Anſichten getheilt. 
Während die Einen der Gerechtigkeit vollen Lauf laſſen und mit 
der Miniſterverantwortlichkeit Ernſt machen wollten, war beſonders 
der König geneigt, dieſelben zu ſchonen, um mit dieſer Schonung 
ſich dem Auslande zu nähern, wie er aber ſeiner Umgebung zu ver— 
ſtehen gab, aus Scheu gegen die Todesſtrafe, die ſeinen Vater 
aufs Schaffot gebracht. Dupont de l' Eure war einer milden Be— 
handlung günſtig wegen ſeiner Anſicht gegen die Todesurtheile bei 
fog. politiſchen Vergehen; ebenſo Lafayette. Die Adreſſe, welche die 
Kammer deshalb an den König erließ, gieng trotz Widerſtandes 
auf die Einbringung eines Geſetzesentwurfes in dieſem Sinne aus. 
Das Auftreten Od. Barrot's als Seinepräfekt dagegen führte zu 
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ſterium, das unter Laffitte's Vorſitz bergründet wurde, kam den 
2. November zu Stande. Während deſſen Leitung der Geſchäfte 
ſollte der Prozeß der Miniſter entſchieden werden. Die drei Mini- 
ſter Peyronnet, Guernon-Ranville und Chantelouze waren von 
Tours her, wo nach Einigen der letzte legitimiſtiſche Verſuch vor der 
Flucht Karls X. ſollte gemacht werden, als Gefangene eingebracht 
worden und wurden im Schloſſe von Vincennes in Verhaft ge— 
halten. Polignac wurde von Paris aus eingebracht. Als Unter— 
ſuchungsrichter waren Berenger, Madier de Montjeau und Mau— 
guin beſtimmt. Als Gerichtshof gegen die Miniſter war nach der 
Verfaſſung die Kammer der Pairs vorgeſehen. Dieſe verſammelte 
ſich den 15. Dez. unter großer Aufregung der Bevölkerung von 
Paris, welche in den Pairs die natürlichen Verbündeten der An— 
geklagten ſah und den Plänen von Berufung eines Nationalſchwur— 
gerichtshofes huldigte. Die Anklage lautete auf Hochverrath wegen 
Verletzung der Verfaſſung in miniſterieller Stellung. Die Verthei— 
digung der Miniſter, wie ſie in der Vorunterſuchung lag, gieng 
meiſt dahin aus, daß die Miniſter-Verantwortlichkeit neben der Un- 
verletzlichkeit des Königs beſtehe und dann wegfalle, wenn man den 
König geſtürzt habe: gewiß unrichtig, indem ſie in dieſem Falle 
als Mitſchuldige geſtraft werden müſſen, nachdem der Haupturheber 
des Verbrechens der Strafe ſich hat unterziehen müſſen. Die Ver— 
theidiger, meiſt bekannte Advokaten, drangen dadurch auf die Schuld— 
loſigkeit der Miniſter, daß ſie die Julirevolution als eine nothwen— 
dige Folge der Mangelhaftigkeit der Verfaſſung betrachteten, welche 
den Keim eines Zwieſpaltes zwiſchen Volk und König in ſich ge— 
tragen und jene Beſtimmung des Artikels 14 veranlaßt habe. Der 
Schuldige ſei dann nur der König und nicht die Miniſter. Die 
Strafloſigkeit nehmen ſie deshalb in Anſpruch, weil die Verfaſſung 
auf ein zu erlaſſendes Geſetz der Miniſter-Verantwortlichkeit hin— 
weiſe, das aber nicht beſtehe. Ohne Geſetz könne keine Strafe aus— 
geſprochen werden. Die Anſicht von der Schuldloſigkeit der Mini— 
ſter wurde verworfen, und in Betreff der Strafe erkannte die Pairs— 
kammer in unbegränzter Vollmacht mit Beſchränkung des gemeinen 
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Strafrechtes über Staatsverbrecher. Sie lautete auf lebenslängliche 
Gefangenhaltung aller Miniſter, und zog für Polignac die Erklä— 
rung des bürgerlichen Todes nach ſich. Allein ſo ruhig verlief die 
Verhandlung nicht. Die Verhandlungen, die eine Woche lang 
dauerten, brachten eine gewiſſe Aufregung in der Bevölkerung her— 
vor. Die ganze Revolution wurde in Erzählungen wieder vorge— 
führt, und dies riß manche vernarbende Wunde wieder auf. Wäh— 
rend die Pairs, die Deputirten und der König ihnen das Leben zu 
erhalten wünſchten, brachen die Maſſen, welche Verluſte naher An— 
verwandter in der Revolution erlitten, mit dem Rufe: „Tod den 
Miniſtern“ in die Räume des Luxembourgs, wo die Pairs ſaßen, 
ein. Die Sitzung hatte aufgehoben, die Nationalgarde berufen wer— 
den müſſen. Die Deputirten waren gegen den Aufſtand. Die 
Studirenden, die im Juli in Maſſen gegen die Regierung ausge— 
zogen waren, geſellten ſich zu Tauſenden der Nationalgarde bei. 
Der Ausbruch erneuerte ſich den 22. Dez., dem Tage, welcher auf 
den der Urtheilsfällung folgte, endete aber nach einigen böswilligen 
Stiletſtichen, nachdem er wieder die alten Vertheidiger des beſtehen— 
den Zuſtandes unter die Waffen gerufen. 

Eine wichtige Folge hatte dieſer Aufſtand in der Aufhebung 
des Kommandos über die Nationalgarden. Wie man die Wichtig— 
keit deſſelben einſah, die zugleich aber eine gewiſſe Gefahr von Seite 
deſſen erregte, der gerade Befehlshaber war, wurde von der Depu— 
tirtenkammer der Beſchluß dagegen gefaßt. In ſeiner Faſſung trug 
er die Abſetzung Lafayettes in ſich, den man nicht direkt beleidigen 
wollte, durch dieſen Akt aber dennoch der Regierung entzog. Mit 
ihm wandte ſich auch Dupont de l'Eure von derſelben ab; zwei 
wichtige Elemente, ich ſage nicht blos Männer, wurden ſo der 
wirkſamen Unterſtützung der Regierung ſchon frühzeitig entzogen. 

Außer der Beachtung dieſer ihr feindlichen Beſtandtheile ſuchte 
die Regierung im Innern durch Umänderung der Beamten in ihrem 
Sinne, nach außen durch Anknüpfung freundſchaftlicher Verhältniſſe 
mit den fremden Mächten ihren Beſtand zu ſichern. Zu Letztern 
gaben beſonders die beginnenden Bewegungen in Belgien, Polen 
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und Italien Veranlaſſung. Wie fie geführt wurden, muß der 
Gegenſtand einer beſondern Betrachtung ſein; in dieſem Augenblicke, 
nach Beendigung des Miniſterprozeſſes und nach Unterdrückung der 
dadurch veranlaßten Bewegung wurde die Stimmung des Hofes in 
dem Wunſche an die Geſandten der fremden Mächte ausgedrückt: 
„Schreibet euern Fürſten, daß der revolutionäre Geiſt beſiegt ſei.“ 

In dieſem Sinne der Befeſtigung der Dynaſtie und der Re— 
gierung derer, welche fie auf den Thron erhoben, waren die folgen» 
den Schritte der Kammern gethan, als ſie die Geſetze über die Ge— 
meindeorganiſation, über die Nationalgarden und über die Wahlen 
in die Deputirtenkammer erließ. Sie ſind die Ausflüſſe der An— 
ſichten, die man mit dem Namen eines Juſte-Milieu belegt hatte; 
ſie liefen aber auf die Gründung eines politiſchen Syſtemes aus, 
das keineswegs auf Gerechtigkeit gegründet war, ſondern auf die 
perſönlichen Anſichten der Gewalthaber. Ein ſolches Syſtem kann 
ſeine Dauer nur ſo lange haben, als ſeine Vertreter da ſind. Als 
Syſtem kann die Regierung durch ein anderes Syſtem geſtürzt 
werden. Diejenigen, welche die Erhaltung des Beſtehenden gegen 
weſentliche Neuerungen vorſchützten, kamen ſo mit denen, welche 
eine freiere Bewegung wollten, in Widerſpruch. 

Die nächſten Angriffe giengen nun zwar nicht von dieſen aus, 
welche durch die Stillſtandsgeſetze am meiſten getroffen worden, ſon— 
dern von denen, welche die ganze Regierung in Frage ſtellten. Auf— 
gemuntert durch die rückſichtsvollen Bewegungen Louis Philipps 
gegenüber dem Auslande, beſonders beim ruſſiſchen Kaiſer, dem er 
den Geſandten ſchicken mußte, welchen dieſer bezeichnete, hatten die 
Legitimiſten einige Auftritte in den Provinzen hervorgerufen, die 
ſich im Umſtürzen von Freiheitsbäumen äußerten. Sie wußten 
überdies viele Geiſtliche in ihr Intereſſe zu ziehen. Dieſe, welche 
unter der Reſtauration und beſonders unter Karl X. eigentlich durch 
ihr bald kühnes Auftreten, bald jeſuitiſche Schlauheit ſich unter die 
duckmäuſeriſchen Heiligen Frankreichs gemiſcht hatten, fühlten ſich 
durch die Julirevolution weſentlich erſchüttert. Ihnen gegenüber 
trat der kritiſche, freidenkende Geiſt Voltaire's auf, zu dem ſich die 
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Männer der Revolution in der Religion bekannten, wie fie in der 
Politik Montesquieu huldigten. Lamennais, der jenen Geiſtlichen 
eine Art Widerſtand leiſtete, gieng doch in Bezug auf das, was 
den Staat betrifft, mit denſelben einig. Er lehnte ſich im Namen 
der Religionsfreiheit gegen die Berechtigung des Staates, wie ſie 
dieſer in der gallikaniſchen Kirche hatte, auf, glaubte aber die Re— 
ligionsfreiheit mit dem Papſtthume vereinigen zu können, das dann 
mit der Organiſation der Hierarchie die Herrſchaft der Geiſter ge— 
führt hätte. Religionsfreiheit iſt allerdings der Grundſatz der Neuzeit; 
allein wer ihn für ſich ausſpricht, muß ihn auch gegen ſich aner— 
kennen, und wenn katholiſche Geiſtliche ihrer Natur entgegen ihn 
ausſprechen, um mit den Waffen des Gegners gegen dieſen zu 
kämpfen, ſo müſſen ſie ihn mit den nöthigen Folgerungen aner— 
kennen. Wie ſie eine Organiſation gründen wollen, ſo tritt wieder 
der Staat dazwiſchen, der ſich gegenüber eine zweite Macht ent— 
ſtehen ſieht, die um ſo ungerechter gegen die Natur jedes Staates 
wird, als ſie ſich unter landesfremden Einfluß ſtellt. Dieſe läßt 
ſich allerdings nicht durch Polizeigeſetze verhindern: der freie Staat 
hat andere gerechte Waffen gegen ſie; ſie muß aber abgewieſen wer— 
den, wie ſie herrſchend auftreten will. 

Die Orleaniſten und Legitimiſten, Voltaire's freier Geiſt und 
religiöſe Herrſchaft ftanden ſich fo gegenüber, als den 15. Februar 
1831 die Anhänger der gefallenen Regierung den Todestag des 
Herzogs von Berry, des durch einen Mörder geſtorbenen Sohnes 
Karls X., zu feiern beſchloſſen. Selbſt vernünftigere Prieſter ſahen 
dies als politiſchen Auftritt an und verſagten ihre Mitwirkung. 
Auftritt gegen Auftritt war die Folge, die nicht von der Regierung, 
ſondern vom Volke beſchloſſen wurde. Beendigung jener Sakriſtei— 
verſchwörung, wie man die Feier meinte, war der erſte Antrieb. 
Er gieng in Thätlichkeiten über, wie eine gewiſſe Perſönlichkeit 
als Jeſuit angeſehen wurde. Bedrohung dieſes Geiſtlichen, Einbruch 
der Kirchenpforten, Niederreißen der Altäre, Zerſtörung von Bil— 
dern und Meßgewändern war das Werk des Augenblickes. Einer 
gewiſſen Zerſtörungswuth, die ſich von da aus gegen andere für 
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den Gottesdienſt beſtimmte Gebäude geltend machen wollte, wurde 
mehr durch Liſt als durch energiſches Auftreten Einhalt gethan. 
Nach der That gegenſeitige Anklage der Parteien; die einzelnen 
Fäden zu verfolgen wird unmöglich; ſie verlieren ſich unter die 
Vermummungen der Faſtnachtzeit?). — Eine Arbeiterbewegung, 
welche durch die Stockung der Thätigkeit der Kapitale, wegen der 
allwärts drohenden Bewegungen Europas — ſomit wegen Stockung 
der Arbeit veranlaßt und durch eine kalte Jahreszeit gereizt wurde, 
mußte mit Waffenmacht beendet werden. Jene Bewegungen waren 
es dann aber auch, welche im Innern eine Art Stillſtand zur Folge 
hatten. In ihrem Verlaufe führten ſie den 9. März 1831 den 
Austritt Laffitte's aus dem Miniſterium herbei, auf deſſen Verant- 
wortlichkeit die äußern Angelegenheiten betrieben wurden, und dem 
man Aktenſtücke verheimlicht hatte. 

Ihm folgte das Miniſterium Ca ſimir Perier. Soult, 
Sebaſtiani, Montalivet, der Baron Louis waren die Hauptſächlich— 
ſten ſeiner Kollegen. Wichtige Thaten bezeichnen ſeine Zeit. Je 
härter er nach ſeinem Charakter die Zügel der Regierung in den 
Händen hielt und ſie mit feſter Kraft nach allen Richtungen im 
Innern zu führen entſchloſſen war, um ſo mehr müſſen auch die 
verſchiedenen Parteien auf Widerſtand gefaßt ſein und ſich um ſo 
mehr der Regierung gegenüber entfalten. Von dieſen war beſonders 
die republikaniſche aufgeregt durch die Politik Frankreichs nach 
außen. Hier wollte Perier Frieden um jeden Preis. Neben des 
Königs Streben nach Befeſtigung ſeiner Dynaſtie war beim Mini— 
ſter das Intereſſe der Finanzmänner vorwiegend. Aber außer den 
Parteien, die außerhalb des parlamentariſchen Feldes ihm das Ge— 
biet der Politik ſtreitig machten, hatte ſich eine in der Kammer der 
Deputirten ſelbſt gebildet. Dieſe war den 2. Juni nach einer vor⸗ 
hergehenden Vertagung aufgelöst worden, und den 23. Juli nach 


*) Wer E. Sue's ewigen Juden geleſen hat, wird ſowohl dieſe Szene, 
als auch die Schilderung der Choleraſzenen des folgenden Jahres als 
Grundlage zweier anziehend geſchriebener Kapitel erkannt haben. 


— — — 
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den neuen Wahlen wieder zuſammengetreten. Odilon Barrot, Mau— 
guin, Dupont de l'Eure und Garnter-Pagss vertraten die Oppo— 
ſition, welche ſich vorzüglich in der Frage des Budgets und hier 
bei Anlaß der königlichen Zivilliſte geltend machte. Der Streit 
wurde um ſo heftiger, da der König ſein Privatvermögen nicht 
nach den alten Grundgeſetzen der Staatsdomäne einverleibt, ſondern 
vor der Thronbeſteigung ſeinen Kindern abgetreten hatte.“) Neben 
Reduktionen von einigen Millionen hatte die Krone das Unange— 
nehme, die verſchiedenen Anſätze einer bittern Kritik ausgeſetzt zu 
ſehen. Der Streit wurde zum Tumult, als Montalivet, der Mini— 
ſter des Innern, ſich die Worte erlaubte: „Wenn der Luxus aus 
dem Palaſte des Königs verbannt iſt, ſo wird er es bald auch 
aus den Wohnungen der Unterthanen ſein.“ Unterthanen — ein Volk, 
das zum Könige erhebt, wen es will! Proteſtationen wurden in 
Menge laut und als Verwahrungen in den Verhandlungen nieder— 
gelegt. — Von einer andern Seite gieng der Widerſtand aus, als 
es ſich um Abſchaffung der Erblichkeit der Pairswürde handelte. 
Lange Reden über konſtitutionelles Gleichgewicht zwiſchen Volk und 
Fürſt, über eine vermittelnde Macht zwiſchen dieſen beiden wurden 
laut; ſie konnten aber die Annahme des Antrages nicht verhindern: 
die Erblichkeit wurde aufgehoben. 

Außerhalb den Verſammlungen der Abgeordneten war der 
regſte Kampf mit der Republik. Die Angeklagten wegen der Be— 
wegungen im vergangenen Dezember, als der Miniſterprozeß vor 
der Pairskammer verhandelt wurde, gehörten zu dieſer Partei. In 
den Verhandlungen des Prozeſſes bekannten ſie ſich laut, und be— 
ſonders Cavaignac, als Anhänger des demokratiſchen Prinzipes, für 
das ſie ſchon im Juli gekämpft haben und nicht um einer neuen 
Dynaſtie auf den Thron zu helfen. Die Losſprechung durch die 
Geſchworenen war eine Schlappe für die Miniſter. (April 1831). 


) Auf dieſe Abtretung ſtützen ſich die im Januar 1852 von Louis 
Napoleon erlaffenen Konfiskationsdekrete gegen die orleaniſtiſchen 
Güter. 
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Dieſe ſuchten als Entgeltung hiefür von nun an durch ſtrenges 
polizeiliches Verfahren gegen Preſſe und Vereine, dieſen beiden mäch— 
tigen Hebeln der Demokratie, ſich einen feſtern, unbeſtrittenen Stand 
zu ſchaffen. Häufige Anklagen gegen die erſtere, Schluß der Ver— 
ſammlungslokale und Hinweiſung auf die Strafgeſetze gegen die 
letztern, waren die angewendeten Mittel. Der König perſönlich 
zeigte ſich betroffen, da auf ſeiner Reiſe in die Departements in 
Metz Petitionen eingereicht wurden, die ihm zuwider waren. 

Weit größere Bedeutung als dieſe Zänkereien hatte aber der 
Aufſtand der Arbeiter in Lyon den 21. und 22. November. Sozial 
im Anfang, nahm der Kampf erſt im Verlauf einen politiſchen 


Charakter an. 


Lyon, die gewerbreichſte Stadt des mittäglichen Frankreichs, 
hatte ſich 1830 unabhängig von Paris gegen die Ordonnanzen auf— 
gelehnt und durch ein maſſenhaftes Auftreten der liberalen Bürger— 
ſchaft die Behörden der Reſtauration im Schach zu halten gewußt. 
Allein mehr als irgend eine andere Stadt Frankreichs wurde es 
durch die folgenden Ereigniſſe angegriffen. Die durch die Bewegungen 
Europas geminderte Nachfrage nach den Artikeln der Induſtrie und 
beſonders den Seidenſtoffen wurde andrerſeits durch ein größeres 
Angebot der Arbeitskräfte, die in der weitern Folge als Konkurrenz 
auftritt, unterſtützt, um die arbeitenden Klaſſen hart zu treffen. 
Nicht nur, daß die äußere Konkurrenz der ſchweizeriſchen Fabriken 
ins Spiel trat, auch im Innern Frankreichs wurde ſie in mehrern 
Städten begründet, und für die Bevölkerung Lyons trat noch der 
Umſtand hinzu, daß viele Bewohner der umliegenden Dörfer neben 
den Bewohnern der Stadt ſich zur Arbeit anboten und ſo den 
Arbeitslohn niederdrückten. Während ſonſt das Geld als Verkehrs— 
mittel der menſchlichen Geſellſchaft erſcheint, wurde es hier zum 
herrſchenden Elemente, und der Menſch, um leben zu können, zum 
Mittel deſſelben gemacht. Wie in allen Fabrikſtädten, wo dieſes 
Verhältniß eingetreten iſt, traten ſeine Folgen beſonders ſtark in 
Lyon hervor. „Der Proletarier iſt Knecht einer Kurbel, oder 
er ſucht in kritiſchen Augenblicken ſein Brod als Bettler oder 
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in Aufſtänden; der Vater des Armen geht mit 60 Jahren ins 
Spital, um dort zu ſterben; die Tochter des Armen iſt mit 16 
Jahren zur Proſtitution gezwungen, um leben zu können; ſein 
Sohn iſt mit acht Jahren genöthigt, in die Spinnerei zu gehen, 
um mit ſeinem geringen Verdienſte das Einkommen der Familie zu 
vermehren. Dieſe wird dem Vater zur Laſt und bedroht in einer 
ſteten Vermehrung das Land mit dem Ueberzug von Bettlern.“ 
Die ſozialiſtiſchen Ideen, die gerade gegen dieſe Erniederung des 
Menſchen gerichtet ſind und in der damaligen Zeit in den Lehren 
St. Simon's konzentrirt waren, griffen gerade da am tiefſten Platz, 
wo jene Fehler der Geſellſchaſt am härteſten drückten. Der Aus— 
gangspunkt dieſer Lehren: die Geſellſchaft gegen die Konkurrenz zu 
ſchützen, fand daher auch in Lyon ſeine Anwendung, freilich ganz 
beſcheiden in der Beſtimmung eines feſten Lohnes, wie er dem Ar— 
beiter gegeben werden muß. Er wurde im Okt. 1831 von einer 
Kommiſſion Arbeiter und Arbeitsgeber angenommen. Allein Andere 
lehnten ſich dagegen auf und beriefen ſich auf den Grundſatz des 
freien Verkehres, beſonders auf das Geſellſchaftsgeſetz der Konkur— 
renz. Indem wir gegenüber unſerm Geſchichtsſchreiber Louis Blanc 
den Grundſatz der Konkurrenz vertheidigen, fragen wir, ob alle 
und jede Noth ſo groß ſei, um damit den geſellſchaftlichen Stand 
der Proſtitution, des geſtörten Familienlebens, und den Umſtand, 
daß man ganz junge Kinder zur Arbeit anhält, zu entſchuldigen; 
ob die Feſtſetzung eines Tarifes, ob ſelbſt der Grundſatz: „von 
Jedem gemäß ſeinen Fähigkeiten, Jedem gemäß ſeinen Bedürfniſſen“ 
dem Uebelſtand abhelfen können. Wegen Mißbrauches der Kon— 
kurrenz, der keineswegs geläugnet werden kann, kann man nicht 
die Richtigkeit des Grundſatzes beſtreiten. Der Fehler liegt mehr 
in der Einſeitigkeit der Konkurrenz als in dieſer ſelbſt. In ihrer 
jetzigen Erſcheinung wirkt ſie blos in der Induſtrie, wo der Arbei— 
ter ſeinen Gehalt, den Gegenwerth ſeiner Arbeiten, empfängt; ſie 
wirkt aber nicht da, wo der Arbeiter ſein Geld verwendet, d. i. für 
Kleidung, Wohnung und Nahrung; oder wenn ſie auch für die 
zwei letztern Bedürfniſſe ſich äußert, fo thut fie es bei der zuneh- 
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menden Bevölkerung noch zu deren Ungunſten. Der freiwillige 
Sozialismus, d. h. gemeinſchaftliche Ankäufe oder gemeinſchaftliche 
Miethe von Wohnungen durch die verſchiedenen Arbeiter, die durch 
Zuſammenlegen ihrer Gehalte ein Kapital erwerben und ſo auf die 
Konkurrenz ſelbſt wirken können, entſpricht den Ideen der Gerechtig— 
keit wie der Staatswirthſchaft beſſer. Freilich tritt in Frankreich 
ein noch beſonders zu berückſichtigender Umſtand in der Ungerechtig— 
keit des Staates entgegen, die den Arbeiter zum Widerſtand be— 
rechtigt, indem der Staat die der Konkurrenz der Induſtrie entgegen- 
ſtehende oder ſie in ihren verderblichen Folgen paralyſirende Kon— 
kurrenz des Ackerbaues hindert. Der Arbeiter muß zu viel auslegen 
zur Beſtreitung der Nahrung: das Brod iſt theuer wegen der 
Darniederlage des Ackerbaus und der Einfuhrzölle auf Getreide und 
Mehl. Jene iſt die Folge einer unter verſchiedenen Namen wieder— 
kehrenden Beſteuerung des Grundes und Bodens, die den Acker— 
bauer verhindert zu einem billigen Preiſe ſeine Früchte loszuſchla— 
gen oder das Land anzubauen. Das Fleiſch iſt theuer, einerſeits 
wegen des Monopols im Metzgerhandwerk, andrerſeits wegen der 
Beſteuerung, die als Eingangszoll nicht blos an den Gränzen, ſon— 
dern als Oktroi auch in den größern Städten Frankreichs auf dem 
Schlachtvieh haftet. Der Wein, der als gewöhnliches Nahrungs— 
mittel in Frankreich gäng und gäbe und für den Arbeiter noth— 
wendig iſt, wird vertheuert durch Abgaben aller Art, die den An— 
kaufswerth deſſelben ums Dreifache ſteigert. Das Salz iſt theuer, 
da der Staat wiederum eine Abgabe erhebt. Die Forderung der 


Konkurrenz auf dieſem Gebiete ſetzen wir daher der andern gegenüber; 


wir ſchreiben alle blutigen Auftritte ſelbſt dem Staate zu, wenn 
er durch ſeine unvernünftigen Abgaben das Gleichgewicht hindert. 

Doch kehren wir zur Geſchichte zurück. Nachdem der feſtge— 
ſetzte Tarif von vielen Arbeitsgebern nicht gehalten wurde, ſtellten 
die Arbeiter die Arbeit ein. Die Regierung in Lyon ſah dies als 
eine Art Gewalt an und hielt die Soldaten zum Kampfe bereit; 
ebenſo die Nationalgarde, bei der mehrere als Fabrikbeſitzer perſön— 


— 


31 


lich bei der Frage betheiligt waren. Die Arbeiter, welche meiſt die 
Vorſtadt Croir-Rouſſe, den nördlichen, höher gelegenen Theil Lyon's 
bewohnten, waffneten ſich ebenfalls und zogen den 21. Nov. in die 
Stadt. Sie waren nicht ſo bald erſchienen als ſich der Kampf 
entſpann. Den folgenden Tag geſellten ſich die Arbeiter der übrigen 
Stadttheile zu ihnen. Erſt jetzt nahm die Bewegung einen politi- 
ſchen Charakter an, indem ſich die Republikaner auf die Seite der 
Arbeiter ſtellten. Jene waren in Lyon meiſt Anhänger der Karbo— 
nari und ſtanden mit den Gleichgeſinnten in Paris beſtändig in 
Verbindung. Heftige Kämpfe folgten; am Abend des 22. waren 

die Aufſtändiſchen Meiſter der Stadt, gründeten einen proviſoriſchen 
Stadtrath, wobei ſie aber den Einfluß der Regierungsbeamten be— 
ließen. Allein ſo war es nicht gemeint. Von Paris kam Soult 
mit dem Herzog von Orleans den 3. Dez. in Lyon an, ſtellte ſich 
an die Spitze neuer Truppen, entſetzte den der Bewegung günſtigen 
Präfekten Bouvier Dumoland und ließ die Arbeiter entwaffnen. 
Dieſe traten ihre Webſtühle wieder an und der Aufſtand war zu 
Ende. 

Nicht zum Ausbruche, wie die eben beſchriebene Bewegung in 
Lyon kam eine Verſchwörung, die von der legitimiſtiſchen Partei 
in Paris betrieben wurde. Die Hauptſtützen derſelben waren meiſt 
Perſonen und Offiziere, die mit der Julirevolution ihre Stellen 
verloren hatten — und Gold, mit dem man ſich Anhänger zu 
kaufen ſuchte. Sie ſollte den 1. Februar losbrechen. Ganz Paris 
hatte je nach den Arrondiſſements 12 Anführer; der thätigſte war 
der Schuſter Porcelet, der am beſagten Tage die Tuilerien nehmen 
wollte. Der Hof hatte gerade Ball, und mit der Losbrennung eines 
Feuerwerkes hatte man im Sinne, zuerſt Verwirrung bei demſelben 
hervorzurufen, ſich in der Beſtürzung dann der Tuilerien zu be— 
mächtigen und von da aus ſich Paris zu bemeiſtern. Der Polizei- 
präfekt Guisquet hatte aber von einem Theilnehmer Kunde erhalten, 
und wie ſich der Zug des Hauptanführers in Bewegung ſetzen 
wollte, wurde fein Verſammlungslokal von Polizeiſoldaten genom- 
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men. Eine Unterſuchung begann, und den 25. Juli verurtheil te 
das Strafgericht die Hauptführer zur Deportation.) 

Allein dieß ſchien nur die Auseinanderſtellung und Entfaltung 
der Elemente zu ſein, welche zu bedeutendem Kampfe ſich bereiteten. 
Die Legitimiſten wie die Republikaner ſtellten der Regierung den 
Krieg gegenüber; jene in der Bewegung der Herzogin von Berry 
in der Vendee, dieſe im Aufſtand vom 5. und 6. Juni zu Paris. 
Sie wurden aber nicht mehr bekämpft vom Miniſter Perier, unter 
deſſen Leitung die oben erzählten Aufſtände erdrückt wurden; die 
Cholera hatte ihn den Gefchäften entriſſen. 

In den Steppen Hochaſiens entſtanden, ſchritt dieſe Geißel 
der Menſchheit im Herbſte 1831 den Staaten Europa's zu, wü— 
thete in Rußland, Deutſchland, und zeigte ſich im Februar 1832 
in London. Sie erreichte die Hauptſtadt Frankreichs den 26. März. 
Sie traf zuerſt die untern Klaſſen, forderte die größten Opfer den 
ungeſunden, unreinlichen Wohnungen und dem Trunke. Bald aber 
hörte alle Unterſcheidung auf, und mit dem dieſer Krankheit eigenen 
Zufalle wurden einige Häuſer, Häuſerreihen gänzlich entvölkert, 
während andere, nahe gelegene kein Opfer zu beklagen hatten. 
Der Schrecken regierte Paris; wer fliehen konnte, ſuchte unter 
irgend einem Vorwand das Land zu gewinnen. Aber auch dieſes 
wurde nicht verſchont. Die Departements im Norden, beſonders 
die am Pas de Calais gelegenen, die, welche von der Seine, der 
Marne, der Somme, der Loire und der Rhone durchfloſſen wur— 
den, waren, wenn auch minder ſtark als in Paris, heimgeſucht. 
Die Meiſten fielen hier in den erſten 14 Tagen, wo die Krankheit 
in ſtarkem Zunehmen begriffen war; dann ſchien fie 5 oder 6 Tage 


) Die Deportation, von der der jetzige Kaiſer der Franzoſen, Na— 
poleon III., wieder ſo weiten Gebrauch machte, beſtand und beſteht in der 
Abführung auf eine außer dem europäiſchen Kontinente gelegene Beſitzung 
Frankreichs, um dort an einem durch Geſetz und Richterſpruch beſtimmten 
Ort zu bleiben, unter Androhung von härtern Strafen auf die Entfernung. 
Code penal Art. 17. 
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auf dem gleichen Punkte ſtehen zu bleiben, dann abzunehmen, bis 
ſie den 17. Juni von Neuem auszubrechen drohte. Als ſie am 
ſtärkſten wüthete, ſtarben täglich 800 —1200 Perſonen. Während 
189 Tagen wurden über 18,000 als an ihr gefallen in den Bür— 
gerregiſtern bemerkt; man vergeſſe aber nicht die beizufügen, welche 
man im Schrecken und der Verwirrung zu bemerken vergaß. Ihr 
entgegenzuwirken entwickelten die Regierung, die Aerzte, Privaten 
eine große Thätigkeit; die Erſtere durch Anſtalten, mit denen ſie 
Reinigung der Luft und Straßen bewirkten, mit Vorſchriften, die 


als Verhaltmaßregeln dienen ſollten; — die Zweiten durch eine bis 


zur äußerſten Selbſtverläugnung gehende Hingabe zur Beſorgung 
ihrer Kranken, wobei die verſchiedenſten Behandlungsarten ſich 
durchkreuzten, durch ihre Unterſuchungen im Dienſte der Wiſſen— 
ſchaft; — die Letzten endlich mit einer gegenſeitigen Dienſtfertigkeit 
und Aufopferung vielen Vermögens. Auf der andern Seite zeigen 
ſich Szenen der verſchiedenſten Art: Faſtnachtzüge zur Verſpottung 
der Krankheit, indem man ſo dem Schrecken entgegenzuwirken 
ſuchte; — Verfolgungsſzenen des furchtbarſten Grimmes, da man 
die Krankheit der Vergiftung der Brunnen durch die Juden zu— 
ſchreiben wollte, — ſelbſt Aufſtände der Lumpenſammler, denen 
man die Kehrichthaufen zu ſchnell entführte. — Die bedeutendſten 
Männer, welche der Krankheit als Opfer fielen und einen geſchicht— 
lichen Namen haben, ſind der Naturforſcher Cuvier und der Staats— 
miniſter Perier; letzterer wurde ergriffen, nachdem er, geiſtig auf— 
geregt, mit dem Sohne des Königs, dem Herzog von Orleans, 
einen Beſuch durch die Spitäler gemacht hatte. 

Noch war die Cholera in Paris, als vom mittäglichen und 
weſtlichen Frankreich aus Aufruhrsgerüchte den franzöſiſchen Staat 
beunruhigten. Das legitimiſtiſche Prinzip war in Perſon auf dem 
Boden Frankreichs erſchienen. Wir haben ſchon mehrere Verſuche 
deſſelben erwähnt; ſie giengen aber nie von der Anführung der 
königlichen Familie ſelber aus, wie dieß im Aufſtand der Vendee 
der Fall war. Einige Worte über jene ſind nöthig, um den Stand 


der Dinge zu bezeichnen. 
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Wir haben uns bei der Juli-Revolution, wo die Gründung 
einer neuen Regierung der hauptſächliche Ausgangspunkt war, 
wenig mit der königlichen Familie beſchäftigt. Daher greifen wir 
auf jene Zeiten zurück. Mit einem gewiſſen Gleichmuth, der ſeiner 
Altersſchwäche zuzuſchreiben iſt, welche ihn die Bedeutung der Er— 
eigniſſe in Paris verkennen ließ, hatte ſich Karl X. während der 
Julitage in St. Cloud aufgehalten. — Zwei Pläne hegten aber 
die, welche auch nach dem Sturze des Königs auf einen günſtigen 
Ausgang für die Bourbonen-Familie hofften. Nach dem einen ſollte 
die Herzogin von Berry mit ihrem Sohne in Paris erſcheinen und 
durch ein vertrauenvolles Auftreten die Bürger für denſelben ge— 
winnen. Nach dem andern ſollte man ſich den Weſten Frankreichs 
geneigt machen und mit Hülfe des Anhangs in dieſen Departements 
die Hauptſtadt bezwingen. Man drang um ſo mehr darauf, 
als der Dauphin noch an der Spitze von 12,000 Mann ſtand. 
Dieß ſcheiterte an dem Willen Karls, der ſich zunächſt für einen 
langſamen ruhigen Rückzug entſchloß. Von St. Cloud wurde die 
Reiſe nach Trianon und Schloß Rambouillet vorgenommen. Der 
Aufenthalt am letztern Orte veranlaßte Karl und den Dauphin zur 
Entſagung auf den Thron im Intereſſe des Herzogs von Bordeaux. 
Dieſer Aufenthalt wurde vor einem Zuge Freiwilliger aus Paris, 
die ſich gegen den alten König in Bewegung ſetzten, verlaſſen. 
In Maintenon ermahnte dieſer die Truppen zur Unterwerfung an 
den Generalſtatthalter. Kommiſſäre Ludwig Philipp's und Trup— 
penbewegungen beſchleunigten die Flucht des Königs, der aber 
immer von Truppen eskortirt ward. Im Hafen von Cherbourg 
ſchiffte er ſich nach England ein, um hier ein Aſyl zu ſuchen. 
Kalt, ja mit Verachtung wurde er empfangen und ihm das ver— 
laſſene Schloß Holyrood in Schottland zum Aufenthaltsorte ange- 
wieſen. Das bedeutendſte Glied der königlichen Familie war der 
12jährige Herzog von Bordeaux (Sohn des Herzogs von Berry), 
der ſich jetzt als Graf von Chambord in Deutſchland und Italien 
herumtreibt. Seine Intereſſen vertrat beſonders ſeine Mutter, die 
Herzogin von Berry, welche brannte, denſelben auf den Thron Frank— 
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reichs zu ſetzen. Mit dem März 1831 verreiste ſie ſchon, von Karl 
zur Reichsregentin für ihren Sohn ernannt, von Schottland nach 
Holland, dem Rheine entlang, durch's Tyrol, um im Schloſſe 
von Maſſa-Carrara (Herzogthum Modena) einen näher an Frank— 
reich gelegenen Ausgangspunkt für ihre Pläne zu haben. Sie 
wollte nämlich mit Hülfe einer Revolution im Süden und Weſten 
Frankreichs den Thron Ludwig Philipp's ſtürzen, und zwar war 
es vorzüglich die Vendee, auf die ſie zählte. Dieſe, die in der 
Revolution des vorigen Jahrhunderts mit der bekannten Erbitterung 
und Tapferkeit für die Bourbonen gekämpft, war in der Ergebung 
an das Königshaus die gleiche geblieben; die beſtändigen Reibun— 
gen einer wieder aufgekommenen Chouannerte mit den Angeſtellten 
der Regierung gaben nur zu guten Beweis für dieſe Geſinnungen. 
Die Führer in dieſer Provinz waren aber etwas bedächtiger ge— 
worden und wollten mehr mit Plan handeln und der Zeit ihre 
Wirkungen überlaſſen. Sie machten überdieß ihren Aufſtand von 
der Mitwirkung des mittäglichen Frankreichs abhängig. Daſſelbe 
Bild ſpiegelt ſich in der Vendee wieder, welche die legitimiſtiſche 
Partei im Ganzen beherrſchte. Von drei Parteien wollte die eine, 
welche in Paris ſaß und Chateaubriand und Berryer an der Spitze 
hatte, die Zeit wirken laſſen und durch geſetzlichen Widerſtand die 
Herrſchaft Louis Philipp's zu ſtürzen ſuchen, die andere in Holy— 
rood mit Hülfe des Auslandes wie 1815 den verlornen Thron 
wieder erringen, die dritte endlich in einer kühnen Revolution, doch 
mit Vermeidung der gehäſſigen Einwirkung des Auslandes, ſich 
der Regierung Frankreichs wieder bemeiſtern. Die hauptſächlichſte 
Vertreterin dieſer letzten Partei war die Herzogin, die nun ihren 
Sitz in Italien hatte. Von hier aus, in der Mitte eines ver— 
kleinerten Hofſtaates, nach Art des jetzigen in Froſchdorf, war ſie 
durch Geſandte mit den Höfen Europas, durch Boten und eifrigen 
Briefverkehr mit ihren Anhängern in Paris und den Provinzen 
in Verbindung. Sie zeigte eine verdoppelte Thätigkeit im Februar 
1832 mit dem feſten Entſchluſſe, mit kommendem Sommer ihren 
Plan in Ausführung zu ſetzen. Ihre Vertrauten durchzogen den 
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Süden und Weſten Frankreichs; Proklamationen an die Armeen 
Frankreichs wurden verfaßt, eine proviſoriſche Regierung in Paris 
mit Chateaubriand an der Spitze beſtellt, und das in Bewegung zu. 
ſetzende Volk mit der Abſchaffung der gehäſſigen Steuern auf Wein 
und Salz geneigt zu machen geſucht. Den 24. April ſchiffte ſie 
ſich in Livorno mit einem kleinen Gefolge auf dem Carlo Alberto, 
der unter ſardiniſcher Flagge ſegelte, aber einem Privaten ange— 
hörte, ein, in der Abſicht, Marſeille zu gewinnen. Hier war das 
Gerücht von ihrer Abfahrt aber bereits verbreitet; die Behörden 
verdoppelten ihre Wachſamkeit. Nichtsdeſtoweniger glaubten die 
dortigen Legitimiſten den Verſuch wagen zu müſſen; ſie konnten 
wirklich eine Bewegung zu ihren Gunſten hervorrufen und die 
weiße Fahne, das Zeichen der legitimiſtiſchen Partei, aufpflanzen. 
Allein in Zeit von zwei Stunden waren ſie bemeiſtert. Die Herzogin, 
welche unter Verkleidung auf einem Schifferboote den Carlo Als 
berto verlaſſen und ans Land gelangen konnte, wurde durch die 
Nachricht dieſes gefehlten Verſuches nicht abwendig gemacht, ſon— 
dern entſchloß ſich, in der Vendee zu handeln. Unter vielen Be— 
mühungen und Verkleidungen konnte ſie dahin gelangen; um ſo 
eher, als man ſie bereits in Gefangenſchaft glaubte. Denn auf 
dem Carlo Alberto, welcher von einem franzöſiſchen Schiffe ge— 
nommen, zuerſt nach Toulon, dann nach Ajaccio in Korſika und 
zuletzt nach Marſeille gebracht wurde, befand ſich eine Dame, die 
Kammerfrau der Herzogin, welche für dieſe angeſehen wurde. Bis 
man den Irrthum entdeckte, konnte jene in die Vendee gelangen. 
Allein hier waren einige Führer ſchwierig, da ſie nach dem Miß— 
lingen im Süden das Unternehmen für geſcheitert betrachteten. 
Selbſt Berryer von Paris aus fand ſich ein, um der Herzogin 
das Vorhaben auszureden und ſie mit Hülfe eines erhaltenen Paſ— 
ſes aus dem Lande gelangen zu laſſen. Die während dieſen Unter— 
handlungen erlaſſenen Befehle und Gegenbefehle ließen das Unter— 
nehmen mißlingen, indem, als die Herzogin auf ihrem Vorhaben 
beſtand, keine allgemeine Erhebung, ſondern nur einzelne Aufſtände 
ſich zeigten, die von den wachſamen Befehlshabern des Militärs 
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unter der Anführung des Generals Ealignac, wenn freilich nach 
harten und tapfern Kämpfen, erdrückt wurden. Zur Darnieder— 
haltung weiterer Ausbrüche und zur Verfolgung der Aufſtändiſchen 
wurden drei Arrondiſſements der Vendee, nämlich Laval, Chateau— 
Gautier und Viton in Belagerungszuſtand erklärt. 

Noch waren die Unterſuchungen in dieſem Departement nicht 
beendet, als zweifacher Widerſtand in Paris ſich geltend machte. 
Der eine hielt ſich auf dem Boden der parlamentariſchen Bewegung, 
der andere gieng zur That, zum Aufſtand über; jenes iſt die Be— 
richterftattung von über 100 Deputirten an ihre Wähler, dieſes 
der Aufſtand des 5. und 6. Juni 1832. 

Wir haben geſehen, wie ſich mit beinahe jedem Schritte der 
Regierung ein Theil derer, welche im Juli 1830 ſie begünſtigt 
hatten, von ihr entfernten. Laffitte, Lafayette, Dupont de l'Eure, 
Barrot machten mit den Republikanern Oppoſition. Vorzüglich 
beklagten ſie das Aufgeben des Prinzipes der Volksſouveränetät im 
In⸗ wie im Auslande, beſonders in Italien und Polen. Um ihre 
Meinung kund zu geben, wählten ſie weder die gehäſſige Form 
der Proteſtation, noch die nichtsſagende einer Adreſſe an den Kö— 
nig, ſondern die einer einfachen Berichterſtattung an die Wähler. 
Wir ſchalten ſie hier ein, da ſie uns mit den damals wirkenden Ver— 
hältniſſen wie ein ſprechender Zeuge bekannt macht, obſchon ſie 
als einfache That im Verhältniß zur bisherigen und folgenden Dar— 
ſtellung dieſen Platz nicht verdiente: „In der gegenwärtigen Lage 
halten es die Unterzeichner für eine ihrer wichtigſten Pflichten, ihren 
Wählern von ihren Grundſätzen und Abſtimmungen Bericht zu 
erſtatten. Wenn es nicht in ihrer Macht lag, die Regierung zu 
den Bedingungen ihrer Erhaltung zu führen, ſo können ſie wenig— 
ſtens ihr die Gefahr bezeichnen. — Unſere Revolution von 1830 
iſt verſchieden gewürdigt worden. Die Einen haben hierin nur 
ein zufälliges Ereigniß, eine Aenderung der Reſtauration geſehen 
und daraus geſchloſſen, daß die Männer und Grundſätze der Re— 
ſtauration die Männer und Grundſätze der neuen Regierung ſein 
müßten. Der Einfluß dieſer Meinung hat ſich im ganzen Verlauf 
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der langen und fruchtloſen Sitzung, die jetzt zu Ende geht, ge— 
funden. Man hat ſie in den Verhandlungen über die Zivilliſte, 
die Erblichkeit der Pairie, die Organiſation der Armee, das 
Budget geſehen; ſie leitet die Verwaltung der Regierung und 
beſtimmt das Verhältniß nach Außen. Die Andern — und die 
Unterzeichner ſind von dieſer Zahl — haben in der Juli-Revolution 
die endliche Feſtſetzung der durch die große Revolution von 1789 
verkündeten Grundſätze und Rechte begrüßt. Dieſe Prinzipien und 
Rechte ſind die breite und mächtige Baſis, auf welche ſie den 
Thron geſtützt wiſſen wollen. Ihre Reden und ihre Abſtimmungen 
waren beſtändig die Folgen dieſes Gedankens. So haben wir bei 
der Diskuſſion über die Zivilliſte geglaubt, daß das neue König— 
thum andere Bedingungen der Kraft und des Beſtandes habe als 
den Luxus und die Verdorbenheit der alten Monarchien; daß es 
ſtark durch ſeine Entſtehung durch das Volk und die öffentliche 
Meinung nicht nöthig habe, weder durch ſeine Pracht auf die 
Einbildung zu wirken, noch Anhänglichkeit zu kaufen; in derſelben 
Diskuſſion und bei Veranlaſſung des Miniſters, in unſerm poli— 
tiſchen Rath und Sprache den feodalen Ausdruck „Unterthan“ ein— 
zuführen, haben wir proteſtiren gemußt. Die Verhandlungen über 
die Einrichtung der Pairie ſind ein weites Feld geweſen, wo die, 
welche die Lehren des geſtürzten Regimentes theilen, zugleich ihre 
Wünſche und ihre Bedürfniſſe kund gegeben haben. Nach ihnen 
giebt es nichts Heiligeres als die Vorrechte, welche der Revolution 
vorangegangen waren, und nach ihnen iſt kein Staat, keine Geſell— 
ſchaft möglich ohne die Erblichkeit der Pairie. Wir, die wir dem 
Grundſatze der Gleichheit und der Nationalſouveränetät ergeben ſind, 
haben den Wunſch Frankreichs vernehmen laſſen, und die Erblichkeit 
wurde abgeſchafft. Wir haben mehr gewollt; wir verlangten, daß 
die geſetzgebende Gewalt auch in der andern Kammer von einer 
Delegation des Souveräns, d. h. von der Nation abhängig fei.*) 
Wir wollten nicht, daß gewiſſe Pairs ſich für legitimer als den 


*) D. h. ſie wollten, daß die Pairs von den Deputirten bezeichnet wurden. 
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König Halten konnten. Es ſchien uns, daß die Revolution ihre 
Geſetzgeber erwählen müſſe, wie ſie ihre Richter eingeſetzt hat. 
Die Mehrheit hat anders geurtheilt. Zeit und Erfahrung werden 
zwiſchen uns und ihnen entſcheiden. Die Armee war der Gegen— 
ſtand unſrer lebhafteſten Beſchäftigung. Für die Vergangenheit 
die Ungerechtigkeiten der Reſtauration gut zu machen, für die Zu— 
kunft die Armee den Feinden Frankreichs furchtbar zu ſchaffen, ohne 
daß die Freiheit im Innern dadurch bedroht würde, die Beförderung 
nicht von der Gunſt, ſondern von den geleiſteten Dienſten abhängig 
zu machen, Unterricht in den Regimentern zu verbreiten, endlich 
in jeder Beziehung das Loos der Soldaten zu verbeſſern, dieß 
war unſer Ziel. Der Vorſchlag, die Grade und Dekorationen 
der 100 Tage anzuerkennen, entſprach dem erſten dieſer Wünſche 
und wurde durch die zwei Kammern angenommen. Es gehörte 
einer geſetzgeberiſchen Maßregel an, eine Veränderung vorzunehmen, 
welche nicht individuell iſt, ſondern das Allgemeine betrifft. Ohne 
die königliche Sanktion zu geben, noch zu verweigern, hat die 
Regierung eine Verordnung einer geſetzgeberiſchen Maßregel unter— 
geſchoben und ſo die Initiative der Kammern, die Regeln der ver— 
faſſungsgemäßen Kompetenz und ſelbſt die eingeführten materiellen 
Formen für Vereinigung der Sanktion verletzt. Wir mußten uns 
dagegen wehren. Zwei Syſteme waren für die Organiſation der 
Armee vorgelegt. Das eine, welches eine mächtige Reſerve aus 
der Nationalgarde und den Soldaten außer Dienſt verlangte, hätte 
erlaubt, die Macht und die Ausgaben einer ſtehenden Armee zu 
vermindern; das andere dagegen ließ die mobile Nationalgarde ohne 
Organiſation; es heiſchte unnöthigerweiſe die Haltung einer grö— 
ßeren Zahl von Soldaten unter den Fahnen. Das erſte Syſtem, 
das haushälteriſcher und günſtiger zu einer Verſchmelzung der Na— 
tionalgarde und der Armee war, war das unſrige; das zweite hat 
die Mehrheit erhalten. — Das Budget ſchien alle Meinungen in 
den Anſichten über Staatswirthſchaft und Erleichterung der Steuer— 
pflichtigen zu vereinigen. Die Fortſetzer der Reſtauration hatten 
alle Ausgaben gerechtfertigt, alle Steuern recht vertheilt gefunden, 
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und wie wenn es nicht genug ware bei dem harten Geſetze der Noth— 
wendigkeit, ſo haben ſie ſich in ihren beſchimpfenden Lehren zur 
Pflicht gemacht, die Uebertreibung der Auflagen als eine Wohlthat 
zu betrachten. Wir haben gewünſcht, daß die Revolution auch 
einen Theil zur Ausſteuer der Nation beitrage. Entfernt ſei von 
uns der Gedanke, die Hülfsmittel, welche die Vertheidigung des 
Territoriums nothwendig macht, zu gefährden; aber eine haushäl— 
teriſche und einfache Verwaltung, eine beſſere Vertheilung gewiſſer 
Steuern, eine weniger plagende Weiſe der Erhebung würden die 
Bürde der öffentlichen Laſten erleichtern; ſie würden dadurch billi— 
ger und weniger drückend für die arbeitenden Klaſſen. — Die Fra— 
gen der inneren Verwaltung haben uns ebenfalls getheilt gefunden. 
Ebenſo ſehr und noch mehr als unſere Gegner wollten, verlangten 
wir die Unterdrückung aller Angriffe auf die öffentliche Ordnung. 
In der Ueberzeugung, daß die Sicherheit das erſte Bedürfniß eines 
Volkes iſt, deſſen Exiſtenz auf der Arbeit beruht, dachten wir, 
daß eine volksthümliche Regierung mehr Kraft habe, um den Un— 
ruhen zuvorzukommen, und mehr Mäßigung, um ſie zu unterdrücken. 
Die Regierung, welche ſich ſo ſtark erklärt hat, hat bei ihren Ge— 
waltthätigkeiten nach ihrem eigenen Geſtändniß nur dazu beigetra— 
gen, den Widerſtand auf allen Punkten des Reiches zu organiſiren 
und in die ergebenſten Völkerſchaften die Gährungsſtoffe der Auf— 
regung und der Unordnung zu werfen. — Was das Perſonal der 
Verwaltung betrifft, ſo war leicht zu erkennen, wo ſich die Feinde 
einer neuen Ordnung der Dinge fanden. Die Regierung, durch 
verderbliche Lehren und ungerechte Hinterbringungen mißbraucht, 
hat nur Feinde in denen geſehen, welche gekämpft hatten, um ſie 
zu gründen. Ein Mitglied der Oppoſition hat gewünſcht, daß 
Frankreich einmal erfahre, ob ſeine Regierung ohne die Rückkehr 
mit ihm zur Juli-Revolution ſich zu gefährden glaube. Der Vor— 
ſchlag von Briqueville*) wurde, nachdem er ein erſtes Mal durch— 


) Er wollte die Verbannung der Bourbons vom Gebiete Frankreichs 
unter Todesſtrafe; der Vorſchlag wurde im Januar 1832 angenommen. 
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gefallen war, in der letzten Sitzung wieder eingebracht. Er war 
wie das Vorgefühl eines friſchen, damals durchdachten Verſuches, 
und wovon die Regierung, wenn man ihrem offiziellen Organe 
glaubt, ſchon das Geheimniß hatte. Man hat nichtsdeſtoweniger 
die miniſterielle Partei alle Kräfte anſtrengen geſehen, um dieſen 
Vorſchlag ſeines Charakters zu berauben, und ſelbſt nach der Ab— 
ſtimmung der Kammern hat ein böſes Wollen die Sanktion ver— 
zögert, wie wenn dieſer unerklärbare Verzug eine ſtillſchweigende 
Proteſtation, ein Grund zur Freiſprechung ſein ſollte. Dieſes 
Syſtem der Schonung gefährdet den innern Frieden Frankreichs 
und läßt die Menſchen an einer Regierung zweifeln, welche ihrer 
ſelbſt nicht gewiß iſt. Die letzte Sitzung ſchien vorzüglich der Er— 
füllung der in der Verfaſſung gemachten Verſprechen gewidmet zu 
ſein. Die Kammern mußten die Gemeindeverwaltung in allen 
ihren Zweigen gründen, die Verantwortlichkeit der Miniſter und 
aller Angeſtellten der Regierung wirkſam machen, die Primarſchulen 
und die Freiheit des Unterrichtes organiſiren. Wir haben auf die 
Erfüllung dieſer Verſprechungen gedrungen. Wir verlangten ein 
Gemeindeſyſtem, welches die kleinen Angelegenheiten der Zentral— 
Verwaltung entziehe, die großen vereinfache, überall die Elemente 
des politiſchen Lebens ausdehne, und demnächſt dem Bürgerrecht die 
größtmögliche Anzahl Bürger beigeſelle. Eine weitere Organiſation 
der Departements und der Gemeinde wäre in der That das mäch— 
tigſte Mittel der Kraft, der öffentlichen Ordnung und des materiel— 
len Gedeihens. Geſetzesvorſchläge wurden ſo zu ſagen dem Mini— 
ſter durch die Forderungen der öffentlichen Meinung entriſſen; ſie 
wurden in der Kammer durch einen geheimen Einfluß neutraliſirt 
und zuletzt durch unbeſtimmte Vertagungen zerſtört. So waren 
unſere Wünſche in der innern Verwaltung; — ſie waren unmäch— 
tig. — In den Verhältniſſen Frankreichs mit dem Ausland iſt 
unſer Panier noch das von 1789 geweſen: kein Krieg aus Ehr— 
ſucht oder zur Eroberung; aber im Innern unbedingte Unabhän— 
gigkeit von allem fremden Einfluß. Mit Schamröthe auf der 
Stirne haben wir mehrere Male im Laufe der Sitzung die Ange— 
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ſtellten der Regierung von der Furcht, den auswärtigen Kabinetten 
zu mißfallen, ſprechen gehört. Wir glaubten, daß Frankreich für 
immer von dieſem erniedrigenden Einfluſſe befreit ſei; wir läugnen 
nicht unſere lebhaften Sympathien für das Glück und die Freiheit 
der andern Völker, aber wir haben nie den Anſpruch gemacht, die— 
ſelben unſern Einrichtungen zu unterwerfen. Nach dem Sturze 
einer Dynaſtie, welche durch die heilige Allianz uns aufgelegt wurde, 
mußte die Regierung mit Unruhe die Bewegungen der Monarchen 
Europa's beachten. Sie mußte vor Allem ſie verhindern, ihre 
Macht auszudehnen und zu ſtärken. Sie hatte dieß auch ſelbſt 
anerkannt, als ſie Frankreich die Abſicht ankündigte, Italien gegen 
Oeſtreich zu unterſtützen und gegen Rußland die polniſche Natio— 
nalität zu ſchützen. Dennoch hat ſie trotz den formellen Verſpre— 
chungen, trotz der alten und neuen Intereſſen Frankreichs, Italien 
der Herrſchaft Oeſtreichs preisgegeben und Polen zu Grunde gehen 
laſſen, dieſes Polen, dem man hätte helfen können, was man 
auf der Tribüne auch geſtehen muß, und welche beide Länder wir 
hätten retten ſollen. Man glaube ja nicht, daß eine gemäßigte 
und feſte Sprache Krieg herbeigeführt hätte; wir glauben im Ge— 
gentheil, daß dieß das einzige und ſicherſte Mittel war, den Frie— 
den zu wahren. Kurz, der Friede mit der Unabhängigkeit und 
Würde Frankreichs, die Ordnung durch die Freiheit, eine niemals 
ſchwankende Treue an den Gedanken der Juli-Revolution, — Gedanke 
der Nationalität, der Gerechtigkeit, der Ordnung, des Ruhmes 
und der Mäßigung, der Freiheit und allgemeinen Bildung, ein 
glorreicher und reiner Gedanke, den wir lieben wieder hervorzu— 
rufen, welchen alle Stimmen, die unſre Herzen niemals verrathen 
haben, ausgedrückt: — dies war und wird immer unſer politi- 
ſches Glaubensbekenntniß ſein. Entfernt ſei von uns, unſre 
Gegner in ihren Gewaltthaten und ihren Verläumdungen nachzu— 
ahmen. Allein die Männer des 13. März *) ſollen uns ſagen, ob 


*) D. h. die Anhänger Periers, der, wie wir oben geſehen haben, 
den 13. März 1831 Miniſter wurde. 
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eine einzige ihrer Verſprechungen gehalten worden ſei. Sie muß— 
ten um den Thron alle Meinungen vereinigen, ſie haben die ver— 
derblichſte Theilung unter die edelſten Männer geworfen, welche 
Liebe zur Freiheit und Gefühl für die Gefahr des Vaterlandes 
vereinigen. Sie mußten die Revolution befeſtigen, und ſie haben 
ihre natürlichen Stützen durch die Auflöſung der Nationalgarden 
der kriegeriſchſten und ergebenſten Städte gebrochen. — Sie muß— 
ten die Freiheit der Preſſe, welche Freiheit rettete, begünſtigen, und 
ſie haben ſie durch ihre Unterſuchungen geplagt, durch ihre Auf— 
lagen ruinirt, mit Entziehung der Brevets verderbt, mit Strafen 
überhäuft. — Sie wußten, daß die unermeßliche Mehrheit der 
Nation und der Deputirten die Erblichkeit der Pairte abſchaffen 
wollte, und ſie haben dieſen National- und parlamentariſchen Wil— 
len als ſchwärmeriſch und närriſch behandelt. — Sie haben erklärt, 
daß ſie die geſetzliche Ordnung werden regieren laſſen, und es iſt 
kein Geſetz, deſſen Anwendung ſie nicht verkehrt oder gefälſcht hät— 
ten; ſie ſollten ſich auf die Kammern ſtützen, und ſie haben ihre 
Initiative gehemmt; ſie ſollten die Schuld Frankreichs durch Gaſt— 
freundſchaft gegen die patriotiſchen Flüchtlinge Polens, Italiens, 
Spaniens bezahlen, und ſie haben dieſe Gaſtfreundſchaft durch ent— 
ehrende Bedingungen, welche ſie daran knüpften, gebrandmarkt. — 
Sie haben uns die Sicherheit im Innern garantirt, und ohne Un— 
terlaß iſt ſie durch Aufſtände, durch gewaltſame Streitigkeiten 
zwiſchen den Völkern und der Regierung und durch die immer 
kühnern Angriffe der gefallenen Regierung geſtört. — Sie haben 
uns eine allgemeine Entwaffnung angekündigt und ſie haben uns 
ſo geſchickt in ein unentwirrbares Netz diplomatiſcher Intriguen 
verwickelt, daß es ihnen ſelbſt unmöglich iſt, ein Ziel dieſem Zu— 
ſtande der Angſt zu ſetzen, welche nicht Friede, nicht Krieg iſt, 
und welche unſern Handel und unſre Induſtrie tödtet. — Endlich, 
in welcher Lage läßt das Syſtem der Quaſilegitimität Frankreich 
nach zweijähriger Erfahrung? Iſt im Auslande die Koalition der 
Könige nicht drohender als je? iſt im Innern der Bürgerkrieg nicht 
ausgebrochen? Genügen dieſe Soldaten, die an unſrer Gränze 
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ſtehen, dieſe Komplotte, dieſe Verſuche, dieſe ohne Unterlaß ſich 
erneuernden Bewegungen im Oſten und Weſten nicht, um der 
Regierung die Augen zu öffnen? Will ſie, bevor ſie ſich ausſpricht, 
erwarten, daß unſere Departements im Feuer, unſere Provinzen 
mit Einfällen überzogen ſind, bis Frankreich gefährdet iſt und ſich 
nicht mehr retten kann, ohne ſeine Kinder und Schätze zu opfern? 
Wir verkünden es mit ſchmerzhafter und tiefer Ueberzeugung, daß 
mit der Verlängerung dieſes Syſtems die Juli-Revolution und Frank— 
reich ihren Feinden überliefert find. — Die Reſtauration und Res 
volution ſtehen ſich gegenüber; der alte Kampf, den wir beendet 
glaubten, erneuert ſich. Die Regierung wähle; die zweideutige 
Stellung, in der ſie iſt, iſt nicht mehr haltbar. Dieſe Stellung 
giebt ihr weder die Kräfte der Reſtauration, welche unverſöhnlich 
iſt, noch die der Revolution, welche ſich aufregt und trotzt. — 
Das Frankreich von 1830, wie das von 1789 hat gedacht, daß 
das erbliche Königthum, mit volksthümlichen Einrichtungen um— 
geben, nichts Unverſöhnliches mit den Prinzipien der Freiheit 
hat. Die Regierung des Juli kehre daher mit Vertrauen in die 
Bedingungen der Exiſtenz zurück. Die ganze Welt weiß, daß die 
franzöſiſche Revolution denen Macht bringt, welchen ſie ſich er— 
giebt; dann will ſie aber, daß man ſich ihr ohne Umſchweife, ohne 
Hintergedanken ergiebt. Wir, die wir durch dieſelbe Ergebung an 
dieſe große und edle Sache, für welche Frankreich ſeit 40 Jahren 
kämpft, geeint ſind, werden dieſelbe weder in ihrem Gedeihen, noch 
in den unglücklichen Augenblicken verlaſſen; ihr haben wir unſer 
Leben gewidmet und wir glauben an ihren Triumph.“ 

Dieſe Berichterftattung wurde den 28. Mai erlaſſen, beſchäf— 
tigte alſo noch lebhaft die Gemüther als am 3. Juni der General 
Lamarque, ſelbſt einer der Unterzeichner, ſtarb. Hatte einige 
Wochen vorher die Regierungspartei mit einem pomphaften Leichen— 
zuge den Premier Perrier zur Erde beſtattet, ſo wollte hier die 
Oppoſition ihr Möglichſtes thun. Lamarque war einer der Generale 
des Kaiſerreiches, ſeitdem aber, da er nach dem Sturze Napoleons 
für Frankreich kein Heil in der Regierung eines ſeiner Verwandten 
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ſah, zu dem Punkte zurückgekehrt, von dem das Kaiſerthum aus— 
gegangen, zur Republik. Unter Louis Philipp zählte er zu den 
bedeutendſten Rednern der Oppoſition. Dieſe, wie die Anhänger 
Napoleons, beſchloſſen, ihm ein feierliches Geleite zu geben, und 
waren nicht unvorbereitet für einen an dieſem Tage auszubrechen— 
den Widerſtand gegen die Regierung. Selbſt die Legitimiſten ließen 
ſich herbei, indem ſie den einmal begonnenen Aufſtand zu ihrem 
Vortheil zu wenden hofften. Die Regierung hatte ſich auf eine Be— 
wegung vorgeſehen und bei 24,000 Soldaten nach Paris und in deſſen 
Umgebung gezogen. Feierlich gieng der Zug, von einer unermeß— 
lichen Menge gebildet, über die Boulevards. Der Umſtand, daß 
eine Wache die gehörige Ehre dem alten General nicht erweiſen 
wollte, das Erſcheinen des Legitimiſten Fitz-James in der Nähe des 
Leichenzuges mit unentblößtem Haupte, machten eine gewiſſe Er— 
bitterung rege. Das Erſcheinen der Schüler des Polytechnikums, 
die die Conſigne gebrochen und dem General die letzte Ehre er— 
weiſen wollten, verurſachte den Ruf: „es lebe die JuliF-Revolution, 
— es lebe die Republik.“ Noch andere Aeußerungen in dieſem 
Sinne gaben ſich kund. Der Kampf entſpann ſich, nachdem bei 
der Baſtille Leichenreden von mehrern Generalen gehalten worden, 
die Träger den Sarg ins Pantheon tragen gewollt, und zum Wider— 
ſtand Kavallerie erſchienen war. Einige Flintenſchüſſe, einige Barri— 
kaden und die Revolution hatte begonnen. Nach einigen Stunden 
waren die Aufſtändiſchen Meiſter des Stadttheils, der von den 
Boulevards gegen Oſten und Norden lag. An drei Stellen tobte 
beſonders der Kampf: beim Krankenhauſe „Hotel Dieu“, beim Paſſage 
Saumon, zwei Punkte, welche als die Enden der Grundlinie der 
öſtlichen Stadt angeſehen werden können, und in der Rue de Mary, 
welche von jenen nördlich gelegen und die Spitze des mit der be— 
zeichneten Grundlinie und den Verbindungslinien gebildeten Drei— 
eckes iſt. An dieſem letztern Punkte war der Kampf am heftigſten 
und am längſten, indem man ſich mit Barrikaden gleichſam Vor— 
werke gebaut, in einem Hof verſchanzt und den Rücken an ein ſtark 
vertheidigtes Haus gelehnt hatte. Der Widerſtand wurde von 
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Thiers verſucht und durch den General Lobau ausgeführt. Regi— 
menter wurden von St. Cloud und Verſailles her beordert, und be— 
reits den 5. Abends war der Kampf auf den zwei Endpunkten 
und den Verbindungslinien geendet; es blieb noch das Haus in 
der Straße St. Mary übrig, gegen welches den 6. bis Abends 
6 Uhr gekämpft werden mußte. Seine Zuverſicht hatte der König 
ſchon an dieſem Tage mit einem Ritt über die Boulevards zur 
Baſtille gezeigt. Nichtsdeſtoweniger glaubte man nach unterdrücktem 
Widerſtand nur mit einem Ausnahmszuſtande helfen zu können. Den 
7. Juni wurden der Belagerungszuſtand über Paris verhängt und 
Kriegsgerichte eingeſetzt. Es wurde jenem den 29. Juni durch den 
Kaſſationshof ein Ende gemacht, indem dieſer auf ein Kaſſations— 
begehren gegen vom Kriegsgerichte ausgefällte Urtheile die Ungeſetz— 
lichkeit und Unſtatthaftigkeit der Urtheile wie der Gerichte erklärte. 

Die Siege der Regierung über die zwei verſchiedenen Gegner 
geben ihr nun ein Gewicht über die Parlaments-Oppoſtition ſelbſt. 
Kühn beſchloß man daher die Verfolgung der Reſte, die noch zu 
einem Widerſtande Hoffnung oder Furcht geben konnten. Prozeſſe 
gegen die Legitimiſten in der Vendee, gegen die Republikaner in 
Paris und gegen die ſozialiſtiſche Verbindung der St. Simoniſten wur— 
den geführt; meiſt jedoch ſo, daß die Regierung durch die Vorträge 
der Angeklagten im öffentlichen Gerichtsſaale Schlappen erhielt. 
Gegen die politiſchen Revolutionärs ſprachen die Gerichte Expor— 
tation, Feſtungshaft und Zuchthausſtrafe, gegen die Sozialiſten nur 
geringe Freiheitsſtrafen aus. 

Dieſe Bewegungen im Innern, ſo wie die immer verwickelter 
werdende belgiſche Frage machten die Bildung eines neuen Miniſte— 
riums nothwendig, das ſeit dem Tode Periers ſeine kräftigſte Stütze 
verloren hatte. Es wurde nach langem Hin- und Herreden, Hin— 
und Hergehen, nach Unterhandlungen mit Dupin und Broglie ge— 
bildet. Es iſt das Min iſterium des 11. October mit Soult 
als Präſident, Broglie für die äußern Angelegenheiten, Thiers 
für das Innere und Guizot für den öffentlichen Unterricht. Dupin 
war aufgegeben worden und für ihn nahm Barthe das Portefeuille 
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der Juſtiz. Es dauerte bis zum 5. Februar 1836. Seine Thätig— 
keit beſchäftigte im Innern die endliche Unterwerfung des legitimiſti— 
ſchen Prinzipes mit der Gefangennehmung der Herzogin von Berry, 
Kämpfe mit der republikaniſchen Preſſe, mit der republikaniſchen 
Partei in Lyon, bedeutende Verwaltungs-, beſonders Finanzfragen, — 
nach außen die Angelegenheiten Belgiens, Spaniens und des Orients. 

Indem wir die Darſtellung der innern politiſchen Angelegen— 
heiten hier beginnen, iſt wohl zu bemerken, was uns die Bericht— 
erftattung gelehrt hat: daß die Regierung als Syſtem in der 
Kammer ſelbſt Widerſtand fand, ohne die äußern Feinde dadurch 
zu verlieren. Drei Plätze des Widerſtandes bieten ſich daher dar: 
in den Kammern, gegen die Partei der Vergangenheit, gegen die 
Partei der Zukunft. Viel Widerſtand! Die Geſchichte wird lebhaft. 

Das Wichtigſte, was dem Miniſterium obliegen konnte, war 
die endliche Beruhigung des Weſtens. Dieſe war unmöglich, ſo 


lange der Brennpunkt der Unruhen, die Herzogin von Berry, in 3 


jenen Gegenden ſich aufhielt. Es war ihr nach Scheiterung des 
von ihr verſuchten Aufſtandes möglich geweſen, vom Schloſſe eines 
ihrer Anhänger nach Nantes zu entkommen. Hier war es der 
größten Sorgfalt ihrer Umgebung zu verdanken, daß ihre Wohnung 
geheim blieb. Die Correſpondenz, die ſie mit den Anhängern ihrer 
Partei eifrig pflog, kam ihr unter fremder Bezeichnung zu. Im 
Miniſterium war es vorzüglich Thiers, dem als Miniſter des 
Innern, für jetzt aber beſonders mit der Polizei beauftragt, die 
Habhaftwerdung derſelben zukam. Viele eifrige Nachforſchungen, 
die er mit dem Geiſte eines Fouché und mit jener bekannten Moral, 
der der Zweck die Mittel heiligt, anſtellen ließ, waren fruchtlos 
geblieben, bis er im Oktober 1832 nach einer geheimen, jedenfalls 
etwas abenteuerlichen Zuſammenkunft in den elyſäiſchen Feldern ein 
Subjekt fand, das gut genug war, den Verräther zu ſpielen. Der 
Renegat (früher Jude, jetzt Chriſt) Deuz, Verräther an Gott, wurde 
es auch an den Menſchen. Nachdem er früher den Bourbonen, 
namentlich in Spanien Dienſte geleiſtet und eine unbegränzte Er— 
gebenheit geheuchelt hatte, war es ihm gelungen, eine Zuſammen— 
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kunft mit der Herzogin, wie er fagte, wegen wichtigen Angelegen— 
heiten zu erhalten, ſomit ihren Aufenthalt zu entdecken. Für Geld 
verkaufte er das Geheimniß, und bei einer zweiten Zuſammenkunft 
drangen Soldaten zur Unterſuchung in das Haus ein (6. Nov.); 
die Hitze des Verſteckes, das unmittelbar bei einem Kaminfeuer war, 
nöthigte die Herzogin, ſich zu entdecken; — ſie war in der Macht 
der Regierung. Der Miniſter wurde gelobt, Deuz verflucht — 
beinahe von der ganzen Nation; liegt aber nicht eine faſt ebenſo 
große Schändlichkeit auf dem, der den Verrath gebrauchte? Die 
Nation hat dieſes Urtheil nicht gefällt; die Geſchichte thut es aber 
mit ebenſo viel Wahrheit als Berechtigung. Die gefangene Herzogin 
wurde nach der Feſtung Blaye an der Garonne gebracht. Allein 
was jetzt mit ihr thun? Sie verurtheilen laſſen, wollte man nicht; 
ſie unverurtheilt entlaſſen, durfte man nicht. Die Lage der Herzogin 
brachte den Entſcheid. Schon im Januar 1833 wurden bedenkliche 
Nachrichten über ihre Geſundheit vernehmbar. Sie hatten die Ab— 
ſendung mehrerer Aerzte von Paris — unter ihnen der bekannte 
Orfila — zur Folge, welche über die Geſundheit der Gefangenen 
im Beſondern, ſowie über die Zuträglichkeit der Gegend für die 
Geſundheit im Allgemeinen Bericht zu erſtatten hatten. Er fiel 
für die Regierung beruhigend aus; den 22. Februar erſchien aber 
im Moniteur die Anzeige von der heimlichen Verheirathung der 
Herzogin mit einem italieniſchen Grafen Luccheſi-Palli und ihrer 
Schwangerſchaft. Man hätte ſofort dieſelbe freilaſſen können; allein 
der Lärm der Legitimiſten über die Erklärung als einer Faͤlſchung 
vermochte die Regierung zu einer genauen Bewachung der Gefan— 
genen durch den Oberſten, nachmaligen General Bugeaud, und zur 
Herbeiſchaffung von Zeugen bei der Geburt, wobei eine förmliche 
Erklärung abgenommen, amtlich gefertigt und nach Paris geſchickt 
wurde. Man entnahm dieſe Art des Verfahrens einem alten, heid— 
niſchen Geſetze“), das das gebildete Frankreich anzuwenden nicht 


*) Dem Digeſtentitel: De inspiciendo ventre, custodiendoque partu. 
Dig. XV. 4. 5 
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verſchmähte. Das legitimiſtiſche Prinzip war Fleiſch geworden, und 
ſeine Vertheidigerin wurde den 9. Juni von Blaye nach Siecilien 
eingeſchifft. — Mit ihr fand ſich die legitimiſtiſche Partei geſchla— 
gen; einen kleinen Akt ihrer Thätigkeit konnte ſie nur noch dadurch 
entwickeln, daß mehrere ihrer Glieder dem Herzog von Bordeaux 
bei ſeiner erreichten Volljährigkeit in Prag, wohin ſich die könig— 
liche Familie vom ungaſtlichen Holyrood aus begeben hatte, ihre 
Huldigungen darbrachten. — 

Für die Republikaner iſt das Miniſterium Soult-Thiers die 
Zeit langer Kämpfe, Verfolgungen und Niederlagen. Verfolgungen 
wurden ihnen bereitet auf dem Wege der Geſetzgebung und der 
Polizei gegen die Preſſe und die Vereine. Der erſte Angriff gieng 
gegen die „Tribüne“, eine von G. Cavaignac und Marraſt redi— 
girte Zeitung. Dieſelbe hatte gegen die Kammer, welche ſich in 
der Sitzung des Jahres 1833 mit der Frage der Befeſtigung von 
Paris beſchäftigte, einen Artikel geſchleudert, der die Kammern 
wegen ihrer Bereitwilligkeit gegenüber der Regierung proſtituirte 
nannte. Perſönliche Angriffe beſtimmten den Ankläger, und die 
Kammer der Deputirten beſchloß, den Redakteur des Blattes vor 
ihren Schranken erſcheinen zu laſſen. Die zwei Redakteure Cavaig— 
nac und Marraſt führten für den Geranten Lionen, gegen den die 
Anklage gerichtet war, die Vertheidigung. Sie drangen auf die 
Unzuſtändigkeit der Richter, die ja Partei ſeien, und enthüllten den 
Plan, den die Gegenrevolution beſtändig geführt hat. Ihm muß 
man ſich mit der Revolution, mit der Republik entgegenſtellen. 
Die Vertheidigung der perſönlichen Angriffe, die wegen Geld und 
geheimen Fonds ſich erhoben, führten zur Enthüllung von Finanz— 
plänen, welche Staatsmänner in ihrem Intereſſe gegenüber dem 
Staate ausführten, zur Auseinanderſetzung, wie untauglich eine 
Kammer ſei, hiebei einzutreten, die zum Theil aus Mitgliedern ge— 
bildet iſt, welche über 2 Millionen jährliche Beſoldung beziehen. 
Der Spruch der Kammer lautete gegen den Geranten auf 3 Jahre 
Gefängniß und auf 10,000 Fr. Geldſtrafe. 


Unter ſolchen Umſtänden führte auf der einen Seite der Eifer 
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der Preſſe ſich zu behaupten, die verſtärkte Verfolgung derſelben 
von Seite der Behörden, Angriffe auf das Vereinsrecht, mit denen 
man die Republikaner am empfindlichſten zu ſchlagen hoffte, zur 
Gründung der Geſellſchaften für individuelle Freiheit, für die Frei— 
heit der Preſſe, der Menſchenrechte, welch' letztere die Grundrechte, 
welche Robespierre im Konvente von 1793 verleſen, zu ihrem 
Programme gemacht hatte. Vorzüglich dieſe war es, welche ſich 
großen Umfang ſelbſt in den Provinzen zu verſchaffen wußte und 
durch eifrige Korreſpondenzen und Berichterſtattungen in Verkehr 
mit ſelben ſtand. Sie mag hie und da Uebergriffe, Unklugheiten 
begangen haben; Republikaner wie Armand Carrel und Marraſt 
hielten ſich von ihr fern, tadelten geradezu ihr Programm. An— 
klagen, Verurtheilungen, Freiſprechungen, Duelle kamen, durch ſie 
veranlaßt, an die Tagesordnung. Ein polizeiliches Verbot gegen 
den öffentlichen Verkauf der Zeitungen führte den 23. Februar 
1834 einen Aufſtand in Paris herbei, der zuerſt durch die Polizei 
mit ihrer verkleideten, mit Knütteln bewaffneten Mannſchaft dar— 
niedergehalten werden wollte, zuletzt aber das Einſchreiten der Ka— 
vallerie verlangte. Die Vereine fanden ihren Stoß durch das 
Geſetz v. 11. Mat, das gegen die Vereinigungen von unter 20 
Perſonen gerichtet war, die Bewilligung des Staates zur Bildung 
derſelben verlangte und die Straffälle ſtatt wie bisher an die Ge— 
ſchwornen, an die korrektionellen Gerichte wies. Berenger und 
Barrot hatten es angefochten, Thiers vertheidigt, dieſer, indem er 
vom Grundſatz ausgieng, Alles was ſich im Staate zeige, müſſe 
durch denſelben ſtark geregelt werden. 

Den entſcheidendſten Brennpunkt ſollte aber Lyon geben. Wir 
haben es oben mit dem Einzuge Soults (3. Dec. 1831) verlaſſen. 
Die Arbeiter waren zu ihren Werkſtätten gekehrt, ohne daß in 
ihrer Organiſation etwas geändert worden wäre. Seitdem iſt aber 
Lyon als der geeignete Punkt betrachtet worden, von dem aus mit 
Erfolg auf Frankreich gewirkt werden könnte. Vereine der Carbo— 
nari, der Freunde des Fortſchrittes, der Menſchenrechte wurden ge— 
bildet, eine thätige Preſſe wirkte; die Nähe Italiens, italieniſche 
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Flüchtlinge hatten das politiſche Leben rege gehalten. Die Gleich— 
geſinnten in Paris eilten herbei, wenn es galt Preßprozeſſe zu 
führen; durch Bankette feierte man ſolche Ereigniſſe. Der Schwer— 
punkt lag aber wie 1831 in den Arbeitern der Fabriken. Sie 
hatten 1828 ſchon die Verbindung für gegenſeitige Unterſtützung 
— daher Mutuelliſten genannt — gebildet, worin man ſich zur 
Hülfe gegen die Noth der Jahreszeiten, der Krankheiten und gegen 
den Druck der Fabrikherrn verpflichtete. Dieſe Verbindung umfaßte 
jetzt eine große Zahl Arbeiter, die nach Logen vertheilt waren. 
Die Herabſetzung des Arbeitslohns für die Plüſcharbeiten führte 
den 12. Februar 1834 zur Einſtellung der Arbeit von Seiten derer, 
die in jener Verbindung Mitglieder waren. Man drängte zum Auf— 
ſtand; ruhigere Ueberlegung und Rathſchläge von Paris ließen aber 
ſehen, daß der günſtige Moment nicht gekommen ſei; vorzüglich 
waren es die Streitkräfte der Regierung, die man zu fürchten hatte. 
Starke Beſatzung war ſeit 1831 in die Stadt gelegt worden, und 
militäriſche Arbeiten begannen ganz beſonders in der Abſicht, die 
einzelnen Stadttheile von einander getrennt zu halten; Kriegszeug 
war in Maſſe vorräthig. Deßhalb entſchloß man ſich zur Wieder— 
aufnahme der Arbeit. Sofort erfolgte die Verhaftung von ſechs der 
Vorſteher des Vereines. Darob Erbitterung, die mit dem Be— 
kanntwerden des oben erwähnten Geſetzes gegen die Vereine ſtieg. 
Durch dieſes war die ganze Exiſtenz der Verbindung und auch 
der Wohlthaten, die ſie unbeſtreitbar hatte, in Frage geſtellt. Den 
9. April ſollten die Sechs vom Gerichte verurtheilt werden; wie 
dies bekannt wurde, rotteten ſich die Arbeiter maſſenhaft zuſammen 
und machten Miene, ſich den Anordnungen der Regierung gegen— 
über zu ſtellen: etwa 8,000 Arbeiter auf der einen gegen 10,000 
Mann regulärer Truppen auf der andern Seite, die letztern unter 
dem Oberbefehl des Generallieutenant Aymar. Beidſeitig wurden 
Anſtalten zur Vertheidigung getroffen, beidſeitig erwartete man den 
Angriff, je durch die andere Partei, um dadurch das eigene Los— 
brechen begründen zu können. Er gieng vom Platze des Juſtiz— 
gebäudes aus; ein als Arbeiter verkleideter Polizeiangeſtellter, der 
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an den Barrikaden arbeitete, hatte auf die Truppen gefeuert. Drei 
Tage dauerte der Kampf mit der äußerſten Erbitterung; die Nächte 
wurden zur Vorbereitung zum friſchen Beginnen in den Straßen 
zugebracht. In dieſen, auf Barrikaden, in Höfen, in Häuſern, 
auf Dächern wurde der Kampf geführt; Bomben, Kartctſchen, 
Bajonette waren die je nach Ort und Kraft gebrauchten Waffen, 
Grauſamkeiten die verübten Heldenthaten, erſt am 12. April war 
die Regierung vollſtändig Meiſter der Stadt, ſo daß die Gerichte 
ihre Thätigkeit theils wieder aufnehmen, theils von vorne beginnen 
konnten. 

Die Kunde vom Kampfe in Lyon war aber kaum in Paris 
angelangt, als auch hier der Aufſtand ausbrach, indem man den 
Lyonern verheißen hatte, von hier aus die Bewegung zu unterhal— 
ten und weiterzupflanzen; den 13. April wurden in der Straße 
Transnonain Barrikaden errichtet, und der Widerſtand vorbereitet, 
der nicht verſäumte, ſich zu entſpinnen. Gegen Abend begann der 
Kampf, der ſich zu Gunſten der Regierung entſchied. Das gleiche 
Reſultat hatte eine verſuchte Militärinſurrektion in Lüneville, den 
16. April, die übrigens nur durch Verrath entdeckt wurde, ebenſo 
in St. Etienne, Grenoble, Vienne, Chalons ſ. S., Marſeille. Das 
Reſultat der Bewegung war ein Geſetz gegen die Beſitzer von 
Waffen, eine Vermehrung des Budget für das Militär, und der 
Beſchluß, daß die Kammer der Pairs als oberſter Gerichtshof über 
dieſe Aufſtände zu entſcheiden hätte. — Eine nicht weniger günſtige 
Kunde als die verſchiedenen errungenen Siege war den Männern 
des Syſtems der Tod des Generals Lafayette, d. 20. Mai 1834; 
an ihm verlor, wie Louis Blanc bemerkt, die republikaniſche Partei 
das, was ihr beinahe ebenſo nützlich als ein Chef war: ſie verlor 
einen Namen. 

Die gerichtliche Verfolgung dieſer Aufſtände durch die Kammer 
der Pairs iſt es, worauf wir jetzt unſer Auge gerichtet halten 
müſſen; ſie bietet die Entſcheidung, nach der die Parteien oder die 
einzelnen Beſtandtheile der Parteien von Neuem ſich zu gruppiren 
beginnen. Vorher iſt es aber nöthig, die Regierungsthätigkeit in 
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den Kammern und in den Miniſterien zu berühren. Der geringe 
Widerſtand, der in jenen beim Geſetze gegen die Vereine geleiſtet 
wurde, zeigte ſich und zwar mit derſelben Erfolgloſigkeit bei den 
Geſetzen über das Unterrichtsweſen, über die DepartementalF-Ver— 
waltung und über die Enteignung wegen öffentlichen Nutzens (Expro— 
priation). Die Auflöſung der Kammer im Mai hatte neue Wahlen 
im folgenden Juni zur Folge, die meiſt zu Gunſten der Regierung 
ausfielen. — Das Miniſterium hatte eine kleine Veränderung er— 
litten durch den Austritt Broglie's. Eine von ihm zur Anregung 
gebrachte Entſchädigungsforderung zu Gunſten der vereinigten Staa— 
ten Nordamerika's war nämlich von den Kammern abgewieſen wor— 
den. Man kann dies jedoch nicht als Widerſtand gegen die Re— 
gierung betrachten, da die Verweigerung auf der einfachen Unluſt 
gegen das Zahlen beruhte. Das feindſelige Auftreten der franzöſi— 
ſchen Schriftſteller gegen Nordamerika wegen dieſer Urſache iſt höchſt 
ungerecht, indem dieſes Forderungsgründe und Forderungstitel hin— 
länglich beſaß. — Auf dieſem Gebiete, der Kammern und des 
Miniſteriums, und dies als Folge des konſtitutionellen Staates, 
bewegt ſich jetzt die Geſchichte Frankreichs beinahe ein Jahr lang 
fort. Guizot und Thiers, die unter Soult im Miniſterium ſaßen, 
wußten die bedeutendſten Angelegenheiten in das Gebiet der Zänke— 
reien zu ziehen, eine Erſcheinung, die in der perſönlichen Stellung 
und den Eigenſchaften beider ihre Erklärung findet.) Nennt man 
den Erſten einen Doktrinär, ſo kann man ihm eine gewiſſe Konſe— 
quenz und Feſthaltung an Grundſätzen nicht abſprechen. Der Letztere 
iſt ein eleganter Wortmacher über Thatſachen, ohne den geringſten 
Sinn für Recht. Regierungen, Perſonen, Grundſätze verläßt er je 
nach — Vortheil oder Laune. Die nächſte Veränderung, die im 
Miniſterium vorfiel, war der Austritt Soults, deſſen Anſichten 
entgegen man in Algier eine ſtarke Zivilverwaltung ſtatt der Mili— 
tärherrſchaft gründen wollte. Thiers, der ihn lange gegen Guizot 


*) S. Etudes historiques sur la vie privee, politique et litteraire de 
M. A. Thiers, par Alex. Laya. 
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geſtützt, hatte ihn hier verlaſſen (Juli 1834). An ſeine Stelle als 


Kriegsminiſter, aber nicht als Miniſterpräſident, trat der General 
Gerard, der aber ſein Verbleiben im Miniſterium an die Gewährung 
einer weiten Amneſtie gegen die Angeklagten des Aprilaufſtandes 
geknüpft hatte. Thiers, der ihm die Möglichkeit einer ſolchen vor— 
gegeben hatte, bekämpfte ſeinen Antrag im Miniſterrathe, und die 
Amneſtie wurde verworfen. Gerard ſchied aus. Es hatte ſich aber 
bereits eine Anſicht für die Amneſtie gebildet. Das Verwerfen der— 
ſelben erregte bei den Einen Haß gegen die Regiererei von Thiers 
und Guizot, bei den Andern eine Abneigung gegen das Miniſterium 
überhaupt. Sie zeigte ſich beſonders in der Antwort der Kammer 
auf die Thronrede. Die von den Miniſtern deshalb angebotene 
Entlaſſung wurde vom Könige angenommen. Ihre Nachfolger, 
das Miniſterium v. 10. Nov. 1834 (Herzog von Baſſano, Ch. 
Dupin, Teſte, Perſil) konnten ſich vor dem öffentlichen Gelächter 
aber nur drei Tage halten. Der König ſelbſt gieng mit Thiers Unter— 
handlungen ein, und unter dem Vorſitz Mortier's nahm das kaum 
abgetretene Miniſterium die Leitung der Geſchäfte wieder an die 
Hand. Es eröffnete ſich nun ein langer parlamentariſcher Kampf 
zwiſchen ihm und der Kammer der Abgeordneten, da gerade dieſe 
das Miniſterium der drei Tage ſtürzte. Die Fragen: wer regiert? 
ſind es die Kammern? der König? wie ſind die Miniſter zu wäh— 
len? aus der Kammermajorität, oder unabhängig von ihr aus Män— 
nern, die gerade dem Könige genehm ſind? — dies ſind Anhalts— 
punkte, um welche die Anhänger einer konſtitutionellen Monarchie 
ſich lange drehen können. Man hatte ſo ziemlich allgemein die 
Formel aufgeſtellt, daß der König regiere, aber den Staat nicht 
leite. Wie jetzt mit dieſer Formel im gegebenen Falle verfahren? 
Die Einen, die ſeit 1830 genannte tiers-parti, und an ihrer Spitze 
Duvergier de Hauranne, ſagten: „Weil die Miniſter ohne parla— 
mentariſche Mehrheit den Staat nicht leiten können, ſo muß das 
Königthum die Miniſter annehmen, welche die Kammern wollen; 
denn ohne dies wäre die Kammer blos eine Maſchine, um die 
Steuern zu bewilligen.“ Die Hofpartei, die ſich auf eine Aufſehen 
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erregende Broſchüre ſtützte, entgegnete: „Wie! der König würde 
die Miniſter ernennen, wenn ſie in der Wirklichkeit von den 
Kammern gewählt und beherrſcht ſind? Allein was würde 
ſo das Königthum ſein? Eine Maſchine, um die Verordnungen zu 
unterzeichnen, ein Federzug.“ *) Den Kämpfen, welche aus ſolchen 
Prinzipienfragen hervorgiengen, konnte der Miniſterpräſident Mortier 
nicht Stand halten. An ſeine Stelle trat Broglie nach langem 
vergeblichen Widerſtande des Königs wie Thiers'! Er war von der 
Kammer als eine Bedingung aufgedrungen worden, ohne welche die 
Regierung die Mitwirkung der Volksvertreter nicht hätte. So war 
das Miniſterium vom 11. Oktober 1832 wieder in ſeiner urſprüng— 
lichen Geſtalt hergeſtellt. Der erſte Schritt von Seite der Kammern 
war nun die Annahme des Vorſchlages wegen Nordamerika, deſſen 
Freundſchaft man vorzüglich im Handelsintereſſe zu erhalten wünſchte 
(18. April 1835). 

Unter dieſen Umtrieben, welche bei einer zentraliſirten Ver— 
waltung, wie ſie Frankreich hat, beinahe ſo empfindlich ſind als 
eine Revolution, hatte die Kammer der Pairs den Prozeß wegen 
der vorjährigen Aufſtände im April zu Handen genommen. Weit— 
läufige Nachforſchungen, Hausunterſuchungen, Verhaftungen auf 
beinahe allen Punkten des Königreiches, beſonders in Lyon, mit 
all den Gewaltthätigkeiten, die ein ſolches Verfahren immer nach 
ſich zieht, hatten den Prozeß zu einem Rieſenwerke angeſchwellt 
und die republikaniſche Preſſe rege gehalten. In dieſer war es 
der National, der beſonders die Kompetenz der Pairs beſtritt. 
Dieſe ſeien Gegner der Juli-Revolution und träten gegen alle Männer 
des Aufſtandes als Partei auf; ſie ſeien die Mörder Ney's, der 
Zufluchtsort abgebrauchter, untauglicher Staatsdiener ohne alle 
Fähigkeiten. Die Pairs ſtellten ſich nun aber von vornherein 
geradezu als Richter auch dieſes Artikels auf und verurtheilten, ſie 
die Beleidigten, den Geranten des National den 15. Dez. 1834 
zu 2 Jahren Gefängniß und 10,000 Fr. Geldſtrafe. Die Frage 


*) ©. Louis Blanc, I. c. IV, 366. 
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nach der Kompetenz der Pairs ward mit Eröffnung der Verhand— 
lungen wieder in Anregung gebracht. Es waren hier zwei Anſichten 
mit ſich im Kampfe. Die Eine ſtützte ſich für die Berechtigung auf 

die Berufung des Königs und auf die Beſtimmung der Verfaſſung, 
welche den Pairs die Verbrechen des Hochverrathes und die An— 
griffe gegen den Staat zuwies, welche durch ein Geſetz beſtimmt 
werden ſollen. Die Andere erklärte, weil eben kein Geſetz erlaſſen 
wurde, ſo ſei dieſe Beſtimmung der Verfaſſung unanwendbar und 
es müßten deren übrige und wichtigere Grundſätze gelten, welche 
enthalten, daß Keiner zur Verurtheilung ſeinem natürlichen Richter 
entzogen werden könne, und daher weder außerordentliche Kommiſſio— 
nen und Tribunale, unter welchem Titel es auch ſei, geſchaffen 
werden dürften. Den 6. Februar 1835 erklärten ſich die Pairs 
kompetent und beſchloſſen nach der Vorunterſuchung den Anklage— 
zuſtand von 132 Betheiligten. Die Angeklagten beſchloſſen den 
Prozeß durch eine glänzende Vertheidigung zu einer Darſtellung 
der republikaniſchen Prinzipten zu machen. Der Prozeß war vor 
einen politiſchen Gerichtshof gebracht worden, der Gegenpartei gegen 
die Angeklagten war. Es handelte ſich daher mehr um Politik, als 
um eine ſtrafrechtliche Vertheidigung. Die befannteften Redner be— 
reiteten ſich, während man die Anklageakte fertig faßte und die 
Beweiſe ordnete, zur Vertheidigung vor, hielten Verſammlungen 
und theilten ſich in die verſchiedenen Fragen. Wie groß mußte 
daher ihr Erſtaunen ſein, als der Präſident der Pairskammer, 
Pasquier, vor dem 5. Mai, welcher zur Eröffnung des Prozeſſes 
beſtimmt war, den Angeklagten Vertheidiger von Amtswegen be— 
ſtimmte, ſtatt die von den Angeklagten Gewählten auftreten zu 
laſſen. Pro teſtationen von den Angeklagten und von den Advoka— 
ten⸗Verbindungen Frankreichs liefen dagegen ein. Sie wurden ab— 
gewieſen, ebenſo das Verlangen, die Pairs, welche als Vorunter— 
ſuchungsrichter gewirkt hätten, jellten abtreten. Die zahlreichen 
Auftritte der Angeklagten, welche die Verhandlungen ſtörten, führ— 
ten zu Einzelverhören und ſogar auf die Entſcheidung auf bloße 
Akten. Eine in Briefform geſchriebene und von vielen unterzeich— 
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nete Aufforderung an die Angeklagten, ihren Muth zu bewahren, 
gab zur Zwiſchenverhaͤndlung gegen die Verfaſſer derſelben Ver— 
anlaſſung. Die Kammer der Abgeordneten entſchied ſogar auf 
Stellung eines ihrer Glieder, das als Mitunterzeichner angegeben 
worden, vor die Kammer der Pairs. Dieſe erkannte gegen die 
Verfaſſer der Aufforderung und ihre Verbreiter auf Geldſtrafe bis 
10,000 Fr. und Gefängniß bis auf 3 Jahre. Dies nur als Vor— 
ſpiel der Verurtheilung der eigentlichen Angeklagten, die den 15. 
Juli erfolgte und auf Exportation, Feſtung, Zuchthaus und Ge— 
fängniß lautete. Glücklicherweiſe war es aber den am ſchwerſten 
Betheiligten gelungen, drei Tage vor der Verurtheilung aus dem 
Gefängniſſe St. Pelagie zu entrinnen. Ihre Flucht, wie die 
Verurtheilung waren aber nichtsdeſtoweniger als Niederlagen zu be— 
trachten. 

Die Regierung, die aus dieſen Kämpfen ſiegreich hervorge— 
gangen und ſich nun von den Legitimiſten wie von den Republi— 
kanern befreit ſah, verſäumte nicht ihre politiſche Herrſchaft zu be— 
nutzen. Hatte die ſpaniſche Angelegenheit und Interventionsfrage 
das Auge auch theilweiſe vom Innern abgezogen, ſo wurde man 
durch den Mordverſuch Fieschi's doch wieder ernſter als je auf 
ſelbes gewieſen. Dieſer hatte bei der Julifeler den Ritt des Königs 
über die Boulevards zur Baſtille zur Abfeurung ſeiner bekannt ge— 
wordenen Höllenmaſchine benutzt. Viele Opfer, unter ihnen Mor— 
tier, fielen. Der König und die ihn begleitenden Prinzen entkamen 
mit geringen Verletzungen. So vereinzelt das Verbrechen auch da— 
ſtand, ſo fehlten doch Anſchuldigungen gegen die Parteien nicht, 
und ſo ſehr ſollte das ganze Land die Nachwehen davon ſpüren. 
Die im Auguſt vorbereiteten und den 5. Sept. erlaſſenen Geſetze 
(daher Septembergeſetze) griffen Frankreichs bedeutendſte Einrich— 
tungen: die Jury, das Verfahren bei ihr, und die Preſſe an. 
Die Kammern ſtimmten um ſo williger zu, als man dadurch einen 
Akt des Abſcheus gegen jenen Verſuch, einen Akt der Ergebenheit 
gegen den König erweiſen zu können glaubte. Vergebens ſprach 
Royer⸗Collard dagegen. 
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Man kann in dieſem Momente das neue Königthum im Sinne 
der Politik als begründet betrachten. Kein Widerſtand gab ſich 
nämlich offen mehr kund. Es trat für die Geſchichte eine der 
Perioden ein, wo einerſeits die Gedanken im Stillen arbeiten, an— 
dererſeits die Regierungen durch Geräuſch von ſich reden machen. 
— Der König, wie eine Partei in der Kammer, wünſchten den Sturz 
des Miniſteriums Broglie, vor Allem aber die Trennung Thiers 
von den Doktrinärs, die im Miniſterpräſidenten und Guizot vertreten 
waren. Die Berathung des Budgets im Januar 1836 gab die 
Veranlaſſung. Nachdem der Finanzminiſter Humann wegen eines 
unvermutheteten Vorſchlages, die Intereſſen der öffentlichen Schuld 
zu mindern, hatte austreten müſſen, war die jetzige Zuſammenſetzung 
nicht mehr ſicher. Eine Niederlage in der Kammer wegen der Re— 
duktion der Renten vermochte den 5. Februar die Miniſter zur 
Entlaſſung. Von jetzt an macht ſich der offene Zwieſpalt zwiſchen 
Thiers und Guizot bemerkbar; während die Freunde des letztern 
ihm die Präſidentſchaft der Kammer zu ſichern ſuchten, ein Plan, 
der aber aufgegeben wurde, machte ſich jener an die Bildung eines 
neuen Miniſteriums, das vom 22. Februar (1836). Thiers war 


Präſident und Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten; Monta- 
livet wurde für das Innere, der Marſchall Maiſon, bisher Ge— 


ſandter in St. Petersburg, für den Krieg und d' Argout für die 
Finanzen beſtimmt. 

Das Miniſterium Thiers bezeichnet ein perſönliches Hervor— 
treten des Königs, das ſich beſonders in den Angelegenheiten des 
Auslandes kund giebt. Die Richtung des Königs mußte um ſo 
mehr eine perſönliche Färbung nehmen, als das, was im Innern 
vorgieng, auch ſeine Perſon ganz beſonders betraf. Der Mordver— 
ſuch Fieschi's, der im Februar 1836 von den Pairs verurtheilt 
wurde, ſollte nicht vereinzelt ſtehen. Den 25. Juni folgte der eben— 
ſo bekannte, wenn auch gänzlich erfolgloſe von Alibaud. Dieſer 
konnte aber erſt ſpäter eine beſondere Stimmung hervorrufen, als 
eben die Angelegenheiten mit der Schweiz die Diplomatie beſchäf— 
tigten; jener genügte, um die Perſönlichkeit Louis Philipp's etwas 
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mehr ſpielen zu laſſen. Der König hatte ſchon mit ſeiner Thron— 
beſteigung den Willen gehabt, mit den Mächten Europas, die im 
Oſten drohen, mit Oeſtreich, Rußland und Preußen in irgend eine 
Uebereinſtimmung zu gelangen. Nach der Unterwerfung der Bewe— 
gungen im Innern hatte er nun freie Hand. Er ſuchte durch den 
Herzog von Orleans, ſeinen älteſten Sohn, mit Oeſtreich in ver— 
wandtſchaftliches Verhältniß zu treten, ließ die Beſetzung Krakaus 
ohne Einwendung geſchehen, knüpfte im Namen der Großmächte 
gegen die Schweiz die drohenden Verhandlungen in Betreff der 
Flüchtlinge an, und ließ in der Angelegenheit des Spions Conſeil 
das ganze Frankreich brandmarken. In ſo weit iſt er mit Thiers 
einig; er bricht ſogar in Verbindung mit ihm in der ſpaniſchen 
Angelegenheit mit England und entläßt, wie der Miniſter auf das 
freundſchaftliche Verhältniß mit dieſer Macht zurückkommen und in 
Spanien interveniren will, dieſen ſeiner Dienſte. Ihm folgte den 


6. Sept. 1836 das Miniſterium Molé, der Präſident des Mini— 2 i 
ſterrathes und Chef der auswärtigen Angelegenheiten war und zu a 


feinem bedeutendſten Kollegen Guizot als Minifter des öffentlichen 
Unterrichtes hatte. Die Perſon des Diplomaten Mole bezeichnet 
ſchon den Gang der Geſchichte: ſie iſt dynaſtiſch, aber bedeutend 
deßhalb, weil ein neues Element, das in der Geſchichte Frankreichs 
die bedeutendſten Spuren und nicht ſelten Anhänger gelaſſen hat, 
mit der beſtehenden Regierung ſich zu meſſen kam. Denn kaum 
waren die Uneinigkeiten mit der Schweiz beigelegt, welche zuerſt 
das Miniſterium mit aller Aufmerkſamkeit beſchäftigt hatten, als in 
Straßburg der Verſuch Louis Napoleon Bonaparte's, ſich die Kat- 
ſermacht ſeines Onkels anzueignen, mit aller Lebhaftigkeit die An— 
hänger des Thrones und ſeine Gegner in Anſpruch nahm. Die 
Napoleoniſten, welche in der Revolution von 1830 gegen die Bour— 
bonen geſtanden, hätten ſich ſchon damals mit Gewalt der Thron— 
beſteigung Louis Philipp's entgegengeſetzt, wenn ſie überhaupt die 
Gewalt oder, richtiger, einen entſchiedenen Führer gehabt hätten. 
Sie hatten ſich ſeither immer mit mehr oder weniger Rückhalt den 
verſchiedenen Bewegungen gegen die Regierung angeſchloſſen, ſo 
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1832 im Juni in Paris, 1831 und 1832 in Lyon, ohne je ihre 
Verſuche mit günſtigem Erfolge gekrönt zu ſehen. Die Generale 
Napoleons waren den Anhängern ſeiner Partei, die beſonders in 
den untern Graden des Militärs oder den Erinnerungen alter 
Krieger fortlebte, theils ſchon unter der Reſtauration fremd gewor— 
den, theils aber durch Louis Philipp auf ſeine Seite gebracht. 
Für wen übrigens kämpfen? Der Sohn Napoleons, den man 
hätte erheben müſſen, war in Wien wie gefangen gehalten. Dieſe 
Rückſicht änderte ſich mit deſſen 1833 erfolgten Tode. Das Augen— 
merk der Anhänger des Kaiſers wurde von nun an auf eine andere 
Perſon gerichtet, die deſſen Namen vertrat: auf den Sohn des nach 
dem Senatus-Konſulte von 1804 in die fürſtliche Kaiſerfamilie er— 
hobenen ehemaligen Königs von Holland. Derſelbe, Ludwig Na— 
poleon Bonaparte, war durch das Verbannungsgeſetz, welches die 
Familie Napoleons traf, von Frankreich ausgeſchloſſen und hatte 
ſeit geraumer Zeit auf dem Schloß Arenenberg am Bodenſee gelebt. 
Gerade hier hatte er ſich den Kaiſerträumen ergeben und in ſeiner 
Anſicht, mit dem Militär vordringen zu müſſen, ſich mit militäri— 
ſchen Studien, ſo gut es die Schweiz zuließ, befaßt. Sein Hauptblick 
war auf Straßburg gerichtet, weil beſonders deſſen Bevölkerung, 
ſowie die des Elſaſſes überhaupt, ſich zu republikaniſchen Grundſätzen 
bekannte oder am Namen Napoleons hieng, und weil er dort auf die 
perſönliche Zuneigung des Militärs, beſonders aber einiger Anhänger 
zählen konnte. Eine Vereinigung mit den Republikanern konnte 
um ſo eher bewerkſtelligt werden, als alle Prätentionen bei ihm 
auf den Willen des Volkes geſtützt waren. In einem Sommerauf— 
enthalte von 1836 im benachbarten Baden-Baden hatte er Gelegen— 
heit gehabt, einige Anknüpfungspunkte zu finden, ſo daß er ſich im 
Oktober 1836 zur Ausführung entſchloß, wenn gleich ſelbſt ſeine 
eifrigſten Anhänger das Gewagte der Unternehmung vor Augen ſtell— 
ten. Sein Plan gieng dahin”): Vor Allem mußte, wie oben ges 
ſagt, die Anhänglichkeit der Demokraten des Elſaſſes vorausgeſetzt, 


*) Louis Blanc, V, 126. 
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die Garniſon von Straßburg unter dem Rufe: „Es lebe der Kaiſer“ 
in die Bewegung gezogen, Straßburg zum feſten Anhaltspunkte ge— 
macht werden. Die Bürger zur Freiheit, die Jünglinge in den 
Schulen zu den Waffen rufen, die Vertheidigungsſtellen der Na— 
tionalgarde anvertrauen, mit den empörten Soldaten auf Paris los— 
ziehen, war dann die weitere Aufgabe. Bevölkerungen ganzer Dörfer 
und Provinzen würden — hoffte er ferner — in Erinnerung großer 
Thaten die Erhebung begünſtigen. Die Unterhandlungen, die er 
mit Offizieren Straßburgs anknüpfte, waren günſtig; die Artillerie 
und das Geniekorps waren ihm ergeben. Mit dieſem ſollte die 
Kaſerne des nicht zuverläſſigen Infan terieregimentes beſetzt, die öffent— 
lichen Gebäude genommen werden. Ein Schritt, den er bei dem 
General Voirol, dem Befehlshaber der Garniſon von Straßburg 
that und auf den er als General des Kaiſerreiches rechnete, machte 
ſein Vorhaben den Behörden kund. Wie daher den 30. Oktober 
1836 Morgens 5 Uhr Oberſt Vaudrey mit ſeinen Truppen den 
Aufſtand beginnen wollte, waren bereits die Gegenmaßregeln ge— 
troffen. Indem ſich Louis Napoleon Bonaparte ſelbſt an die Spitze 
einer Truppenabtheilung ſtellte, die ſich aber in ihren Bewegungen 
verfehlte, während ſeine Identität beſtritten wird und heftigen Streit 
hervorruft, hatte der Infanterie-Oberſt Taillandier ſich Louis Napo— 
leon und Vaudrey entgegengeſetzt und beide bald gefangen genommen. 
Noch einige Hin- und Herzüge und endliches Auseinandergehen der 
Soldaten ohne Führer — und die Bewegung war zu Ende. Louis 
Napoleon wurde nach Paris, von da nach Havre gebracht und auf 
einem Staatsſchiffe nach Amerika transportirt. Seine Anhänger, 
welche nicht entfliehen konnten, wurden vor die Aſſiſen geſtellt, von 
den Geſchworenen den 18. Januar 1837 aber unter großem Jubel 
freigeſprochen. 

Dieſes freiſprechende Urtheil warf den Kampf nun auf eine 
andere Seite. Denn wenn die Regierung durch den mißlungenen 
Aufſtand Louis Napoleons, durch den am 6. November deſſelben 
Jahres in Görz erfolgten Tod König Karls X. ſich zweier Geg— 
ner in demſelben Monate befreit ſah, ſo daß ſie ſelbſt die verur— 
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theilten Miniſter dieſes Fürſten gegen Verbannung oder Anweiſung 
eines beſtimmten Aufenthaltes im Königreiche aus der Feſtung Ham 
entlaſſen zu können glaubte, ſo glaubte ſie ſich durch ein derar— 
tiges Urtheil dennoch heftig angegriffen. Sie wollte daher einem 
ähnlichen Unfalle für die Zukunft dadurch vorbeugen, daß in ſol— 
chen Aufſtänden betheiligte Militärs nicht mehr mit den übrigen 
Bürgern von den gewöhnlichen Geſchwornen beurtheilt, ſondern vor 
ein Kriegsgericht geſtellt werden ſollten. Mit dieſem Vorſchlag 
trat Molé vor die im Januar 1837 zuſammengetretenen Kammern. 
Allein hier hatte er nicht nur die bisherige Oppoſition unter Bar— 
rot und die Anhänger Thiers, der als gefallener Miniſter dem 
Nachfolger den Krieg zu machen gerne bereit war, gegen ſich, ſon— 
dern Viele, beſonders Juriſten, die bisher Anhänger der Regierung 
geweſen waren. Dieſe hoben hervor, wie ein ſolches Geſetz dem 
Grundſatze widerſpreche, daß an einem und demſelben Vergehen 
betheiligte Perſonen von einem und demſelben Gerichte beurtheilt 
werden müßten, und daß man unmöglich die Trennung zugeben 
könne, die auf der einen Seite, bei den Militärs, Todesſtrafe nach 
ſich ziehen könne, während die mitbetheiligten, gewöhnlichen Bürger 
freigeſprochen würden. Der Vorſchlag wurde verworfen. Die 
Folge davon war zwar nicht ein Rückzug des Miniſteriums, wohl 
aber erbitterte Fortſetzung der Uneinigkeiten in demſelben, welche 
ſchon vor einiger Zeit zwiſchen Guizot und Molé begonnen hatten. 
Der Widerſtand, den der Vorſchlag hervorrief, dem Herzog von 
Nemours eine jährliche Apanage zuzuſichern, ein Vorſchlag, der 
zur gleichen Zeit gemacht wurde, wie man für die Tochter Louis 
Philipp's, die Königin der Belgier, eine Dotation von einer Mil— 
lion erhalten hatte und für den Kronprinzen die Erhöhung ſeines 
jährlichen Einkommens begehrte, mußte die Reibereien nur begünſti— 
gen. Der König mußte entweder Guizot oder Mols fallen laſſen; 
nachdem ein Verſuch mit Thiers 15. April 1837 geſcheitert hatte, that 
er das Erſtere. Für Guizot, Gasparin und Duchatel, die aus dem 
Miniſterium ſchieden, traten Montalivet (Inneres), Salvandy (öffent- 
licher Unterricht) und Lacave-Laplagne (Finanzen) ein. Da Molé 
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das Präſidium behielt, fo war in der Politik keine Aenderung zu 
erwarten. Denn gerade die politiſche Geſchmeidigkeit des Staats— 
mannes, mit der Mole ſich dem perſönlichen Willen des Königs 
zu unterziehen wußte, war die Urſache, warum ihn der König 
Thiers, der Bedingungen, beſonders in Bezug der äußern Politik 
ſtellte, vorzog. Denn was zunächſt betrieben werden ſollte, war 
die Heirath des Kronprinzen, des Herzogs von Orleans, mit He— 
lena von Mecklenburg-Schwerin. Eine gewiſſe Gewandtheit in 
dieſer Angelegenheit war nöthig, weil Rußland eine politiſche Wich— 
tigkeit daraus machte und gerne eine abſchlägige Antwort von Seite 
des großherzoglichen Hofes geſehen hätte. — Während aber dieſe 
Angelegenheit nach außen betrieben ward, mußte das neue Mini— 
ſterium die Feuerprobe in den parlamentariſchen Kämpfen beſtehen. 
Es handelte ſich um die Genehmigung der geheimen Fonds, die 
Molé verlangte. Er hatte in der Kammer beſonders Barrot und 
Guizot gegen ſich, von denen der Erſtere den Grundſatz um Be— 
willigung ſolcher Fonds überhaupt in Frage ſtellte, der Letztere aber 
die Verwendung derſelben bekämpfte. Ein großer Theil wurde 
nämlich für die Unterſtützung von Zeitungen gebraucht, die durch 
die Abonnenten allein nicht beſtehen konnten, deren Beſtand aber 
nothwendig war, weil ſie die von der Regierung befolgte Politik 
zu vertheidigen hatten. Thiers gab den Ausſchlag, indem er Molé 
vertheidigte, um nicht einem Miniſterium Guizot's Platz zu ma— 
chen, das auf den Sturz Mole’3 gefolgt wäre. — Einmal geſichert 
wollte Molé im Intereſſe des Königthums einen verſöhnenden Akt 
vornehmen, gewiß einen der ſchönſten, welcher die Geſchichte Frank— 
reichs in dieſen Jahren ziert. Mag auch ein miniſterieller Grund 
zur Erlaſſung der Amneſtie für Alle, die wegen politiſcher Ver— 
brechen ſeit 1830 in den Strafhäuſern des Staates gefangen wa— 
ren und die man jetzt in Freiheit ſetzen wollte, in dem Umſtande 
gelegen haben, um dadurch die Widerſtandspartei zu ſchwächen, 
ſo war nichtsdeſtoweniger die Würdigung der Lage des Landes, das 
ſeit längerer Zeit ſelbſt eine Vergeſſenheit der Thatſachen beſchloſſen 
hatte, der allgemeine Grund, welcher die Amneſtie erlaubte. Ein 
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lautes Bezeugen von Beifall, der im Allgemeinen gezollt wurde, 
war die Folge des Beſchluſſes. Wie mancher Bürger wurde nicht 
ſeiner Familie, ſeinen Geſchäften wieder gegeben? Die Anerkennung 
zeigte ſich beſonders in der im Mai 1837 erfolgten, oben erwähn— 
ten Heirath, zu deren Ermöglichung der König von Preußen thä— 
tig geweſen war. Die Kammern gaben ihren Beifall mit Geld— 
bewilligungen zur Feier und für den erhöhten Jahresbezug des 
Kronprinzen, das Volk von Paris mit Jubel und Feſten beim Ein— 
zug der Prinzeſſin in Paris zu erkennen. Was noch königlich in 
Frankreich war, zeigte ſich in dieſem Augenblicke in allen möglichen 
Formen; ſcheint ja doch gerade durch eine derartige Feier die Erb— 
lichkeit und Unwandelbarkeit der Monarchie begründet und befeſtigt 
zu werden. Den Gipfelpunkt erreichte dieſe royaliftiiche Begeiſte— 
rung, wie einige Tage darauf, als eine Art würdigen Schluſſes, 
die Gallerien des nahen Verſailles, wo der König die großen Er— 
innerungen der franzöſiſchen Geſchichte von den älteſten Zeiten bis 
auf die Gegenwart durch die Kunſt in Gemälden hatte darſtellen 
laſſen, geöffnet wurden. Es kann dieſer Augenblick, in dem Louis 
Philipp Frankreich in feinen Großthaten Frankreich ſelbſt vorführte 
und der Nation ſchmeichelte, als derjenige betrachtet werden, in dem 
er ſeine ſchon ſchwankend gewordene Volksthümlichkeit aufs Neue 
befeſtigte. Doch gerade dieſer Augenblick trägt den Keim des Ge— 
gentheils in ſich; die Perſönlichkeit des Königs ſchien nämlich zu 
ſtark in den Vordergrund gedrängt. Man ergieng ſich in Erör— 
terungen darüber, daß der König regieren und nicht die Geſchäfte 
leiten ſolle, während er doch in den meiſten Angelegenheiten zu 
deutlich die Hand habe. Sie begannen theilweiſe zu verſchwinden, 
wie ruhmreiche Waffenthaten in Algier, deren hauptſächlichſte die 
Einnahme Konſtantines war, den franzöſiſchen Ehrgeiz beſchäftig— 
ten. Sie lebten mit erneuerter Kraft auf, als Ende 1837 die 
Kammern aufgelöst wurden. Alle Parteien beſchäftigten ſich, ihre 
Kandidaten durchzuſetzen; die Miniſter, wie die konſtitutionelle 
Widerſtandspartei, bearbeiteten das Land in ihrem Intereſſe. Da auf 
einmal zeigt ſich ein neuer Kämpe wieder. Während man die letzten 
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Republikaner vertilgt zu haben glaubte, ſuchte dieſe Partei auf 
einmal einen neuen Sammelpunkt zu erringen, und zwar diesmal, 
indem fie ſich in den Wahlkampf einmiſchte. Einige republikani— 


ſche Blätter hatten ſeit der letzten Niederlage in Paris noch ſtille ſic 
das Daſein eines Elementes bewieſen, deſſen Vordringen wir jeder- di 


zeit mehr als ein ſtilles, in den Gedanken, im Rechtsgefühle der 
Nationen begründetes anerkennen müſſen. Einige hervorragende 
Perſönlichkeiten, wie Arago, hatten ſich zu einem Wahlkomité zu⸗ 
ſammengethan und die Gegner der Miniſter zur Mitwirkung auf— 
gefordert, um eine ſtarke Mehrheit im Namen der Nation zu 
gewinnen. Es liegt hier der Grund zu der ſpäter bedeutend wer— 
denden ſog. Koalition. Guizot und Duvergier de Hauranne ſchloſ— 
ſen ſich an. Barrot hielt ſich ferne. Das Reſultat war, daß die 
bisherige Minderheit, die man durch neue Wahlen zu ſchwächen 
hoffte, wenigſtens in der gleichen Anzahl wieder auftreten konnte 
und die Hoffnung hatte, je nach dem Benehmen einiger Partei— 
führer wie Thiers, Barrot, die Oberhand zu gewinnen. Dies ge— 
lang zunächſt aber nicht, denn beim Zuſammentritt der Kammern 
erhielten die Miniſter in der Bewilligung der geheimen Fonds das 
gewöhnliche Zutrauensvotum. Sie behaupteten ſich auch in meh— 
rern behandelten Fragen, wie im Geſetz über die Departemental— 
einrichtung, über die Kompetenz der Friedensrichter und über die 


Irrenanſtalten. Eine Aenderung zeigte ſich, wie Finanzfragen zur f 


Sprache kamen. Einige, wie Laffitte, wollten Umänderung der 
Renten, was die Miniſter und der Hof bekämpften; Andere woll— 
ten Uebernahme der Eiſenbahnen durch den Staat, wogegen die 
Miniſter eine indirekte Betheiligung des Staates verlangten. In 
beiden Fragen wurde entgegen den Miniſtern entſchieden. Gewich— 
tigere Punkte, worin ſie weſentlich gegen die Meinung der Nation 
handelten, erſchütterten ſie von außen: das drohende Auftreten ge— 
gen die Schweiz wegen Louis Napoleon, der aus Amerika auf ſein 
Schloß Arenenberg zurückgekehrt war, und der Rückzug der fran— 
zöſiſchen Truppen aus Ancona, das Perier 1832, um Oeſtreich 
in Italien das Gegengewicht zu halten, beſetzt hatte. Wie daher 
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im Dezember 1838 die Kammern zuſammentraten, machte ſich in 
der Berathung über die Antwort auf die Eröffnungsrede des Kö— 
nigs die größte Thätigkeit gegen die Miniſter geltend. Die Koa— 
litionspartei hatte ſeit den Kammerferien, die Guizot und Thiers 
zu Reiſen oder zu Privatarbeiten benutzten, in Duvergier de Hau— 
ranne einen eifrigen Vertreter gefunden; ſie geſtaltete ſich von 
Neuem, wie Thiers ſich mit ihr vereinigte. Dieſer, Duvergier de 
Hauranne und Guizot, waren die heftigſten Gegner des Minifters 
in der Kronadreſſe. Die innere und äußere Politik wurden gleich 
hartnäckig angegriffen. Unter den Vertheidigern Molé's ragte La— 
martine hervor, nicht weil er die Miniſter billigte, ſondern weil 
er ſich vorzüglich gegen die Koalition wegen ihrer ungleichartigen 
Zuſammenſetzung gerichtet hatte. Mit 221 gegen 208 Stimmen, 
worunter aber die bedeutendſten Männer waren, ſiegten die Mini— 
ſter. Der Sieg war der Niederlage gleich; Volk und Krone ſtan— 
den ſich gegenüber, als der König ſich entſchloß, die Vertreter des 
erſtern heimzuſchicken und neue Kammern zu berufen. Allein in 
den Wahlen, bei denen von allen Seiten die regſte Thätigkeit ent» 
faltet und von Seite der Miniſter, wie es aus auf die Tribüne 
gebrachten Thatſachen erhellte, nicht gerade die ehrlichſten Mittel 
gebraucht wurden, ſiegte die vereinigte Widerſtandspartei und Molé 
war den 8. März zum Rückzug genöthigt. Die definitive Rege— 
lung der belgiſchen Angelegenheiten hatte noch mehr die Unzufrie— 
denheit auf ſich gezogen, ſo daß er eine politiſche Unmöglichkeit 
geworden. Im Grundſatze hatte ſo das Prinzip der Volksſou— 
veränetät wieder geſiegt, dieſes war in den Vordergrund geſchoben 
worden, um auf eine ehrliche Weiſe den Sieg zu erringen. 
Allein wie der Kampf und die Koalition aus perſönlichen Rück— 
ſichten entſtanden war, ſo iſt das von Molé verlaſſene Miniſterium 
als eine Beute anzuſehen, in das ſich die Chefs der Koalition zu 
theilen hatten. Die Eiferſüchteleien, Abneigungen traten in den 
Vordergrund; zuerſt verweigerte man Guizot das Miniſterium des 
Innern, dann Barrot die Präſidentſchaft der Kammer, und Thiers 
gegenüber, der die äußern Angelegenheiten hätte in die Hände neh— 
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men müſſen, wollte der König keine beſtimmte Zuficherungen in 
Betreff der Politik, die man in Spanien befolgen ſollte, geben. 
Sechs Miniſterien wurden verſucht; ein vorübergehendes unter 
Montebello funktionirte, als den 12. Mai ein Aufſtand dem Schwan— 
ken ein Ende machte. Man kann die zwiſchenliegende Zeit als Re 
eine der Anarchie von oben betrachten, in der, wie man zu fagen ben 
pflegt, die öffentliche Gewalt erledigt iſt. Keinen andern Werth, fol glos. 
als die öffentliche Gewalt in Beſitz zu nehmen, hatte daher der 
ausgebrochene Aufſtand. Er gieng von einer geheimen Verbindung 
aus, die bereits 1834 ſich gebildet hatte, 1836 einen Aufſtand 
vorbereitete, deſſen Fäden aber in die Hände der Polizei fielen und 
fo ſcheiterte. Sie ſtand unter Barbes und Blanqui, war gut Barbes 
organiſirt und hatte über bedeutende Geldkräfte, Waffen und Mu- Blanqui. 
nition zu verfügen. Die Unruhe, in die eine Miniſterkriſis die 
konſtitutionellen Staaten immer in bedeutendem Maße verſetzt, ſchien 
die günſtige Zeit zu bringen, in der ein Verſuch hätte gewagt 
werden können. Man wollte vor Allem als Ausgangspunkt die 
Polizeipräfektur beſetzen und von da aus Paris in die Revolution 
ziehen. Allein während Barbès mit feiner Anzahl einer Waffen— 
niederlage ſich bemächtigte, konnte Blanqui den Aufſtand in den 
Straßen nicht allgemein machen; die Polizei wurde vom Plane in 
Kenntniß geſetzt und konnte, weil Barbes nur mit einer geringen 
Zahl vorrückte, denſelben vereiteln. Einige in Haſt errichtete Bar— 
rikaden wurden genommen und die Theilnehmer am Aufſtand ge— 
fangen geſetzt. Der Abend deſſelben Tages brachte das Miniſte- Der Kö— 
rium Soult⸗Paſſy an die Spitze der Geſchäfte. Die Juſtiz, welche hält die 
ſich des Aufſtandes bemächtigt hatte, begann die Anklage der Theil— and Im 
nehmer vor der Pairskammer (Juli); dieſe beurtheilte ſelbe in zwei ere 
Abtheilungen zu verſchiedenen Zeiten. In der einen (Juli) war Past 
Barbes, in der folgenden (Dezember) Blanqui der Hauptangeklagte. 
Beide wurden zum Tode verurtheilt; die Strafe wurde aber in 
Deportation umgewandelt. 

Ruhige Tage folgten auf dieſes Unternehmen; die ſtille Ver— 
waltung, die im Innern begann, wurde um ſo weniger getrübt, 
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als die Kämpfe im Orient zwiſchen Mehmed Ali und dem Sultan 
die Aufmerkſamkeit von den innern Angelegenheiten abzogen, und— 
Unternehmungen in Algier der Regierung eine gewiſſe Zufrieden— 
heit brachten. Allein dieſe Zufriedenheit herrſchte auch nur in Be— 
zug auf Algier und konnte nicht auf Frankreichs innere Regierung 
zu großen Einfluß ausüben. Dies zeigte ſich, wie der König den 
Augenblick für günſtig hielt und für den Prinzen von Nemours 
eine jährliche Beiſteuer von einer halben Million, und eine halbe 
Million zur Beſtreitung der Koſten bei deſſen Hochzeitfeierlichkeiten 
verlangte. Denn die Kammer wies die Frage auf das Eintreten 
in das Begehren beinahe ſtillſchweigend, indem nur ein einziger 
Redner einige Bemerkungen dagegen machte, ab. Die Wirkung 
dieſer Weigerung war der Art, daß der König dieſelbe als perſön— 


liche Beleidigung betrachtete und der Miniſter ſich zum Rückzug ge— 


nöthigt ſah. Thiers trat nun den erſten März als parlamentari— 
ſcher Miniſter an die Spitze der Geſchäfte. Er war Miniſterpräſident 
und Chef der auswärtigen Angelegenheiten. Seine Kollegen, die 
ebenfalls aus derſelben parlamentariſchen Mehrheit hervorgegangen 
waren, zählten unter die bedeutenden Männer ihrer Zeit, und, ob— 
wohl ſie jetzt der Krone gegenüberſtanden, unter die Begünſtiger der 
Dynaſtie Orleans. Es waren Remuſat für das Innere, Vivien 
für die Juſtiz, Couſin für den öffentlichen Unterricht, Cubières für 
den Krieg und der Admiral Rouſſel für das Seeweſen. Der König 
hatte zwar eine gewiſſe Abneigung gegen ein Miniſterium, das aus 
einer ihm ungünſtigen Kammermehrheit hervorgegangen war, allein 
er mußte ſich in's Unvermeidliche ſchicken und ſich der parlamentari— 
ſchen Regierung unterziehen. Viele bejammerten dies als eine der— 
artige Niederlage, daß ſie das Königthum ſelbſt in Gefahr betrach— 
teten und für die Herrſchaft der Republikaner zu fürchten begannen. 
Ihre Haltung bei dieſem Wechſel des Miniſteriums war ſo laut 
und zog ſo ſehr die öffentliche Aufmerkſamkeit auf ſich, daß von 
London aus in einem Organe Palmerſton's folgende tadelnde und 
zugleich prophetiſche Worte vernommen wurden: „Wenn wir nach 
10 Jahren Regierung der Dynaſtie Orleans alle Parteien bei der 
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geringſten bedenklichen Lage des Syſtems ſchreien hören, daß der 
Thron in Gefahr ſei, ſo müſſen wir ſchließen, daß ein gewichtiger 
Fehlgriff in der Politik liegt, welche die Miniſter ſeit 1830 befolgt 
haben. Die eine Partei betrachtet Thiers, als wolle er den Staat 
an die Demokratie liefern; die andere glaubt, daß Thiers allein 
vor der Demokratie ſchützen könne. Dieſe zwei in Frankreich herr— 
ſchenden Anſichten ſtimmen, welches ſonſt auch ihre abweichenden 
Meinungen ſein mögen, darin überein, daß der Thron Louis Phi— 
lipp's auf einer ſchwachen Grundlage ruht, und daß nach 10 Jahren 
Regierung Seine Majeſtät nicht nur die Auftritte der Maſſen, ſon— 
dern auch die 150,000 privilegirten Wähler zu befürchten hat. 
Wenn dies ſo iſt, und wir glauben es, ſo rathen wir, das Syſtem 
zu ändern, weil ſonſt die Monarchie in Frankreich verloren iſt. Es 
iſt offenbar, daß das monarchiſche Syſtem beſtändig ſeiner Ab— 
nahme entgegen gegangen iſt. Die Monarchie iſt mit einem weſent— 
lichen Fehler, mit einer vorgerückten Auszehrung behaftet, die alle 
bisher gebrauchten Mittel nur vermehrt haben. Den König und 
ſeine Dynaſtie aus dieſer Lage des Mißtrauens, die zwiſchen ihm 
und dem Volke herrſcht, frei zu machen, dies muß das erſte Ziel 
eines Miniſters ſein, der ſeinen Beruf begreift und der höhere Ge— 
danken hat, als den einzigen Wunſch, ſich an der Regierung zu 
erhalten. Allein wenn man anſtatt deſſen ſich mit kleinlichen Hof— 
umtrieben beſchäftigt, wie es bisher der Fall war, ſo wird die 
Juli-Regierung nicht länger als der Thron Napoleons dauern.“ Was 
dem Engländer ſomit im Gedanken lag, war: den König von 
ſeiner perſönlichen Regiererei, die ſich ſelbſt auch in den kleinſten 
Geſchäften zeigte, frei zu machen. Der König ſollte ſich durch keinen 
Schlag perſönlich getroffen fühlen; allein das war es gerade, was 
ſich in Frankreich beſtändig ereignete und zwar aus zwei Gründen: 
einmal hatten die Geſchäfte und Anträge, wenn ſie an's Tages— 
licht kamen, ſchon ſo ſehr eine königliche Färbung erhalten, eben 
durch die Einmiſchung des Königs, daß ein Angriff gegen dieſelben 
unmöglich war, ohne wenigſtens mittelbar den König zu treffen; 
dann hat ſich ſeit 1830 die bedenkliche Weiſe der Miniſter gezeigt, 
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entweder den König in ihre Pläne zu ziehen, oder bei ihrem Auf— 
treten ſich als Vertreter des königlichen Willens zu zeigen, ſo daß 
auch hier wieder die Angriffe gegen das Königthum trugen. Iſt 
ja doch das Letztere die Urſache, daß Miniſter, welche eine eigene 
Meinung zu haben wagten, wie Laffitte, Dupont (de l'Eure), Brog— 
lie dem Könige im Miniſterrathe unangenehm waren. 

Eben weil aber beim Erſcheinen das Miniſterium Thiers als 
ein parlamentariſches gegenüber der Krone angeſehen wurde, ſo 
mußte die Kammer dasſelbe zu erhalten ſuchen. Dies hieng nun 
von der Geſtalt der Parteien ab, wie ſie ſich beim Kreditverlangen 
über die geheimen Fonds zeigte. Denn Thiers hatte eine Partei 
Molé's, der durch feine Theilnahme an der fg. Koalition von der 
Regierung entfernt worden, und Anhänger des Königs, die ihre 
Empfindlichkeit in der Kammer zeigen wollten, gegen ſich; das Be— 
gehren der geheimen Fonds mußte auch die fg. dynaſtiſche Linke, 
mit Odilon Barrot an der Spitze, von ihm entfernen, da ſie grund— 
ſätzlich alle Kreditbegehren, deren Anwendung man nicht beſtimmt 
kannte, verwarf. Sie mußte aber diesmal, um die ſo lange an— 


Die a geftrebte Parlamentsherrſchaft zu retten, von dieſem Grundſatze 


abgehen, wogegen ſie wenigſtens die Abänderung der September-Ge— 
ſetze verlangte. Allein Thiers zögerte mit einem beſtimmten Ver— 
ſprechen und bei der geſchwind betriebenen Abſtimmung gab ſie dem 
Miniſter ihre Beiſtimmung. Dies iſt die Urſache, warum die dyna— 
ſtiſche Linke in ihrem Auftreten während des Miniſterium Thiers 
ſich gehemmt fühlen mußte. 

An ihre Stelle trat jetzt die radikale Partei, welche mit par— 
lamentariſchen Waffen die Regierung Louis Philipp's zu bekämpfen 
und den Weg des Aufſtandes zu verlaſſen beſchloß. An ihrer 
Spitze ſtanden Garnier- Pages und Arago, dieſer der in den ma— 
thematiſchen Wiſſenſchaften ſo ruhmvoll bekannte Gelehrte. Ihr 
Wahlſpruch war „Reform“. Die Bewegungen, welche hiedurch 
, hervorgiengen, verurſachten nach acht Jahren den Sturz Louis Pht— 
” lipps. Es iſt daher von Wichtigkeit, ſie in ihrem Anfange ge— 
nau zu betrachten. Von zwei Seiten wird in ſelben der Regie— 
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rung und ihren Anhängern zugleich Widerſtand bereitet: in den 
Kammern und außerhalb derſelben. Der Kampf begann mit dem 
Wunſche, an einem der Verfaſſung nahe gelegenen Geſetze eine 
Aenderung zu treffen; er endete in der Februar-Revolution, die Ver- 
faſſung, Geſetze und Regierung in ihren wichtigſten Grundlagen 
umgeſtaltete. Jenes Geſetz war das über die Wahlberechtigung für 
die Kammer der Abgeordneten. Nur wer 200 Fres. direkte Steuern 
bezahlte, konnte Wähler, und nur wer 500 Fres. bezahlte, wähl— 
bar ſein. Daher zeigte ſich das Mißverhältniß, daß in einem 
Lande, das über 33 Millionen Einwohner zählte, 200,000 die zur 
Geſetzgebung berechtigten Abgeordneten des Volkes wählen konn— 
ten. Schon die Erlaſſung eines derartigen Geſetzes hatte 1831 
einen Widerſtand verurſacht; er wurde aber damals unberückſichtigt 
beſeitigt, und erſt wieder 1840 mit Ernſt in die Verhandlungen der 
Kammern, zu gleicher Zeit aber in die Verhandlungen des Volkes 
gebracht. Der Antrieb gieng von dieſem aus, indem es in Petitio— 
nen, die in Paris und in mehrern Departements unterzeichnet und 
von Arago der Kammer vorgelegt wurden, die Abänderung des 
Geſetzes verlangte. Die Petitionen ſelbſt aber verlangten in ſehr 
verſchiedener Weiſe die Ausdehnung des Stimmrechtes. Einige 
begehrten es allgemein und direkt, Andere Ausdehnung deſſelben 
auf die Nationalgarden, Dritte die Beſtimmung, daß jeder Wahl— 
kreis wenigſtens 600 Wähler zählen ſollte, die Vierten, daß die, 
welche als Geſchworne zugelaſſen würden, auf die Liſte der Wahl— 
berechtigten zu ſtehen kämen. Bei dieſen Veränderungen des Wahl— 
rechtes wünſchten dann noch Einzelne die Veränderung der Art 
und Weiſe, in der gewählt wurde (Wahlmodus). Während man 
jetzt direkt die Abgeordneten bezeichnete, ſollte die größere Menge 
der Wähler (Urwähler) immer Glieder eines Wahlkollegiums be— 
zeichnen, welche dann die Wahl der Abgeordneten vorzunehmen 
hätten. Die Regierung, wie die Kammern, wieſen alle dieſe Be— 
gehren ab; die Regierung, im Organe Thiers, war gar nicht auf 
den Inhalt derſelben eingegangen, ſondern hielt die damalige Zeit 
überhaupt ungeeignet, um eine ſolche Frage zu behandeln, mit dem 
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Beifügen jedoch, daß mit einer Aufſchiebung nicht geſagt ſei, daß 
jene Begehren niemals behandelt werden würden. Die Kammern 
ließen ſich aber wenigſtens einen Bericht erſtatten, der die zwei 
erſten Begehren unbedingt verwarf, die andern aber dem Miniſter— 
rathe zur Berathung anheimſtellte. Arago vertheidigte ſich bei die— 
ſem Anlaſſe ſo: „Höret die Worte eines Mannes, dem Ihr oft 
auf dieſer Rednerbühne Beifall gegeben habet, von Guizot, höret, 
was er von den mittlern Klaſſen, die heute allein zur Wahl beru— 
fen ſind, ſagt: ‚die Bürger haben nicht den Geiſt zu großen Un— 
ternehmungen; wenn ſie der Zufall in ſelbe wirft, ſo ſind ſie un— 
ruhig, verwirrt; die Verantwortlichkeit ängſtigt ſie; ſie fühlen ſich 
außerhalb ihres Kreiſes; ſie ſuchen wieder in denſelben einzugehen 
und unterhandeln zu wohlfeilem Preiſe.. Meine Herren! Die 
Worte Guizots ſind die Verurtheilung des gegenwärtigen Wahl— 
ſyſtems. Frankreich kann ſich in große Ereigniſſe verwickelt finden, 
und die politiſche Bewegung des Landes darf nicht ausſchließlich in 
den Händen ſein, welche verwirrt ſind und welche zu wohlfeilem 
Preiſe unterhandeln würden.“ Ihm folgte Garnier-Pages: „Wer 
glaubte, wenn man den Minifterpräfiventen hört, daß wir jetzt die 
parlamentariſche Regierung errungen haben. Er ſpricht, daß die 
Frage noch nicht ernſthaft ſei, indem einſtweilen nur Bittſchriften 
vorliegen, und daß eine andere Weiſe ſie zu einer ernſthaften ma— 
chen müſſe. Herr Miniſterpräſident, der Sie Frankreich leiten, ver— 
geſſen Sie nicht, daß, wenn es ein geheiligtes Recht giebt, es das 
iſt, ſich zu beklagen, und daß die, welche kein anderes haben, ge— 
achtet werden müſſen, wenn ſie vor dieſer Kammer ihre Wünſche 
darlegen, und daß Sie, wenn Sie dieſes vergeſſen würden, nur die 
Regierung von 180,000 Perſonen und nicht die des Landes ſein wür— 
den. Ich will, daß Sie eine breite Grundlage haben; ich will Ihnen 
die parlamentariſche Regierung erringen helfen, die Sie, wie ich 
glaube, noch nicht beſitzen; ich will dieſes Uebergewicht der wäh— 
lenden Gewalt, das Sie auch zu wollen vorgeben und worauf Sie 
zu verzichten ſcheinen, ſeitdem Sie die vollziehende Gewalt gewor— 
den ſind.“ Ihnen erwiederte Thiers; dem Erſtern: „Man hat Euch 
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von einer Nationalſouveränetät geſprochen, verſtanden als Herr— 
ſchaft der Maſſe. Ich behaupte aber, daß dies die verderblichſte 
Theorie von der Welt iſt. Wenn Ihr in verfaſſungsmäßiger Sprache 
von einer Nationalſouveränetät ſprecht, ſo ſagt Ihr: Souveräne— 
tät des Königs, der zwei Kammern, welche die Souveränetät des 
Volkes durch geregelte Stimmen, durch die Ausübung ihrer ver— 
faſſungsmäßigen Rechte ausdrücken. Eine andere Art von Volks— 
fouveränetät kenne ich nicht. Wer an die Thüre dieſer Verſamm— 
lung käme und ſagte: ich habe ein Recht, würde ſich vor dem Ge— 
ſetze verfehlen; denn es giebt keine Rechte als die, welche das Ge— 
ſetz giebt!“ — dem Letztern: „Sehen Sie denn nicht, daß Sie bei 
der unbegränzten Ausdehnung, die Sie geträumt haben, ohne ſelbe 
zu begreifen, genöthigt geweſen ſind, ſich ſelber einzuſchränken? 
Sie ſprechen von einer Bevölkerung von 34 Millionen und Sie 
wollen ſie auf 8 Millionen zurückbringen. Könnte man Sie nicht 
fragen, warum Sie bei 34 Millionen Einwohnern nur 8 Millto— 
nen das Recht geben, die andern zu vertreten? Sie werden ant— 
worten, daß man nothwendig die Frauen und Minderjährigen aus— 
ſcheiden müſſe. Sie ſcheiden daher gewiſſe Klaſſen aus, welche 
nicht die nothwendige Vernunft haben. Sind Sie aber nicht na— 
türlicher Weiſe gehalten, eine noch größere Menge auszuſchließen, 
welche wie die Frauen und die Minderjährigen nicht die nothwen— 
dige Vernunft und Fähigkeit haben? Sie ſchließen im Namen Ihrer 
Vernunft aus, wir im Namen des Geſetzes.“ Die Kammern ga— 
ben dem Miniſterpräſidenten Recht und ſtimmten für Nichteintreten. 
Darob Bewegung im Lande! Die Nationalgardiſten, welche vor 
dem Könige Revue paſſiren mußten, brachten im Vorbeigehen ihm 
Hoch's auf die Reform; ſie und die übrigen Anhänger derſelben 
veranſtalteten zur Einigung der Widerſtandspartei und zur Beſpre— 
chung der Vorſchlaäge Bankette in Paris, Lyon, Bordeaux, Nan— 
tes, Metz und in andern Städten Frankreichs. Die Theilnahme, 
welche ſich dabei zeigte, die Toaſte, welche geſprochen wurden, be— 
wegten die Gemüther, erregten ſogar Befürchtung. Deßhalb glaubte 
der Polizeidirektor wenigſtens dadurch einſchreiten zu müſſen, daß er 


74 


einem Beſitzer eines öffentlichen Gebäudes in Vincennes, einer nahe 
bei Paris gelegenen Garniſonsſtadt, die Aufnahme von mehr als 
1000 Perſonen bei einem beabſichtigten Banket verbot. Man 
legte beim Miniſter des Innern Verwahrungen ein, verſchob das 
Banket, um es einige Wochen ſpäter in einem großen Privatgute 
in der Nähe von Paris abzuhalten; Tauſende ſtrömten daher den 
31. Auguſt zu dieſem Zwecke nach Chatillon. — Vereinigungen 
anderer Art, welche in dieſer Beziehung von Studenten und Ar— 
beitern veranſtaltet wurden, wurden von der Polizeimannſchaft 
auseinandergetrieben. 

Gleich⸗ Hand in Hand mit dieſer Reformbewegung gieng aber noch 

Bewer ein beſonderes Element: die Anhänger des Sozialismus. Seine 

9177 171 Gedanken zeigten ſich bei der Berathung über das Wahlgeſetz ſo— 
wohl vor der Kammer, als in beſondern Verſammlungen außerhalb 
derſelben. Die Kammer war bereits auf dieſe Frage eingegangen, 
indem ſie den 22. März d. J. in einem Geſetze die Zahl der Stun— 
den beſtimmt hatte, während welcher Kinder täglich in den Fa— 
briken zur Arbeit gebraucht werden durften. Auf einen andern 
Standpunkt ſtellte Arago die Frage bei ſeiner Rede über die Wahl— 
reform. Er hatte das allgemeine Stimmrecht vertheidigt, und 
zwar weil alle Klaſſen der Geſellſchaft in den Kammern vertreten 
ſein ſollten, vorzüglich auch die, welche den meiſten Schutz des Ge— 
ſetzgebers nöthig hätten. „Es iſt — ſo hob er in dieſer Beziehung 
in ſeiner Rede hervor — im Lande ein Theil der Bevölkerung 
eine Beute der grauſamſten Leiden; dieſer Theil beſteht vorzüglich 
in der Bevölkerung der Fabrikorte. Das Uebel wird alle Tage 
ſchlimmer. Die kleinen Kapitale können in der Induſtrie nicht 
mehr mit den großen Kapitalien ſtreiten; die Induſtrie, welche mit 
Maſchinen arbeitet, wird die Oberhand über die gewinnen, welche 
nur Menſchenkräfte gebraucht. Die Induſtrie, welche mächtige Ma— 
ſchinen ins Werk ſetzt, wird die, welche nur in kleinen thätig iſt, 
erdrücken. Es iſt hier ein wirkliches, ein grauſames Uebel, welchem 
Abhülſe gebracht werden muß. Ich werde Murren erregen, wenn 
ich ſage, daß man in Gegenwart ſolcher Reſultate die Arbeit organi— 
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ſiren, in mehrern Punkten die gegenwärtigen Reglements über die 
Induſtrie ändern müſſe.“ Einige Tage ſpäter kam er wieder auf 
denſelben Gegenſtand zu ſprechen, da es ſich um die Zölle auf den 
Zucker handelte, welche er im Intereſſe derer, die ihn gebrauchten, 
und um ihn auch den Arbeitern zugänglich zu machen, abgeſchafft 
wiſſen wollte. Die Auftritte außerhalb der Kammer zur Aeußerung 
dieſer Anſichten begannen mit einem Ständchen an dieſen Abgeord— 
neten; ſie wurden ernſter, wie man in Verſammlungen die Ver— 
hältniſſe, die zwiſchen Meiſter und Geſellen Statt finden ſollen, zu 
beſprechen begann. Die Verſammlungen der Schneider, Schuh— 
macher und der Arbeiter in den Fabriken für gemaltes Papier 
wurden von der Regierung erlaubt; ſie endeten mit der Beſtellung 
von frei gewählten Richtern, welche die ſtreitigen Punkte zu ent— 
ſcheiden hatten. Eine Verſammlung der Schreiner zu demſelben 
Zwecke wurde, obwohl ſie erlaubt war, aus Mißverſtändniß mit 
Waffengewalt auseinandergetrieben. Dies und vorgenommene Vers 
haftungen verurſachten den 5. und 6. September einige Zuſammen— 
rottungen in Paris; ſie konnten ſich aber nicht weiter entwickeln, 
weil die Regierung eine große Truppenmaſſe in und um Paris nach 
dem Abſchluß des Vertrages vom 15. Juli verſammelt hatte und ſie 
nun gegen dieſe Zuſammenrottungen zu gebrauchen entſchloſſen war. 

Das politiſche Gebiet war ſo für Thiers keineswegs ein er— 
freuliches; es kam für ihn noch der Umſtand hinzu, daß er, obwohl 
parlamentariſcher Miniſter, keineswegs geneigt war, gegen die Dy— 
naſtie der Orleans und beſonders nicht gegen die Perſon des Königs 
Schläge zu führen, im Gegentheil Geneigtheit zeigte, ſich dem Mon— 
archen zu nähern. Er ſuchte daher in den Kammern die politiſchen 
Fragen, welche auftauchen wollten, wie z. B. über die Unverein— 
barkeit der Stelle eines von der Regierung erwählten und beſol— 
deten Beamten mit der Eigenſchaft eines Deputirten — zu entfernen 
und dafür mit Verwaltungsgegenſtänden, wie mit dem Geſetz über 
den Zuckerzoll, die Salzſteuer, die Eiſenbahnen, Kanäle, Dampfſchiff— 
fahrt auf dem mittelländiſchen Meer und dem atlantiſchen Ozean, 
über öffentliche Gebäude ꝛc. aufzutreten, endlich die Kammern zu 
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entlaſſen. Die durch die Bankette aufgeregten Gemüther ſuchte er 
mit offiziellen Feſten auf andere Gegenſtände zu richten. Veran— 
laſſung dazu gaben ihm die Feier Gutenbergs, des Erfinders der 
Buchdruckerkunſt, die beſonders in Straßburg feierlich begangen 
wurde, — die Feier der Julitage, deren politiſchen Charakter man in 
einen religiöſen umzuändern ſuchte, da man die Ueberreſte der damals 
Gefallenen unter eine auf dem Platze der Baſtille errichtete ſog. Ju— 
liusſäule mit in Anſpruch nehmenden religiöſen Feierlichkeiten beiſetzte. 

Trotz dem konnte er der Bewegung nicht Meiſter werden, 
denn ſie fand erneuerte Nahrung an dem den 15. Juli zu London 
abgeſchloſſenen Vertrage der vier Mächte England, Rußland, Oeſt— 
reich und Preußen zum Schutze des türkiſchen Reiches gegen die 
Angriffe Mehmed Ali's, und an dem Verſuche Louis Napoleon 
Bonapartes, von Boulogne aus daſſelbe Unternehmen zu wagen, das 
ihm in Straßburg mißlungen war. Bonaparte hatte ſich 1838 
aus der Schweiz nach London begeben und dort ohne großes Auf— 
ſehen zu erregen gelebt; erſt in der Mitte des Jahres 1840 kam 
er mit bedeutenden Staatsmännern, wie Palmerſton und dem ruſſi— 
ſchen Geſandten Brunnow in London, in Berührung, welche ihm 
Beſuche abſtatteten und ihn zur Audienz zuließen, um Louis Philipp 
von den Angelegenheiten des Orientes abzuziehen. Denn ihnen 
war nicht unbekannt, welche Pläne der Neffe Napoleons hatte. 
Dieſe waren nicht geringer, als den Thron Louis Philipp's zu 
ſtürzen und das Kaiſerreich wieder zu gründen, d. h. die Nation 
in ihre Rechte wieder einzuſetzen und von ihr die Krone zu erwar— 
ten. Wie Napoleon wollte er nur durch die Nation regieren; 
freilich mußte die Nation ihn wollen. Dabei rechnete er wie 
1836 immer beſonders auf die Ergebenheit des Militärs; ſein 
Vertrauen beruhte auf den Soldaten. Bei dieſen hatte er ſich 
unter Anderm auch durch Schriften bekannt zu machen geſucht, und 
namentlich in einer Vergleichung zwiſchen Cäſar und Napoleon, 
Auguſtus und ſich darauf hingewieſen, daß er zu dem großen Ziele 
beſtimmt ſei, an die Spitze des franzöſiſchen Volkes berufen zu 
werden. Die Bourgeoiſie war ihm feindlich, denn ſie fürchtete, die 
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kriegeriſchen Bewegungen möchten unter Napoleon wiederkehren; 
bei dem Volke war er wenig bekannt, ebenſowenig kannte er das 
Volk, um mit Erfolg zu ihm ſprechen zu können. Der ganze 
Rechtsanſpruch, den er übrigens machte, ſtützte ſich aber immer auf 
die Abſtammung von der kaiſerlichen Familie, ſo daß ſeine Be— 
mühungen für die Nation nur den Zweck hatten, einem Napoleoni— 
den zu ſeinem Rechte zu verhelfen. Er wurde in einem derartigen 
Wahne durch das Verbannungsgeſetz von 1816 und durch die Ver— 
folgungen von Seite Louis Philipp's während ſeines Aufenthaltes 
in der Schweiz beſtärkt, weil ſie, nach ſeiner Anſicht, nur gegen 
eine Perſon gerichtet werden konnten, die einen Rechtsanſpruch zu 
erheben hatte. Nichtsdeſtoweniger ſuchte er ſich mit den republi— 
kaniſchen Gegnern Louis Philipp's in Verbindung zu ſetzen und 
ſie für ſich zu gewinnen; ein gleicher Zweck leitete die Demokraten, 
wenn ſie ſich mit ihm in Unterhandlung einließen. Die Verſuche, 
ſich zu einigen, ſcheiterten, wie die letztern durch Degeorge, einen 
Redakteur des National, bei einer Zuſammenkunft in London von 
ihm ſeine Pläne, welche auf die Nachbildung des Kaiſerreiches hin— 
ausliefen, erfuhren. Sie erklärten daher, ſein Unternehmen nicht 
unterſtützen zu können. Louis Napoleon blieb bei ſeinem Plane 
feſt; er hatte ſich mit Offizieren in Lille und Vincennes, von denen 
er wußte, daß ſie ihm ergeben waren, in Verbindung geſetzt; in 
Paris wurde eine Zeitung gegründet, welche für ihn arbeiten mußte. 
Nach dieſen Vorarbeiten hatte er Anfangs Juli einen feſten Plan 
angenommen. Von London aus wollte er ſich nach Boulogne über— 
ſchiffen, von da auf Calais losgehen, Lille gewinnen und von da 
mit der Militärabtheilung des Nordens auf Paris marſchiren, mit 
einem Streifzuge aber die königliche Familie auf dem Sommerauf— 
enthalte zu Eu gefangen nehmen. Zur gleichen Zeit ſollten die 
Anhänger in Paris, wie ſie die Ausſchiffung in Boulogne vernähmen, 
die Tuilerien unvermuthet in Beſitz nehmen und ſich mit der er— 
gebenen Garniſon von Vincennes vereinigen. Seine Anhänger 
warnten ihn zuerſt vor der Ausführung ſeines Planes, mit dem er 
bis zum Tode Louis Philipp's zuwarten ſollte. Er dagegen 
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wollte ihn nicht aufſchieben; er hielt die Zeit für günſtig, egen 
der Aufregung, die der Vertrag vom 15. Juli verurſach und 
wegen der für Napoleon günſtigen Stimmung, die ſich der 
Nachricht, daß deſſen Ueberreſte von St. Helena nach Frekreich 
hinüber gebracht werden ſollten, gezeigt hatte. Ja man aubt, 
Einige in ſeiner Umgebung, die aber Anhänger Louis Plipp's 
waren, ſollen ihn mit Wiſſen Louis Philipp's angeregt ben, 
um ihn gefangen nehmen zu können und gegen ſeine Pläne sichert 
zu ſein. Man hatte in Paris die Anſicht, daß Palmerſte und 
Rußland Louis Napoleon gerne ſähen, um ihn als Werkzeucgegen 
Louis Philipp zu gebrauchen und dieſen in einer gewiſſe Auf⸗ 
regung zu erhalten. Dieſes Werkzeug wollte der franzöſiſe Hof 
feinen Gegnern entziehen. Wie weit die direkte Betheiligig der 
Anhänger Louis Philippe's oder des Hofes gegangen, iſt zwe nicht 
bekannt; ſo viel aber weiß man, daß man in Paris ſein Aus⸗ 
fahrten, Gänge, Beſuche, Arbeiten, Reden kannte, und daß; Um⸗ 
triebe des Hofes auf feine gefaßten Pläne und feine pennliche 
Stimmung eingewirkt haben. Die Geldkräfte, die ihm z Ver⸗ 
fügung ſtanden, rührten theils von mütterlichem Erbgute h, das 
er kürzlich vom Könige von Holland erhalten hatte, thes aus 
einem Anlehen, das ein engliſcher Kaſſenbeamter zu Stande krachte. 
Seine Anhänger wurden daher von der Feſtigkeit ſeines Entzluſſes 
in Kenntniß geſetzt; ſie betrieben ihrerſeits, was ihnen auf tragen 
war. Den 5. Auguſt ſchiffte er ſich mit ſeinen Genoſſen, e, um 
nicht Aufſehen zu erregen, an verſchiedenen Stellen aufgemmen 
wurden, ein und ſtieg den folgenden Tag, Morgens 5 hr bei 
Boulogne ans Land. Einige, die ihn erwartet hatten, venehrten 
ſeine Zahl, die jetzt im Ganzen 53 Mann betrug. Mi dieſem 
Häuflein wagte er ſich in die Stadt; ein Regiment ſol durch 
ſelbes und mit dem Rufe: „es lebe der Kaiſer, es lebe di Prinz 
Louis“ gewonnen werden. Hauptleute, die den Lärm gehör hatten, 
eilten herbei und hielten das Regiment vom Uebertritte a An⸗ 
ſtatt von da in das Schiff, das ihn hergebracht, den Rücig am 
zutreten, ſuchte Louis Napoleon die Stadt für ſich in Boegung 
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zu zen; wie er aber auch da nur Erſtaunen, keine Theilnahme, 
pal aber Widerſtand fand und ſich erſt dann gegen das Meer 
zurkzog, war das Schiff von den Behörden der Bretagne in Beſitz 
genumen worden. Ein Rettungsverſuch in einer Barke mißlang; 
Lon Napoleon und feine 53 Anhänger mußten ſich gefangen geben 
untin 2—3 Stunden nach der Landung war der ganze Kaiſer— 
pla geſcheitert, die Regierung Louis Philipp's, die zwar dadurch 
nie ſehr gefährdet war, aufs Neue geſtärkt. Mit großem Ge— 
räch und nicht ohne Ausfälle und Beſchimpfungen gegen die 
Gangenen wurde der errungene Sieg dem erſtaunten Lande ver— 
küret. Louis Napoleon wurde von Boulogne vorübergehend in 
de Feſtung Ham gefangen gehalten, dann nach Paris gebracht 
ur den 6. Oktober von der Kammer der Pairs zu lebensläng— 
liem Gefängniſſe verurtheilt. Seine Vertheidiger waren der Le— 
gimiſt Berryer und der Demokrat Marie. Nicht geringes Auf— 
ſen verurſachten die in den Verhandlungen vorgebrachten Pro— 
finationen Louis Napoleons an das Volk und die Armee, Pro— 
kmationen, die er ſchon in London hatte drucken laſſen und in 
den einer die Dynaſtie Orleans des Throns verluſtig und Thiers 
zu Präſidenten einer proviſoriſchen Regierung ernannt war. Um 
fae Gefangenſchaft zu beſtehen, wurde er wieder nach Ham ge⸗ 
bicht, wo er ſich zuerſt noch mit Kaiſerplänen, dann mit ſoziali⸗ 
fihen Studien beſchäftigte. Es waren der Republikaner (Blanc) 
1d einige Männer aus der Oppoſitionspartei der Kammer (Barrot), 
vlche durch Beſuche bei ihm ſein Andenken nicht erlöſchen ließen. 
Doch dies greift dem Faden unſerer Erzählung zu weit vor; 
er müſſen ſie beim 6. Auguſt wieder aufnehmen und einige Worte 
zer die Folgen des Vertrages vom 15. Juli bemerken. Die Auf⸗ 
gung der Regierung war ungemein, allein nicht geringer die des 
yolkes, welches in ſeiner revolutionären Geſchichte durch das Aus⸗ 
ud ſich beleidigt fühlte und gegen die Regierung Klagen über 
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Rüſtung verſtand, wurde mißbilligt, ja. als ungerecht und gefähr— 
lich angeklagt, wie eine königliche Ordonnanz vom 29. Sept. 
100 Millionen zur Befeſtigung von Paris beſtimmte. Wenn man 
auch entſchieden war, kein zweites 1815 aus Paris machen zu laſſen, 
ſo wollte eine Partei der Regierung doch nicht die Macht geben, 
mit den Feſtungswerken von Paris gegen deſſen Bevölkerung auf— 
treten und ihre Bewegungen darniederhalten zu können. Die Ar— 
beiten mußten aufhören oder durften nur an gewiſſen Punkten fort- 
geſetzt werden. Der König war der Erſte, welcher bei der Gährung, 
die im Innern mächtig wurde, zum Frieden ſich neigte, um nicht 
die Bewegung gegen ſich gerichtet zu ſehen. Er wurde in ſeiner 
Anſicht vom Herzog von Orleans und von einigen Miniſtern, die 
nicht wie Thiers perſönlich in der Angelegenheit verwickelt waren 
und daher nicht wie er die gereizte Stimmung hatten, unterſtützt. 
Dennoch wollte er Thiers den 2. Oktober nicht entlaſſen, weil 
dann das Zurückweichen vor dem Ausland ihm, dem König, der 
Ruhm, das Ehrgefühl der Nation befriedigen zu wollen, Thiers zu— 
geſchrieben wurde. Dieſer mußte mit dem Ultimatum vom 8. Okt. 
die rückgängige Bewegung einſch lagen. Der König beſtärkte ſich 
in ſeiner Hinneigung zum Frieden noch mehr, wie ein auf ihn 
gemachter Mordverſuch (15. Oktober) durch Darmès das Gefähr— 
liche eines Krieges zeigte, um ſo mehr, da dieſer im Verhöre er— 
klärte, durch politiſche Gründe ſich zur That bewogen gefunden zu 
haben. Die geſammelte Militärmacht wurde daher im Innern ver— 
wendet um den Aufſchwung der Nation darnieder zu halten; Ver— 
ſammlungen wurden unterdrückt, Zeitungen verfolgt, Schriften, wie 
die von Lamennais: „die Regierung und das Land“, von Louis 
Blanc: „Organiſation der Arbeit“ mit Beſchlag belegt. Allein 
noch war Thiers Miniſterpräſident; er wollte um ſein Ultimatum, 
das übrigens nicht ſtark angefochten war, durchzuſetzen, nicht nur 
den Stand der Armee erhalten, ſondern noch eine Aushebung von 
d 100, 000 Mann verlangen. Der König leiſtete Widerſtand, ſo daß 
Thiers ſich zurückziehen mußte; ein feierlicher und friedlicher Ab— 
ſchied vom König den 28. Oktober in St. Cloud bezeichnete den 
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Rücktritt von den Geſchäften. Es folgte ihm den 29. Oktober f. 


weſentlich das Miniſterium vom 12. Mai, das im Februar vor 
einer Kammermehrheit zurückgetreten war, mit der Veränderung, 
daß Guizot, bisher Geſandter in London, das Miniſterium der aus— 
wärtigen Angelegenheiten übernahm; Präſident des Miniſterrathes 
war Soult. 

Mit dem Erſcheinen dieſes Miniſteriums iſt auch die Bahn, 
die es zu befolgen gedenkt, gezeichnet, ſobald man auf die Urſachen, 
die dasſelbe zur Herrſchaft brachten, hinblickt, und man darf ſich, 
ſelbſt wenn man den Sturz des Julithrones im Februar 1848 
nicht kennen würde, durchaus nicht wundern, wenn man ſchon jetzt 
auf einen Umſchwung der Dinge aufmerkſam wird. 

Es iſt dieſes Miniſterium nämlich dasjenige, durch welches 
Louis Philipp nach mehr als zehnjährigem Ringen ſeinen per— 
ſönlichen Willen zur Herrſchaft zu bringen bemüht war, zur 
Herrſchaft ſelbſt gegenüber dem Willen des ganzen Landes, 
deſſen Stimmung man zu vernehmen glaubte, wenn eine fügſame 
Kammermehrheit zu den Beſchlüſſen und Verträgen der Regierung 
ein andächtiges Ja und Amen ſprach. 

Dieſer perſönliche Wille machte ſich auf eine zweifache Weiſe 
geltend: im Innern und nach außen, und zwar zunächſt immer mit 
der Hauptrichtung, eine derartige Ruhe im Lande zu behaupten, 
welche am meiſten geeignet iſt, eine perſönliche Herrſchaft aufrecht 
zu erhalten. Denn darum, daß in ſolchen Zeiten die Geiſter am 
thätigſten ſind, um alles Beſtehende mit dem ſcharfen Meſſer des 
ruhigen Denkens zur Rechenſchaft zu ziehen und das zu verwerfen, 
was ihnen als ungerecht oder als unmöglich erſcheint, bekümmerten 
ſich Ludwig Philipp und ſein Miniſterium nicht; glaubte man ja 
doch, durch Verfolgung der Schriftſteller und Zeitungen Alles er— 
drücken zu können, was eine Aenderung im Staatsweſen hervorzu— 
rufen geeignet geweſen wäre. 

Im Innern gieng ſein Beſtreben zunächſt auf Entfernung der 
politiſchen Fragen, ſei es, daß man ſie durch vorgeſchobene andere, 
von viel geringerer Tragweite zu paralyſiren ſuchte, ſei es, daß 
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man der Verwaltung oder allgemein allen materiellen Fragen 
ein derartiges Gewicht beilegte, daß es alles Andere hätte erdrücken 
ſollen. 
Nach außen zeigte ſich das Beſtreben aber meiſt in der Er— 
haltung des europäiſchen Friedens (concert européen), wobei Guizot 
eine diplomatiſche, Louis Philipp aber eine perſönliche Herrſchaft 
zu erlangen hoffte, der Letzte in der Art, daß er als getreues Glied 
in den europäiſchen Königsfamilien eine Stellung einnehmen könne, 
die ihm ſowohl bei dieſen als ehrenvoll, als auch gegen das eigene 
Land als Gewicht und Bedeutung bringend erſcheinen mußte. Läßt 
ſich nun dabei allerdings nicht läugnen, daß Louis Philipp im 
Stande war, für ganz Europa den Frieden zu erhalten, ein Friede, 
der aber nach den einzelnen Erſcheinungen in den verſchiedenen 
Staaten durchaus nicht immer ein ehrenvoller war, ſo iſt doch auf 
der andern Seite ebenfalls auch unbeſtritten, daß Louis Philipp 
dies Alles meiſt im Intereſſe des Herrſcherhauſes Orleans zu 
thun bemüht war. 

Man hätte nun glauben ſollen, daß eine derartige Regierungs— 
weiſe gleich von Anfang ſich bedeutende Widerſacher hätte ſchaffen 
müſſen. Sie fehlten auch nicht. Denn wenn ſchon der Umſtand, 
daß ein fog. parlamentariſches Miniſterium ſich vor dem Willen 
des Königs hatte zurückziehen müſſen, geeignet war, bei allen Denen, 
welche es mit der Verfaſſung eines Landes redlich meinen, gerechte 
Bedenklichkeiten zu erregen, ſo kommen noch eine Menge Andrer 
hinzu, welche von andern Geſichtspunkten als denen der konſtitu— 
tionellen Monarchie geleitet oder von perſönlichen Motiven ge— 
trieben waren, und der ganzen Regierungsweiſe kräftige Oppoſition 
zu machen entſchloſſen waren. Wir erblicken die Anhänger der 
Bourbons, die ſog. dynaſtiſche Linke, mit der ſich Thiers ſeit ſeinem 
Sturze, wenn auch oft mit rein perſönlichen Motiven gegen Guizot, 
vereinigt hatte, die Republikaner und Sozialiſten, welche alle ent— 
ſchloſſen waren, die Regierung zunächſt mit allen ſog. geſetzlichen 
Mitteln zu bekämpfen und ihr den Sieg nur zu belaſſen, wie ſie ihn 
Schritt für Schritt abgewonnen hatte. 
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Allein auf der andern Seite waren doch Elemente da, welche Anhän— 
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getreu und entſchieden zur Regierung hielten. Wir finden unter ke 
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ihnen die perſönlichen Anhänger des Königs, die Alt-Konſervativen ; 


unter Molé, welches Thiers nie verſchmerzen konnten, daß durch ihn 
vorzüglich ihr Parteihaupt aus dem Miniſterium getrieben worden 
war, die Doktrinärs, welche mit Gutzot ihr Syſtem an der Re— 
gierung ſahen, und die Beamten, die das allgemeine Wohl des Landes 
gerne dem des Königs und ihren eigenen Intereſſen aufzuopfern 
geneigt waren. Vorzüglich waren es aber die Doktrinärs, welche 


Guizot den Sieg zu ſichern verſprachen. Denn wenn dieſelben zn 


auch nicht geeignet ſind, in einem republikaniſchen Lande ſich großen 
Einfluß zu erringen, indem ihre Theorien dem Volke zu unzugäng— 
lich und zu unverſtändlich ſind, ſo ſind ſie doch von Bedeutung in 
einer Kammer, überhaupt in jeder Volksrepräſentation, indem ſie 
hier auf ihrem heimathlichen Boden des Vortrages und der Ueber— 
redung angelangt ſind. Ich lege auf ſie hier um ſo mehr Gewicht, 
als ihre Verbindung mit der dynaſtiſchen Linken den Sturz des 
Miniſteriums Molé herbeigeführt hatte, während ſie jetzt entſchloſſen 
waren, mit Guizot in jeder wichtigen Frage einig zu gehen; um 
ſo mehr mit Guizot, weil dieſer gewiß mit Recht der Erſte der 
Doktrinäre genannt werden kann, während Thiers ein zu großer 
Verehrer der Thatſachen, der alltäglichen Begebenheiten war, als 
daß ſie durch ihn eine Verherrlichung ihres Syſtems hätten erwarten 
können. 

So war nun die Stellung der Parteien, als die große Be— 
wegung wegen des Julivertrages in der orientaliſchen Frage noch 
immer die Gemüther beſchäftigte. Und wenn auch die Regierung 
ihre Stellung geſichert halten konnte, ſo glaubte ſie doch jener Be— 
wegung, die von einem gewiſſen Patriotismus, der ihr hätte ſchäd— 
lich werden können, getrieben war, eine andere Richtung geben zu 
müſſen. Es geſchah dies durch die Verehrung, welche ſie der Aſche 
Napoleons angedeihen ließ, und die Ankunft ſeiner Leiche auf 
franzöſiſchem Boden war eine Gelegenheit, die man nach Möglich— 
keit zu benutzen ſuchte, um ſo mehr, weil dadurch der Nation in 
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ihren Erinnerungen geſchmeichelt war, ohne daß irgend eine napo— 
leoniſche Bewegung hätte gefährlich werden können; denn der Thron— 
bewerber von dieſer Seite ſaß gefangen in der Feſtung Ham; ſeine 
Pläne hatten nirgends Anklang gefunden. Die Unterhandlungen 
hierüber hatten ſchon im Juni mit England begonnen oder waren 
eigentlich, um es beſſer zu ſagen, von dort ausgegangen. Denn 
O'Connell hatte Palmerſton die Mittheilung gemacht, ihn über die 
Bewahrung Napoleons auch nach ſeinem Tode interpelliren zu wollen, 
um ſo mehr, da eine Auslieferung deſſelben nur geeignet ſei, ein 
Pfand der gegenſeitigen Freundſchaft zu geben und einen Gegenſtand 
der bisherigen Eiferſucht zu entfernen. Die Mittheilung, welche 
Palmerſton O'Connell machte, daß der Auslieferung nichts im Wege 
ſtehe, daß er aber von der Tribune erklären müßte, noch kein fran= 
zöſiſcher Miniſter hätte dieſelbe nachgeſucht, mußte Guizot und Thiers 
in Bewegung ſetzen, wenn ſie nicht einen indirekten Tadel von der 
engliſchen Tribune auf ſich laden wollten. Thiers verlangte daher 
die Auslieferung. Die engliſche Regierung gab fie zu. Eine Fre— 
gatte, die Belle-Poule (ſchöne Henne), unter den Befehlen des 
Prinzen von Joinville ſegelte gegen das öde Eiland in den atlan— 
tiſchen Gewäſſern. Den 8. Oktober trat man ans Land; nach 
10 Tagen ward die Rückreiſe mit den theuern Reſten des Kaiſers 
unternommen, und einige Tage nach der Ankunft in Cherbourg wurde 
der Sarg unter großem Gepränge bei einer Menge Volkes, das 
trotz der großen Kälte bei zehn Meilen weit hergeſtrömt war, im 
Invalidenhauſe von Paris beigeſetzt. — 

Louis Philipp und ſeine Miniſter trauten jedoch ſelber jener 
trügeriſchen Begeiſterung nicht, wenn ſie im Dez. 1840 die ſyſtema⸗ 
tiſche Befeſtigung von Paris ſelbſt mit ungeheuern Ausgaben und 
die geheimen Fonds verlangten, welche fie damit motivirten, daß 
geheime Geſellſchaften im Stillen thätig ſeien und nicht nur die 
Regierung, ſon dern die ganze Geſellſchaft bedrohen —, daß man 
bei den arbeitenden Klaſſen die verderblichſten Lehren verbreite und 
ſich auf eine myſteriöſe Weiſe organiſire, um den Staat in feiner 
weſentlichſten Baſis, dem Eigenthum, anzugreifen. Beide Begeh— 
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ren, das nach Befeſtigung von Paris und das für die geheimen 
Fonds waren geeignet, das Hohle und Leere der Stellung Louis 
Philipp's gegenüber dem Auslande zu zeigen, und ihm die Mittel 

an die Hand zu geben, einen bewaffneten Frieden aufrecht zu hal— 
ten, oder auch anders geſagt, im Innern des Landes Krieg zu 
führen. Beiden Begehren wurde entſprochen, da, wie ſchon be— 
merkt, der König die Majorität in den Kammern hatte. Und ge— 
rade die Frage wegen der Befeſtigung von Paris war eine ſolche, 

mit der Louis Philipp auf ſeine Volksthümlichkeit pochte, indem 
man ſich gegen ein zweites 1814 bewaffnen müſſe, obſchon ſelbſt 

die Mächte einſahen, daß Louis Philipp mit dieſem ſeinem Vor— 
wande die Nichteingeweihten nur zum Beſten halten wolle und 
ſich eigentlich gegen die Stadt, vorzüglich gegen die unruhige Be— 
völkerung der Vorſtädte befeſtigen wollte. Der Kampf, der hier— 
über in den Kammern geführt wurde, ob man detaſchirte Feſtungs— 
werke ohne fortlaufende Befeſtigung, oder dieſe ohne jene, oder ob 
man beide zuſammen wolle, war zu ſehr ein Spiel des Königs 
mit den Kammern und zu ſehr in den perſönlichen Kampf der einzelnen 
politiſchen Größen gezogen, als daß der Geſchichtſchreiber ſich ernſtlich 
damit zu befaſſen oder in ſeinen Einzelnheiten auseinanderzuſetzen 
hätte. Louis Philipp und ſeine Miniſter giengen aber in ihrem 
Kriege nach innen noch weiter, wenn ſie jetzt gewöhnlich zu dem 
Mittel der Preſſe und Injurienprozeſſe griffen, die wie die letzten 
Anhaltspunkte einer ſinkenden Regierung ſo auch die ſicherſten Zei— 1 7 5 
chen des Sturzes deſſelben ſind. Es ſind in dieſer Zeit, gleich Rt un- 
nach dem Amtsantritte des Miniſteriums Guizot, vorzüglich drei fie 
Prozeſſe, welche eine beſondere Erwähnung verdienen, indem ſich TB 
in ihnen die Regierung und die ſie bekämpfenden Elemente ſchroff 
gegenüber ſtellten. Der Erſte wurde gegen ein legitimiſtiſches Jour— 

nal „La France“ geführt, welches angeblich vom König herrührende 
Briefe veröffentlicht hatte, in denen er bei ausländiſchen Maͤchten 
ſeine Hinneigung zu ihnen ſelbſt wegen Polen, Algier, Italien 
gezeigt, und offen ausgeſprochen, daß er im Innern des Landes die 
Preſſe verfolgen müſſe. Die Royaliſten ſahen dies als eine bös— 
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willige Verleumdung des Königs an und brachten die Sache vor 
die Geſchwornen, welche, abgeſehen von der Frage: ſind die Briefe 
ächt oder unächt, den Redakteur der Zeitung freiſprachen und ſo 
das Königthum als ein ſolches brandmarkten, welches unredlich 
in ſeinen Abſichten dem Lande gegenüber gehandelt habe. Trotz 
aller Bemühung konnte die königliche Partei den Eindruck hievon 
nicht verwiſchen, weil es ſich zu ihrer eigenen Beſtürzung heraus— 
ſtellte, daß die Briefe im Original im Archiv der auswärtigen 
Angelegenheiten in London lagen. Mit dem Zweiten ſuchte man 
den National zu treffen, der bei der Berathung der Laplata-Ange— 
legenheit, von der unten die Rede ſein ſoll, folgende Aeußerung 
über die Kammer der Pairs gemacht hatte, die man leider heute 
noch auf manchen andern geſetzgebenden Körper anwenden könnte: 
„Wir gelangten in die Kammer der Pairs mit ein wenig Hoff— 
nung und ſind daraus weggegangen, wie man aus einem Spital 
von unheilbaren Kranken weggeht. Nein, das Leben dringt nie— 
mals in dieſe Todtengruft; es giebt durchaus keine Thatkraft, wo 
keine Unabhängigkeit beſteht. Dieſes Bild einer Kammer, die der 
Wille des Monarchen geſchaffen hat, bewegt ſich in einer Atmo— 
ſphäre, in die niemals Licht, niemals Wärme eindringt. Es herrſcht 
in dieſem Saale ein gewiſſer Modergeruch, der erkältet und trau— 
rig macht. Man könnte ſagen, es ſei eine konſtitutionelle Komö— 
die, die durch Todte geſpielt werde, eine Art mechaniſchen Geſpen— 
ſtes, das man gerne weichen ſieht, aus Furcht, die Federn möchten 
brechen.“ Allein wo wollte man dieſen Artikel verfolgen? Nach 
einer Beſtimmung in der Verfaſſung von 1830 vor der Kammer 
der Pairs, alſo gerade vor der Behörde, welche beleidigt worden 
war. Konnte daher eine Beſtrafung, auch wenn ſie zur Gefäng— 
nißſtrafe noch eine Geldſtrafe von 10,000 Fr. fügte, wie dies die 
Pairskammer den 8. März (1841) wirklich that, den ſtrafenden 
Körper gut und den Beſtraften unmoraliſch machen? Durchaus nicht! 
der National hatte der Pairskammer einen Schlag gegeben und 
dieſe zeigte durch ihr Benehmen, daß ſie denſelben gefühlt, tief ge— 
fühlt habe. — Mit dem Dritten war es auf die radikale Partei in 
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der Perſon von Ledru-Rollin abgeſehen, der an die Stelle des am 
23. Juni verſtorbenen Garnier-Pagès nach einem warmen und 
begeiſterten politiſchen Glaubens bekenntniſſe in die Deputirtenkammer 
gewählt worden war. Es wurde nämlich wegen eben dieſes Glau— 
bensbekenntniſſes, das er in einer Rede an die Wähler des Sarthe— 
Departements ausſprach, und worin er die Tendenz und die Weiſe 
der Regierung in harten Worten angegriffen hatte, Verſetzung in 
Anklagezuſtand gegen Ledru-Rollin und gegen den Redakteur eines 
Blattes, der die Rede veröffentlicht hatte, beſchloſſen. Man ſetzte ſich 
über die Frage, wie weit die Redefreiheit vor einem Wahlkollegium 
gehe, hinweg und ſtützte ſich darauf, daß der Redakteur des Blat— 
tes einen Zeitungsartikel, in dem die Regierung angegriffen wor— 
den, gedruckt und daß Ledru-Rollin zur Verbreitung dieſer Druck— 
ſchrift mitgewirkt habe. Gegen das Urtheil, das den Redakteur 
zu 3 Monat Gefängniß und 2000 Fr. Geldſtrafe, Ledru-Rollin 
aber zu 4 Monat Gefängniß und 3000 Fr. Geldſtrafe verur— 
theilte, konnte dieſer wegen eines in der Prozedur begangenen Form— 
fehlers Kaſſation ergreifen, wornach dann die Sache vor den Ge— 
ſchwornen eines andern Departements zur Berathung kam. Dieſe 
ſprachen Ledru-Rollin frei und die Regierung hatte auch hier wie— 
derum eine Niederlage erlitten. 

Man könnte zwar hier die Einwendung machen, die Prozeſſe 
ſeien nicht auf Geheiß der Regierung angehoben worden, und dann 
die fernere Hoffnung anknüpfen, die Regierung möchte durch der— 
artige Verhandlungen und Niederlagen gewitzigt, einen andern Weg 
einſchlagen. Allein die Umſtände, daß die Preßprozeſſe vom Staats- 
anwalt angehoben worden, der in zweifelhaften Fällen nicht er— 
mangelte, die Weiſung des Juſtizminiſteriums einzuhalten, und daß 
man in allen dieſen Prozeſſen im Miniſterrath die Anhebung be— 
ſchloß, beweiſen hinlänglich, daß die Regierung ſelbſt und nicht 
bloß einzelne pflichteifrige Beamte jene Prozeſſe geführt, Preß— 
und Redefreiheit angefeindet habe. Auch die Hoffnung, die Re— 
gierung möchte nach derartigen Niederlagen ihre Verfolgung der 
Preſſe aufgeben, bewährte ſich nicht. Abgeſehen davon, daß 
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man noch in ſelbem Jahre innerhalb zwei Monaten den „National“ 
dreimal vor der Jury erſcheinen ließ, die denſelben allemal frei⸗ 
ſprach, ſo erließ der Juſtizminiſter Martin (du Nord) ein Zirkular 
an alle Generalprokuratoren, in denen er ihnen empfahl, ohne 
Schonung alle Schriften zu verfolgen, welche die politiſchen Leiden— 
ſchaften unterhalten könnten, und mit Kraft die Verirrungen der 
Preſſe zu unterdrücken. Am meiſten fehlte aber die Regierung 
und ihre Partei, wenn ſie im Prozeß Queniſſet durch die Kammer 
der Pairs die Theorie von der „moraliſchen“ Mitwirkung bei einem 
Verbrechen ausſprechen ließ. 

Es war nämlich den 13. Sept., als der Herzog von Aumale 
mit einem Regimente aus Algier heimgekommen war, und die kö— 
nigliche Familie ſich beſtrebte, den Einzug ſo feierlich als möglich 
zu machen, in einer der Vorſtädte, wo ſich der Zug durchbewegte, 
ein Schuß losgefeuert worden, der zwar das Pferd des beglei— 
tenden Generals Schneider traf, von dem man aber annahm, daß 
er dem königlichen Prinzen gegolten habe. Wie bei allen Angriffen, 
die auf den König perſönlich gemacht wurden, und namentlich auch 
in der Unterſuchung gegen den am 31. März dieſes Jahres (1841) 
hingerichteten Darmès, fo machte ſich auch jetzt das Beſtreben 
geltend, die oppoſitionelle Preſſe, und die oppoſitionelle Partei, 
als des Angriffes ſchuldig, in die Unterſuchung zu ziehen. Wäh— 
rend bis dahin alle derartigen Unterſuchungen niemals auch nur 
die geringſte politiſche Partei mit Erfolg hatte treffen können, ſo 
glaubte man diesmal glücklicher zu fein, indem einer der Mit- 
angeſchuldigten des Thäters den Redakteur des „Journal du 
Peuple“, Dupoty, zu ſeinem Vertheidiger, und zwar ſchriftlich, 
angerufen hatte. Wie alle Prozeſſe, die Angriffe auf den Staat 
oder den Monarchen oder die königliche Familie betrafen, ſo 
mußte auch dieſer vor der Patirskammer behandelt werden. Dupoty 


d 
erſchien, als der Gehülfenſchaft ſchuldig, vor dem Gerichte. Allein, 


konnte man ſich darauf berufen, daß Dupoty in ſeiner Zeitung zum 
Königs⸗ oder Prinzenmord aufgefordert, überhaupt nur je einen 
Gewaltakt gegen eine Perſon vertheidigt habe? Durchaus nicht. 
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Die ganze Anklage beruhte darauf, daß er, wie gefagt, zur Ver— 
theidigung angerufen wurde, und auf der Theorie, durch die ſich 
ſonſt der gewiegte Juriſt Roſſi“) mit Broglie nur brandmarken 
konnte. „Es iſt wahr, ſagten ſie, Dupoty kannte das Complott 
nicht, aber feine Wünſche, feine Tendenzen, feine Schriften, feine 
Vorgänge beweiſen, daß er es billigte. Zwiſchen der Ausführung 
und der Billigung beſteht aber „moraliſche“ Gehülfenſchaft.“ — 
Trotz dem Abſurden dieſer ganzen Anklage, wodurch Jemand einer 
Handlung ſchuldig erklärt wurde, von der er gar keine Kenntniß 
hatte, wurde Dupoty doch zu 5 Jahren Feſtungsſtrafe verurtheilt. 
— Glücklich war es aber hiebei für das Gedeihen der Preſſe, daß 
ſelbſt Königlich-Geſinnte ſich gegen dieſes Urtheil ausſprachen, daß 
das ſonſt ſehr miniſterielle Blatt „La Preſſe“ die Aufgabe der 
Rechtspflege auf folgende Weiſe auseinanderſetzte: „Wenn es eine 
unentweihte, geheiligte und ſchützende Wahrheit giebt, ſo iſt es 
dieſe, daß die Politik auf die Entſcheidungen der Juſtiz niemals 
einen Einfluß ausüben ſoll. Die Geſellſchaft hat andere Mittel, 
ſich zu vertheidigen; wenn fie nur noch dieſes hat, um ſich zu ver— 
theidigen, ſo iſt ſie verloren“; — glücklich, ſage ich endlich, daß 
die Anſicht dieſes ausnahmsweiſen politiſchen Gerichtshofes nie die 
Anſicht der übrigen wurde, ſondern daß ſie nacheinander zu Lille, 
Arras, Nancy auf die gleiche Weiſe angegriffene Journaliſten frei— 
ſprachen. Für das folgende Jahr ſuchte die Regierung den Nie— 
derlagen dieſer Art vorzubeugen, indem fie im Seinedepartement 
durch die Präfektur die Geſchworenenliſte in einem das Inſtitut 
fälſchenden Sinne bilden ließ, allein die gerade verſammelte und 
ſonſt willfaͤhrige Kammer ermangelte nicht, ihren Unwillen darüber 


— — 


*) Italieniſcher Flüchtling, in den 30er Jahren Profeſſor in Genf, 
wo er ſehr an einer freiſinnigen Umgeſtaltung der ſchweizeriſchen Bundes— 
verfaſſung arbeitete. Dann als Profeſſor nach Paris berufen, ſtieg er 
dort zu den höchften Ehren des Landes und wurde franzöſiſcher Pair. Er 
ſtarb in Rom, wo ihn als franzöſiſchen Geſandten der Dolch eines Ita— 
lieners traf. 
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auszuſprechen; der Unwille gieng in Sturm über, als Billault 
ein Schreiben des Generalprokurators von Riom an den Juſtiz⸗ 
miniſter zitirte, in welchem es hieß: „Sie dringen zu ſehr auf die 
baldige Entſcheidung der Angelegenheit von Clermont), nach der 
jetzigen Zuſammenſetzung iſt eine Freiſprechung unfehlbar; allein 
der Präfekt verſichert mich, daß die Einleitungen zur Zuſammen— 
ſetzung der Jury für 1842 in der Weiſe getroffen ſind, daß die 
Verurtheilung bereits gewiß iſt.“ Der Miniſter beſtritt zwar, 
daß der Brief dem Wortlaute nach ſo geſchrieben ſei, allein er 
konnte doch nicht läugnen, daß ein Brief in dem Sinne erxiſtirte, 
er ſolle bis 1842 warten; nur ſei in demſelben überdies von 
rechtſchaffenen und freien Geſchworenen die Rede. Welches Gewicht 
auf dieſe Vertheidigung des Miniſters gelegt wurde, kann man 
am Beſten daraus entnehmen, daß der Ausdruck „rechtſchaffene und 
freie Geſchworene“ zu einer ſprüchwörtlichen Redensart wurde, um 
knechtiſchen Gehorſam, Beſtechlichkeit und nichtswürdige Gefällig— 
keiten zu bezeichnen. Wie blind übrigens nicht nur die Regierung, 
ſondern die große Kammermehrheit war, wird bei dieſem Anlaſſe 
gerade dadurch bewieſen, daß im Angeſicht ſolcher ſprechenden 
Thatſachen, durch welche Rede- und Preßfreiheit beſchränkt und die 
Zuſammenſetzung der Gerichte verfälſcht wurde, die Kammer nichts— 
deſtoweniger die Thronrede, in der, in kurze Worte zuſammen⸗ 
gefaßt, gewöhnlich nichts anderes geſagt wird, als: die Regierung 
verdiene das Zutrauen des Volkes, votirte, mit einer geringen Mo— 
difikation zwar in Bezug auf die auswärtigen Angelegenheiten, 
von denen wir fpater zu ſprechen haben werden. Zur beſſern 
Orientirung in der Zeit dieſer Ereigniſſe fügen wir nur bei, daß 
ſie in den Moment fallen, in welchem Frankreich durch den Ver— 
trag über die Dardanellen am 13. Juli, und durch die Erneuerung 
des Vertrages wegen Unterſuchung der Schiffe (droit de visite) 


*) Bei einer Abſchätzung des Vermögens behufs der Beſteurung waren 
dort Unruhen, die in Widerſetzlichkeit gegen die Regierung übergiengen, 
entſtanden. 
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20. Dezember 1841 aus feiner vereinzelten Stellung gekommen, 
und wieder in die ſchöne Geſellſchaft der europäiſchen Mächte auf— 
genommen war. 

So vereinzelt die Oppoſition der Kammer in der Annahme 
jener Modifikation gegenüber Guizot, den ſie als Miniſter der 
auswärtigen Angelegenheiten vorzüglich betraf, auch daſtand, ſo 
beſchloß dieſer in ſeiner Erbitterung doch, zu jenem konſtitutionellen 
Mittel zu greifen, das ihm erlaubte, eine Kammer aufzulöſen, und 
ſie durch eine andere, wenn möglich willfährigere, erſetzen zu laſſen. 
In ihrer jetzigen Verſammlung beſchloß er die politiſchen Fragen 
fern zu halten, und ſie nur mit den materiellen, wie über die 
Eiſenbahnen und das Budget für 1843, zu beſchäftigen. Das 
Letztere wurde faſt ohne Prüfung angenommen, obſchon ſich ein 
Defizit von über 60 Millionen zeigte. Nur eine Frage, die ſeit 
Jahren die politiſche Aufmerkſamkeit auf ſich zog, und die immer 
wiederkehrte, faſt wie eine geiſterhafte Erſcheinung, um Jahr für 
Jahr in den Sarg des Hauſes Orleans einen Nagel zu ſchlagen, 
konnte auch diesmal nicht entfernt werden; es war die Frage über 
Reform der Wahlgeſetze. Die Regierung war entſchloſſen, hier 
keinen Schritt zu weichen, und um in einem abgehaltenen Miniſter— 
rath das Benehmen der Regierung in dieſer Frage feſtzuſtellen, 
ſprach der König hievon mit Verachtung und Leichtfertigkeit, wie 
überhaupt über viele konſtitutionelle Formalitäten, er glaubte, die 
Ausdehnung des Stimmrechtes hieße Verminderung ſeiner eigenen 
Autorität. Der Herzog von Orleans, welcher bei dieſem Miniſter— 
rath anweſend war, ſprach ſich ebenfalls gegen die Reform, wenn 
auch nicht in dem wegwerfenden Sinn, wie ſein Vater, aus. 
(Januar 1842). Man muß jedoch nicht glauben, daß die Regie— 
rung von ſich aus dieſe Frage an die Kammer brachte. Durchaus 
nicht! ſie wußte nur, daß ſie komme, und ſie wollte ſich daher 
vorher in Vertheidigungszuſtand gegen die Vorſchläge ſetzen. Dieſe 
wurden, indem zwei Kammermitglieder von der parlamentariſchen 
Initiative Gebrauch machten, von den der Regierung ſonſt nicht 
feindlichen Herren Ganneron und Ducos eingebracht; der Erſte 
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verlangte, daß die, welche zur Zeit ihrer Wahl als Deputirte nicht 
ſchon bezahlte Beamte ſeien, es während der Dauer ihres Mandates 
nicht werden könnten; der Zweite dagegen ſchlug vor, es ſollen auf 
die Lifte der Wähler auch die ſog. Kapazitäten“) gebracht werden, 
wie ſie auf der Geſchworenenliſte der Departements eingetragen 
ſeien. So wenig dieſer letztere Vorſchlag eigentlich auch brachte, 
indem er von der Aufſtellung des fog. allgemeinen Stimmrechtes 
noch ungeheuer weit entfernt iſt, ſo war doch die Regierung noch 
ſehr gegen denſelben eingenommen, und ich muß zum beſſern Ver— 
ſtändniß ihrer Anſichten beifügen, daß ſie dies nicht etwa that, 
indem ſie glaubte, daß nur die Bildung beſäßen, welche Vermögen 
hätten, ſondern weil fie die fürchtete, welche Bildung und kein 
Vermögen hätten. Sie gieng dabei von der konſequenten Würdi— 
gung des Regierungsſyſtemes aus, daß ſie ſich auf das Vermögen 
ſtütze, und von ihm oder deſſen Beſitzern ihre Aufrechterhaltung 
erwarten könne. Die Kammermehrheit, welche in dieſer Beziehung 
gewiß das gleiche Intereſſe wie die Regierung hatte, verwarf den 
Vorſchlag, und hätte ihn ſelbſt verworfen, wenn auch Gutizot nicht 
mit aller Kraft ſeiner Rede dagegen geſprochen hätte. Nichts 
deſtoweniger wollen wir noch einige Stellen aus der Rede Lamar— 
tine's, der für den Vorſchlag, wenn auch nutzlos ſprach, hervor— 
heben, weil ſie eine wahrheitsgetreue Schilderung von allen Re— 
gierungen giebt, welche alt geworden, und alle Verbeſſerungsvor— 
ſchläge von der Hand weiſen. „Es giebt zu allen Zeiten, und 
überall in den politiſchen Körpern, und den Majoritäten, blinde, 
ſehr blinde Menſchen; es ſind dies die, welche ſich jeder Prüfung 


*) Als Geſchworne konnten figuriren: 

1. alle Wähler für die. Deputirtenkammer, d. i. die welche die Be— 
dingungen des Zenſus erfüllten, oder mit andern Worten, jährlich eine 
gewiſſe Summe direkter Abgaben zahlten. 

2. Die Kapazitäten, d. h. die, welche ohne das vorgeſchriebene 
Vermögen zu beſitzen, doch einen derartigen Grad von Bildung in An— 
ſpruch nehmen, daß ſie unter den Geſchwornen erſcheinen konnten. Solche 
waren die Profeſſoren, die Rechtsgelehrten, die Aerzte, Lehrer ꝛc. 
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der neuen, auch guten, reifen oder vorbereiteten Sachen wider— 
ſetzen. Es iſt vergebens, daß die Regierungen ſich ändern, auflöfen, 
ausarten, es iſt vergebens, daß ſelbſt die moraliſchen Kräfte des 
Landes verderben, entarten, unter ihren Augen ſich ſelbſt aufgeben, 
ſie wollen für Nichts ſorgen; ſie klammern ſich unbeweglich, und 
doch immer zitternd an das Beſtehende, wie es auch ſei, an; ſie 
würden ſogar das warme Eiſen des Deſpotismus angreifen, um 
ſich vor der geringſten Bewegung zu bewahren; ſie ſehen ein einziges 
Uebel für ſich: es iſt die Bewegung, eine einzige Gefahr für die 
Inſtitutionen: es iſt die Bewegung. Man würde, wenn man ſie 
hörte, ſagen, daß das Genie von politiſchen Größen in nichts 
Anderem beſtehe, als ſich auf einer Stellung zu bewahren, die der 
Zufall oder eine Revolution ihnen gegeben hat, und auf ihr un— 
beweglich, unthätig und unverſöhnlich zu bleiben; — ja unverſöhn— 
lich gegen jede Verbeſſerung. Aber wenn darin alles Genie des 
Staatsmannes, eine Regierung zu leiten, beſtände, wahrlich! 
dann brauchte man keinen Staatsmann mehr, ein Markſtein würde 
genügen.“ — 

Obſchon nun die Kammer in dieſem fo wichtigen Punkte 
wiederum ganz auf die Anſichten der Regierung eingegangen war, 
ſo konnte ſie doch die kleine Niederlage, die ſie bei der Berathung 
der Thronrede über die auswärtigen Angelegenheiten erlitten hatte, 
nicht vergeſſen, und erließ am 13. Juni die Verordnung zur Auf— 
löſung der Kammer. 

Wir wollen nun, da wir den Faden der Parteibewegung in 
Händen haben, denſelben behalten, und andere Ereigniſſe des Jahres 


1842, wie den Tod des Finanzminiſters Humann (25. April), und; 


deſſen Erſetzung durch Lacave-Laplagne, und den des Admirals 
Dumont⸗d'Urville (8. Mai) bei einem Eiſenbahnunglück auf der 
Bahn Paris-Verſailles nur im Vorbeigehen erwähnen. Die Haupt— 
ſache blieben in dieſem Augenblicke jedenfalls die Wahlen, die auf 
den 13. Juli feſtgeſetzt waren. Die weſentlichſten Geſichtspunkte 
für dieſelben waren ſowohl bei der Regierung, als der Oppoſition, 
die Anſichten der Kandidaten über die Reform, und die auswärtigen 
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Angelegenheiten, Geſichtspunkte, welche uns in der Darſtellung der 
Geſchichte bis zum Sturze Louis Philipp's nicht mehr verlaſſen 
werden, weil ſie die beſtändig wiederkehrenden waren, und weil 
an deren Behandlung eben die ganze, ſo ſehr geprieſene, Staats— 
kunſt Louis Philipp's ſcheiterte. — Beide, Regierung und Oppo— 
ſttion, kannten daher die Wichtigkeit der Zeit, beide die Wichtigkeit 
der aufgeſtellten Geſichtspunkte, beide waren entſchloſſen, mit allen 
zu Gebote ſtehenden Mitteln zu handeln. Während die Miniſter 
ihr altes beliebtes Mittel, Verfolgung der oppoſitionellen Preſſe, 
wieder hervorzogen, vereinigten ſich dagegen auf der andern Seite 
die verſchiedenen Nuancen der Oppoſition zu einem einigen Handeln; 
die Republikaner, die ſelbſt noch zu ſchwach waren, um eine durch— 
greifende Partei zu bilden, hielten zur dynaſtiſchen Linken, und 
von den Legitimiſten waren ſelbſt Einige, welche zu neuen Ideen 
in dem Sinne ſich hinneigten, das Königthum müſſe ſich auf die 
Einwilligung des Volkes ſtützen, und deßhalb, da die Wahlreform 
ein entſcheidendes Motiv in der Wahlgeſchichte war, mit der dynaſti— 
ſchen Linken einig giengen. Das Reſultat war zwar den Miniftern 
in dem Sinne günſtig, daß ſie wiederum die Majorität hatten, 
allein ungünſtig darin, daß dieſe Majorität weder einiger, noch 
entſchiedener war, als die der aufgelösten Kammer, während da— 
gegen die Oppoſition einen entſcheidenden Charakter angenommen, 
und mit bedeutenden Kräften vermehrt war. Ja, was als das 
Fatalſte für die Miniſter hinzutrat, waren die Umſtände, daß 
Paris von zwölf Gewählten zehn auf der Oppoſition hatte, und 
unter dieſen zwei ausgeſprochene Republikaner, Marie und Carnot, 
und daß ſelbſt das Land in den Dupont (de l' Eure), Ledru-Rollin, 
Garnier-Pagés, dem jüngern, die Reihen der Republikaner vermehrte. 
Und welchen Schluß konnte das Miniſterium daraus für feine 
Stellung im Lande ziehen! Wenn ſich unter den 200,000 Wählern 
eine ſolche Stimmung gegen uns zeigt, wie viel mehr müſſen wir 
die Millionen zu fürchten haben, gegen die wir bei der Berathung 
der Reformvorſchläge geſprochen und gehandelt haben? 

Die Härte dieſes Schluſſes wurde in dieſem Zeitpunkte durch 
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ein plötzliches Ereigniß gemildert, das für den Anfang der Regie— 


rung wiederum einen gewiſſen Halt gab, in der Folge aber ſehen 


ließ, daß jetzt eine weſentliche Stütze des Königthumes gefallen 
war. Es war dies der Tod des Herzogs von Orleans, 
den 13. Juli, gerade an dem Tage, an dem das Land ſo ungünſtige 
Wahlen getroffen hatte. Daß derſelbe erfolgte, wie der Prinz, in 
der Abſicht, nach St. Omer zu einer großen Truppeninſpektion zu 
verreiſen, vorher von den Tuilerien aus, der in Neuilly ſich auf— 
haltenden Familie noch ſeinen Abſchiedsbeſuch machen wollte, bei 
der Hinfahrt, weil die Pferde an ſeiner Kutſche ſcheu geworden, 
außerhalb der Porte Maillot in einer Seitenallee aus der Kutſche 
ſprang, in Folge des Sprunges, der eine Hirnerſchütterung und 
Bluterguß verurſachte, bewußtlos auf die Straße hinſank, um nach 
einigen Stunden, umgeben von der königlichen Familie, den Mi— 
niſtern und Aerzten in der einfachen Stube eines Spezereikrämers 
zu ſterben — wiſſen die Leſer bereits, und ich habe nicht nöthig, 
dies ihnen näher auseinanderzuſetzen; dagegen wird es meine Auf— 
gabe ſein, zu zeigen, welche Wirkung dies Ereigniß auf das poli— 
tiſche Leben hervorbrachte. Ein franzöſiſcher Geſchichtſchreiber, der 
ſich damals in Paris aufhielt, ſagt hierüber: „Die Thränen brachen 
bei der Nachricht ſeines Todes mit Verzweiflung hervor, Thränen, 
welche gewiß gerechtfertigt waren; ein ſolcher Tod kam einer Re— 
volution gleich. Freunde und Feinde begriffen es. Die mit ſo 
vieler Mühe hergeſtellte Monarchie war in ihrer Grundlage er— 
ſchüttert, ungewiſſen Zufällen überliefert, und den ſtürmiſchen Er— 
innerungen einer Regentſchaft preisgegeben. Die Vorſichtsmaßregeln 
eines um die Zukunft bekümmerten Familienvaters, die Berechnungen 
einer lange verſuchten Politik, waren zu gleicher Zeit enttäuſcht. 
Der König war eben ſo grauſam in ſeiner Macht getroffen, als 
der Vater in feinen Gefühlen; Thron und Familie ſchwankten unter 
der gleichen Erſchütterung; die Dynaſtie der Orleans war ver— 
ſtümmelt, und zwar nicht blos in einem ſeiner Zweige, ſondern 
in dem kräftigen Sprößlinge, welcher das Leben des Baumes 
fortſetzte.“ 
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Giebt dieſe Stelle in allgemeinen Umriſſen ſehr gut den Eins 
druck des Bildes wieder, das damals Paris darſtellte, ſo mußte dieſer 
Eindruck eine beſtimmtere Faſſung annehmen, wenn er für die Politik 
von Bedeutung ſein wollte. Dieſe beſtimmtere Faſſung war die, 
daß ſich alle Männer, welche 1830 den Thron der Dynaſtie Orleans 
gründen halfen, und von denen viele im Laufe der Zeit, wie wir es bis 
dahin gezeigt haben, z. B. Thiers, Couſin, Odilon Barrot ſich von 
ihr entfernt hatten, demſelben wieder näherten und ihre dem Könige 
freundlichen Grundſätze in die Ausrufe: „bewahren wir das König— 
thum“ und „erhalten wir die Dynaſtie“ formulirten. In zweiter 
Linie äußerte ſich aber dieſe günſtige Stimmung im Regentſchafts— 
geſetze, indem es ein Erforderniß des Königthums war, daß man 
für den minorennen Thronfolger, den Grafen von Paris, einen 
Reichs⸗Statthalter bis zu deſſen Volljährigkeit zum voraus be— 
ſtimmte. Während die Radikalen dabei einer ſeits darauf hinwieſen, 
daß ein derartiges Geſetz eine Art Zuſatz zu der Konſtitution ſei 
und daher von den gewöhnlichen geſetzgebenden Körpern nicht er— 
laſſen werden könne, ſondern von einer von der Nation gewählten 
verfaſſunggebenden Verſammlung ausgehen müſſe, und andrerſeits 
die Meinung geltend machten, es brauche der Regent nicht inner— 
halb der Familie Orleans, ſondern könne auch unter allen Bürgern 
des Reiches, die für die Lage der Zeit die nöthigen Garantien dar— 
bieten, genommen werden, wieſen die Royaliften beide Anſichten zurück 
und hielten die den 26. Juli zuſammentretenden Kammern für be— 
rechtigt, das Regentſchaftsgeſetz zu erlaſſen, ſo wie ſie auch glaubten, 
es müſſe der Regent dem Hauſe Orleans angehören. Daß man 
dann im Geſetz vom 11. Auguſt den Herzog von Nemours zum 
Regenten beſtimmte, hatte den zweifachen Grund darin, daß die 
Mutter des Grafen von Paris nach den Grundſätzen des franzöſiſchen 
Königthums, wornach keine Frau ſo wenig zur Regentſchaft als 
zum Throne berechtigt war, nicht bezeichnet werden konnte — ab— 
geſehen davon, daß ſie als Deutſche nationale Antipathien erwecken 
konnte —, und daß der verſtorbene Kronprinz in ſeinem Teſtamente 
den Herzog von Nemours zum Regenten beſtimmt hatte. 
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Haben wir nun ſo den Beweis geführt, daß das Königthum 
durch den Tod des Herzogs von Orleans für den Augenblick wie— 
der befeſtigt war, ſo wird uns der Beweis für die zweite Behaup— 
tung, es ſei dieſer Umſtand der Todesſtoß des Königthums geweſen, 
nicht ſchwer fallen, wenn wir das Benehmen des Königs in den 
fernern Zeiten und namentlich in den kritiſchen Tagen des Februar 
1848, wo dem Könige in ſeiner Einſeitigkeit ein beliebter und 
treuer Rathgeber fehlte, betrachten. 

Die erſten Früchte der neuen Feſtigkeit des Thrones erntete 
zwar das Miniſterium Guizot, das ſich nach den ungünſtigen Wah— 
len unmöglich mehr hätte halten können: ſeine Exiſtenz war wieder 
geſichert, allein es erlitt doch wieder bedenkliche Stöße, wie es mit 
den materiellen Fragen wiederum in den Vordergrund treten wollte, 
die es allemal geſchickt zu benützen beabſichtigte, um politiſche Redner 
ferne zu halten, denn es zeigte ſich, daß es in ihnen ſo wenig Feſtig— 
keit beſaß, als in den politiſchen Grundſätzen, die es auf eine höchſt 
niedrige Weiſe zu verdrehen gewußt hatte. Es begann ſich näm— 
lich jetzt ſchon die Reihe der Prozeſſe zu eröffnen, worin gezeigt 
war, wie wenig getreue Oberaufſicht die Miniſter über die Verwal— 
tung hatten, in der die Unterangeſtellten den Staat und die Pri— 
vaten zu gleicher Zeit um bedeutende Summen betrogen, ja in 
denen gezeigt iſt, wie ſehr ſich die Unterſchlagung und Beſtechlich— 
keit bei höchſten Beamten, ja im Saale der Miniſter ſelbſt einge— 
niſtet hatten, Prozeſſe, die dann beſonders im Jahre 1846 das 
ganze frevelhafte Spiel auf eine empörende Weiſe veröffentlichten. 
Der Erſte dieſer Prozeſſe, der jetzt ſchon, zu Ende des Jahres 1842, 
geführt wurde, war der Prozeß Hourdequin. Dieſer hatte näm— 
lich als Vorſteher des Bureaus für die Straßenbauten ſeinen Unter— 
gebenen ein Spiel erlaubt, bei dem unter falſchem Namen die Be— 
amten ſelber Uebernehmer waren und ſo ungeheure Summen be— 
zogen, die dann unter den ſog. Uebernehmer, den Verifikator und 
ſelbſt den Chef des Bureaus vertheilt wurden. Die Strafe, die 
dieſen mit noch zwei andern Angeſtellten traf begründeten daher 
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ein Mißtrauen gegen die Beamten, das in der Folge immer mehr 
ſtieg und ſich auch immer mehr gerechtfertigt zeigte. 

Dies und die auswärtigen Angelegenheiten, in denen Guizot 
bei der Kammer, beſonders was England und das von ihm ange— 
ſprochene Schiff-Unterſuchungsrecht betrifft, durchaus keine Lorbeeren 
erntete, war beſtimmt, das wieder etwas befeſtigt geweſene Mini— 
ſterium von Neuem zu erſchüttern. Ja Viele, die bis dahin ge⸗ 
treulich zu ihm gehalten hatten, verließen es, weil es ihren Bei— 
ſtand nicht blos dazu gebraucht, um alte Fehler zu verbeſſern, 
ſondern um mit keckerm Muthe neue zu beginnen. Hatte ſich vor 
kurzer Zeit der ſeither ſowohl durch ſeine litterariſchen Werke als 
durch feine politiſche Laufbahn bekannt gewordene Lamartine von 
ihm getrennt, jo thaten es in dieſer Kammerſitzung, die den 9. Ja— 
nuar 1843 eröffnet wurde, die Männer der ſog. tiers-parti: 
Dufaure und Paſſy. Und zwar thaten ſie dies bei einem Anlaß, 
wodurch ſie zeigten, daß ſie gerade in den weſentlichen Fragen von 
ſeinen Meinungen abwichen, nämlich bei der Dekretirung der ge— 
heimen Fonds, d. i. von Summen, über deren Verwendung die 
Miniſter keine Rechnung abzulegen brauchten, und die ſie dann 
theils auf die ergebene Polizeimannſchaft, theils auf Zeitungen, 
die in ihrem Sinne ſchreiben mußten, verwendeten. Motivirt wur— 
den dieſe Summen immer mit dem Daſein von geheimen, innern 
Feinden, von einer gewiſſen Unſicherheit im Lande. Dufaure und 
Paſſy aber glaubten, es ſei in dieſer Sache bereits genug geſchehen, 
denn wenn eine Regierung nach 13jährigem Beſtande nicht dazu 
kommen könne, ihren Beſtand zu ſichern und eine gewiſſe Feſtig— 
keit im Lande herzuſtellen, ſo beweiſe ſie, daß ſie nicht nach den 
im Lande herrſchenden Grundſätzen regiere; ein Raiſonnement das 
auf Louis Philipp angewendet aber falſch iſt, da er vorzüglich die 
geſetzgebenden Körper zu berückſichtigen hatte, von denen der eine 
eigentlich Nichts und der andere nur einen gewiſſen Theil der Be— 
völkerung repräſentirte. 

Die Kammer mehrheit, dies war das eigentliche Regie— 
rungsprinzip Guizo und Louis Philipp's; dieſe war es vor 
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Allem auch, welche fie zu erhalten wünſchten, mit ihr glaubten fie 
den Kampf mit Frankreich aufnehmen zu können, ohne zu bedenken, 
daß ein Haufe Söldlinge bei herannahender Gefahr nicht denſelben 5 
Anprall aushält, wie überzeugungstreue Truppen. Sie mußten 
daher mit aller Macht gegen den von Sade geſtellten Antrag 
kämpfen, der alle Beamten, die nicht mehr die öffentliche Meinung, 
fondern ihre Stellen und die Erhaltung derſelben verträten, aus 
dem geſetzgebenden Körper ausſchließen wollte. Die Annahme dieſes 
Vorſchlages wäre die Umkehr der geheimen Politik geweſen, mit 
der das Miniſterium die Mehrheit ebendadurch erhielt, daß es die 
Einen auf ihre Beamtungen aufmerkſam machte, die es entziehen 
könne, und daß es die Andern mit Hinweiſen und Verſprechen von 
ſolchen hinhielt oder zu feſſeln ſuchte, oder aber auch, daß es bei 
den Wahlen der Deputirten in den Departements dahin wirkte, 
daß Beamte gewählt würden. Die in dieſer Sitzung ausgeſprochene 
Annullirung zweier Wahlen bewies aber, daß es hiebei durchaus 
nicht ſauber zugehe, ſondern daß ſogar eine mit weniger Aufwand 
gewählte Kammer ſich darob entſetzen mußte. Was Wunders übrigens 
wenn man ſieht, daß man in jener Zeit ſchon mit ſolchen Künſten 
bekannt war, wenn man vom Miniſterium Eiſenbahn-Konzeſſtons⸗ 
Vorſchläge in einem günſtigen Sinne erwirken wollte. 

Nur in einem Punkte war es, in dem die Kammermehr— 
heit nicht günſtig war: es betrafen dies allemal die Fragen, bei 
denen neue Ausgaben, oder ſolche, die durch neue Steuern hätten 
gedeckt werden ſollen, zur Sprache kamen; die Deputirten hatten 
dabei auch im eigenen Intereſſe gewiß Recht, das Volk mehr als 
Miniſter und Königthum zu achten. Eine ſolche Frage bot ſich jetzt 
in der Dotation des Herzogs von Nemours dar. Der König hatte 
ſchon längſt daran gedacht, auch dieſen ſeiner Söhne von der Nation 
dotiren zu laſſen, allein bis dahin beim Miniſterium immer Wider— 
ſtand gefunden, indem dies bei der Vorbringung der Frage eine 
Niederlage fürchtete, theils weil dieſelbe eine Erhöhung des Bud— 
gets bewirkt und allen Oppoſitionellen Grund gegeben hätte, über 
den perſönlichen Geiz und die Habſucht Louis Philipps ſich zu be= 
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Hagen, theils wegen der Unvolksthümlichkeit des Herzogs von Ne= 
mours, der in der ganzen Kammer wenig Freunde hatte. Und 
obſchon die Miniſter diesmal dem Drängen des Königs nachgaben 
und die Frage vor die Kammer zu bringen verſprachen, ſo ließen 
ſie ſelbe doch fallen, wie ſie ſahen, daß alle Deputirte, die aus 
den Departements kamen, ungünſtig für dieſelbe geſtimmt waren. 
Das Miniſterium hatte ſich nämlich vorbehalten, in dieſer 
Kammerſitzung auf's Neue eine tüchtige Kraft zu gewinnen und da— 
her Alles zu entfernen, was geeignet geweſen wäre, ihm Nieder— 
lagen zu bereiten. Allein es hatte die Rechnung ohne die Kam— 
mern gemacht, die den 27. Dez. 1844 zuſammentraten. Nach dem 
Wunſche des Königs beſchloß man nämlich an den Legitimiſten 
eine kleine Rache zu nehmen, die im Sommer des verfloſſenen 
Jahres zahlreich zum Herzoge von Bordeaux (jetzt Graf de Cham— 
bord), dem rechtmäßigen Haupte der Legitimiſten, nach England ge— 
wandert waren, um ihm ihre Aufwartungen zu machen. Es wurde 
daher in die Thronrede, mit Bezug auf dieſe politiſchen Pilger— 
fahrten aufgenommen: „das öffentliche Bewußtſein brandmarkt 
ſchuldige Manifeſtationen“. Allein hatte ſich nicht gerade das 
Haupt des jetzigen Miniſteriums einer ähnlichen, ja noch gefähr— 
lichern Pilgerfahrt ſchuldig gemacht, als es 1815 zur Zeit der 
100 Tage nach Gent zu Ludwig XVIII. gezogen iſt, der an der 
Spitze einer fremden Armee und mit Tödtung von Tauſenden von 
Franzoſen in der Schlacht von Waterloo in Frankreich eingezogen 
iſt? Dies wurde ihm auch vorgehalten, und in einer deßhalb, unter 
den größten parlamentariſchen Stürmen, gehaltenen Rede verlor 
er, trotzdem daß die Kammer dieſe Stelle der T hronrede votirte, alle 
und jede Autorität über ein beſſeres Gew iiſſen. Ja, er erlitt eine 
vollkommene Niederlage, als in Folge des Kammerbeſchluſſes die 
Age det Legitimiſten, welche in England geweſen waren, wie Larochejaque— 
Wahl, lin, Berryer, de Valmy und Andere, ihre Entlaſſung als Kam⸗ 
ſamm« mermitglieder gegeben hatten, dann aber, trotz der bekämpfenden 
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timiſten. alle wieder gewählt wurden. Andere Fragen der Thronrede, welche 
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die ausländiſchen Angelegenheiten beſprachen, waren nicht ruhm— 
reicher für das Miniſterium, das bei allen Abſtimmungen die 
Mehrheit für ſich hatte und mit dieſer alle begangene und erlittene 
Schande deckte. Zum Unglück für ſelbes kamen dann in ſolchen 
kritiſchen Zeiten noch auswärtige Angelegenheiten hinzu, die ſeine 
Verwirrung noch vermehren halfen, ſo die Ereigniſſe in den Süd— 
ſeeinſeln, von denen wir ſpäter zu berichten haben. Denn wenn 
ſich die ganze Politik Guizots auf ein concert européen ſtützte, und 
er dabei namentlich mit den Tories Englands, die jetzt am Mini- 
ſterium waren, liebäugelte, ſo waren jene Ereigniſſe gewöhnlich 
Mißtöne im Konzert und nicht ſelten Angriffe auf England, wo 
Tories und Whigs die Beleidigungen nationaler Ehre ſchon mit 
gleich empfindſamer Natur auffaßten. 

Guizot kam ſo durch den Drang der Ereigniſſe in eine höchſt 
zweifelhafte Stellung, aus der ihm ſeine Energie in ſeinem Sy— 
ſteme und eine wirklich muſterhafte und anmaßende Beredtſamkeit 
helfen konnte. Waren nämlich für Guizot einerſeits die Tories 
in England zu berückſichtigen, in deren Haltung in der Regierung 
er in den völkerrechtlichen Fragen eine Seite gedeckt zu haben 
glaubte, ſo war es auf der andern Seite Frankreich, deſſen Staats— 
männer von jeher mit einer gewiſſen Eiferſucht auf England hin— 
geblickt haben, und die glauben, jede, auch faſt die kleinſte Kon— 
zeſſion an England ſei eine Beleidigung der franzöſiſchen Nationa— 
lität. Solche Fragen, in denen Gutzot jetzt feine engliſche Politik 
und die franzöſiſche Nationalität einander gegenüber geſtellt ſah, 
boten ſich wiederum in der Kammerdebatte von 1845 an, nachdem 
die daherigen Ereigniſſe lange vorher ſchon von der Preſſe und 
vom Publikum eifrig beſprochen worden waren. Dieſe Fragen 
waren: die Angelegenheit Pritchard in Tahiti, Algier, beſonders 
der marokkaniſche Krieg, und das für Guizot bereits ſeit Langem ver— 
hängnißvolle Schiffunterſuchungsrecht. Dieſe Angelegenheiten müſſen 
anderwärts beſprochen werden; hier haben wir beſonders die dadurch 
dem Miniſterium bereitete Stellung zu betrachten. Bezeichnend für 
Guizot war es, daß ihm ſchon in der Kammer der Pairs, die ſonſt 


102 


durchaus keine Freundin von thatkräftigem Handeln war, Schwachheit 
vorgeworfen wurde. Denn wenn der Widerſtand hier nicht groß und 
das Königthum des Sieges ſicher war, ſo deutete es doch darauf hin, 
daß die Deputirtenkammer ſich ernſthaft mit der Sache befaſſen würde. 
Schwie⸗ Es war auch ſo, und zwar hatte das Miniſterium diesmal 


rigkeiten 


wegen nicht nur die Gegner, die es früher zu ſehen gewohnt war; 


1 5 ganz neue, bisher ergebene Freunde ließen ſich in der Oppoſition 

Bl erblicken, wie Dupin und St. Marc Girardin. Veranlaſſung war 
vorzüglich die Angelegenheit Pritchard, bei der das Miniſterium 
dieſem engliſchen Emiſſär Entſchädigung zu bezahlen verſprochen 
hatte; vorzüglich war es Billault, ) der das Miniſterium in den 
lebhafteſten und bezeichnendſten Ausdrücken angriff. Zwar ſiegte das 
Miniſterium noch, aber wie Pyrrhus konnte Guizot ausrufen: noch 
ein ſolcher Sieg und wir ſind verloren; von 418 Stimmenden 
ſprachen ſich 213 für das Miniſterium aus, 205 dagegen und 
unter jenen 213 Stimmen ſind wohlverſtanden noch 9, welche von 
den mitvotirenden Miniſtern herrührten. 

Was thun in ſolcher zweifelhaften Stellung, bei dem Ab— 
fall ſo vieler Freunde? Das, was in der Neuzeit, ſeitdem 
man von einer grundſätzlichen Politik nichts mehr hören, ſondern 
ſich nur nach den Umſtänden richten will, ſinkende Regierungen 
zu thun pflegen. Sie klammern ſich, nachdem ſie dieſelben in ihrer 

Es freigeiftigen Richtung lange genug verhöhnt haben, an Religion 
ei und Geiſtlichkeit an. Es müſſen dies dann die verhängnißvollen 
Stützen ſein, an die man ſich anlehnt; nicht etwa weil man an 
ihre Feſtigkeit und Dauer glaubte, ſondern weil man ihrer Mit— 
wirkung ſicher war, wenn man gegen die Verfaſſung arbeiten 
wollte. Und gerade dieſe war's, gegen die Louis Philipp einen 
Abnei tiefen Haß gefaßt hatte, weil ſie ihm als der Gegenſtand erſchien, 


gung ge⸗ 


aA der feiner perſönlichen Regierung entgegen war. Denn wenn 


ſung; er auch der Kammermehrheit bis dahin ſicher geweſen, ſo bedurfte 


*) Geweſener Präſident des geſetzgebenden Körpers unter Louis Na— 
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es doch aller Anſtrengung, um fie zu erhalten, und bei aller Mehr— 1 
heit war ein Sieg doch immer zweifelhaft, indem er erſt errungen „ 
wurde, nachdem die Regierung alle möglichen Wunden erhalten mehrheit. 
hatte. Könnte man dieſen Schlägen nicht ausweichen, könnte man 

den Bemühungen, eine Kammermehrheit zu erhalten, nicht überhoben 

ſein? Die Geiſtlichkeit hatte zwar andere Gründe, gegen die Ver— 
faſſung zu ſein; ſchon der Umſtand, daß die katholiſche Religion 

ſeit 1830 nicht mehr Staatsreligion genannt wurde, konnte für ſie 
beſtimmend ſein, noch mehr aber der, daß ſie von aller bürgerlichen 
Regierung, von allem direkten Einfluß auf den Staat in Regie— 

rung wie Erziehung ausgeſchloſſen war. Ein ſolcher Zuſtand war 
peinlich für ſie; denn nicht herrſchen iſt für die Geiſtlichkeit Skla— 

verei. So ſchwierig waren aber die Beiden, Louis Philipp und 

die Geiſtlichkeit nicht, um bei ihrer Abneigung gegen einen gemein— 
ſchaftlichen Gegenſtand des Haſſes nach den Gründen zu fragen, 
genug, ſie Beide haßten die Verfaſſung. In dieſer Richtung ſich der 
Geiſtlichkeit zu nähern, wurde Louis Philipp noch durch den Ein— 

fluß der ſehr religiöſen Königin beſtärkt. 

In ihren Bemühungen ſtrebte nun die Geiſtlichkeit zuerſt nach 
einem direkten Einfluß auf die Erziehung. Hierin war ihr bis 
dahin die Univerſität, d. h. die vom Staate geleitete Geſammtheit 
des franzöſiſchen Unterrichtsweſens, ein Hinderniß geweſen, aus dem 
Grunde vorzüglich, weil durch ſie die Errichtung vom Staate un— 
abhängiger Anſtalten mehr oder weniger unmöglich war. Frei— 
heit des Unterrichts, dieſer je nach ſeiner Auffaſſung höchſt ver— 
derbliche Ruf, tönte nun aus ihrem Munde. Sie wollten damit 
öffentlich anerkannte Unterrichtsanſtalten gründen, die von Privaten 
geleitet würden, ohne daß der Staat irgend einen Einfluß auf ſelbe 
hätte. Die Bewegungen dieſer Art wurden aber um ſo lebhaf— 
ter, als der immer wachſende Einfluß einer religiöſen Korporation 
ſich geltend machen wollte, der Jeſuiten; — ſie, die nicht einmal das 
Recht haben, in Frankreich zu exiſtiren, wollten ſelbes beherrſchen. “) 


*) E. Regnault III, 41. 
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ec Die Jeſuiten, welche durch das Geſetz förmlich vom franzö— 
ſiſchen Gebiete ausgeſchloſſen waren, erſchienen wieder in den 
Städten und Dörfern, nicht etwa heimlicher Weiſe und mit Be— 
hutſamkeit, ſondern offen, in öffentlichen Anſtalten, in prächtigen 
Häuſern, wo ſie nicht nur ihre Ungeſtraftheit, ſondern auch ihre 
Macht zur Schau trugen und dem Staate den öffentlichen Unter— 
richt beſtritten, dem Staate, der, um von ihnen befreit zu werden, 
nur feine Pflicht zu thun hatte und es nicht wagte. Die myſte— 
riöſe Macht dieſer berüchtigten Geſellſchaft laſtete auf den ſkeptiſchen 
Miniſtern, welche keine religiöſe Ueberzeugung entſchuldigte, ſon— 
dern die der Nachſicht des Königs und dem Fanatismus der Kö— 
nigin Rechnung trugen. Man muß zwar nicht glauben, daß die 
Jeſuiten ihren Einzug ſo ungeſtört hatten feiern, oder daß ſie un— 
geſtört ihres Einfluſſes ſich hätten freuen können. Nein, ſchon ſeit 
vielen Jahren hatten ſich aus dem Schooße der Preſſe, des Par— 
lamentes, der Univerſität zahlreiche Stimmen gegen das fortſchrei— 
tende Einſchleichen einer verbotenen Inſtitution erhoben, welche in 
den Räthen der Regierung herrſchte; allein in der Weiſe, wie ſich 
die Klagen mehrten, mehrten ſich auch die Aufenthaltsorte der Un— 
geſetzlichkeit. Eine mächtige Hierarchie behauptete das in zwei Pro— 
vinzen, Lyon und Frankreich, getheilte Gebiet. Siebenundzwanzig 
beträchtliche Anſtalten bezeugten den Reichthum des Ordens und 
die Macht ſeines Einfluſſes, weitläufige Abhängigkeiten dehnten ſeine 
Macht aus, und von Rom, wo der Jeſuitengeneral Pater Roothan 
reſidirte, giengen ſeine Befehle aus, welche in allen Theilen der Erde 
vollzogen wurden. 

Den Freunden der Univerſität konnte dieſes Zunehmen des 
Ordens nicht entgehen, und es mußte ſie gerechter Weiſe in Ent— 
rüſtung bringen. Bereits 1844 hatte daher Couſin einen Geſetzes— 
vorſchlag bekämpft, den der Kultusminiſter Villemain in der Kammer 
der Pairs eingebracht hatte, und in dem nicht wenige Konzeſſionen 
für die Jeſuiten enthalten waren. Energiſcher trat dagegen Thiers 
im Jahre 1845 auf; er verlangte Aus weiſung aller Jeſuiten aus 
dem Königreiche als Vollziehung bereits beſtehender Geſetze, welche 
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von der Kammer beſchloſſen wurde, und zwar nach ernſthaften 
Diskuſſionen von Seite Thiers und Dupins. Wir führen das 
Votum des Letztern an, weil er die von Vielen mißverſtandene 
Rechtsfrage auf eine klare und bündige Weiſe beſpricht. Er ent— 
gegnet dem Kultusminiſter Martin (du Nord), welcher ſeine Rede 
mit den Worten Fenelons ſchloß: „Unglück über Frankreich, wenn 
man je die Freiheiten der gallikaniſchen Kirche verſteht, wie die Be— 
amten ſie verſtehen wollen und nicht wie die Biſchöfe ſie verſtehen.“ 
„Unglück über Frankreich, ſprach dagegen in der Antwort Dupin, 
wenn man dieſe Freiheiten je ſo verſteht, wie die Jeſuiten ſie ver— 
ſtehen wollen. Es iſt dies keine Frage der Religion mehr, ſondern 
eine Frage der Politik. Denn es heißt im Gegentheil die Rechte 
der Geiſtlichkeit vertheidigen, wenn man ſie von unvernünftigen 
Leuten zu trennen ſucht, die ſich an die Kirche anſchließen, um ihr 
zu ſchaden. Es iſt hier eine politiſche Frage, die Frage vom ge— 
ſetzlichen und ungeſetzlichen Beſtand der Korporationen im Staat. 
Es giebt Prieſterverbindungen, welche durch das Geſetz berechtigt 
ſind, es ſind dies Verbindungen, welche keine Gefahr darbieten, 
welche keinen Staat im Staate bilden; allein die Geſellſchaft der 
Jeſuiten iſt eine ganz andere Sache. Der Jeſuit iſt kein einzelnes 
Weſen mehr, ſondern eine Geſammtheit von Weſen, er beſteht als 
Mitglied ſeiner Geſellſchaft. Die Gefahren einer ſolchen Verbindung 
ſind in der Geſchichte aufgezeichnet; ſie hat ihren Vorſteher im 
Ausland und empfängt vom Ausland ihre Befehle. Für ſie iſt 
das Königreich Frankreich nur eine Provinz, und zwar die am 
mindeſten begünſtigte von allen. Die andern Franzoſen ſchwuren 
Gehorſam dem König und dem Geſetze. Der Jeſuit iſt nicht mehr 
Franzoſe; er ſchwört unbedingten Gehorſam einem im Auslande 
lebenden Obern, er opfert ihm ſeine Perſönlichkeit, er iſt in ſeinen 
Händen wie ein Leichnam. Die Geſellſchaft Jeſu hat einen weſent— 
lich politiſchen Charakter und trägt in ihrem weltlichen Begehren 
dieſen herrſchſüchtigen und ſtörriſchen Geiſt, der ſie den Königen 
und Päpſten ſelbſt furchtbar macht.“ — 

Die Regierung war in nicht geringer Verlegenheit; von der 
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Deputirtenkammer war ihr der Vollzug von Geſetzen anbefohlen, 
welche die Exiſtenz der Jeſuiten im Lande verbieten, auf der andern 
Seite fühlte ſie eine gewiſſe Sympathie mit eben den Leuten, die 
fie ausweiſen ſollte, die gegenwärtig in den verſchiedenſten Theilen 
Europas großen Anhang hatten. Wenn ſie daher an die Auf— 
ſchiebung der Vollziehung auch nicht denken konnte, ſo wollte ſie 
dabei dem Auslande gegenüber, wie man ſagt, wenigſtens die Form 
retten. Es wurde daher in Roſſi eine Geſandtſchaft an den Papſt 
abgeſchickt, um von ihm die Schließung der Anſtalten, Kirchen, 
Kapellen und Noviziate der Jeſuiten in Frankreich zu verlangen. 
Allein die päpſtliche Kongregation gieng darauf nicht ein, ſondern 
ſprach ihre Inkompetenz aus, Maßregeln zu ergreifen, welche 
die verfaſſungsgemäßen Rechte der franzöſiſchen Bürger beträfen. 
Der Papſt dagegen gieng auf die Vorſtellungen Roſſi's, die ganze 
Kirche und Geiſtlichkeit ſeien bei einem bevorſtehenden Kampfe in 
Gefahr, fo weit ein, daß er den Jeſuitengeneral Roothan erſuchte, 
von ſich aus die nöthigen Weiſungen zu erlaſſen. Und welche 
Weiſungen waren dies? Der General erließ wirklich den Befehl, 
die Jeſuiten ſollten ſich in Frankreich den Geſetzen unterziehen, 
worauf ſie ihre Anſtalten mit großem Pompe ſchloſſen, um unter 
anderm Namen und in andern Häuſern, aber mit dem gleichen An— 
hang wieder aufzutreten. 

So war auf dieſe Weiſe ſcheinbar die Sache der Univerſität 
gerettet und der Geiſtlichkeit, wie man glaubte, ein Rad gebrochen. 
Allein, es war vor einiger Zeit Villemain vom Miniſterium zurück— 
getreten, und ſeine Stelle wieder von Salvandy eingenommen, der 
ganz von dem Einfluſſe der Geiſtlichen beherrſcht und ein entſchie— 
dener Feind der Univerſität war. Er griff dieſe nur nach und nach 
in einzelnen Beſtandtheilen an und ſuchte durch Reglements den 
von den Geſetzen vorgeſchriebenen Standpunkt zu verändern, na— 
mentlich in der Weiſe, daß die oberſte Aufſichtsbehörde der Uni— 
verſität aus Männern zuſammengeſetzt wurde, welche derſelben ent— 
ſchieden Feind waren. Die Freunde der Univerſität reklamirten 
zwar in der Kammerſitzung von 1846 gegen eine derartige mini— 
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ſterielle Willkür, allein ein klug eingebrachter und geleiteter Vor— 
ſchlag machte bei der dienſtbaren Kammer die miniſterielle Willkür 
zum Geſetz. Die Geiſtlichkeit war ſo wieder ausgeſöhnt und der 
Regierung näher gebracht, und dieſe glaubte ſich ſtärker denn je, 
hatte ſie ja doch jetzt einen Freund für ſich gewonnen, der im 
ganzen Lande großen Anhang hatte. 

Die Regierung täuſchte ſich arg; jetzt gerade begann ſich durch 
das ganze Land eine Oppoſition zu bilden, die gut organiſirt 
und darauf bedacht war, immer mehr Mitglieder der Oppoſition 
in die Kammer einzuführen. Dieſe Oppoſition wurde um ſo ge— 
fährlicher, als ſie von dem in den Gaſſen kämpfenden Lärme frei 
war und ſich in die Schranken des verfaſſungsmäßigen Wahlrechtes 
zurückzog. An der Spitze derſelben ſtanden als Komité Männer 
wie Odilon Barrot, Tocqueville, Bethmont, die im Lande guten 
Klang hatten. Veranlaſſung zur Bildung war, daß in der Kam⸗ 
merſitzung von 1845 zwei Reformvorſchläge über das Wahlrecht 
und die Inkompatibilitäten verworfen worden waren, während die 
Genannten ernſtlich an die Nothwendigkeit dieſer Reformen glaub— 
ten. Urſache, daß aber eine ſolche Bildung Anklang fand, war die 
durch das ganze Land beſprochene Wahlbeſtechung. Es war näm— 
lich Thatſache, daß die Wahlbezirke, welche Abgeordnete von der 
Miniſterpartei in die Deputirtenkammer ſchickten, eigentlich mit 
Gunſtbezeugungen überhäuft wurden; ihre Schulen wurden beſſer 
beſchenkt, ihre Kirchen beſſer ausgeſtattet und ihre Straßen beſſer 
unterhalten. Es ergab ſich dadurch eine ungerechte Vertheilung 
der Staatsgelder, die ſich nicht nach dem Bedürfniß, ſondern nach 
den abgegebenen Stimmen geſtaltete; der Bau einer Brücke, die Ein— 
dämmung eines Fluſſes, die Entſumpfung eines Mooſes hieng viel— 
mehr von der Zahl der gefälligen Wähler ab, als von der Noth— 
wendigkeit der Unternehmung. Es war dies, um es fo auszu— 
drücken, eine Geſammtbeſtechung, die ſcheinbar zwar weniger ge— 
häſſig als die individuelle Beſtechung war, aber gefährlicher, weil 
ſie in einem viel größern Maßſtabe thätig war und ſich den be— 
ſorgten Gewiſſen unter der Form des öffentlichen Wohles darbot. 


Oppoſi⸗ 

tionelles 
Reform» 
Komite. 


Korrup« 
tion der 
Kammer⸗ 
mehrheit. 


bilitäten. 


108 


In der Bildung eines ſolchen Komites muß man, abgeſehen 


von den Grundurſachen, die Louis Philipp den Franzoſen ent— 


fernte, die Veranlaſſung zu feinem Sturze ſuchen. Die Oppoſition 
wollte herrſchen, und um es thun zu können, die Geſetze, reſp. 
die geſetzgebende Kammer nach ihrem Sinne umbilden. Die In— 
kompatibilitätenfrage war nach der jetzigen Zuſammenſetzung der 
Kammer unbeſtritten die wichtigſte, weil die Mehrheit meiſt aus 
Beamten beſtand. Remuſat glaubte den Zeitpunkt günſtig, als 
in Folge der Ereigniſſe in Krakau (Februar und März 1846) die 
Oppoſition bedeutend an Boden gewann. Das Aufgeben der pol— 
niſchen Nation, dieſes alten, immer freundlich geſinnten Volkes, 
zu Gunſten der Erbfeinde Frankreichs: Rußland und Oeſtreich, 
war etwas, das auch das unbedeutendſte Volk in Frankreich gegen 
eine Regierung aufzubringen vermochte. Er ſtellte ſeinen Antrag 
den 16. März 1846; Unterſtützungsgründe waren ihm bei der 
Geneigtheit des Landes zu etwas Neuem viele neulich vorgekom— 
mene Beiſpiele von Beſtechungen. — Der hauptſächlichſte Vertreter 
des Antrages aber war Thiers, der beſonders darauf hinwies, daß 
von 20, innerhalb Jahresfriſt ſtattgefundenen Erneuerungswahlen, 
neunzehn auf Beamte gefallen ſeien. Er ſagte zwar, wenn man oft 
und lange an der Spitze von Geſchäften geſtanden habe, ſo lerne die 
Erfahrung die Beſtechung mit etwas nachſichtigem Auge anſehen; 
„deſſen ungeachtet, fährt er fort, giebt es doch Sachen, welche eine 
Abneigung verurſachen, ſolche, welche meinen Unwillen erregen. Wenn 
ich Männer von einer bekannten politiſchen Meinung dieſelbe gegen 
das hingeben ſehe, was man eine Anſtellung nennt; wenn ich ſehe, 
daß die, welche empfangen, und die, welche geben, dies vor unſern 
Augen thun, obſchon ſie wiſſen, daß wir den Sinn des Marktes ganz 
gut kennen: — wenn ich ſolche Sachen ſehe, ſo verurſachen ſie mir 
Abneigung. Es iſt aber noch etwas, das meinen Unwillen erregt, 
das wider mein natürliches Billigkeitsgefühl anſtreitet, es iſt dies, 
wenn ich ſehe wie alte Beamte, die ihr ganzes Leben gearbeitet 
haben, dem Ehrgeize eines abtrünnigen Deputirten geopfert werden. 
Wenn ich ſolche Sachen ſehe, ſo ſage ich mir ſelber, es iſt eine 
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dringende Pflicht für uns, wenn wir auch nur einen kleinen Theil 
des Uebels heilen können, dieſen kleinen Theil nicht zu vernach— 
läſſigen.“ Allein, wer war dieſer kleine Theil des Uebels? es war 
gerade die parlamentariſche Mehrheit, und dieſe konnte nicht dazu 
ſtimmen, mit der politiſchen Herrſchaft zugleich auch perſönliche 
Vortheile aufzugeben; der Antrag wurde verworfen. 

Die politiſchen Kämpfe über die Thronrede, die geheimen 
Fonds, die Inkompatibilitäten waren durchgefochten, und in allen 
Fragen hatten ſich die Miniſter des Sieges zu erfreuen gehabt. 
Doch welche Siege? Alle mußten mit bedeutenden Anſtrengungen 
und Kämpfen errungen werden, und bei jedem derſelben mußte 
Guizot ſehen, daß wieder Einige der Seinen gefallen, d. i. zu der 
Widerſtandspartei übergegangen ſeien. Die Möglichkeit war daher 
vor ihm, daß im Laufe der Zeit, nach einem großen Kampfe, ſtatt 
des Sieges die Niederlage ihm zu Theil werden möchte. Er ließ 
in dieſer Vorausſicht durch den König die Auflöſung der Kammern 
ausſprechen, in der Hoffnung, eine neue, willfährigere vom Lande 
zu erhalten. 

Meiner Anſicht nach war aber eine derartige Hoffnung Guizots 
nicht gerechtfertigt. Die Triumphe der Kammern und der Regie— 
rung waren nur ſolche für die Miniſter geweſen, gegenüber von 
Andern hatten ſie ihre Bedeutung verloren, weil die Mittel, die 
Triumphe zu erringen, nicht zu den ehrlichen gehörten. Ja ſie 
hatten gerade den Erfolg, daß ſie die Oppoſition immer ſtärker 
machten, die jetzt ein für das ganze Land wirkendes Wahlkomité 
gebildet hatte. Ueberdies wagten auch die andern Gegner ihr 
Haupt kühner empor zu heben. Die Legitimiſten fanden ſich ge— 
rechtfertigt und ihre Hoffnungen erhöht, als ihr Haupt, der Her— 
zog von Bordeaux, eine Gemahlin aus einer legitimen Fürſten— 
familie, die Tochter des Herzogs von Modena geheirathet hatte; 
und die Anhänger L. Napoleons wagten auch wieder ihr Daſein 
zu verkünden, nachdem derſelbe unter Aufwand von vieler Kunſt 
und Verſtellung aus der Feſtung Ham entflohen war. Allein 
Guizot ließ ſich durch dieſe Thatſachen alle nicht irre machen; er 
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war entſchloſſen den Wahlkampf aufzunehmen und ihn mit allen 
zu Gebote ſtehenden Mitteln durchzuführen, beſonders da ſich jetzt 
ſein perſönlicher Gegner, Thiers, als Haupt der Oppoſition her— 
vorthat. 

Intereſſant in dieſer Beziehung iſt jedenfalls eine damals von 
Thiers einigen ſeiner Freunde mitgetheilte Druckſchrift, worin er 
das ganze Verhalten der Partei, der er ſeit 1830 angehörte und 
die jetzt zur Oppoſition zählte, auseinanderſetzt: ſie iſt vorzüglich 
darauf berechnet, eine Vertheidigung ſeiner ſelbſt zu ſein, eine Ver— 
theidigung, die aber ſo abgefaßt iſt, daß ſie in gewiſſen Stellen 
jeder unduldſamen Regierung entgegengehalten werden kann. Die 
Stelle aber, welche mein beſonderes Intereſſe erregte, iſt folgende: 
„Eitle Worte ſind alle dieſe Lehren über eine repräſentative Re— 
gierung, werden unſre Gegner ausrufen. Im Grunde genommen 
ſeid Ihr Ehrgeizige, die nur nach der Regierung ſtreben, die nur 
Miniſter ſein wollen. Dieſe gemeine Anſchuldigung wäre ſehr leicht 
umzukehren. Wir könnten in der That dieſem Gegner antworten: 
Wir wollen die Zügel der Regierung ergreifen, es ſei, aber Ihr, 
Ihr wollet ſie behalten. Ich könnte dieſen Schriftſtellern, welche 
mich ſchmähen, erwidern: Ihr habt Euern Antheil an den Vortheilen 
der Regierung und Ihr wollt ſie bewahren. Glaubt man, dieſe 
Argumentation ſei weniger wahr, als die, welche man mir gegen— 
über ſetzt? Aber ich frage, wäre ſie unſer würdig, würde ſie zu 
einem Schluſſe führen? Wenn allen unſern Disputaten nichts zu 
Grunde liegt, als Ehrgeiz nach der Regierung und nach Anſtellung, 
ſo muß man die Tribüne umſtürzen, die Feder der Schriftſteller 
zerbrechen und dieſes unnütze und ärgerliche Geräuſch von Dis— 
kuſſionen aufgeben. Allein glücklicher Weiſe giebt es andere Sachen 
in den politiſchen Fragen, für die die freien Länder der Schauplatz 
ſind, und dies iſt auch die Meinung der Engländer, welche nicht 
dulden würden, daß man ſich derartige Anſchuldigungen zum Vor— 
wurfe macht. Ihre konſtitutionellen Sitten ſind ſo wohl gebildet, 
daß wenn Herr Peel an Lord John Ruſſel oder Lord John Ruſſel 
an Herrn Peel ſagen würde: Sie begehren meine Stelle, man ſie 
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Beide auf der Stelle ſchweigen hieße.“ Man ſieht, daß dieſe Wen— 
dungen geeignet waren, den Beſtrebungen Thiers einen gewiſſen 
Patriotismus zu geben, ohne welchen bei ſolchen allgemeinen An— 
läſſen, wie die Wahlen ſind, kein Staatsmann auf irgend einen 
Erfolg rechnen kann. 

Aehnlich war zwar auch die Politik Guizots; er mußte mit 
Vaterlandsliebe und Fortſchritts-Verſprechungen hervortreten, wenn 
er der Wiederwahl einer getreuen Mehrheit ſicher ſein wollte. Er 
that es um ſo mehr, da auch Konſervative, die er ſonſt zu den 
Seinigen zählte, Fortſchritte und Reformen vorzüglich auf dem ma— 
teriellen Gebiete anſtrebten. 

Trotz jener großartigen Anwendung der Regierungsgewalt, 
trotz dieſer ſeiner Verſprechungen wäre aber Guizot wahrſcheinlich 
erlegen, wenn nicht zwei Ereigniſſe hervorgetreten wären, die ge— 
ſchickt benützt wurden, um auf eine Partei einen unverzeihlichen 
politiſchen Haß zu werfen und die andere in einer ſchönen Liebe 
zum Königthum ſtrahlen zu laſſen; es waren dies die den 16. April 
durch Lecomte und den 29. Juli 1846 durch Joſef Henri gemachten 
Mordverſuche auf den König, die mit großem Gepränge und unter 
anhaltendem Predigen der regierungsfreundlichen Preſſe vor der 
Pairs-Kammer verhandelt waren. 

Dank dieſen vielen Bemühungen und Wendungen konnte ſich 
Guizot eines Sieges erfreuen; die Wahlen die am 1. Auguſt vor— 
genommen wurden, geben ihm eine Mehrheit von zwanzig und 
einigen Stimmen. Sie zeigte ſich beim Zuſammentritt der Kam— 
mer, den 19. Auguſt, wo Sauzet, der Kandidat der Miniſter, den 
Sieg über Odilon Barrot, Kandidat der Oppoſition, als Präſident 
der Kammer davon trug. Mehr wollte Guizot diesmal nicht, gleich 
nach der Konſtituirung wurde die Kammer wieder entlaſſen, indem 
Guizot, ſtolz auf die wieder erlangte Stärke, von Fortſchritten nichts 
mehr wiſſen wollte, und Ermahnungen durch die Kammer gewiß 
unangenehm geweſen wären; er war, wie Regnault ſich ausdrückt, 
zufrieden mit dem was er war und was er hatte, und er glaubte, 
daß ganz Frankreich mit ihm zufrieden fein ſollte, blind und un⸗ 
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beugſam bis zum Tag, wo er unter der Unzufriedenheit von ganz 
Frankreich ſtürzte. 

Guizot hatte aber von ſeinem Standpunkte aus auch Gründe 
genug, die in ihm den Wunſch rege machen mußten, die Kammer 
mit den Diskuſſionen ferne und für ſich freie Hand zu haben. Dieſe 
Gründe waren, was die auswärtigen Angelegenheiten betrifft, die ſog. 
ſpaniſchen Heirathen, und im Innern große Hungersnoth und be— 
deutender Geldmangel, drei Punkte, die nicht wenig zum Sturze 
Louis Philipps beigetragen, indem ſie im In- und Ausland allge— 
meine Abneigung gegen ihn verurſachten. Aus dieſem Grunde 
müſſen wir ſie hier, was die Hungersnoth und den Geldmangel 
betrifft, näher behandeln. Die Hungersnoth hatte zum Grunde, 
daß die Ernten von 1845 und 1846 weniger als mittelmäßig 
ausgefallen, ferner der Umſtand, daß die Kartoffeln, die Nahrung 
des armen Volkes auf dem Lande und in den Städten, mit einer 
Krankheit befallen worden, welche ſie gänzlich ungenießbar machte, 
und endlich die Spekulation, welche, wie ſie die Sachlage ſah, die 
Lebensmittel aufzukaufen begann, um ſie zunächſt gar nicht mehr, 
ſpäter nur zu hohen Preiſen loszuſchlagen. Während nun in 
ſolcher Lage das Volk überall zur Regierung hinauf ſah und von 
ihr Linderung der Noth verlangte, ſei es, daß ſie ihre Geldkräfte 
zum Ankauf von Getreide verwende, ſei es, daß ſie ihre Trans— 
portmittel hergebe, um das in den Häfen liegende Getreide ins 
Innere des Landes zu führen, oder auch hier die Kommunikation 
zu erleichtern, ſei es um Abſchaffung des auf dem Getreide haf— 
tenden Eingangszolles, — ließ die franzöſiſche Regierung ſtatiſtiſche 
Notizen aufnehmen und bewies dann darauf geſtützt, daß Sachen 
im Ueberfluß vorhanden ſeien und das Schreien wegen des Man— 
gels nur da ſei, um der Regierung Verlegenheiten zu bereiten. 
Doch konnte dieſe Beweisführung Niemanden täuſchen: die wirklich 
beſtehende Noth ſprach lauter als alle miniſteriellen Kreisſchreiben. 
Das Volk hatte an Allem Mangel und der Handel konnte mit 
Nichts entſprechen. Dann erſt beſchloß die Regierung ins Mittel 
zu treten, zuerſt aber noch ohne eigene Anſtrengung, indem man 
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blos den Zoll auf das Getreide aufhob. Im Augenblicke zeigten 
ſich große Getreidevorräthe in den Häfen von Marſeille und 
Arles; allein zum Unglücke hatten zu gleicher Zeit furchtbare 
Ueberſchwemmungen, beſonders durch die Rhone, die Straßen un— 
wegſam und den Verkehr unmöglich gemacht, und die Fracht auf 
der Rhone war zu einer ſolchen Höhe geſtiegen, daß die hohen 
Transportkoſten den niedern Ankaufspreis beinahe illuſoriſch mach— 
ten. Später nahmen zudem aber noch die Vorräthe in jenen Hä— 
fen ab, weil der kalte Monat Dezember (1846) und die Eismaſſen 
die Schifffahrt auf dem ſchwarzen und azow'ſchen Meere, woher 
jene Vorräthe kamen, unmöglich machten. Die Regierung mußte 
nothwendig noch einige Schritte weiter thun; ſie that es, indem 
die Miniſterien des Krieges und des Seeweſens ihre Fonds für 
große Ankäufe verwendeten und das dadurch erhaltene Getreide auf 
Kriegsfuhrwerken in das Innere des Landes ſchaffen ließen, und 
indem ſie beträchtliche Staatsbauten unternahm und der arbeitenden 
Klaſſe Arbeit verſchaffte. Als einzelne Städte, beſonders die größern, 
dann noch auf verſchiedene Weiſe die Noth zu lindern ſuchten, 
glaubte man die Unterſtützung ſo weit gebracht zu haben als mög— 
lich und nothwendig war. Dennoch traf die Regierung ein be— 
denklicher Vorwurf, daß ſie alle ihre Veranſtaltungen zu ſpät 
traf, nachdem der Hunger ſchon bedenklich gewirkt und die Auf— 
regung in den Gemüthern bereits Platz gegriffen hatte. — Das 
Verhängnißvollſte bei dieſer allgemeinen Hungersnoth war aber ein 
überall ſich zeigender Geldmangel, deſſen Urſachen wir mit 
Charles Coquelin *) zunächſt in den in Amerika eingetretenen Kris 
ſen zu ſuchen geneigt ſind. Für Frankreich trat aber noch der be— 
ſondere Umſtand hinzu, daß durch die große Zahl dekretirter 
Eiſenbahnen, worüber wir unten noch zu ſprechen haben, ein 
großer Theil des Kapitals dem gewöhnlichen Verkehr entzogen 


) In feinem Werke: „Du credit et des banques“ Paris 1848 bei 
Guillaumin und Co., ein Werk, das wir auch wegen ſeines beſondern, 


für die Neuzeit wichtigen Inhalts unſern Leſern empfehlen müſſen. 
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wurde, indem es gleichfam in den Boden geworfen *) im Mo— 
mente keine nützlichen Früchte zu Tage förderte. Und darin wer— 
den Geſchichtsforſcher und Politiker mit uns einig ſein, daß neben 
der Hungersnoth ein fühlbarer Geldmangel zunächſt geeignet iſt, 
den Kredit einer ſonſt feſten Regierung, mag ſie an jenem mittel— 
bar, unmittelbar oder gar keine Urſache haben, zu erſchüttern. 
Und man wird es uns neben dieſer Anſicht verzeihen, wenn wir 
hier wörtlich Regnault folgen, der zu jener Zeit die Wirkungen 
dieſes Geldmangels erkannte und ſie in ſeinem Werke, als Augen— 
zeuge möchte ich jagen, auseinanderſetzt. ““) „Im Moment wie dieſe 
Linien votirt waren, ſetzten ſich große und kleine Finanzmänner 
in Bewegung; zahlreiche Geſellſchaften bildeten ſich, die Einen, 
indem ſie mit beträchtlichen Kapitalien auftraten, die Andern mit 
erdichteten Werthen; aber ſowohl die Einen wie die Andern über— 
ſchwemmten das Publikum mit den fabelhafteſten Plänen und hielten 
den gierigen Leidenſchaften die übertriebenſten Verſprechungen ent— 
gegen. Man antwortete ihrem Aufruf mit einer blinden Haſt; die 
kleinſten Sparhäfen öffneten ſich ohne Mißtrauen; die Erſparniſſe 
des Arbeiters, des Dienſtboten, des Kleinhändlers wurden in die 
grundloſe Tiefe der Agiotage geworfen. Die Spekulation ent— 
wickelte ſich nach einem ungeheuren Maßſtabe. Man handelte nicht 
blos mit Aktien von noch nicht konſtituirten Geſellſchaften, ſondern 
man kaufte und verkaufte mit Belohnungen Aktienverſprechen. Alle 
ernſthaften Geiſter ſahen eine Kataſtrophe voraus, die alle Klaſſen 
der Geſellſchaft und des Vermögens treffen würde. Die Produktion, 
und in Folge davon Arbeit und Handel, fanden ſich gehemmt; 
denn indem jede der Kompagnien eine erſte Zahlung forderte, ſo 
häuften ſich die unproduktiven Fonds in den Kaſſen; auf die ernſt— 


*) Sehr deutlich zeigt ſich hier die national-ökonomiſche Unterſcheidung 
der feſten und beweglichen Kapitale. 

**) Ich führe ihn um ſo eher wörtlich an, als wir in der Schweiz 
in dieſem und dem vergangenen Jahre eine ähnliche Bewegung ſahen; 
Jeder mag dann die Parallele ſelber ziehen. 
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haften Geſchäfte waren Vorfpiegelungen und Lügen gefolgt, es gab 
keine Geſchäfte mehr, blos noch Börſenſpiel.“ — Am allerbedenk— 
lichſten zeigten ſich die Folgen dieſer Verhältniſſe aber gerade da, 
wo der Kredit am unerſchütterlichſten hätte ſein ſollen, auf der 
Bank. Dieſe war in der größten Verlegenheit, indem ſie 368 
Millionen erhaltener Forderungen nur 71 Millionen baares Geld 
entgegenſetzen konnte; einige Operationen, indem ſie z. B. die Pro— 
viſion ihrer Baarzahlungen um ein Prozent erhöhte, zeigten nur 
zu gut die Verlegenheit derſelben. Dieſe Lage dauerte fort, bis 
im März 1847 der Kaiſer von Rußland durch Darlehn von 50 
Millionen gegen Renteneintragung die Kriſis endete, wie Einige 
meinen aus beginnender Hinneigung gegen Frankreich, im Grunde 
aber nur, damit Frankreich Geld bekomme, um die ruſſiſchen Ge— 
treidevorräthe kaufen und bezahlen zu können. Der Bank war 
zwar auf dieſe Weiſe geholfen, allein der ganze Handel, Verkehr 
und Arbeit fühlten die durch den augenblicklichen Geldmangel er— 
folgten Erſchütterungen noch Monate lang, ja noch weit in die 
Zeit der Republik hinein. 

Unter ſolchen Verhältniſſen war das Jahr 1847 herangelangt. 
Wir müſſen daſſelbe genauer und einläßlicher behandeln, weil in 
ihm alle jene Elemente ſich genauer geſtalteten und einigten, um 
mit der Kriſis von 1848 einen Abſchluß herbeizuführen, der die 
ſo lange angefochtene Regierung endlich zum Weichen brachte, frei— 
lich auf eine Weiſe, die Vielen dann unerwartet und unerwünſcht 
kam. Wenn wir dabei aber auf die einzelnen Erſcheinungen jenes 
Kampfes der auftretenden Elemente zu ſprechen kommen, ſo müſſen 
wir zum voraus bemerken, daß, um den Kampf zu beendigen, 
ein neuer Faktor auftreten wird, der ſich ſeit 1839 vom Schau— 
platz der Geſchichte entfernt gehalten hatte; für jetzt haben wir 
uns zunächſt mit dem Elemente zu befaſſen, das auf dem fg. lega— 
len Boden der Regierung Widerſtand bereitete; es iſt dieß die par— 
lamentariſche Oppoſition; im Verlaufe der Erzählung werden wir 
ſodann noch von den materiellen, den ſozialen Fragen und jenen 
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befondern Geſchichten zu handeln haben, welche geeignet waren, die 
Regierung Louis Philipp's zu erſchüttern. 
eilig Beginnen wir mit dem Parlamente, das den 11. Januar 
15 . zuſammentrat. Wie ſeit der Thronbeſteigung Louis Philipp's, ſo 
Die va var- drehte ſich auch diesmal die Beſprechung wiederum meiſt um die 
Suich auswärtigen Angelegenheiten, die der König, nach unſrer Anſicht 
tion. wenigſtens, für die Ehre der franzöſiſchen Nation unglücklich führte. 
Es waren vorzüglich drei Punkte, die einer nähern Erörterung in 
dieſer Periode unterworfen wurden und wovon man bei allen dreien 
ſagen kann, die Regierung oder vielmehr der König perſönlich habe 
dabei mit Hinwegſetzung der Vortheile der Nation eine Politik 
befolgt, die nur für die Intereſſen ſeines Hauſes beſorgt war. 
1 Mit den ſg. ſpaniſchen Heirathen konnte er zwar einen ſeiner Söhne 
ee dem ſpaniſchen Throne nahe bringen und demſelben eine in feinem 
U. Ruß⸗ Sinne vortheilhafte Heirath beſorgen helfen, allein durch dieſelben 
1 Ur, entfernte er ſich England und gab ſich in völkerrechtlicher Stellung 
5 unzähligen Blößen preis. Mit der Vernachläſſigung einer kräftigen 


tani 
muß, Verwendung für Krakau gewann er ſich die Metternich'ſche Politik 


mungen und das öſtreichiſche Haus und durfte hoffen, bei Kaiſer Nikolaus 
1 va in Rußland auch zu Zeiten ein günſtiges Ohr zu erlangen; — 
lismus. allein wie er ſich durch die ſpaniſchen Heirathen England entfrem— 
det hatte, fo verlor er mit dieſer ruſſiſchen-öſtreichiſchen Politik die 
Zuneigung ſeines eigenen Volkes. Mit der Unterſtützung der Je— 
ſuiten in der Schweiz neigte er ſich zwar wieder zu Oeſtreich hin 
und gewann im eigenen Lande die geheimnißvoll wirkende Macht 
der ultramontanen Geiſtlichkeit, allein dadurch entfernte er von ſich 
den liberalen Theil des Parlamentes, das anderthalb Jahre vorher 
Maßregeln gegen die Jeſuiten beſchloſſen hatte, und verlor über— 
haupt die Zuneigung des großen Theiles der franzöſiſchen Bevöl— 
kerung, der mit hellem Verſtande und oft mit witzigem Geiſte die 
Umtriebe und die Gefährlichkeit der Jeſuiten durchſchaute. Gar Viele 
glaubten zwar, durch die ſpaniſche Heirath, durch eine Uebereinſtim— 
mung mit Oeſtreich und Rußland, durch die Unterſtützung der Geiſt— 
lichkeit ſei Louis Philipp's Thron feſter denn je, allein ſie vergaßen 
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dabei die ganze hiſtoriſche Bedeutung Louis Philipp's, der nur mit 
ſeinem Volke, mit ſeinem freiſinnigen Volke und in Verbin— 
dung mit freiſinnigen Staaten ſeiner und ſeines Staates urſprüng— 
lichen Beſtimmung treu blieb. Wie will Jemand noch regieren, 
der dies außer Acht läßt und ſeine Beſtimmung vergißt. In die— 
ſem Sinne wurde die auswärtige Politik von Thiers und Odilon 
Barrot angegriffen, von dieſem mit beſonderer Berückſichtigung 
Krakaus, von jenem mit Hervorhebung der ſpaniſchen Heirathen, 
die Frankreich in eine iſolirte Stellung brächten. Was geht aber 
über eine Kammermehrheit, die auch jetzt Guizot treu blieb? Ich 
weiß nichts mehr als die hiſtoriſche Beſtimmung einer Regierung 
mit Berückſichtigung der Elemente, die ſie gehoben, und die poli— 
tiſche Wahrheit, daß die Repräſentativ-Regierung nur zu oft nicht 
mehr Volksregierung iſt, beſonders, wenn wie in Frankreich, das 
Stimmrecht nur die Folge eines großen Vermögens war. 

Dieſer Sieg der Regierung war aber keineswegs entmuthigend 
für die Oppoſition; ſie hatte ſich im Gegentheil während der Dis— 
kuſſion über die Thronrede um ein nationales Panner, die natio— 
nale Ehre und Selbſtſtändigkeit gegen außen, in geſchloſſenen 
Reihen geſchaart. Eine Miniſterveränderung, die zu Anfang März 
eintrat und wodurch Hebert als Kultusminiſter, der General Trezel 
als Kriegsminiſter, Juyn als Miniſter der öffentlichen Bauten und 
Montebello als Marineminiſter in den königlichen Rath eintraten, 
war durchaus nicht geeignet dieſelbe zu ſprengen. Guizot, der 
eigentliche Stein des Anſtoßes, war geblieben und hatte an Mon— 
tebello einen Kollegen erhalten, der mit ihm die gleiche Politik, 
und nur offener und ausgeprägter, befolgte. Die Oppoſition hatte 
daher nur noch eines zu thun, um nicht nur nach außen, ſondern 
auch für die Haltung nach innen die Sympathien des Landes zu 
erwecken und ſich Kraft zu verſchaffen. Sie that es, indem 
ſie, wie ſchon lange, die Frage der Reform in ihren zwei Ge— 
ſtaltungen: Ausdehnung des Wahlrechtes und Ausſchließung der 
Beamten aus der Deputirtenkammer, wieder zu ihrer eigenen machte, 
und zwar mit einer Entſchiedenheit, wie ſie das Miniſterium nicht 
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zu ſehen gewohnt war. Sie wurde ſogar heftig, wie das Mini— 
ſterium gegen alle Vorſchläge einen hartnäckigen, perſönlichen Wi— 
derſtand zeigte und mit den Worten Guizot's: „Niemals, niemals, 
niemals,“ antwortete. Die Oppoſition konnte aber um ſo eher 
dieſen einmal eingeſchlagenen Weg verfolgen, als ſelbſt Konſervative 
Reformen, wenn zunächſt freilich mehr auf materiellem Gebiete, 
verlangten, als, ſag' ich, ein anerkannter Anhänger der Reform, 
Léon de Malville, zum Vizepräſidenten der Kammer an die Stelle 
Heberts — jetzt Miniſter — gewählt wurde. Obſchon noch weit 
entfernt das allgemeine Stimmrecht zu proklamiren, das ſich in 
einer konſtitutionellen Monarchie jedenfalls etwas ſonderbar aus— 
nimmt, ſo gieng man doch bedeutend weiter als bei der letzten 
Berathung. Duvergier de Hauranne war diesmal der Antragſteller. 
Obwohl er lange Zeit an der Seite Guizots gekämpft hatte, ſo 
war er ihm doch nicht blind ergeben. Er war ein zu ſcharfſichtiger 
Politiker, um die Tragweite der Reformvorſchläge nicht einzuſehen, 
und hatte überdies Guizot den Vorwurf des Abfalls von ſeinen 
frühern Grundſätzen zu machen. Nachdem er in einer eigenen 


D Broſchüre das Publikum mit der Frage befaßt hatte, entwickelte er 


ſie den 22. März vor der Kammer und faßte dann ſeine Anſicht 


ige, in folgende Anträge zuſammen: Herabſetzung des Zenſus, Erwei— 


terung der Wahlkreiſe in dem Sinne, daß das Minimum der 
Wähler eines ſolchen 400 betrage, Beifügung einer Kapazitäten— 
liſte, die noch weiter gieng als bei der Jury, die Vermehrung der 
Kammer mit 79 Mitgliedern, die von den volksreichern Wahlkrei— 
ſen zu erwählen ſind. Drei Tage lang dauerte der Kampf um 
dieſe Vorſchläge, mehrere Konſervative, die Miniſter Guizot und 
Duchatel, bekämpften die Vorſchläge heftig, während Duvergier de 
Hauranne, Billault und Odilon Barrot mit nicht geringer Ener— 
gie für dieſelben in die Schranken traten. Der Sieg blieb zwar 
den Miniſtern mit einer Mehrheit von 252 Stimmen, allein die 
Minderheit zählte diesmal bereits 154 und der „National“ konnte 
mit vollem Rechte ſchreiben: „Was man in Zukunft auch thun 
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möge, To iſt dieſes Wahlſyſtem jetzt verurtheilt, die Diskuſſion hat 
es zu nichte gemacht. Es kann noch dauern mit Hülfe der rohen 
Gewalt, die es aufrecht erhält; es kann noch dauern, aber es 
lebt nicht mehr. Die Reform iſt in Zukunft nur noch eine Ge— 
legenheitsfrage, ſie iſt klar für Jedermann, ſelbſt für die Zentren 
der Kammer, welche ſie heute zurückgewieſen haben.“ 

Der zweite Theil der Reformfrage wurde eingeführt durch den 
ſchon öfter wiederholten Antrag Remuſats, daß die von der Re— 
gierung angeſtellten Beamten von der Deputirtenkammer ausge— 
ſchloſſen ſein ſollten, diesmal von einem Zuſatze Odilon Barrots 
begleitet, daß dieſe Ausſchließung auch die Offiziere des Zivil- und 
Militärſtaates des Königs und der Prinzen treffen ſollte. Obwohl 
die Miniſter Guizot und Duchatel dies zu einer Kabinetsfrage 
machten, ſo ſtimmten doch mehrere Konſervative dafür, den An— 
trag in Berathung zu nehmen, und zeigten dadurch, daß ſelbſt im 
Lager der Regierungspartei eine tiefer gehende Spaltung eingetre— 
ten war. Der Antrag wurde ſpäter zwar verworfen, allein die 
Mehrheit belief ſich diesmal nur noch auf 49 Stimmen. 

Dieſe Anträge bezogen ſich auf die Reform der Geſetzge— 
bung; man würde aber die Oppoſition zu einſeitig auffaſſen, 
wenn man nicht auch zwei andere Anträge Cremieux's berückſich— 
tigte, die bezweckten, die Reinheit nicht blos in der Geſetzgebung, 
ſondern auch in der Verwaltung und Rechtspflege einzu— 
führen. In Bezug auf die Letztern werden ſich die Leſer wohl noch 


beſinnen, daß in der vorigen Kammerſitzung den Miniſtern der 5 


Vorwurf gemacht wurde, ſie ſtreben in einigen Departements nach 
Bildung von Geſchwornengerichten in einem ihnen ergebenen Sinne. 
Um dies unmöglich zu machen, beantragte Cremieux den 12. April, 
die Bildung der Geſchwornenliſte den von der Regierung gewähl— 
ten Präfekten zu entziehen und ſie einer Kommiſſion der General— 
räthe zu übertragen, deren Wahl von den Wahlkörpern der De— 
partements ausgieng. Wie viel Gewicht übrigens darauf gelegt 
wurde, beweist der Umſtand, daß das Miniſterium ſich mit aller 
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Kraft dagegen ſtemmte und es ſchon in den Bureaur ) durchſetzte, 
daß der Vorſchlag nicht in Berathung gezogen werden konnte. Es 
war dies vom Standpunkte des Rechts gewiß eine tiefe Mißken— 
nung einer unparteiiſchen Rechtspflege. Die Majorität der Kammer 
gieng in dieſer Beziehung aber noch weiter, wenn ſie den Antrag 
Bervillé's ebenfalls ſchon in den Bureaux verwarf, ein Antrag, 
der in dem Sinne geſtellt war, daß die Beamten ihre Klagen we— 
gen Verläumdung auch vor den Geſchwornengerichten verhandeln 
laſſen müßten, während ſie nach einer eingeführten Gerichtspraxis 
jetzt die Wahl hatten, fie vor die viel willfährigeren Zivilgericht“) 
zu ziehen. — Was die Verwaltung anbetrifft, ſo zeigte ſich die 
traurige Erſcheinung, **) daß bei Ertheilung von Konzeſſionen für 
öffentliche Bauten, wie Eiſenbahnen, die Deputirten nicht ſelten 
bei den verlangenden Geſellſchaften betheiligt waren. Als eine nicht 
nur für Frankreich, ſondern auch für andere Länder geltende Be— 
merkung können wir in dieſer Beziehung anführen, was Regnault 
ſagt: „In dem Kampfe, der ſich unter den Geſellſchaften zeigte, um 
Konzeffionen für Eiſenbahnen zu erlangen, ſuchte jede von ihnen, ſich 
einen Einfluß zu ſchaffen, indem ſie Pairs, Deputirten, den Beam— 
ten, welche auf die Min iſter und die Stimmen der Kammer wirken 
konnten, Stellen als Direktoren oder Verwaltungsräthe — Admi— 
niſtrateurs — anboten.“ Es iſt klar, daß bei ſolcher Bearbeitung 
die Deputirten bei der Stimmgebung nicht mehr die nöthige Un— 


) Zur Erklärung diene die Bemerkung, daß je nach den Geſchäfts—⸗ 
zweigen die Kammern verſchiedene Bureaux (Vorberathungskommiſſionen) 
hatten, in denen allemal darüber abgeſtimmt werden mußte, ob ein Antrag, 
der von Deputirten und nicht von der Regierung geſtellt war, der Kammer 
vorgelegt werden dürfe. 

) Die Bedeutung dieſer Frage hat jetzt in der Schweiz vorzüglich 
der Kanton Bern kennen gelernt, wo nach dem neuen verworfenen Preßge— 
ſetze der Beleidigte die Wahl hatte, ſeine Klage vor der Jury oder vor die 
Zivilgerichte zu ziehen. 

***) Auch dieſe Erſcheinung weiß die Schweiz jetzt zu würdigen, wo 
ähnliche Vorfälle bei der Konzedirung von Eiſenbahnen nicht ſelten waren. 
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abhängigkeit hatten. Dieſem Unweſen wollte Cremieux ſteuern, 
wenn er beantragte, daß ſich die Deputirten bei ſolchen Unterneh— 
mungen auf keine Weiſe betheiligen ſollten. Dieſer Antrag wurde 
wunderbarer Weiſe als zur Berathung zuläſſig angenommen, indem 
die Miniſter ſelber hiezu mitwirkten; ſie fürchteten durch ſolche Be— 
arbeitungen ihren Einfluß zu verlieren, indem ſie ohne ihr Vor— 
wiſſen und, um mich ſo auszudrücken, hinter ihrem Rücken, bei 
den einzelnen Deputirten angewendet wurden. 

Es war dieß jedenfalls eine Errungenſchaft für die Oppoſition; 
allein ſie betrachtete ſelbe bei ihren angeſtrebten Reformen in der 
Geſetzgebung und dem Gerichtsweſen für zu unbedeutend, als daß ſie 
ſich damit hätte zufriedenſtellen können. Vielmehr war ſie jetzt ent— 
ſchiedener als je, um dieſelben zu erlangen, und ſie beſchloß, auf 
dem von Duvergier de Hauranne eingeſchlagenen Wege, die öffent— 
liche Meinung zu bearbeiten, fortzufahren, indem ſie die bezüglichen 
Vorſchläge vor den Wahlkörpern zu behandeln entſchloſſen waren. 
Bevor wir jedoch die Schilderung dieſes Unternehmens, das ſich in 
den ſo bekannt gewordenen Reformbanketten beurkundete, und in dieſer 
Veranlaſſung zum Sturze der Regierung führte, beginnen, müſſen 
wir auf andere Vorfälle und Elemente Rückſicht nehmen, welche 
jenen Banketten eben einen günſtigen Boden verſchafften. Es ſind 
dieß einige ſkandalöſe Verbrechen, die in den hohen Regionen be— 
gangen wurden, und die ſogenannte materielle Frage. 

Es iſt unbeſtritten für den Geſchichtsſchreiber, der nicht der 
Nation angehört, deren Bewegungen er zum Gegenftand feiner 
Behandlung gemacht hat, eine gefährliche Klippe, wenn er deren 
Regierung und Beamte in ärgerliche Prozeſſe verwickelt darſtellen 
muß, indem ihn allzuleicht der Vorwurf, er habe eine gewiſſe Ge— 
häſſigkeit geſucht, treffen könnte. Wir folgen daher in den allge— 
meinen Bemerkungen darüber einem Franzoſen, deſſen hiſtoriſche 
Treue und Wahrhaftigkeit außer Zweifel liegt, E. Regnault. Er 
leitet die Erzählung jener Verbrechen ſo ein: „In allen Diskuſſionen 
über die Reform, ſei es in den Zeitungen, ſei es auf der Redner— 
bühne, ſetzte das Miniſterium aller Beweisführung nur hartnäckige 
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Verneinungen entgegen. Wenn man die Beftehung der Beamten 
bezeichnete, ſo läugnete es die Beſtechung; wenn man die Gebrechen 
des Wahlſyſtemes anſchuldigte, ſo ſprach es von Uebertreibung und 
bemühte ſich zu beweiſen, daß Jedermann, mit Ausnahme von einigen 
Ruheſtörern, zufrieden ſei, daß alle Beamten, mit Ausnahme einiger 
wenigen, unantaſtbar ſeien. Unglücklicherweiſe für daſſelbe wurden 
die Ausnahmen zur Regel, und die unerbittliche Logik der That— 
ſachen ſtrafte die miniſteriellen Behauptungen grauſam Lügen. Jeder 
Tag enthüllte eine neue Schmach, und während die Kammerabſtim— 
mungen die Siege des Miniſteriums vermehrten, häuften ſich zu 
gleicher Zeit die Skandale, um die Sieger zu vernichten und zu 
verdammen. Zivilprozeſſe, polizeiliche Verfolgungen und peinliche 
Strafurtheile, ſtellten Zug für Zug die ſchändlichen Wunden der 
hohen Regionen bloß. Es waren nicht mehr bloß die Zufälle 
einer vereinzelten Thatſache, ſondern die nothwendigen Folgen eines 
allgemeinen Syſtems, und es gab eine ſolche Fruchtbarkeit in den 
beſudelnden Geſchichten, daß die Korruption ihre letzten Momente zu 
benützen und ſich mit um ſo größerer Dreiſtigkeit zu zeigen ſchien, als 
die Anhänger der Reform ſie mit um ſo größerer Beharrlichkeit 
angriffen. Gewiß, um der Monarchie den Prozeß für die letzten 
Jahre zu machen, braucht man Nichts zu erdichten, Nichts zu über— 
treiben. Die Verbrechen zeigen ſich in einer ſo traurigen Ge— 
ſammtheit (ensemble), daß die Geſchichte dieſelben nur ſchwach dar— 
ſtellen kann. Wir werden uns daher nur an die Thatſachen halten, 
welche beim Volke die lebhafteſten Bewegungen verurſachten.“ 
Dieſe Thatſachen konnten keine andere als dieſe Wirkung haben, 
da die Verbrechen nicht etwa von Perſonen begangen wurden, die, 
ohne Bildung und ohne Reichthum, in ſolchen ihr Fortkommen 
ſuchten, ſondern von Perſonen, die auf jenes beides Anſpruch 
machen konnten, und, was noch mehr iſt, von Perſonen, die in 
der Regierung, ich will ſagen im Miniſterrathe ſaßen, oder doch 
von dieſer angeſtellt waren. Es iſt wahr, es ſind mehrere That— 
ſachen, die nicht erſt mit dem Jahr 1847 an's Tageslicht kamen, 
aber das 1847 aufgedeckte, allgemeine Beſtechungs- und Beſtehlungs— 
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ſyſtem des Staates verbreitete ein klares Licht über früher vereinzelte 
und im Dunkeln gebliebene Thatſachen. Schon 1845 verlautete 
nämlich, daß in den beiden Miniſterien des Krieges und 
des Seeweſens bedeutende Unterſchlagungen vorgefallen ſeien. 
Eine Unterſuchung wird angeordnet; auf einmal brennt dann, 
wie ſie beginnen ſollte (1. Auguſt 1845), das Arſenal in Tou— 
lon ab; eine Unterſuchung war hier nicht mehr möglich, aber 
jetzt glaubte man allgemein, der Brand habe eben bezweckt, ſie un— 
möglich zu machen. Im andern Seehafen, in Rochefort, dagegen 
zeigten ſich die bedeutendſten Unterſchlagungen, die die Angeſtellten 
und die Spekulanten im Einverſtändniß mit einander beim Ankauf 
von Getreide, Mehl, Wein, geſalzenem Fleiſch, Holz gemacht hatten; 
das Gericht beſtrafte Einige; was aber dabei Bedenken erregte, war 
der Umſtand, daß das Miniſterium von jenen Unterſchlagungen 
Kenntniß erhalten und doch nichts dagegen gethan hatte. Das 
Gleiche zeigte ſich beim Kriegsminiſterium, wo der Direktor der Le— 
bensmittel für 400,000 Fr. weniger Lebensmittel angeſchafft als auf 
Rechnung getragen hatte; hier zeigte ſich das Vergehen erſt mit 
dem Tode des Direktors, indem ein Beamter, der ſchon bei deſſen 
Lebzeiten Kenntniß davon gegeben hatte, entfernt worden war. 
Zwei andere, von E. de Girardin in der „Preſſe“ gemachte und 
belegte Vorwürfe zielten auf den Miniſter des Innern ab, auf 
Duchatel. Er behauptete nämlich, es habe eine Theatergeſellſchaft 
100,000 Fr. nicht an den Staat, ſondern als Beſtechung an Pri— 
vaten bezahlen müſſen, um ein Privilegium zu erhalten, und die 
Geſellſchaft der Poſtunternehmer*) 1,200,000 Fr., damit ein ihnen 
günſtiges Geſetz in Vorſchlag gebracht wurde. Der Miniſter ſetzte 
dieſen Behauptungen einfache Verneinungen entgegen, die ſelbſt Ge— 
treuen nicht genügend ſchienen. Gegen einen Preßprozeß mit 
Girardin ſtemmte ſich aber beſonders der König ſelber, der Auf— 
deckung von Thatſachen fürchtete, die dann noch größeres Gewicht 
hätten, als jene Behauptungen der Preſſe. Das Verbrechen, das 


) Das Poſtregal war und iſt noch in Frankreich verpachtet. 
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aber am bedeutendſten Aufſehen gemacht hatte, wurde beim Miniſte— 
rium der öffentlichen Bauten begangen, es war der ſoge— 
nannte Prozeß Teſte. Es waren in einem Zivilprozeſſe gegen den 
General Cubieères“) Briefe von dieſem Letztern vorgeleſen worden, 
die zwar zu dem damals verhandelten Prozeſſe nichts beitrugen, die 
aber Spuren für eine im Großen getriebene Beſtechung gaben, der 
Art, daß der General ſelbſt als der Beſtochene, oder als der Unter— 
händler zu einer Beſtechung bei einem Miniſter herausgeſtellt war. 
Es war das Letztere. Es hatte nämlich eine Geſellſchaft von 
Gouhenau Bewilligung zur Ausbeutung eines Steinkohlenlagers 
erhalten. Bei dieſem Anlaß traf ſie aber ein ſehr reichhaltiges 
Lager von Steinſalz, das ſie auch auszubeuten begann, ohne dazu 
die Bewilligung erhalten zu haben, und ſie wurde deshalb beſtraft. 
Es lag ihr aber ſehr daran, die Bewilligung zu erhalten, die 
weſentlich vom Miniſter der Bauten, Hrn. Teſte, abhieng. Der 
General Cubieres, der theilweiſe bei der Geſellſchaft betheiligt war, 
machte den Unterhändler beim Miniſter, und er brachte es dahin, daß 
er gegen eine an ihn bezahlte Summe von 94,000 Fr. die Be— 
willigung erhielt. Der frühere Miniſter, jetzt Pair von Frank— 
reich und Präſident des Kaſſationshofes, erſchien zwar zuerſt mit 
der kecken Miene der Unſchuld vor Gericht, mußte aber in der 
Folge das Geſtändniß der Thatſachen ablegen, wie wir es eben 
auseinander geſetzt haben. Ein Selbſtmordverſuch glückte nicht und 
er wurde — außer der Konfiskation der erhaltenen 94,000 Fr. — zu 
einer Geldſtrafe von eben ſolchem Betrage, zu einer Gefängnißſtrafe 
von drei Jahren und zur Bürgerrechtsentſagung verurtheilt, der Ge— 
neral Cubieères, als ſchuldiger Unterhändler zu einer Geldſtrafe von 
10,000 Fr. und zur Bürgerrechtseinſtellung, ebenſo der Vorſteher 
der Geſellſchaft. Ein anderer Prozeß bewies die Beſtechung in 
einem Wahlkollegium bis auf den Betrag von 140,000 Fr., 
und Girardin behauptete, ohne daß man ihn widerlegen konnte, 


*) Er war mit Thiers den 1. März als Kriegsminiſter in's Miniftes 
rium getreten. 
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daß von einem Miniſter einem bedeutenden Manne gegen Erlegung 
einer Geldſumme ſogar der Sitz in der Pairskammer zugeſagt 
wurde.“) 

Die Aufdeckung dieſer Geſchichten, welche ſo ſehr von der Be— 
reicherung der Einzelnen durch die Mittel des Staates Zeugniß gab, 
machte in dieſer Zeit um ſo mehr Aufſehen, als die Regierung 
gegen die ärmeren Klaſſen zur Zeit der Noth in dieſem Jahr eine 
ſo feindſelige Richtung angenommen hatte. Denn wie im Früh— 
linge des Jahres 1847 die Noth, von der wir oben geſprochen 
haben, und das Elend auf eine Weiſe überhand genommen hatten, 
daß die Armen in Tours, Rennes, Mons, Mayenne, Nevers die 
Schranken des Geſetzes nicht mehr kannten und in tumultuöſen 
Auftritten von ihrem Hunger Kenntniß gaben, ſo kannte die Regie— 
rung kein anderes Hülfsmittel, als Soldaten in dieſe Gegenden ab— 
zuſchicken, wofür ſie nicht weniger als 16 Millionen verwendete, 
und Strafurtheile, die auf Tod oder Zwangsarbeit lauteten, aus— 
fällen zu laſſen. 

Es iſt dies um ſo wichtiger, als derartige Szenen, Beſtechung 
und Begünſtigung auf der einen, Armuth und Verfolgung auf der 
andern Seite, bedeutende Momente zur Löſung der materiellen 
Frage gaben. Die Hungersnoth, wegen Mangel an guten Ernten, 
die Finanzkriſis wegen der unvernünftigen Spekulationen in den 
Eiſenbahnunternehmungen, und als Folge davon die Abnahme der 


— 


5) Einige Tage nach der Verurtheilung Teſte's kam ebenfalls vor der 
Pairskammer ein Verbrechen zur Beurtheilung, das man zwar mit der 
Regierung in keinen Zuſammenhang bringen kann, das wir aber anführen 
müſſen, wenn wir die „hohe Geſellſchaft“ zu ſchildern fortfahren wollen; 
es iſt die Ermordung der Herzogin von Praslin (Tochter des Marſchalls 
Sebaſtiani) durch ihren Gemahl den 17. Auguſt 1847. Was der eigent— 
liche Beweggrund des Verbrechens war, iſt nicht enthüllt; wohl aber wird 
es in Zuſammenhang gebracht mit der Heirath der Beiden, die nicht fo: 
wohl auf Zuneigung als auf Berechnung beruhte, und mit der ſtrafbaren 
Zuneigung, die der Herzog von Praslin zu der Gouvernante ſeiner Kinder, 
Mlle. Deluzy, mit gänzlicher Verachtung ſeiner Gattin und der Beiſeite— 
ſetzung alles Anſtandes gefaßt hatte. 
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Arbeit und die Verminderung der Löhne für die Arbeiter waren 
gewiß Thatſachen, welche den Reichen wie den Armen Stoff genug 
zum Denken gaben. Jene, und an ihrer Spitze einige ehrliche Kon— 
ſervative, waren deßhalb auf ſogenannte materielle Reformen be— 
dacht, durch welche die Urſachen des Uebels zwar nicht aufgehoben, 
aber deſſen Folgen weniger fühlbar hätten gemacht werden ſollen. 
Dieſe, die Armen, fanden ihren Troſt in den Reformen, welche 
ihnen von den ſozialiſtiſchen Theorien gelehrt wurden. Denn wenn 
ſie auch in den oben dargeſtellten Verſuchen des St. Simonismus 
zu Anfang der dreißiger Jahre geſcheitert hatten, ſo gieng doch an 
der innern Wahrheit derſelben, wie wir ihnen ſolche unten und 
anderswo“) zugeſtanden haben, dadurch nichts verloren; im Gegen— 
theil, ſie erhielten, was den kritiſchen Theil derſelben betrifft, durch 
ſolche Thatſachen neue Beſtätigung. Und auch was den dogmati— 
ſchen Theil anbelangt, der eine zu ſtarke materielle Richtung ein— 
geſchlagen hat, kann man ihnen um ſo weniger Vorwürfe machen, 
da das „Enrichissez-vous“ gerade von den Obern und Angeſtellten 
als das A und das Z des menſchlichen Daſeins gelehrt wurde. 
Was ihnen aber in dieſer Zeit eine praktiſche Bedeutung gegeben 
hatte, war die durch L. Blanc eingeſchlagene praktiſch-politiſche 
Richtung, in der er ſich zum Republikanismus, zunächſt aber bei 
den konſtitutionellen Fragen, zu der Reform bekannte. 

Die Reform war ſo das große Wort der Zeit geworden: 
Reform in der Geſetzgebung, Reform in der Politik nach außen, 
Reform in der Verwaltung, Reform in den Gerichten, Reform im 
materiellen Leben, Reform in Haus und Sitte; mit einem Worte, 
in ihr und unter ihr wurde Alles verſtanden, was Jeder für ſich 
am beſtehenden Haushalt der Regierung beſſer machen zu können 
glaubte. Aus dieſem Grunde hatte ſie bereits einen ungemeinen 
Anhang gewonnen, und daß man gerade die geſetzgeberiſche Reform 
in den Vordergrund ſtellte, hatte den doppelten Grund in der Wich— 


*) Franzoͤſiſche Verfaſſungsgeſchichte von 1789 —1852. II. Abtheilung. 
2. Hauptſtück. Leipzig, Wigand 1852. 
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tigkeit der Sache ſelbſt und in dem Umſtande, daß dieß die Seite 
der Frage war, welche man ſeit Jahren am meiſten bearbeitet und 
vorbereitet hatte. 

Wir knüpfen daher jetzt an das oben Geſagte an, wenn wir 
an die Ausſage erinnern, daß die Oppoſition die Reformfrage zur 
Behandlung an das Publikum in den ſogenannten Banketten zu 
bringen geſonnen war, und wir eilen mit ſchnellen Schritten der 
Löſung des Drama's entgegen, wenn wir vorgreiflich erinnern, daß 
ſie die äußere Veranlaſſung zum Sturze der Juli-Regierung wurde. 


Die Sache wurde gut eingeleitet; zuerſt beſprachen ſich die Ih 


Mitglieder der Oppoſition in der Deputirtenkammer darüber, dann 
wurden die Mitglieder des Wahlkomités, das ſich bereits 1845 in 
Paris aus lauter freiſinnigen Männern gebildet hatte, beigezogen, 
von denen eines, Pagnerre, den Entwurf einer Reform-Petition an 
die Kammer ausgearbeitet hatte — und endlich wurde die Abhal— 
tung eines Bankets in Chateau-Rouge bei Paris feſtgeſetzt, an 
dem bei 1200 Wähler und viele Deputirte Theil nehmen ſoll— 
ten. Um die Bedeutung der Bankette aber zu verſtehen, muß man 
bereits ſolchen Anläſſen beigewohnt haben: es iſt nicht das Diner 
eines herrſchſüchtigen Fürſten, der wieder einen ſolchen oder einen 
ränkeſüchtigen Diplomaten zu ſich eingeladen hatte, um irgend einen 
Staatsſtreich auszuführen, irgend eine Freiheit zu unterdrücken; es 
iſt auch nicht die Verſammlung einer Geſellſchaft von Gelehrten, 
die in ihren Toaſten meiſt witzig ſein ſollende, aber unverſtändliche 
Anſpielungen anbringen; es iſt auch nicht eine bloße Vereinigung 
von Trinkern, die keinen andern Zweck haben, als Wein zu ver— 
tilgen: — nein, es iſt die Verſammlung des Volkes, gerade 
wie in größern Freiſchießen der Schweiz, unter der Form eines 
kordialen Zuſammenſeins mit Erfriſchungen in Speiſen und 
Wein und mit einem politiſchen Zwecke. Dieſer äußert ſich dann, 
nachdem ein ſtundenlanges Beiſammenſein die nöthige Bekanntſchaft 
der Perſonen und Gedanken, eine gewiſſe Vertraulichkeit und Liebe 
geſchaffen hatte, in der Bearbeitung der Anweſenden durch feurige 
Toaſte und Reden, und zwar in einer Weiſe der Behandlung, die 
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die Zuhörer anſprach. Und wenn man auch nicht immer ſagen 
kann, daß die Welt durch Worte und Reden regiert wird, ſo kann 
man doch die Behauptung aufſtellen, daß dies durch Ideen — und 
wäre es die Idee des Goldes in Wirklichkeit — geſchieht, die 
in Worten ſich äußern müſſen, und daß allemal dann eine ſolche 
Rede, ein Banket, das die anregenden Ideen zu wecken, aufzu— 
decken, wiederzugeben vermag, momentan von großer Bedeutung 
iſt. Es iſt die Aufgabe des Redners, dieſe Entdeckungen zu ma— 
chen, ſo wie es die des Publikums iſt, die durch ſolche Reden her— 
vorgebrachte Aufregung gut zu benützen. 

Nachdem Pagnerre, als Sekretär des Wahlkomités den Zweck 
der Verſammlung auseinandergeſetzt, die Reformvorſchläge, welche 
die repräſentative Regierung zur Wahrheit machen ſollten, hervor— 
gehoben hatte, ſo gieng der Präſident bereits ſo weit, daß er auf 
die Nationalſouveränetät einen Toaſt ausbrachte. Am tref— 
fendſten für die Sache ſelbſt, am beſten für die Bedeutung des 
Volkes aber war Odilon Barrot, der im Hinblick auf die Juli-Revolu⸗ 
tion für die damalige und die jetzige Zeit bedeutende Worte ſprach: 
„Machen wir jene glorreiche Revolution nicht für das Elend der 
gegenwärtigen Politik verantwortlich. Man iſt bei dem traurigen 
Schauſpiel, das jetzt unſern Blick verdüſtert, angekommen, nicht 
indem man gemäß der Revolution, ſondern indem man gegen 
ſie regierte, alle ihre Grundſätze verläugnete und von all den Be— 
dingungen abwich, die ſie vorſchrieb. Giebt es heute noch Ungläu— 
bige? Giebt es Jemand guten Glaubens, welcher Meinung er auch 
angehöre, der nicht endlich die Augen öffnete bei den Folgen dieſes 
Syſtemes, das wir ſchon ſeit 17 Jahren bekämpfen? — Allein ſeien 
wir offen; die Regierung iſt nicht allein ſchuldig. Sind nicht wir 
die Meiſter? Ich wende mich an Euch, Ihr Wähler. Blicken wir 
auf uns ſelbſt zurück, ſo halten wir uns an Urſachen, welche nicht 
die wahren ſind; das Uebel iſt in uns ſelber, es beſteht in der 
politiſchen Gleichgiltigkeit. Das Uebel liegt in unſern öffentlichen 
Sitten, in dieſer Entfernung, die wir inſtinktmäßig und durch un— 
ſere alten Gewohnheiten von der Monarchie haben, den wahren 
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Bedingungen der Freiheit Genüge zu leiſten. Frankreich iſt noch 
der Meiſter ſeines Geſchickes, jede Entmuthigung, ein jeder unſin— 
nige Zorn wäre eine Unbill für ſelbes. Es ſei mir daher erlaubt, 
die Erinnerungen an unſere Revolution vom Juli wach zu rufen, 
an dieſe neue und, wie ich hoffe, beſtändige Verherrlichung der 
Volksſouveränetät, und auszurufen: Es lebe die Juli-Revolution!“ 
Nicht minder praktiſch war Pagnerre, der ihm folgte in den Wor— 
ten: „Wenden wir uns an die Mehrheit der Nation; gebraus 
chen wir alle rechtmäßigen Mittel, welche das Geſetz uns gewährt, 
ſie ſind mächtig genug, wenn wir ſie zu benutzen verſtehen. Unſre 
Anſtrengungen müſſen anhaltend, kräftig, hartnäckig ſein; es darf 
keinen Tag Ruhe, keinen Tag Entmuthigung geben; verzweifeln 
wir nie an Zukunft und Freiheit, und verlangen wir ohne Unter— 
laß die Wahl- und parlamentariſche Reform. Sie wird nur noch 
mit Intereſſen, nicht mehr mit Grundſätzen bekämpft, ſie hat keine 
Gegner mehr, nur noch Feinde. Allein, welches iſt ihre Kraft 
gegen den feſten Willen der wählenden Mehrheit? Wer unter ihnen 
hätte eine Stimme, mächtig genug, um den großen Ruf der Pe— 
titionen zu erſticken, der immer wachſend ohne Unterlaß dieſe Worte 
an der Pforte des Deputirten-Palaſtes ertönen läßt: die Nation 
will es.“ Duvergier de Hauranne machte ſich zur Aufgabe, die 
jetzige Regierung der gefallenen der Reſtauration gegenüber zu ſetzen, 
und er fand den Vortheil nicht auf Seite der erſteren. „Die Lek— 
tion von 1830 — ſagte er — hat ihnen Vortheil gebracht, und 
man beginnt in 20 Jahren nicht zwei Mal dieſelben Thorheiten. 
Um zu ihrem Ziele zu gelangen ſchlug die Reſtauration gerne die 
großen Straßen ein und liebte viel Geräuſch zu machen. Die jetzige 
Regierung iſt beſcheidener, ſie ſucht abgelegene Fußpfade auf und 
geht beinahe geräuſchlos vorwärts. Mit andern Worten, was die 
Reſtauration mit Drohungen und Gewalt thun wollte, will die 
jetzige Regierung mit Liſt und Erſchleichung thun. Man zernichtet 
die Einrichtungen nicht, aber man fälſcht ſie, man thut den Ge— 
wiſſen nicht Gewalt an, aber man kauft ſie. Glaubt Ihr, daß 
dies beſſer ſei? Ich bin ganz anderer Anſicht. Für die Freiheit 
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ift die Gefahr die gleiche, wenn nicht noch größer, und die Mo— 
ralität läuft Gefahr, mit der Freiheit zu Grunde zu gehen. Be— 
trachtet Ihr daher als bloße Zufälle alle dieſe Unordnungen, dieſe 
ärgerlichen Auftritte, welche alltäglich Traurigkeit und Schrecken in 
die Seele der Rechtſchaffenen bringen? Nein, meine Herren, alle 
dieſe Unordnungen, dieſe Auftritte ſind nicht Zufälle; ſie ſind die 
nothwendige unausweichbare Folge der verkehrten Politik, welche 
uns regiert, dieſer Politik, welche, weil ſie zu ſchwach iſt, Frankreich 
zu knechten, ſich bemüht, dasſelbe zu verderben. So lange dieſes 
Syſtem Beſtand haben wird, ſo lange werden Unordnung und 
Skandal fortdauern und ſich vermehren.“ — Eine Menge andere 
Deputirten und Privaten folgten und gaben dem durch die vorher— 
gehenden Redner aufgeregten Zwiſte hinreichende Nahrung. 

Dieſe Art der Manifeſtation blieb aber nicht auf Paris be— 
ſchränkt; in allen Theilen des Landes wurden Bankette gehalten: 
zu Colmar, Straßburg, Forges, St. Quentin, Perigueux, Meaux, 
Orleans, und zwar zeigten ſich in ſelben nicht nur die Deputirten 
der Oppoſition, ſondern auch die Männer, welche 1830 die Juli— 
regierung als Wahrheit angenommen hatten, von ihr getäuſcht ſich 
dann aber zurückzogen und meiſt im Privatleben und von Gewerbe 
oder Handel lebten, Männer, welche gerade dadurch nicht unbe— 
deutenden Einfluß auf die ſie umgebende Bevölkerung ausübten. 
Dasjenige dieſer Bankette, welches aber beſonders hervorgehoben zu 
werden verdient, iſt das von Mäcon, der Vaterſtadt Lamartine's, 
ſowohl deßhalb, weil ſich eine große Menge Theilnehmer an ſelbem 
einfand, als wegen der Reden Lamartine's, der in prophetiſcher 
Ahnung bereits von einer dritten franzöſiſchen Revolution ſprach. 
„Wenn, ſagte er, das Königthum die Hoffnungen täuſcht, welche 
die Klugheit des Landes 1830 mehr in ſeinen Namen als in ſeine 
Natur geſetzt hat; — wenn es ſich in ſeiner konſtitutionellen Er— 
hebung vereinzelt; — wenn es ſich nicht in den Geiſt und das 
rechtmäßige Intereſſe der Maſſen hineinlebt; — wenn es ſich mit 
einer Wahlariſtokratie umgiebt, ſtatt ſich zum ganzen Volke zu ma— 
chen; — wenn es vor der Nation, zu Militär organiſirt, Miß— 
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trauen hat, und dieſelbe nach und nach wie einen Beſiegten entwaffnet; 
— wenn es dem militäriſchen Geiſte ſchmeichelt, der zugleich noth— 
wendig und für die Freiheit doch ſo gefährlich iſt; — wenn es, 
ohne offen den Willen der Nation anzugreifen, dieſen Willen be— 
ſticht und unter dem Namen von Einfluß eine Diktatur kauft, die 
um ſo gefährlicher iſt, als man es unter dem Mantel der Ver— 
faſſung thut; — wenn es dazu gelangt, aus einer Nation von 
Bürgern einen feilen Haufen von Händlern zu machen, die ihre 
Freiheit nur deßhalb mit dem Blute ihrer Väter erworben haben, 
um ſie nachher bei der Feilbietung der ſchmutzigſten Gunſtbezeugun— 
gen wieder zu verkaufen; — wenn es Frankreich über die amtlichen 
Laſter erröthen macht, und wenn es uns bis zum wahrhaft trau— 
rigen Spiele der Beſtechung hinabſteigen läßt; — wenn es die 
Nation und die Nachkommenſchaft durch die Unredlichkeit der Staats— 
gewalten beugt und demüthigt; — ſo wird es, dieſes Königthum, 
ſeid überzeugt davon, fallen. Es wird fallen, nicht in ſein Blut, 
wie das von 1789, ſondern in ſeine Schlinge. Und nachdem Ihr 
die Revolutionen der Freiheit und die Gegenrevolutionen des Ruh— 
mes gehabt habt, ſo werdet Ihr noch die Revolution des Gewiſſens 
und die Revolution der Verachtung erleben.“ 

Auf dieſe Weiſe wurde das Land aufgeregt, und wenn man 
uns zum Vorwurf macht, wir hätten die Bankette unverhältniß— 
mäßig lang behandelt, da ſie zuſammen doch in einen kurzen Zeit— 
punkt fallen, ſo entſchuldigen wir uns mit ihrer Wichtigkeit, die 
ſich durch ihre Wirkung hinlänglich geoffenbart hat. Dieſe ihre 
Wichtigkeit iſt nicht erſt ſeit der Februar-Revolution entdeckt worden, 
weil man unter Louis Napoleon alle derartigen Verſammlungen 
verpönt, ſondern fie wurde ſchon vorher eingeſehen, indem die Mi— 
niſter zuerſt in Beſtürzung fielen und dann, wie ſie ſich von ihrem 
Schrecken ein wenig erholt hatten, den Entſchluß faßten, ſelbe, 
und zwar ſelbſt mit Waffengewalt, zu hindern. Die Bankette wa— 
ren aber dießmal momentan um ſo wichtiger, als ſie das öffentliche 
Leben wiederum rege machten, das dann die jetzt mit Wichtigkeit 
auftretenden auswärtigen Fragen mit einer Heftigkeit erfaßte, die 
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auch dem franzöſiſchen Geiſte nur dann eigen iſt, wenn er bereits 
in ziemliche Aufregung verſetzt worden. Dieſe Angelegenheiten wa⸗ 
ren die Auflehnung des Schweizervolkes gegen den Sonderbund und 
die beginnende Erhebung Italiens. Die Regierung war durch jene 
wie durch dieſe in eine bedenkliche Lage gekommen, die Niemand 
mehr beſtreiten konnte, und die ein Sohn des Königs, der Prinz 
von Joinville, ſehr wahr in einem Briefe (v. 8. Nov.) an ſeinen 
Bruder, den Herzog von Nemours, ſchilderte: „Ich ſchreibe Dir, 
weil ich durch die Ereigniſſe, die ich von allen Seiten ſich drängen 
ſehe, nicht wenig beſtürzt bin. Ich beginne im Ernſt unruhig zu 
werden. Der Tod Breſſon's “) hat mich ernſthaft angegriffen. Breſ— 
ſon war nicht krank; er hat ſeinen Entſchluß mit dem Kaltblut 
eines entſchloſſenen Mannes ausgeführt. Ich habe Briefe von 
Neapel, von Monteſſay und von andern Orten her empfangen, 
die mir durchaus keinen Zweifel laſſen. Er war heftig gegen den 
Vater aufgebracht. — Der König iſt unbeugſam; er nimmt keinen 
Rath mehr an; ſein Wille muß überall herrſchen. Ich halte es 
für ſchwierig, die Diskuſſion dieſes Jahr von der anomalen Lage 
ferne zu halten, die die konſtitutionelle Fiktion vernichtet und den 
König bei allen Fragen in den Vordergrund geſtellt hat. Es giebt 
keine Miniſter mehr, ihre Verantwortlichkeit iſt nichts, Alles ſteigt 
bis zum König. Der König iſt in einem Alter, in dem man keine 
Bemerkungen mehr annimmt, er iſt gewohnt, zu regieren, und er 
zeigt es gerne, daß er regiert; ſeine große Erfahrung, ſein Muth 
und alle ſeine großen Eigenſchaften bewirken, daß er der Gefahr 
kühn die Stirne bietet; aber die Gefahr beſteht nichtsdeſtoweniger.“ 

„Unſere Lage iſt nicht gut. Im Innern iſt der Stand der 
Finanzen nach einem Frieden von 17 Jahren durchaus nicht glän— 
zend, und auch nach außen, wo wir mit einigen Befriedigungen 
der Eigenliebe, die unſerem Lande ſo theuer ſind, die Aufmerk— 
ſamkeit deſſelben von ernſthaftern Uebeln hätte abwenden können, 


) Breſſon war franzöſiſcher Geſandter in Neapel, und hat ſich ſelbſt 
getödtet, weil der König fein für Frankreich gutes Benehmen hart taͤdelte. 
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glänzen wir nicht mehr. Die Regierung Palmerſtons hat, indem 
ſie zu gleicher Zeit das leidenſchaftliche Mißtrauen des Königs 
weckte, uns den ſpaniſchen Feldzug machen laſſen und uns mit 
dem bedauernswürdigen Rufe von Treubrüchigkeit bedeckt. Von 
England getrennt, im Augenblicke da die Angelegenheiten Italiens 
auf der Szene erſchienen, haben wir nicht thätige Theilnahme er— 
greifen können, die unſer Land verſöhnt hätte und die in Ueber— 
einſtimmung geweſen wäre mit den Prinzipien, die wir nicht auf— 
geben, mit denen wir allein ſtehen können. Wir konnten nicht 
wagen, uns gegen Oeſtreich zu kehren, aus Furcht, England möchte 
unmittelbar darauf gegen uns eine neue heilige Allianz gründen. 
Wir gelangen vor die Kammer mit einer bedauernswürdigen Lage 
im Innern, und nach außen mit einer, welche nicht viel beſſer iſt. 
Dieß Alles iſt das Werk des Königs allein, die Folge des Alters 
eines Königs, der regieren will, dem aber die Kräfte fehlen, um 
eine männliche Entſchließung zu faſſen.“ 

„Das Schlimmſte iſt, daß ich kein Mittel dafür ſehe. Ich 
hatte gehofft, daß uns Italien daſſelbe zeigen werde. Wir können 
jetzt hier nichts anderes thun als abziehen, indem wir ſonſt ge— 
zwungen wären, mit der retrograden Partei gemeinſame Sache zu 
machen, was für Frankreich von der verderblichſten Wirkung ſein 
würde. Dieſe unglücklichen ſpaniſchen Heirathen, wir haben noch 
nicht alle Bitterkeit erſchöpft, die in ihnen liegt.“ 

„Kurz — in Frankreich die Finanzen zerrüttet; nach außen 
ſind wir ſo geſtellt, daß wir entweder gegen Palmerſton wegen der 
ſpaniſchen Heirathen Buße thun, oder mit Oeſtreich gemeinſame 
Sache machen müſſen, um in der Schweiz als Polizeidiener auf— 
zutreten und in Italien gegen unſere Grundſätze und unſere natür— 
lichen Verbündeten zu kämpfen. Alles dieſes geht den König an, 
den König allein, der unſere konſtitutionellen Einrichtungen gefälſcht 
hat. Ich finde dies Alles ſehr ernſthaft.“ 

Er hatte wohl recht geſehen, der Prinz Joinville; denn bereits es 
jetzt hatte die Schweiz ihre Heere gegen den Sonderbund, an dem außen. 
Louis Philipp fo viele Schuld trägt, aufgeſtellt, und nicht lange Schweiz. 
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nachher begannen die Geſchütze bei Freiburg und Luzern zu ſpielen, 
deren Donner die Luft weithin bis nach Paris erſchütterte; iſt es 
ja bekannt, daß zu dieſer Zeit das Volk in jener Stadt die Hallen 
der Poſt eigentlich überfüllte, um auf die Ankunft des Kuriers 
aus der Schweiz zu warten, und in einen ungemeſſenen Jubel 
ausbrach, als die Nachricht von der Uebergabe Freiburgs, Luzerns 
und der übrigen Kantone einlief. Und doch hatte dieſen Sonder— 
bund, deſſen Fall das franzöſiſche Volk zum offenen Jubel brachte, 
Louis Philipp begünſtigt! Welchen Eindruck mußte dies nicht her— 
vorbringen? Die Franzoſen waren tief erſchüttert darob und be— 
zeigten ihren Unwillen ungehalten in Schrift und Rede und That. 
Denn als Schweizer ſchmeichle ich mir nicht wenig behaupten zu 
dürfen, daß die Haltung des Königs gegen die Schweiz nicht 
wenig zu den Siegen der Oppoſition in den Wahlen von Dieppe, 
Toulouſe, Rochefort, Fleuroc und Paris beigetragen. 

Düſter, muthlos und voll banger Ahnungen erwarteten daher 
die Konſervativen den Zuſammentritt der Kammern für 1848, der 
bereits den 28. Dezember 1847 ſtattfand; muthig, voll Vertrauen 
und kampfbereit war dagegen die Oppoſition, und entſchloſſen, ihr 
Daſein diesmal auf eine thatkräftige Weiſe zu zeigen. Eine kluge 
Regierung hätte daher in dieſer Zeit jedenfalls eine einlenkende 
Bahn betreten, eine hartnäckige blieb dagegen auf der ihrigen und 
wagte ſogar die Oppoſition in der Thronrede auf eine ziemlich 
kecke Weiſe herauszufordern. Denn während fie, wo ſie Bericht 
erſtatten ſollte, nichtsſagend und unbedeutend, wo ſie eine Richt— 
ſchnur für die Zukunft mit beſtimmten Verpflichtungen und Ver— 
ſicherungen hätte aufſtellen ſollen, zurückhaltend und ausweichend 
war, griff ſie die ganze große Partei, die ſich an den Banketten 
betheiligt hatte, mit den offenen Worten an, daß ſie im Lande 
mit feindſeligen oder blinden Leidenſchaften eine Bewegung zu unter— 
halten ſuchte. Noch gelang es zwar dem Miniſterium zur Führung 
des Kampfes zwei Elemente für ſich aufzuſtellen: die Gefangen— 
nehmung Abd⸗el⸗Kaders in Algier und die Wahl einer günſtigen 
Vorberathungskommiſſion für die Thronrede, als dagegen die 


135 


Oppoſition zwei andere Ereigniſſe nicht minder gut benützte. Das 
eine betraf die Einſtellung des Kurſes des berühmten Profeſſors 
Michelet am College de France durch den Miniſter des Unterrichts 
Salvandy, das andere dagegen den Prozeß Petit, durch den ſich 
herausſtellte, daß Petit die Stelle eines Rathes in der Rechnungs— 
kammer nur durch Konſtituirung einer Rente erhalten hatte. 

Dieſer letztere Umſtand war es, der beſonders die Kammer 
der Pairs in Aufregung brachte, während ſie ſonſt das Element der 
Ruhe präſentirte und für den König und Guizot die erprobte Wahl— 
ſtätte für“ Siege war. Sie hatte nämlich den 10. Januar 1848 die 
Diskuſſion der Thronrede begonnen, und während der Graf d'Alton— 
Shee durch feine revolutionären Grundſätze, mit denen er das Ver— 
fahren der Regierung nach außen darſtellte, die betagten ruhigen 
Pairs ganz aus der Faſſung brachte, behandelten de Boiſſy, Molé, 
Paſſy, d'Argout die ſkandalöſen Prozeßgeſchichten, die durch Petit 
alle wieder friſch in Erinnerung gebracht wurden. Und wenn auch 
die Regierung in dieſer Kammer, auch was das Benehmen gegen 
die Schweiz betraf, ſiegte, ſo war es doch ein Zeichen des Stur— 
mes, daß jene verſchiedenen Thatſachen auch hier nicht unberückſich— 
tigt hatten vorüber gehen können. 

Der Sturm brach nämlich aus in der Deputirtenkammer, wo 
die Oppoſition, wie es aus der Verhandlung ſich zeigte, mit eige— 
ner Taktik und Geſchäftstheilung ihre Angriffe eröffnete. Odilon 
Barrot und Dupin nahmen Bezug auf die ſkandalöſen Beſtechungs— 
geſchichten; der Erſtere enthüllte die Angelegenheit Petit und der 
Letztere brachte einen Geſetzesvorſchlag ein gegen die Käuflichkeit 
der Aemter. Jules de Laſteyrie und Thiers bekämpften das Budget, 
das eine Ausgabe von 1600 Millionen, ein immer wachſendes 
Defizit, eine ſchwebende Schuld von 950 Millionen und voraus— 
ſichtlich den Staatsbankrott zeigte. Tocqueville “) und Billault 


*) Bei Erwähnung dieſes Namens können wir nicht umhin unſern 
Leſern, beſonders den Journaliſten, deſſen Werk: „La dömocratie en Amé- 
rique“, das bereits in 13 Auflagen erſchienen iſt, zu empfehlen. 
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tadelten laut das öffentliche Sittenverderbniß. Erſterer behauptete, 
daß die öffentlichen Sitten entartet ſeien und daß die des Privat— 
lebens beginnen den öffentlichen ähnlich zu werden. „Die regie— 
rende Klaſſe giebt das bedaurungswürdigſte Beiſpiel. Sie beſtitzt 
das werthvollſte aller Rechte, die Wahl der Repräſentanten des 
Landes; und wenn es ſich darum handelt von ſelbem Gebrauch zu 
machen, ſo erniedrigt ſie ſich, indem ſie mit dieſem edeln Vorrecht 
einen Handel zum Vortheil der verachtungswürdigſten Intereſſen 
macht. Das Gefühl für Sittlichkeit entflieht; Wähler und Ge— 
wählte, hohe und niedere Beamte, kurz wer immer an der Regie- 
rung betheiligt iſt, arbeitet nur für ſein Privatvermögen. Es iſt 
dies ein troſtloſes Schauſpiel. Frankreich hat in Mitte der Stürme 
ſeiner erſten Revolution Grundſätze in die Welt geworfen, welche, 
wie es ſagte, die menſchliche Geſellſchaft hätten umgeſtalten ſollen, 
und jetzt frägt ſich Europa, aufmerkſam auf die Bewegungen des 
franzöſiſchen Geiſtes, ob dieſe Grundſätze nicht eine verderbliche 
Saat ſeien, ob ihre Früchte nicht der Untergang der Sitten und 
ob die hergebrachte Knechtſchaft nicht ein beſſerer Zuſtand für die 
Gewiſſen ſei, als die Freiheit.“ Tocqueville fügte bei: „Wenn das 
Schauſpiel, das wir darbieten, von ferne geſehen, einen ſolchen 
Eindruck hervorbringt, welche Wirkung denken Sie dann, daß es 
in Frankreich auf die Klaſſen ausübt, welche gar keine Rechte 
haben? Man ſagt, es ſei keine Gefahr, weil kein Aufruhr da 
ſei; man ſagt, die Revolutionen ſeien ferne von uns, weil ſich auf 
der Oberfläche der Geſellſchaft keine Unordnung darbiete. Ohne 
Zweifel, die Unordnung herrſcht nicht in den Thatſachen, aber ſie 
iſt tief in die Geiſter gedrungen. Blicket hin auf das, was im 
Schooße der arbeitenden Klaſſen vorgeht, welche, ich gebe es zu, 
ruhig ſind. Sie ſind zwar nicht in demſelben Grade durch poli— 
tiſche Leidenſchaften wie früher bewegt, aber ſehen Sie nicht ein, 
daß aus den politiſchen Leidenſchaften ſoziale geworden ſind? Sehen 
Sie nicht, daß ſich nach und nach bei ihnen Meinungen verbreiten, 
welche nicht nur dieſes und jenes Geſetz, dieſes und jenes Miniſterium, 
dieſe und jene Regierung einſtürzen wollen, ſondern den Staat ſelbſt, 
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um ihn in feinen Grundlagen, auf denen er jetzt beruht, zu er— 
ſchüttern? Und glauben Sie nicht, daß ſolche Meinungen, wenn ſie 
Wurzel faſſen, ich weiß nicht wann, ich weiß nicht wie, früher oder 
ſpäter eine der furchtbarſten Revolutionen herbeiführen werden? Dieſes 
iſt, meine Herren, meine innigſte Ueberzeugung; wir ſchlafen, wie 
ich glaube, auf einem ſchaffenden Vulkan.“ Die Angriffe wegen 
der auswärtigen Angelegenheiten waren Lamartine und Thiers über— 
laſſen; jener tadelte insbeſondere das Verfahren der Regierung in 
Italien, dieſer, der früher ſelbſt eine nicht freundliche Stellung gegen 
die Schweiz eingenommen hatte, das Verfahren in dieſem letztern 
Punkte. Er hob beſonders hervor, daß die radikale Partei in der 
Schweiz ſich zu den Grundſätzen der Revolution in Frankreich, 
deren Anhänger er, Thiers, ſelber ſei, bekenne, und daß ſich die 
Liberalen Frankreichs über den Sieg gegen die Sonderbundspartei 
nur freuen könnten; mit dieſer allgemeinen Grundlage war er dann 
im Beſondern nicht minder energiſch gegen Guizot, weil er auf 
eine höchſt völkerrechtswidrige Weiſe die Selbſtändigkeit der Schweiz 
habe angreifen wollen. — 

Auf den eigentlichen feurigen Boden der Regierung führte 
aber Duvergier de Hauranne die Diskuſſion, wenn er mit uner— 
bittlichem Ernſte die Reformfrage im Auge behielt, und zwar ge— 
rade mit dem Charakter, den er ihr gegeben, indem er die Sache 
durch ſeine Broſchüre vor die Oeffentlichkeit gebracht hatte. „Nach 
den Abſtimmungen — begann er — welche die letzte Sitzung be— 
ſchloſſen hatten, müßte die Oppoſition ſehr unvorſichtig, ſehr blind 
ſein, wenn ſie hier ihre Sache noch zu gewinnen denkt. Glück— 
licherweiſe giebt es aber, wie Guizot ſelber ſagt, über der Mehr— 
heit das Land, an welche die Minderheit zu jeder Zeit zu gelangen 
das Recht hat. Was wir gethan haben fahren wir fort zu thun. 
Wohl begriffen und wohl verſtanden, wir reden hier nicht vor der 
Mehrheit gegen die Miniſter, ſondern wir reden vor dem Land 
gegen die Miniſter und die Mehrheit.“ Im Beſondern wendete er 
ſich dann aber gegen die Ausdrücke der Thronrede, wenn ſie von 
„feindſeligen und blinden Leidenſchaften“ ſpricht, und ſtellte dann 
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gegenüber der durch die Miniſter auftauchenden Anſicht, als ſeien 
die Bankette etwas Unrechtliches, die entgegengeſetzte auf, welche ſie 
für rechtlich begründet hielt, der Art, daß man ſelbſt mit Wider— 
ſtand alle Angriffe auf dieſelben abwehren müßte. „Ihr klagt uns 
an, wir ſeien durch feindſelige und blinde Leidenſchaften bewegt; 
wir, wir dagegen klagen Euch an, daß Ihr Eure ganze Hoffnung 
auf Herrſchaft, auf niedere und habſüchtige Leidenſchaften gründet. 
Ihr klagt uns an, daß wir das Land aus einem elenden Intereſſe 
von Ehrſucht und Eigenliebe aufreizen und beſtürmen; wir dagegen, 
wir klagen Euch an, daß Ihr das Land verderbet, um es zu 
knechten und um unter Euern Händen die bedaurungswürdigſte 
aller Ausbeutungen fortzuſetzen. Ihr klagt uns an, daß wir durch 
unſere Reden den äußerſten Parteien Kraft geben, welche alle ge— 
ſellſchaftliche und politiſche Ordnung umwälzen wollen; wir da— 
gegen, wir klagen Euch an, daß Ihr durch Eure Handlungen den 
äußerſten Parteien den Anhaltspunkt, den Hebel liefert, welcher 
ihnen mangelt.“ — „Ich halte, was mich betrifft, die politiſchen 
Verſammlungen für geſetzlich, für frei, und ich erkläre hoch und 
theuer, daß ich ganz bereit bin, mich zu denen zu geſellen, welche 
durch einen ſprechenden Akt geſetzlichen Widerſtandes verſuchen 
wollen zu erfahren, bis zu welchem Punkte, 50 Jahre nach unſerer 
erſten Revolution, die Rechte der Bürger durch polizeiliche Ver— 
ordnungen von der Regierung weggenommen werden können.“ 

Auf dieſen ſpitzigen Punkt der Probe, des Verſuches, war ſo— 
mit die Diskuſſion, die Rede gekommen; die Einen nahmen etwas 
als Recht in Anſpruch, was die Andern als Unrecht anſahen, aber 
jene Einen ſind bereit mit der That ihr Recht zu behaupten; wer— 
den die Andern Gewalt anwenden, um das ihrer Anſicht nach 
Widerrechtliche niederzudrücken — und dies war jetzt eben die Frage. 
Der Miniſter Duchatel gab die Antwort darauf: „Die Bankette 
werden verboten werden, und wenn man glaubt, daß die Regierung 
vor Manifeſtationen, welcher Art ſie ſeien, zurücktreten werde, ſo 
zaudere ich nicht zu ſagen, daß ſie es nicht wird.“ 

Es wurden zwar von einigen Konſervativen noch einige ver— 
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ſöhnende Anträge in Vorſchlag gebracht, dadurch, daß man in der 
Antwort auf die Thronrede die Worte: „feindfelige und blinde 
Leidenſchaften“ weglaſſen und an die Regierung die Einladung er— 
gehen laſſen wollte, einige weiſe und gemäßigte Reformen zu er— 
laſſen, allein die Miniſter und mit ihr die Mehrheit der Kammer 
verwarfen ſie und es ſollte die brennende Frage durch Thatſachen 
entſchieden werden. 


3. Die Februar⸗ Revolution. 


Das Wahlkomité der Seine hatte ſchon längſt beabſichtigt, in 
Paris noch ein letztes Banket zu halten, und es wurde jetzt be— 


ſchloſſen im Namen der Wähler des XII. Arrondiſſements auf den d 


19. Januar die Einladung dazu ergehen zu laſſen. Der Polizei— 
präfekt ließ es verbieten, indem er ſich dabei auf ein Geſetz von 
1790 ſtützte, das übrigens bis dahin niemals angewendet und 1790 
nicht in dieſem Sinne erlaſſen worden war. Was nun thun? 
Sollte die Oppoſition zu ihren Worten ſtehen und, wie ſie es 
verſprochen hatte, einen geſetzlichen Widerſtand geltend machen, oder 
ſollte ſie von ihrem Vorhaben, das Banket abzuhalten, abſtehen? 
Das war nun zwar allerdings klar, daß man auch für den erſtern 
Fall bis zum 19. Januar, der vor der Thüre ſtand, nicht den 
gehörigen Widerſtand gegen einen allfälligen Handſtreich der Re— 
gierung vorbereiten konnte. Allein ſollte man nicht die Abhaltung 
blos verſchieben und jetzt auf die Mittel, wie dieſelbe gegen die Re— 
gierung möglich ſet, bedacht ſein? Dies wurde zunächſt berathen. 
Aber während Marraſt und Marie in einer Verſammlung der De— 
putirten der Oppoſition von der Abhaltung gänzlich abſtrahiren 
wollten, und jener den Vorſchlag machte, die Oppoſition ſollte in 
Maſſe ihre Entlaſſung geben, beſtritten Garnier-Pages, Martin 
(von Straßburg), Duvergier de Hauranne, Lamartine, Remuſat die 
Maßregel und drangen auf entſchiedenes Feſthalten, und einige Tage 
ſpäter wurde bereits das Organiſations-Komité aufgeſtellt. Noch 
wollten einige Konſervative vermitteln und ſelbſt das Hofblatt der 
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Regierung, das „Journal des Debats“, ließ am 14. Februar einen 
Artikel in dieſem Sinne erſcheinen. Der König dagegen mißbilligte 
es und äußerte ſich, wenn man auf die allgemeine Stimmung hin- 
wies: „Jedermann, ſagt man, ſei für die Reform; die Einen 
verlangen ſie, die Andern verſprechen ſie. Ich dagegen werde 
niemals Hand zu dieſer Schwäche bieten. Die Reform — iſt 
die Regierung der Oppoſition, die Regierung der Oppoſition 
iſt der Krieg, iſt der Anfang vom Ende. Auf der Stelle, wie 
die Oppoſition die Zügel der Regierung ergreift, werde ich gehen.“ 
— Wie das Journal des Debats vom König, ſo wurden andere 
Konſervative von den Miniſtern desavouirt, die eine Anordnung 
in dem Sinne vorgeſchlagen hatten, daß das Banket trotz des 
Verbotes abgehalten und von der Regierung nicht mit Waffenge— 
walt unterdrückt würde, daß aber nachher Einige der hervorragend— 
ſten Theilnehmer vor Gericht geſtellt würden, wo man dann mit den 
Geſetzen über die Rechtlichkeit oder Unrechtlichkeit des Verbotes 
ſtreiten könnte. N 

Regierung und Oppoſition blieben auf dem einmal betretenen 
Wege; die Letztere hatte das Banket auf den 22. Februar in den 
Champs-Elyſées angeſetzt und forderte in ihren Zeitungen vom 
21. zu zahlreichem Erſcheinen auf, Alles jedoch unter der Vorſchrift, 
daß man ſich ruhig verhalten und nicht der Regierung durch Her— 
ausforderung Anlaß zu bewaffnetem Einſchreiten geben ſollte. Die 
Einladung ſollte je nach ihrem Eindruck, den ſie in Paris hervor— 
brachte, der Maßſtab ſein, um die Kräfte der Reform zu erproben. 
Sie verfehlte ihren Zweck nicht, die Theilnahme für dieſelbe war 
allgemein und ungeheuer, man konnte auf das Erſcheinen von 
100,000 Mann rechnen; die Offiziere der Nationalgarde waren 
von den eifrigſten, welche zum Erſcheinen und ſelbſt zum Widerſtand 
aufmunterten, und ihr Einfluß war nicht vergebens, indem eine große 
Anzahl Nationalgardiſten von Paris, Montmartre, den umliegen— 
den Städtchen Sceaux und St. Denis ihre Theilnahme zuſagten. 
Der mittlere Handelſtand, der in Paris neben dem reichen Groß— 
händler und den Bankiers eine Geltung haben wollte, ſchloß ſich 
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an; die eintretende Stockung in den Handelsgeſchäften hatte fie 
nämlich belehrt, daß eine Gährung in den Maſſen herrſche und 
daß die Regierung trotz ihres ſcheinbaren Aufwandes die Stimmung 
nicht mehr beherrſchen könne. 

Aber gerade dieſe allgemeine Theilnahme war es, welche den 
Miniſtern die Einſicht verſchaffte, daß es ſich jetzt um den Fortbe— 
ſtand ihrer Regierung handle. Guizot und Duchatel erklärten daher 
trotz des Zuredens ihrer Freunde, daß ſie entſchloſſen ſeien, gegen 
das Banket Truppen marſchiren zu laſſen. Truppen marſchiren laſſen, 
alſo Bürgerkrieg — hieß es bei der Oppoſition — und ſiehe da! im 
kritiſchen Momente der Entſcheidung, den 21. Abends faßten die De— 
putirten der Oppoſition den Entſchluß, ſich nicht zu dem Banket zu 
begeben, dagegen die Miniſter in Anklageſtand zu verſetzen, weil ſie: 

1. die Ehre und die Intereſſen Frankreichs nach außen ver- 
rathen, 

2. die Grundſätze der Verfaſſung gefälſcht, die Garantien der 
Freiheit verletzt und den Rechten der Bürger Gewalt an— 
gethan, 

3. durch eine ſyſtematiſche Beſtechung verſucht hätten, dem freien 
Ausdruck der öffentlichen Meinung die Berechnungen des 
Privatintereſſes zu unterſchieben und fo die Nepräfentativs 
Regierung zu verunſtalten; — weil ſie 

4. in miniſteriellem Intereſſe Staatsbeamtungen, Befugniſſe und 
Vorrechte der Regierung verhandelt, 

5. in gleichem Intereſſe die Finanzen des Staates ruinirt und 
ſo die Kräfte und Macht der Nation gefährdet, 

6. die Bürger auf eine gewaltſame Weiſe eines, einer jeden 
freien Verfaſſung inhärenten Rechtes, deſſen Ausübung ihnen 
durch die Charte, die Geſetze und die Vorgänge geſichert 
war, beraubt, und 

7. endlich durch eine offen reaktionäre Politik alle Errungen- 
ſchaften der zwei Revolutionen wieder in Frage geſtellt und 
das Land in eine tiefe Verwirrung geſtürzt hätten. — 

Wir geſtehen es, ſo mächtig und energiſch dieſer Anklageakt 
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vom rein rechtlichen und konſtitutionellen Standpunkt aus auch war, 
ſo ſehr wir die gerechten Bedenken gegen die Erregung eines Bür— 
gerkrieges zu würdigen wiſſen, ſo müſſen wir uns doch in die 
Reihen derjenigen ſtellen, welche eine derartige Nachgiebigkeit als Auf— 
geben der Partei und als ein unehrenhaftes Zurücktreten vor einem 
ſelbſt heraufbeſchworenen Sturme betrachten. Die Deputirten hatten 
nämlich falſch gerechnet, wenn ſie glaubten, mit ihrer Erklärung 
würde das Banket nicht gehalten und der Sturm beſchwichtigt wer— 
den können. Sie hatten ein Element vergeſſen, das jetzt lebendig 
geworden und von nun an die entſcheidende Rolle in der Revolu— 
tion ſpielen wird: das Volk, jenes große Ganze von einzelnen 
Individuen, die trotz der verſchiedenartigſten Auffaſſung einer Idee, 
eines politiſchen Gedankens, denſelben dennoch zu faſſen und zu wür— 
digen wiſſen und mit einer energiſchen Entſchloſſenheit in der Wirk— 
lichkeit durchführen. Daſſelbe hatte ſeit dem Aufhören der Auf— 
ſtände nicht geruht, ſondern war den parlamentariſchen Bewegungen 
und den ſozialiſtiſchen Ideen mit tiefer Aufmerkſamkeit gefolgt, und 
hatte in der ganzen Reformfrage den Gedankengang wohl bemerkt, 
daß es nun doch auch berufen ſein ſollte, an der Regierung ein 
Wörtchen mitzuſprechen. 

Der Rücktritt der Deputirten war für ſelbes der Fingerzeig, 
daß es nun auftreten und den Führern folgen müſſe, welche ſeit 
Jahren im Geheimen es geleitet hatten. 

Deshalb finden wir es am Morgen des 22. Februar frühe 
ſchon in maſſenhafter Weiſe in Bewegung, wie es der Kirche St. 
Madeleine, den elyſeiſchen Feldern, dem Konkordienplatze zuſteuerte, 
die zurücktretenden Deputirten tadelte und den Namen Guizots, fo 
wie 1830 den Polignac's, verfluchte. Einige Studenten und Ar— 
beiter begaben ſich ſogar über den Pont Royal zum Palais Bour— 
bon, dem Sitzungslokale der Deputirtenkammer, und antworteten der 
jetzt zuerſt erſcheinenden Infanterte, die ſie zurückdrängen will, mit 
Pfeifen und Steinwürfen. Ihr Erſcheinen, das eigentlich durch 
die Ermuthigung des Hofes wegen der Rücktrittserklärung der De— 
putirten der Oppoſition bedingt war, hatte aber zunächſt gar keine 
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niederdrückende Wirkung, indem ſie vielmehr die Bewegung in der 
Umgebung der Deputirtenkammer vermehrte. Wichtiger war dagegen 
das Auftreten der zur Unterſtützung herbeigeſendeten Kavallerie; 
dieſe vermochte allerdings das Volk zurückzudrängen, allein wie 
dieſes ſich ein wenig im Innern der Stadt, in den kleinen Straßen 
ſieht, beginnt es, zunächſt um gegen die Verfolgungen der nach— 
ſetzenden Kavallerie ſicher zu ſein, einige Barrikaden zu erbauen 
und einzelne Flintenſchüſſe abzufeuern. Dies war jedoch für dies— 
mal noch ohne große Bedeutung, indem kein ernſtliches Gefecht 
ſich entſpann, man ſich beiderſeits blos in der Defenfive hielt und 
das Volk ſich beinahe unerklärlicher Weiſe des Nachts ganz zu— 
rückzog. 

Viel wichtiger geſtaltete ſich Alles auf den folgenden Tag, 
den 23. Februar. Mit dem Morgen erſchien das Volk wieder 
zahlreich und entſchloſſen in den Straßen; man hatte ſich die Nacht 
hindurch mit dem Gedanken eines Kampfes bereits vertraut gemacht, 
und begann daher am Morgen ſchon an mehreren Stellen, als den 
Tag vorher, Barrikaden zu erbauen und ſich nicht zu ſcheuen, ernſt— 
hafte Gefechte zu beſtehen. Was aber entſcheidend war, war das 
Auftreten der Bürgermiliz, der ſg. Nationalgarde in einem der 
Bewegung durchaus ergebenen Sinne. Obwohl ſie von Regie— 
rungsbeamten, den Maires, aufgeboten worden war, ſo erſchien 
ſie doch durchaus nicht in einem der Regierung freundlichen Sinne, 
ſondern erklärte ſich mit dem Rufe: „es lebe die Reform“ offen 
für die Sache des Volkes. Sie hatte zunächſt die Wirkung, daß 
ſie die eigentliche Armee unentſchloſſen und im Einſchreiten gegen 
das Volk unthätig machte; ja ſie gieng ſogar ſo weit, daß ſie die 
Munizipalgarden, die einzigen noch thatkräftigen Agenten der Po— 
lizei und der Regierung verhaftete. Ihr Ruf: „es lebe die 
Reform“ und „nieder mit den Miniſtern“ wurde der 
Sammlungsplatz und das Feldgeſchrei der Maſſen. Erſt jetzt 
wurde der König bedenklich. 

Zwar ſchien ſich noch der ganze Sturm legen zu wollen, wie 
man gegen Abend vernahm, daß Guizot feine Entlaſſung genommen 
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hatte, als eine auf den Boulevards, in der Nähe des Hotels des 
Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten, abgefeuerte Salve 
der Infanterie bei 50 Mann tödtete und verwundete, Schrecken 
und Bewegung in die Maſſen warf und das Gefühl der Rache 
aufſtachelte, das um ſo heftiger wurde, als man die Leichen der 
Gefallenen bei einer ſchauerlich nächtlichen Beleuchtung auf Karren 
durch die Straßen führte und mit dem Ruf: „wir ſind verrathen“ 
allgemein zu den Waffen aufforderte. Allenthalben werden Barri— 
kaden errichtet, und zwar im Augenblicke um ſo ernſthafter, als 
man bei den Truppen, die ohne Befehle waren — wie man denn 
auch das Abfeuern jener verhängniß vollen Salve als ein Mißver— 
ſtändniß ausgeben will — kein Hinderniß fand. Einmal errichtet, 
konnten aber die Barrikaden um ſo wichtiger erſcheinen, als man 
in der Ernennung des Marſchalls Bugeaud zum Oberbefehlshaber 
ſämmtlicher militäriſcher Kräfte in Paris, ſich an die Ereigniſſe 
in der Straße Transnonain von den 30ger Jahren her erinnerte und 
eine allgemeine Niedermetzelung befürchtete. 

Der König begann nun zwar in dieſer Sachlage einlenkend zu 
werden und ließ noch in der Nacht Thiers zu ſich berufen, um ihn 
mit der Bildung eines neuen Miniſteriums zu beauftragen. Es 
gelang Thiers mit Odilon Barrot dies zu bewerkſtelligen und durch 
eine Proklamation dem Volke es bekannt zu machen. Allein be— 
reits ertönte der Ruf: „Es iſt zu ſpät.“ Das Volk wollte keine 
Vereinbarung mit dem Könige mehr annehmen; es wollte die Be— 
dingungen des Friedens diktiren und die erſte deſſelben war die Ent— 
fernung des Königs. Der König ſah es ein, wie er am Morgen 
des 24. Febr. die Truppen, die ſich im Hofe der Tuilerien gelagert 
hatten, Revue paſſiren laſſen wollte und von der Nationalgarde 
mit dem Rufe: „es lebe die Reform“ empfangen wurde, und nach 
ſeiner beſtürzten Rückkehr in die Tuilerien und in den Schooß 
ſeiner Familie ein heftiges Gewehrfeuer vernahm. Er ſchickte ſich 
an, dem Wunſche des Volkes zu entſprechen, wollte aber noch 
retten, was er zu retten hoffte, indem er zu Gunſten des Grafen 
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von Paris, des älteften Sohnes des Herzogs von Orleans, abdankte 
und bald darauf mit der Königin floh. 

Die Herzogin von Orleans begab ſich mit ihren beiden Söh— 
nen und dem Herzoge von Nemours in die Deputirtenkammer, 
um die Anerkennung für ihren Sohn zu erwirken; allein ſie fand 
dort keinen Schutz mehr als in den Reden der HH. Odilon-Barrot, 
Remuſat und Jules de Laſteyrie, und war genöthigt, den bereits Flucht 
verreisten König auf ſeiner Flucht einzuholen. Denn nicht mit a 
Unrecht hatten Lamartine und feine Anhänger darauf aufmerkſam 
gemacht, wie wenig die Regierung des Landes“) einem Knaben 
oder einer Regentſchaft anvertraut werden dürfe, da ein gewiegter 
Mann, der klügſte unter den Fürſten Europas, dieſelbe nicht mehr 
zu leiten verſtand. Bereits war auch das Volk wie ein Sieger ate 
nach dem Auszug des fliehenden Königthums aus den Tuilerien in Volkes. 
dieſelben eingegangen, und hatte zernichtet was an das Königthum 
noch erinnern konnte. Beim Volk wie in der Deputirtenkammer 
wurde die Republik jetzt als das Einzige angeſehen, das Frankreich 
noch vom Untergang retten konnte, und nach der Uebertragung der 
Regierungsgeſchäfte an eine proviſoriſche Kommiſſion, beſtehend g der 
aus den HH. Dupont (de l' Eure), Arago, Lamartine, Garnier— 1 
Pages, Ledru-Rollin, Marie und Cremieux — tönte überall durch 
Paris der einſtimmige Ruf: 

„Es lebe die Republik!“ 


) Gerade wie zur Zeit der Abdankung Napoleons zu Gunſten feines 
Sohnes. 
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Zweites Hauptſtück. 


Die Beziehungen zum Auslande. 


Um die Verhältniſſe einer Regierung nach außen zu würdigen, 
muß man ſich den Standpunkt feſtſtellen, von dem aus dieſelben 
erzählt und betrachtet werden müſſen. 

Man kann unter folgenden möglichen Anſchauungsweiſen wäh— 
len: die neue Regierung will ein vernünftiges Völkerrecht zur 
Geltung bringen in der Art, daß man nicht die Höfe, welche mit 
Unterdrückung herrſchen, ſondern die Beherrſchten, welche nach Frei⸗ 
heit ringen, als die Elemente anſieht, die in Betracht gezogen wer— 
den. Dies einmal gethan, ſo wird eine natürliche Entwicklung 
jedes einzelnen Volkes möglich gelaſſen und in dieſer Beziehung 
ein freundſchaftliches Verhältniß unter den einzelnen Völkern ge— 
gründet. Oder eine Regierung kann, auf die Macht ihres Volkes 
geſtützt, eine herrſchende Stellung Andern gegenüber einnehmen 
und einen Vorrang ihres Staates in Anſpruch nehmen. Dieſe 
zwei Anſichten ſind die einzigen für den Fall, daß die Regierung 
nichts Anderes als der zeitweiſe Ausdruck des Volkswillens iſt, und 
ſie müſſen in republikaniſchen Staaten zu Grunde gelegt werden. 
Die erſte Anſicht führt zu einer Staatenverbrüderung, die zweite zu 
einer mechaniſchen Univerſalrepublik, die ſchon dadurch jeder Frei— 
heit entbehrt. Für monarchiſche Staaten, wo Volk und Krone ſich 
als Zwei gegenüberſtehen, die mit geſonderten Rechten auftreten, iſt 
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mit der Nation durch ihre Stellung zum Auslande geſchützt zu fein. 
Natürlicherweiſe ſind die zwei andern Anſichten auch für Monarchien 
möglich, vorausgeſetzt, daß Krone und Volk einig ſind. Die Rei⸗ 
bungen, welche dieſe im Innern haben, werden gewöhnlich nach 
außen ſich abſpiegeln, und je mehr die Nation ſich hervordrängt, 
um fo mehr wird die Krone nach außen getrieben, bis fie im ent⸗ 
ſcheidenden Augenblicke ſich auch zuletzt vom Auslande verlaſſen 
findet. — 

Welche dieſer Stellungen mußte nun Ludwig Philipp einneh⸗ 
men? Seine Vertheidiger nahmen auch die Möglichkeit eines Völ— 
kerrechtes im Intereſſe der Ziviliſation an, ohne aber ſich auszu- 
ſprechen, was ſie darunter verſtehen, noch auch für Louis Philipp 
dieſes Verdienſt zu behaupten, wenn gleich für gehörig organiſirte 
konſtitutionelle Monarchien zu ihrer Erhaltung kaum ein anderer 
Ausweg möglich iſt. Von dieſem höhern Standpunkte beherrſcht, 
können die Reibungen zwiſchen Volk und Regierung, die im Innern 
immer ſich zeigen, allein verſchwinden. 

Dafür ſchieben ſie die Wahl zwiſchen der Vertheidigung der 
Intereſſen der Revolution und den hergebrachten Anſichten unter. 
Was will aber dies bedeuten? Das Hergebrachte war ein vom 
Auslande Frankreich diktirter Friede, eine vom Auslande aufge— 
drungene Dynaſtie, eine vom Auslande angewieſene Stellung. Die 
Wiener Verträge von 1815, die dieß geregelt und geordnet hatten, 
waren von den Königen auf die Bajonette ihrer Soldaten geftüßt, 
abgeſchloſſen worden, ohne auf die Intereſſen ihrer Völker Rück- 
ſicht zu nehmen; im Gegentheil, die heilige Allianz hatte ja eine 
Beherrſchung der Völker trotz derſelben und gegen dieſelben zum 
Zwecke. Die Revolution von 1830 hatte das monarchiſche Prinzip 
in den Hintergrund geſtellt, ohne es zu verdrängen; ja, von der 
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Revolution getragen, hatte die Herrſchaft Ludwig Philipps ent- 


weder zwiſchen dieſem befreundeten Elemente oder den dem Grund— 
ſatze nach feindſelig geſinnten Höfen zu wählen. Eine ſolche Wahl 
aber zulaſſen, der Regierung zumuthen, ihre Entſtehung ſelbſt zu 
verachten, heißt einer geſchichtlichen Thatſache, wie die Revolution 
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von 1830 ift, den frechſten Hohn ins Geſicht ſprechen, ein Hohn, 
der am ſchlechteſten der Perſon derjenigen anſteht, die durch ſelbe 
gehoben wurden. Wenn daher, wie dieſelben Vertheidiger ſagen, 
Ludwig Philipp zur Zeit ſeines Sturzes gerade daran war, die 
revolutionäre Politik zu verlaſſen, die er aber, im Grunde ge— 
nommen, nie zu ſeiner eigenen gemacht hatte, ſo iſt durch dieſes 
die Nothwendigkeit der Februar-Revolution vom höchſt möglichen 
Standpunkte aus geboten. 

Die eigentliche Wahl geht daher auf die zurück: ſoll die Na⸗ 
tion eine vorherrſchende Stellung in Europa einnehmen, oder will 
ſich die Königsfamilie durch Europa ein Uebergewicht in der Na— 
tion erwerben! Als neuem Dynaſten war Ludwig Philipp nach 
den hergebrachten Gebräuchen die Anerkennung der fremden Mächte 
nothwendig. Weil er von der Nation gehoben worden, ſo war 
die Anerkennung zugleich das Zeichen der Unterwerfung der fremden 
Mächte unter den Willen der franzöſiſchen Nation, inſofern es das 
Recht, eine beliebige Regierungsform zu wählen, betrifft. Wir 
können daher in der Anerkennung keine Handlung der franzöſiſchen 
Regierung ſehen, wodurch uns die Wahl Ludwig Philipps klar 
würde; es iſt vielmehr die Achtung Fremder vor der franzöſiſchen 
Nation. Welches waren aber die in dieſer herrſchenden Elemente? 
Die Grundlage war, wie gezeigt, das ſeit 1789 zur Bedeutung 
gekommene Bürgerthum, dem die Anerkennung ſeiner Berechtigung 
1815 nicht verſagt werden konnte und welche es 1830 mit aller 
Kraft wieder ſich beilegte. Es war die Herrſchaft des Volkes, das 
eine beſtimmte Freiheit, vor Allem die Gleichheit vor dem Geſetze, 
gegen außen aber im Intereſſe des Handels den Frieden verlangte. 
In dieſer Beziehung war daher die Regierung Ludwig Philipps 
auf eine gewiſſe ſchonende Stellung gegen außen gewieſen. Die 
Handelsintereſſen nahmen ein bedeutendes Gewicht an, um ſo mehr, 
da die Juli-Revolution viele Kapitale verſchwinden, den Handel und 
die Gewerbsthätigkeit gelähmt ſah. Dabei iſt aber nicht zu ver— 
geſſen, daß gerade im Intereſſe des Handels das franzöſiſche Volk 
in den andern Staaten eine große Freiheit der Bürger der Re— 
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gierung gegenüber wünſchen mußte; denn gerade in den umgebenden 
Ländern wie Belgien, Italien und den Rheinprovinzen zeigt ſich 
eine Neigung zu Gunſten Frankreichs, die allein durch die Regie— 
rungen darniedergehalten wurde. Noch mehr, man mußte den 
franzöſiſchen Liberalismus anerkennen, ſeine aufflammende Begei— 
ſterung für die Freiheit im Allgemeinen, wenn man nur das Han— 
delsintereſſe ins Auge faßte. Der Wunſch und der ernſte Wille, 
bei andern Nationen entſprechende Einrichtungen zu ſehen, zeigt 
ſich bei jeder wichtigen Angelegenheit. Man müßte aber die ganze 
franzöſiſche Erziehung, die beſonders in den höhern und politiſchen 
Wiſſenſchaften eine ausgebildete iſt, vergeſſen, wenn man das Han— 
delsintereſſe allein beſtimmen laſſen wollte. „Friede um jeden Preis“ 
mochte daher der Wunſch des Königs und eines Theils der Nation 
ſein; eine große Menge ſtrebte nach einer Steigerung des franzö— 
ſiſchen Einfluſſes nach außen durch Begünſtigung der Bewegungen 
der Völker, ſo daß, wenn Ludwig Philipp als Ausdruck der Na— 
tionalpolitik nach außen ſich hätte geben wollen, er das dyna— 
ſtiſche Intereſſe hätte verſchwinden machen und das der Nation hätte 
in den Vordergrund treten laſſen, der Nation, die zwar nicht ge— 
ſinnt war, gegen das Ausland den Krieg zu erklären, wohl aber 
ſich mit Nachbarn zu umgeben, die befreundet waren und nicht be— 
ſtändig mit Krieg drohten. Die Anerkennung des Grundſatzes der 
Volksſouveränetät, wenn auch mit einer monarchiſchen Spitze, wie 
fie gerade Frankreich hatte, wäre bei der franzöſiſchen Nation nicht 
auf Widerſpruch geſtoßen, noch hätte ſie Frankreich gegen das Aus— 
land in Krieg gebracht. Der Grundſatz der Nichtintervention tft 
daher nur der halbe Ausdruck eines richtigen Gedankens. Wenn 
eine Nation, ein Volksſtamm ſich zur eigenen Staatsform ſchwingen 
will, beſonders wenn nur durch den Druck gewaltthätiger Herrſcher 
dies verhindert wird, ſo genügt es nicht, den Grundſatz der Nicht— 
intervention für ſich zu proklamiren; er muß für Alle verlangt 
werden, und zwar unter der Bedingung der Kriegserklärung, die 
nicht auf dem Gebiete des Volkes, das ſich freikämpfen will und 
die Nichtintervention in Anſpruch nimmt, ſondern auf dem Gebiete 
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des Staates, der den Grundſatz nicht anerkennt, verwirklicht wer⸗ 

den muß. Die Nichtintervention enthält unter einem unrichtigen 
Ausdrucke die gerechte Anerkennung der Beherrſchung einer Nation 

durch ſich ſelbſt, und muß als Bezeichnung eines ſolchen Gedankens 
aufrecht erhalten werden. Dies ſind die erſten Klänge eines ver— 
nünftigen Völkerrechts; Ludwig Philipp hätte daher keine andere 

Wahl im Intereſſe ſeiner Nation gehabt, als ſich an die Spitze 

ihrer Wünſche zu ſtellen und ihr nur da, wo ſie ihre Regierung 

zu ſtark hätte geltend machen wollen, was den Hauptzug der fran— 
zöſiſchen Geſchichte ſeit Jahrhunderten und den Charakter des fran— 
zöſiſchen Volkes noch heute ausmacht und im Geſchichtſchreiber Lud— 

wig Philipps, L. Blanc, einen eifrigen Vertheidiger findet, eine 

andere Richtung zu geben. Wo er dieſes that, hatte er, wenn er 

der Kammer und der Nation Rechenſchaft gab, immer des ſicherſten 
Beifalls ſich zu erfreuen; wenn er es nicht that und gar das per— 
ſönliche Intereſſe vorherrſchen ließ, verlor er an Volksthümlichkeit. 

Allein der Ruf, eine dynaſtiſche Familie auf einem Throne 

Europa's zu ſein und zwar auf einem der bedeutendſten, der Glaube, 

in andern Dynaſtien eine größere Stütze als bei ſeiner Nation zu 

finden, hat in den Gemüthern der Fürſten ein ſo verleitendes Ele— 

ment, daß ein Orleans nicht hätte widerſtehen können. Die Be— 
feſtigung ſeines Hauſes mit der Annäherung an fremde Mächte 

wird daher einer der Hauptzüge ſein, die Frankreichs Verhältniß 

nach außen bezeichnen, obwohl wir zugeſtehen müſſen und es ge— 
wiſſenhaft erzählen wollen, daß die Nation oder das Völkerrecht 
Europa's im Auge behalten wurde; im Auge behalten, ſag' ich, und 

zwar mit der Berückſichtigung, daß nach der Verfaſſung von 1815 

wie 1830 der König der Vertreter des Staates nach außen war. 
in Der erſte Verkehr mit den ausländiſchen Mächten war, wie 
Anerken- bereits angedeutet worden, die Anerkennung von Seite der fremden 
1 Höfe. England, deſſen Kriege gegen den erſten Aufſchwung des 
ihr erstes franzöſiſchen Volkes in der großen Revolution und unter Napoleon 
10 5 ihm tiefe Wunden geſchlagen, und das höchſt ungern ſeit einiger 


fate Zeit die Hinneigung Frankreichs zu Rußland geſehen hatte, ſäumte 
4 0 
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nicht, feine Erklärung des freundſchaftlichen Verkehrs mit der neuen 
Monarchie zu geben. Zwei Intereſſen, das ſtaatsmänniſche und 
das des Handels, bewogen es hiezu. In erſter Beziehung hoffte es 
in ſeinem Ringen mit dem Czar einen kräftigen Bundesgenoſſen 
zu finden und hatte zu gut die Fehler der geſtürzten Monarchie 
erkannt. Als Frevler an dem heiligen Grundſatze des Staates 
wurde ja Karl X. ſelbſt von den Tories empfangen und ihm der 
unheimliche Aufenthalt von Holyrood angewieſen. In letzterer Be— 
ziehung waren gewiſſe Handelsverbindungen oder Unterhandlungen, 
die auf das engliſche Gewerbsweſen Bezug hatten, im Hintergrunde. 
Preußen und Oeſterreich hatten, obwohl ſie die eifrigen Glieder 
der Allianz waren, weder Muth noch Kraft, Frankreich den Krieg 
zu erklären; beſtand doch ihr ganzer Kraftaufwand darin, die frei— 
ſinnigen Elemente in Deutſchland niederzuhalten. Vom Könige des 
erſten Landes wird erzählt, daß er bei der Nachricht von der Juli— 
Revolution den Ausruf fallen ließ: „Wenn die Franzoſen nur bis 
an den Rhein gehen, ſo rühre ich mich nicht.“ Oeſterreich hatte 
ſelbſt die Regierung Karls X. als fehlerhaft erklären müſſen, und 
hätte bei einer Uebereinſtimmung Frankreichs mit Rußland mehr 
zu fürchten als zu hoffen gehabt. Wie dieſe zwei Mächte daher 
einige Verſicherungen erhalten hatten, daß Frankreich ſich nicht an 
die Spitze der Bewegung ſtellen werde, ſo war ihre Anerkennung 
ein gemeinſchaftliches Werk. Härter kam es Rußland an, dieſen 
Schritt zu thun; denn unter der geſtürzten Regierung war es mit 
Karl X. in Unterhandlungen getreten, die dahin zielten, es in den 
Beſitz von Konſtantinopel, der Hauptſtadt des täglich ſchwächer 
werdenden osmaniſchen Reiches zu bringen, ſo England ſeine Herr— 
ſchaft im Mittelmeere, ſeine Beſitzungen in Indien ſtreitig zu machen 
und Europas Geſchicke nach Wunſch zu regeln. Dagegen war für 
Frankreich eine Erwerbung in den Rheingegenden in Ausſicht ge— 
ſtanden. Welch Donnerſchlag daher für Rußlands Macht die Juli— 
Revolution! Seine Wirkungen hatten ſich während der ganzen Dauer 
der Regierung Louis Philipp's gezeigt. Im erſten Augenblicke 
machte es ſich auf einen europäiſchen Krieg gefaßt, als die Aner— 
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kennung der andern Mächte und ein eigenhändiges Schreiben des 
Franzoſenkönigs den Czaren zu andern Schritten vermochten. Fol- 
gendes iſt der Inhalt des Briefes, der als Schlüſſel zur Erklärung 
der befolgten Politik hier ſeine Stelle finden mag: 

„Zum Herrn Bruder will der König mit einem vollen Ver— 
trauen über die Folgen der Kataſtrophe ſprechen, der er zuvorzu— 
kommen gewünſcht hatte. Seit langer Zeit bedauerte ich, daß der 
König Karl und ſeine Regierung nicht einen Weg befolgten, der 
beſſer der Erwartung und den Wünſchen der Nation entſprochen 
hätte. Ich war jedoch weit entfernt, die verhängnißvollen Aus— 
gänge vorauszuſehen, die ſich ſoeben ereignet haben, und ich glaubte, 
daß ſelbſt beim Mangel der freien und offenen Neigung zu dem 
Geiſt unſerer Zeit und unſerer Einrichtungen, eine Neigung, welche 
unmöglich zu erlangen war, ein wenig Klugheit und Mäßigung 
genügt hätte, um dieſe Regierung auch länger gehen zu laſſen wie 
ſie bisher gieng. Allein ſeit dem 8. Auguſt 1829 hatte die neue 
Zuſammenſetzung des Miniſteriums mich ſehr in Aufregung gebracht. 
Ich ſah, in welchem Grade dieſe Zuſammenſetzung der Nation ver— 
haßt und verdächtig war, und ich theilte die allgemeine Unruhe über 
die Maßregeln, welche wir zu erwarten hatten. Nichtsdeſtoweniger 
haben die Feſthaltung an den Geſetzen, die Liebe zur Ordnung in 
Frankreich ſolche Fortſchritte gemacht, daß der Widerſtand gegen 
dieſes Miniſterium ſicher nicht die parlamentariſchen Wege verlaſſen 
hätte, wenn nicht in ſeinem Taumel dieſes Miniſterium ſelber durch 
die kühnſte Verletzung der Charte und durch die Entfernung aller 
Garantien unſerer Nattonalfreiheit, für die jeder Franzoſe ſein 
Blut zu vergießen bereit iſt, das verhängnißvolle Zeichen hiezu 
gegeben hätte. Kein Exzeß iſt dieſem fürchterlichen Kampfe gefolgt. 
— Aber es war ſchwer zu verhindern, daß nicht daraus eine Er— 
ſchütterung in unſerm ſtaatlichen Zuſtande erfolgte, und dieſe ſelbe 
Erhebung der Geiſter, welche ſie von ſoviel Unordnungen abgehal— 
ten hatte, verleitete fie in derſelben Zeit zu Verſuchen in der Po— 
litik, welche Frankreich und vielleicht ganz Europa in fühlbare 
Nachtheile geſtürzt hätte. In dieſer Lage, Sire, haben ſich alle 
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Augen gegen mich gewendet. Die Beſiegten ſelbſt haben mich zu 
ihrem Heile nothwendig gehalten. Ich war es vielleicht noch um ſo 
mehr, damit die Sieger den Sieg nicht ausarten laſſen. Ich habe 
daher dieſe edle und peinliche Aufgabe übernommen und alle per— 
ſönlichen Erwägungen beſeitigt, welche ſich vereinigten, um mir 
den Wunſch rege zu machen, davon enthoben zu ſein, weil ich 
fühlte, daß die geringſte Zögerung von meiner Seite die Zukunft 
Frankreichs und die Ruhe aller unſerer Nachbaren hätte gefährden 
können. Die Benennung „General-Lieutenant“, welche Alles in 
Frage ließ, erregte eine gefährliche Zuverſicht, und man mußte ſich 
beeilen, aus dieſem proviſoriſchen Zuſtande herauszukommen, ſo— 
wohl um das nöthige Vertrauen einzuflößen, als um dieſe Charte 
zu retten, deren Erfüllung ſo weſentlich war, und deren Wichtigkeit 
der ſelige Kaiſer, Ihr erlauchter Bruder, ſo gut erkannte, und welche 
ſehr gefährdet geweſen wäre, wenn man nicht ſchleunigſt den Ge— 
müthern Genüge gethan und ſie verſichert hätte. — Es wird weder 
der Umſicht Ew. Maj., noch derſelben hohen Weisheit entgehen, daß 
zur Erreichung dieſes heilſamen Zieles es ſehr wünſchenswerth iſt, 
daß die Angelegenheiten von Paris unter ihrem wahren Geſichts— 
punkte betrachtet werden, und daß Europa den Gründen, welche 
mich geleitet haben, Gerechtigkeit erweiſe und meine Regierung mit 
dem Vertrauen umgebe, das ſie mit Recht anſpricht. Ew. Maj. 
wolle ja nicht aus dem Geſichte verlieren, daß ſolange Karl X. über 
Frankreich regiert hat, ich der ergebenſte und treueſte ſeiner Unter— 
thanen war, und daß ich erſt im Augenblicke, als ich die Thätig— 
keit der Geſetze gelähmt und die königliche Herrſchaft vollſtändig 
vernichtet ſah, es für meine Pflicht gehalten habe, dem Wunſche 
der Nation nachzugeben, indem ich die Krone annahm, zu welcher 
ich berufen wurde. Auf Sie, Sire! hat Frankreich beſonders ſeine 
Augen gerichtet. Es liebt, in Rußland ſeinen natürlichſten und 
mächtigſten Bundesgenoſſen zu ſehen. Ich habe als Gewährſchaft 
hiefür den erhabenen Charakter und alle die Eigenſchaften, welche 
Ew. Kaiſ. Maj. auszeichnen.“ Jedermann wird leicht einſehen, 
daß dieſer Brief, der vorzüglich den Vorwurf der Uſurpation ab— 
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werfen will, die ſprechendſten Verbindlichkeiten in Bezug auf die 
Lage Europa's eingeht. Dieſes, welches ſich bereits aufgeregt fühlte 
und ſelbſt die Macht des Czaren zittern machte, zwang ihn zur 
Anerkennung, ohne aber die geringſte Zuneigung für Louis Philipp 
kund zu geben. 

Die andern Mächte, welche zögerten, waren der Herzog von 
Modena und der König von Spanien, beide nahe Verwandte der 
gefallenen Dynaſtie. Den Erſtern ließ man als gleichgültig beiſeite, 
der Letztere wurde durch die Bewegungen der ſpaniſchen Flüchtlinge, 
welche in Frankreich große Geneigtheit fanden und von der Regie— 
rung ſogar Unterſtützung empfingen, gezwungen. Sein Entgegen— 
kommen veranlaßte darauf die Hemmung des Unternehmens, das 
unter General Mina und Oberſt Valdes dennoch begonnen wurde, 
allein mit Niederlage und blutiger Verfolgung endete. 

Louis Philipp's erſtes Auftreten mit den Mächten war nun 
vorüber. Die Juli-Revolution hatte aber einen ſo gewaltigen Ein— 
druck auf Europa gemacht, daß die Völker ſich zu bewegen begannen. 
Welches iſt die Stellung Frankreichs zu dieſen? Die Antwort 
hierauf liegt in der Unabhängigkeitserklärung der Belgier, den 
Verſuchen dazu bei den Polen und den Völkern Italiens. 

Der Zeit nach zuerſt beginnt der belgiſche Kampf; wir werden 
das Ganze in einer Darſtellung beenden, obſchon die endliche Fixi— 
rung der Angelegenheit erſt in's Jahr 1838 fällt und die andern 
Bewegungen ernſthaft dazwiſchen treten. 

Die ſogenannten ſpaniſchen oder öſterreichiſchen Niederlande 
waren im Jahr 1815 in den Wiener Verträgen, die den allgemeinen 
Zweck hatten, ein neues Staatenſyſtem auf den Trümmern der 
franzöſiſchen Revolution aufzurichten, und den beſondern, Frankreich 
in die Gränzen ſeines Gebietes einzudämmen und ihm eine neue 
Ueberfluthung unmöglich zu machen, den holländiſchen Provinzen 
beigegeben worden, eine Staatenverbindung, die ſeither den Namen 
der vereinigten Niederlande trug. Allein was die Natur und Ge— 
wohnheit eines Menſchen, was Natur und Gewohnheit eines Volkes 
gegen die willkürliche Beſtimmungen eines Geſetzes vermag, mußte 
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ſich in Folge dieſer Vereinigung zeigen. Denn was die gefell- 
ſchaftlichen Zuſtände anbetrifft, ſo hatten die ſüdlichen Provinzen, 
jetzt unter dem Namen Belgien bekannt, die franzöſiſchen Sitten 
und Sprache und oft feurigen Glauben an die katholiſche Religion 
den Provinzen des Nordens, die die holländiſche Sprache hatten 
und Anhänger des Calvinismus waren, entgegenzuſetzen. Die poli— 
tiſchen Anordnungen waren nicht geeignet dieſe Verſchiedenheit in 
dieſen tieferwurzelnden Zuſtänden auszugleichen. Denn bei einer faſt 
doppelten Bevölkerung hatte Belgien nur die Hälfte Mitglieder an 
die vereinigten Stände zu ſenden, und in den Gerichten hatte der 
König das Holländiſche als allgemeine Landesſprache einzuführen 
verſucht. Wenn nun auch die Handeltreibenden, die Gewerbs— 
männer überhaupt, in der Vereinigung mit Holland, deſſen König 
der erſte Unternehmungsgeiſt in ſeinem Lande war und die Induſtrie 
begünſtigte, hinreichende Gründe zur Zufrieden heit hatten, ja zum 
ſehnlichſten Wunſche, dieſen Zuſtand fortdauern zu laſſen, getrieben 
waren, ſo gab es doch in der Nation Andere, die keineswegs das— 
ſelbe Verlangen fühlten. Es waren dieß die Liberalen Belgiens, 
die nicht nur die politiſche Gleichberechtigung ins Auge faßten, ſon— 
dern der Ausdruck der Stimmung des Volkes waren, das die Ver— 
einigung nur ungern ſehen konnte, und die katholiſche Geiſtlichkeit. 
Die Letztere war unter ſich ſchon ein feſtes Ganzes mit beſtimm— 
tem Zwecke; die Erſtern nahmen eine ähnliche Gliederung an, indem 
ſie ſich in Klubbs vereinigten und über gemeinſame Zwecke ſich 
beriethen. Vorzüglich waren es die franzöſiſchen Ideen von Frei— 
heit und Unabhängigkeit, die hier gepflegt wurden und ſeit der 
Juli⸗Revolution heftiger ſchlugen. Die Vereinigung der Liberalen 
und der Geiſtlichkeit mit dem Zwecke der Trennung der ſüͤdlichen 
Provinzen von Holland legte ſo den Grund zu einem feſten und 
thatkräftigen Widerſtande. 

Die Juli-Revolulion hatte daher kaum den günſtigen Augenblick 
erſehen laſſen, als die Niederlande, von Paris aus noch beſonders 
angeregt, ſich zu bewegen begannen und Stimmen nach Trennung 
kund wurden. Vor allem verlangte man die ſchleunigſte Vereini— 
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gung der Landftände, um die Angelegenheiten zu berathen. Eine 
Abordnung an den König vom 28. Auguſt ſollte dieſes verlangen; 
zu gleicher Zeit pflanzte man in Brüſſel die brabantiſche Fahne auf. 
Doch dieß ſind nur kleine Zeichen und eine feſte Entſchloſſenheit 
war noch nicht gebildet, beſonders da die Gewerbtreibenden, welche 
vorzüglich ſtark in den Nationalgarden vertreten waren, noch eifrig 
an Holland hiengen. Daher wurde auch auf den 31. Auguſt der 
Prinz von Oranien, der älteſte Sohn des Königs von Holland, 
von Vilvorde nach Brüſſel eingeladen. Die bezeichnete nationale 
Stimmung läßt es aber erklären, wie man zu gleicher Zeit Barri— 
kaden bauen und nach Freiheit rufen konnte, in der Art, daß ſein 
Zug durch die Stadt eher eine Flucht als eine freundliche Bewill— 
kommnung ſchien. Die Stimmung, die ſich kund gegeben hatte, 
veranlaßte ihn ſo wie die Abgeordneten der Stadt, die Frage ernſt— 
lich in Erwägung zu ziehen, deren Reſultat für ihn noch in ſofern 
günſtig war, als ſie einen gefürchteten Anſchluß an Frankreich 
läugneten und als das Höchſte eine Trennung, aber mit einem Prinzen 
von Holland als König, in Ausſicht ſtellten. Denn, wenn viele 
der holländiſch Geſinnten auch vom Gange der Bewegung berührt 
wurden, ſo dachten ſie nur an eine Trennung der Verwaltungen 
der beiden Länder mit derſelben politiſchen Einheit, oder höchſtens 
eine Trennung mit einem holländiſchen Könige; denn die Vortheile 
eines friedlichen Verhältniſſes mit Holland waren für eine gewiſſe 
Klaſſe zu groß, als daß man ſie hätte außer Auge laſſen können. 
Die franzöſiſche Regierung hatte kaum dieſe Bewegung bemerkt, als 
ſie auch deren Tragweite erkannte. Ihre Politik war aber, eine 
Uebereinſtimmung mit England zu erhalten, weßhalb ſie dann Talley— 
rand als Geſandten nach London ſchickte, freilich ſelbſt gegen den 
Willen der Miniſter, die denſelben als zu verflochten in dem Un— 
glücke fanden, das 1815 Frankreich betraf. 

Die Abgeordneten des 28. Auguſt hatten bereits die Ver— 
ſammlung der Landſtände verlangt; ſtatt ein Entgegenkommen auf 
irgend einige Beſchwerdepunkte zu zeigen, behandelte man im Haag 
die Belgier als ungehorſame Unterthanen; die Vertreter Belgiens 


157 


wurden felbft verhöhnt. Eine Mißſtimmung begann ſich in heftigen 
Auftritten ſchon in Lüttich, Gent, Namur zu zeigen; der allge— 
meine Ausbruch erfolgte jedoch erſt, wie den 23. September ein 
Theil der Bürger in Brüſſel die Wachpoſten der Nationalgarden 
an die Truppen des Prinzen Friedrich übergeben wollten. Barri— 
kaden und der Aufſtand anderer Bürger verhinderten den Einzug, 
ſo daß der Prinz, nach dreitägigem Beſchießen der Stadt ohne 
ſeinen Zweck erreicht zu haben, abziehen mußte. Denn gerade das 
Gegentheil war jetzt der Erfolg. Eine Einheit war nicht mehr 
möglich, und es fragte ſich nur noch, wie man ſich trennen wollte. 
Das Erſte nach der Beſchießung Brüſſels war die Einſetzung einer 
proviſoriſchen Regierung geweſen. Die Anſicht derſelben war auf 
Begründung eines unabhängigen Staates mit einem Könige ge— 
richtet. Sie faßten aber für ſich keinen vollendeten Entſchluß, um 
die Entſcheidung den Abgeordneten des Landes, die ſich als belgi— 
ſcher Kongreß vereinigen ſollten, zu überlaſſen. Andere Anſichten, 
wie die von einer bloßen Trennung in der Verwaltung oder des 
Anſchluſſes an Frankreich, oder die Begründung einer Republik, 
waren nur noch ſchwach vertreten. 

Ein neuer Schritt war ſeit der Abſendung Talleyrands nach 
London in den Niederlanden geſchehen; er konnte nicht gethan wer— 
den, ohne die Aufmerkſamkeit der Mächte auf ſich zu ziehen. Vor— 
züglich war es Preußen, deſſen König zu Gunſten ſeines Ver— 
wandten, des Königs von Holland, einſchreiten wollte. Hier zeigt 
ſich die zweite öffentliche Thätigkeit Louis Philipp's, es iſt die 
Drohung an Preußen, mit dem Einrücken ſein er Truppen ein Glei— 
ches thun zu wollen. Belgien war für den Augenblick geſchützt, 
denn auch England verweigerte ein Einſchreiten zu Gunſten Hol— 
lands. Das Land ſtand ſo für ſich dem Feinde gegenüber, der 
nach den Vorgängen des 23. Sept. eine proviſoriſche Regierung in 
Antwerpen eingeſetzt hatte, freilich ohne Beſtand, denn ſchon den 
28. Oktober mußten die holländiſchen Truppen von hier abziehen. 
Der Abzug geſchah nach einer fruchtloſen Beſchießung Antwerpens 
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durch Chaſſe. Antwerpen und Brüſſel waren jetzt durch gleiche 
Behandlung ohne mögliche Trennung in die Bewegung gezogen. 

Die Erklärung Frankreichs zum Schutze Belgiens, die feſte 
Haltung Belgiens, die Neigung Englands mit Truppen zu helfen, 
machten die Frage zu einer europäiſchen, in dem Sinne, daß die 
Unterzeichner des Wiener Vertrages in der Trennung Belgiens ihr 
Werk wanken ſahen. Sie verſammelten ſich daher, wie ſie ſeit 
dem Jahr 1815 von Zeit zu Zeit gethan hatten, zur Behandlung 
dieſer Frage den 4. November 1830 in London. Frankreich, das 
jetzt beſonders energiſch den Grundſatz der Nichtintervention aus— 
ſprach und in Folge davon jeder Thätigkeit der Großmächte hätte 
entgegentreten müſſen, ließ ſich nichtsdeſtoweniger durch ſeinen 
Geſandten vertreten. Der Kongreß verordnete zuerſt die Einſtellung 
der Feindſeligkeiten und Waffenſtillſtand der zwei Parteien, die nach 
einer beſtimmten Linie geſchieden waren. Holland und Belgien 
nahmen dieſen Waffenſtillſtand an, indem die Konferenzglieder mehr 
als befreundet, denn als Betheiligte auftraten, die Belgier mit der 
Erklärung, daß dieſe vorläufige Annahme keinen Einfluß auf die 
ſpätere Feſtſetzung des Gebietes haben ſolle, das ſie verlangten, 
wie es 1792 war. 

Unmittelbar nach dieſem Auftreten der Großmächte verſammelten 
ſich den 10. November die Abgeordneten des belgiſchen Landes und 
erklärten den 18. ihre Selbſtſtändigkeit als Staat, deſſen Form 
die der Monarchie ſein ſoll. Der Kongreß in London konnte der 
Erklärung nicht widerſtehen und mußte den 20. November die Auf- 
löſung des Königreichs der vereinigten Niederlande ausſprechen, 
mit Vorbehalt, die Verhältniſſe der zwei Reiche zu einander und 
zu Europa ſpäter zu regeln. War wieder einmal ein friſcher Luft⸗ 
zug in die ſchwüle Rüſtkammer der Diplomatie gekommen? Fühlten 
ſie Paris, wo die Miniſter bald kriegeriſch zu Gunſten Belgiens 
auftraten, hörten ſie das ferne Grollen des Donners in Polen 
und Italien, für den ſie in der Anerkennung Belgiens eine Ablei— 
tung ſahen? Jedenfalls fühlten ſie, daß es nicht mehr 1815 war, 
daß man weichen müſſe. Auf die damaligen Verträge kam aber 
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der König von Holland zurück und proteftirte in der Perſon feines 
Geſandten Falk und durch eine ſchriftliche Erklärung gegen die 
Trennung; er ſtellte ſich ſo als den einzigen Vertreter der Wiener 
Verträge hin; allein vergebens. Die Diplomatie in London hielt 
ſich einmal an die Feſtigkeit des begonnenen Werkes. 

Dieſe beſtand zunächſt für die Diplomatie ſowohl als für Bel- 
gien, nachdem es ſich einmal zur Monarchie entſchloſſen hatte, in 
der Wahl eines Fürſten. Um zwei Perſonen riethen die Wähler: 
um den zweiten Sohn Louis Philipp's, den Herzog von Nemours, 
und den Herzog von Leuchtenberg, den Sohn des ehemaligen Vize— 
königs von Italien, Eugen v. Beauharnais. Gegen den Letztern, 
weil er mit der Familie der Napoleons im Zuſammenhange ſtehe, 
erklärte ſich aber beſonders der König von Frankreich; und je eher 
glaubten die Belgier auf den Herzog von Nemours zu dringen, 
über deſſen Annahme durch Louis Philipp die widerſprechendſten 
Nachrichten im Gange waren. Er wurde wirklich gewählt, trotz 
dem Widerſtreben Englands (Januar 1831). Die Ablehnung der 
Krone durch Louis Philipp mußte daher Frankreich von nun an 
von Belgien entfremden. Er that dieß meiſt in Berückſichtigung 
Englands, dem die Wahl eines franzöſiſchen Prinzen auf den bel— 
giſchen Thron zuwider war, und das den 7. November einen ent— 
ſcheidenden Beſchluß von der Konferenz verlangte. In dieſem lag 
offenbar ein Eingriff in die Rechte der Belgier in Bezug auf die 
Freiheit ihrer Wahl; ein Eingriff, der übrigens nur andern nach— 
folgte, indem die Konferenz über die Theilung des Landes daſſelbe 
Markten um Volk und Land begonnen, das die Wiener Verträge 
als ein ewiges und als das größte Brandmal des 19. Jahrhunderts 
bezeichnet. Es betraf beſonders den Beſitz von Luxemburg und 
Limburg und des linken Scheldeufers, das im Januar 1831 Holland 
zugeſprochen worden war; eine Entſcheidung, die eine Anerkennung 
Hollands zur Trennung, dagegen eine Proteſtation Belgiens nach 
ſich gezogen. Hier verſchwindet der Einfluß Frankreichs auf die 
belgiſche Angelegenheit; er tritt erſt einige Monate fpäter wieder 
hervor. Der Vertrag der 18 Artikel, in dem er ſich kund giebt, 
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erklärt Belgien proviſoriſch berechtigt auf den Beſitz der zwei Pro— 
vinzen Limburg und Luxemburg und ertheilt Zuſicherungen für das 
linke Scheldeufer. Von dieſem konnte Belgien um ſo weniger ab— 
gehen, weil der Beſitz der Schelde mit ihren Schleußen in den Hän— 
den der Holländer Beſitz der Herrſchaft über Meer und Land der 
Belgter geweſen wäre. Dieſe Anordnung, worin ſich beſonders 
der engliſche Einfluß zeigte, war aber an die Bedingung geknüpft, 
daß der Prinz Leopold von Sachſen-Koburg zum Könige erwählt 
würde, was den 4. Juli wirklich erfolgte. 

So ſehr dieſe 18 Artikel die Annahme der Belgier erhielten, 
ſo ſehr waren ſie bei Wilhelm, König von Holland, auf Wider— 
ſtand geſtoßen. Er machte dieſen auch in der That geltend, indem 
er von Maſtricht bis Breda in Belgien einfiel und Löwen wegnahm. 
Er wich erſt zurück, als die franzöſiſchen Truppen, welche Leopold 
zu Hülfe gerufen, unter Marſchall Gerard in Brüſſel einzogen, ein 
Eingreifen von Seiten Frankreichs im Namen der Konferenz, das 
eben deßhalb in den belgiſchen Kammern nicht unangefochten blieb. 
Die Beſetzung durch Frankreich dauerte aber nur kurze Zeit, bis 
die Konferenz in London den Rückzug anempfahl. Seine Thäͤtig— 
keit war daher eine nur untergeordnete geweſen. Dieſer Zwiſchen— 
fall, der durch das Auftreten von Holland veranlaßt war, hatte 
für dieſes entſprechende Reſultate, indem der Vertrag der 18 Ar— 
tikel aufgegeben und durch den der 24 Artikel vom 15. Okt. 1831 
erſetzt wurde, der einerſeits Belgien Neutralität zuſicherte, andrer 
ſeits den König von Holland theilweiſe wieder in den Beſitz der 
zwei Fürſtenthümer einſetzte, ſo daß er Glied des deutſchen Bundes 
blieb und an der Gränze Frankreichs bedeutende Beſitzungen beſaß. 
Die belgiſche Neutralität war aber für Frankreich deßwegen ein 
Stein des Anſtoßes, weil auch mit Willen Belgiens Frankreich in 
kritiſchen Zeiten ihm nicht beiſtehen, ja ſich nicht einmal mit ihm 
verbinden kann. Dieſer Vertrag der 24 Art. hat aus dieſem Grunde 
für Frankreich eine ſo große Bedeutung als für Belgien, denn durch 
denſelben ſind die Folgen der belgiſchen Revolution für Frankreich 
fruchtlos gemacht worden: die Schranke, die der weltbeherrſchende 
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Franzoſe 1815 durch die Mächte im Norden gezogen ſah, ift 1830 
nicht gefallen, und es iſt ihm die Freundſchaft mit einer nahe ge— 
legenen Nation unmöglich gemacht worden. Daher die Beſchwer— 
den gegen Louis Philipp von der Seite der eigentlichen franzöſi— 
ſchen Partei. Sie ſah in ihm nur noch den Buhler um die Gunſt 
der Londoner Konferenz, ſtatt den Begünſtiger des franzöſiſchen 
Volkes. Ihr Widerſtand, ihre Angriffe wurden heftiger, als die 
Ankündigung des Königs, die Frage wegen der Feſtungen, die im 
Norden Frankreichs 1815 errichtet oder in beſſern Stand geſetzt 
worden, werde zu Gunſten Frankreichs gelöst werden, von Eng— 
land aus geläugnet, und die Verhandlungen hierüber in der Kon— 
ferenz ohne Mitwirkung Frankreichs betrieben und zuletzt weniger 
im Intereſſe dieſes Staates als der Großmächte entſchieden wurden. 

Frankreich mußte nichtsdeſtoweniger in der einmal übernom— 
menen Rolle bleiben, und als der König von Holland gegen die 
24 Artikel gegenüber den Großmächten Verwahrung einlegte und 
die Unterhandlungen zwiſchen ihm und Belgien erfolglos blieben, 
die Vollziehung derſelben in Verbindung mit England mit Waffen— 
gewalt durchſetzen. Rußland, Oeſtreich und Preußen hielten ſich 
ferne; erſteres begann in der Auslegung der Artikel bereits zu 
deuteln. Die Vollziehung geſchah mit dem Winterfeldzug von 1832 
unter dem General Gerard. Sein Reſultat war die Belagerung 
und Eroberung der Feſtung Antwerpen, die durch den General 
Chaſſé vertheidigt wurde. Die Uebergabe erfolgte den 23. Dezem— 
ber 1832. Sie enthält zugleich die Abtretung anderer von 
Holland innegehaltenen Beſitzungen und war der letzte Akt, den 
Holland über Belgien ausübte. Als merkwürdiger Zwiſchenfall, 
der als ein Spiel der Diplomatie anzuſehen iſt, muß das Verlan— 
gen derſelben betrachtet werden, Antwerpen ohne Mitwirkung der 
Belgier zu nehmen. Allein nicht nur, daß Frankreich dieß nicht 
durchſetzen konnte; es machte ſich ſogar bei den Belgiern noch ver— 
haßt, deſſen Bewohner die Ablieferung von Lebensmitteln verſagten. 

Die endliche Regelung der Verhältniſſe zwiſchen den Mächten 


und Belgien und dem niederländiſchen Königreiche unter ſich, er— 
11 


Winter- 
feldzug 
von 
1832. 


Vertrag 
der 24 
Artikel 
von 
1839. 


Polen. 


162 


folgte erſt 1839 (18. Mai) in der definitiven Annahme der 24 
Artikel durch die Belgier; erſt damals, weil die Belgier nur unter 
Bedingungen der Anerkennung ihrer Nationalität und ihres Staates 
durch alle Mächte und der Verbindlichkeit der 24 Artikel für Hol— 
land und Belgien zugleich dieſelben angenommen hatten, Bedin— 
gungen, die ſich nicht erfüllten, ſo daß in Folge davon die Belgier 
ſich ihrer damaligen Annahme entbunden hielten. Die Großmächte 
glaubten nach der Unterdrückung Polens und Italiens grollen zu 
dürfen; es geſchah daher nur unter großem Widerſtande, daß die 
Belgier die endliche Beiſtimmung gaben, die ſie von ihren Brüdern 
in Limburg und Luxemburg trennte. 

Nur mit Betrübniß wendet man ſich von der Erzählung der 
belgiſchen Geſchichte, die wenigſtens von der Entſtehung eines un⸗ 
abhängigen Staates zu berichten hatte, eine Selbſtſtändigkeit, die 
ſich in der ſtaatlichen Bildung, dem wiſſenſchaftlichen Fortſchritte 
und dem behaglichen Glücke für den neuen Staat von gleich großer 
Wichtigkeit gezeigt, zu den folgenden Begebenheiten hin, deren Re— 
ſultat die Unterdrückung zweier Völker iſt, des polniſchen und 
italieniſchen. 

Polen, das ſeit den Theilungen von 1773 und am Ende des 
18. Jahrhunderts für die drei Mächte Rußland, Oeſterreich und 
Preußen ein Schreckbild geworden iſt, gleich dem Schatten eines 
Ermordeten, der ſeinen Räubern wie eine himmliſche Rache auf 
dem Fuße nachfolgt, war immer nur der Gewalt gewichen und 
ſuchte ſich bei jeder günſtigen Gelegenheit wenn möglich zu befreien. 
So auch 1830. Die Freimaurerei, die ſich unter verſchiedener Ge— 
ſtaltung zu bilden wußte, hatte die polniſche Jugend auf den Uni— 
verſitäten, in der Armee und dem Lande mit erneutem Eifer auf 
das einzige Ziel des Polen: Befreiung ſeines Vaterlandes hinge— 
wieſen. Die Sehnſucht wurde um ſo ſtärker, je geſpannter Ruß- 
land die Zügel ſeiner Willkürherrſchaft hielt. Die Thätigkeit er- 
höhte ſich nach dem Juli 1830; man entſchloß ſich, im Januar 
1831 einen erneuten Verſuch zu wagen, den man aber, weil der 
Czar in einem Augenblick nach der franz. Revolution plötzlich zu 
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waffnen befahl, beſchleunigen mußte. Der Anfang ſchien den Polen 
zu lächeln. Den 29. November 1830 in der Nacht bemächtigten 
ſich die polniſchen Regimenter und die Bevölkerung der Stadt 
Warſchau's, zwangen den Vizekönig Konſtantin zur Flucht und er— 
klärten ſich von Rußland unabhängig. Kaum war aber dieſes 
Reſultat erreicht, als die verſchiedenſten Elemente der polniſchen 
Bevölkerung ſich zeigten und je nach der Oberherrſchaft der einen 
Klaſſe die Regierungsform änderten. Auf eine proviſoriſche Re— 
gierung von 7 Gliedern folgte die Diktatur Chlopicki's, welche dieſer 
zu einleitenden Verſuchen mit dem Czar benutzte und erſt ablegte 
wie der Landtag den 25. Januar 1831 den Fall des Hauſes Ro— 
manow vom polniſchen Throne ausſprach. 

Die Thätigkeit Frankreichs beſchränkte ſich auf Weniges, ja 
eigentlich auf Nichts. Wie durch ganz Europa, ſo hatte beſonders 
auf die Bevölkerung Frankreichs die Erhebung der Polen einen er— 
hebenden Eindruck bewirkt, bei ihr eine ſeltene Begeiſterung hervorge— 
bracht. Seit die beiden Völker unter Napoleon und Poniatowski 
gegen denſelben Feind im Felde geſtanden, war trotz der großen 
Entfernung von einander eine fühlbare Erinnerung geblieben. Allein 
die Leitung der Regierung war in andern Händen als in denen 
des Volkes, und mochte auch die Widerſtandspartei bei der Regie— 
rung auf Anerkennung der polniſchen Nationalität dringen, ſo 
handelte doch die Regierung anders. Verwünſchung einer kräftigen 
Regierung, wenn es nur an der Anerkennung fehlte, um einen 
Haltpunkt gegen den ruſſiſchen Barbarismus im Weſten Europa's 
zu gründen! Daran eben verzweifelte die Regierung, indem ſie 
wegen der verſchiedenſten Parteien und Intereſſen, die ſich Polen 
auf Leben und Tod ſtreitig machten, an eine Lebensfähigkeit Polens 
nicht glaubte. Wenn alle Parteien des Landes gegen einen ge— 
meinſamen Dritten vereint ſind, ſo mag eine geringe Hülfe, ein 
Wort eines ſtarken Staates genügen; dieſes Wort wird aber be— 
denklich für die Selbſtſtändigkeit eines Landes, wenn man zu der 
einen oder andern der Parteien ſich hinneigt. Freilich hätte letztere 
Anſicht verſchwinden müſſen, wenn man als politiſcher Feind Ruß— 
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lands hätte handeln wollen. Allein das wollte die franzöſiſche 
Regierung vor der Hand nicht, ja ſie ließ ſich durch Rußland vor— 
ſchreiben, mit welchem Geſandten ſie daſſelbe befriedigen könnte. 
gigen Frankreichs Thätigkeit läßt ſich auf dieſe Weiſe auf Nichts 
gehen zurückführen; nichts für Polen zu thun, zu unterhandeln, zu ver— 
755 mitteln war nach dem franzöſiſchen Konſul in Warſchau, der per— 
ſönlich auf Rußlands Seite neigte, der Wille der Regierung, der 
ſich nur einen Augenblick zu ändern ſchien, als die Polen einige 
Siege erfochten. Denn den im Februar 1831 unter Diebitſch in 
Polen einziehenden Truppen hatte ſich Polens Heldenhaufen mit 
Entſchloſſenheit entgegengeſtellt. Das erſte Zuſammentreffen in 
Grochow, wo die Polen von Radziwill befehligt waren, war für 
dieſe unglücklich ausgefallen; in den folgenden Treffen aber bei 
Jyani und Dembewilkie hatten ſie den Ruſſen beträchtliche Verluſte 
beigebracht; unglücklicherweiſe für ſie verletzte der Anführer bei dieſen 
Siegen Dwernicki das öſterreichiſche Gebiet und wurde von öſter— 
reichiſchen Truppen gefangen genommen, während eine gleiche Ver— 
letzung von Seite Rußlands ohne Bemerkung hingenommen wurde. 
Das Hauptheer der Polen unter Sczrineckt, dem Zeitverluſt in feinen 
Anordnungen vorgeworfen wird, war dadurch geſchwächt worden 
und konnte die Schlacht von Oſtrolenka (26. Mai), in der ſich 
als Artillerieoberſt Bem, der im letzten Kriege der Ungarn eine ſo 
bedeutende Rolle ſpielte, auszeichnete, trotz der äußerſten Tapferkeit 
nur mit ungeheurem Verluſt beſtehen, deſſen Folge der Rückzug 
nach Warſchau war. Für einige Monate mußte der Feldzug ein— 
geſtellt werden, indem die Ruſſen wegen eines Verluſtes bei Oſtro— 
lenka ſich ebenfalls hatten zurückziehen müſſen und wegen der Ver— 
heerungen der Cholera von einem entſcheidenden Schritte abgehalten 
wurden. Es war während dieſes Stillſtandes, als der Plan eines 
hervorragenden Polen bei Oeſterreich und Frankreich geheim be— 
ſprochen wurde, mit der Erklärung der Unabhängigkeit Polens, 
das einen öſterreichiſchen Prinzen zum Fürſten haben ſollte, dem 
Kriege trotz dem Wiener Vertrage ein Ende zu machen, und ſo einer 
gefährlichen Nachbarſchaft Rußlands ſich zu entziehen. Der Plan 
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fcheiterte, weil Frankreich nicht ohne England darauf eingehen wollte 
und Palmerſton denſelben verwarf. Nichts hinderte daher den 
Czar, in einem letzten Feldzug gegen Ende des Sommers neue 
Heerſchaaren unter Paskewitſch gegen Polen ins Feld zu ſtellen, 
das bei der großen Unordnung und Uneinigkeit in der Anordnung 
der Regierung und durch Streitigkeiten auf dem Landtage geſchwächt, 
dem Feinde nur mit einer geringen Mannſchaft ſich entgegenſtellen 
konnte. In Warſchau wurde die letzte Schaar der Polen trotz 
verzweifelter Gegenwehr beſiegt, und nach der Einnahme dieſer Stadt 
den 6—7. September konnte der Miniſter der auswärtigen Ange— 
legenheiten den eröffneten Kammern die Botſchaft überbringen: „Die 
Ordnung herrſcht in Warſchau.“ Polen war jetzt vollſtändig dem 
Czar anheimgegeben, der es „wälzte“ (je la roulerai), wie er beim 
erſten Ausbruch des Krieges geſprochen hatte. Frankreich hatte 
für einen beſiegten Freund keine Worte, keinen Einfluß mehr; an— 
ſtatt deſſelben iſt ihm ein ſiegender Feind näher gerückt, der unter 
diplomatiſcher Freundſchaft ſeine unzweideutigen Abſichten verhüllte. 

Und du Italien, welches war dein Loos, als auch du auf 
Frankreich hoffend das Joch der Prieſterſchaft abſchütteln, der Will— 
kuͤr kleiner Tyrannen ein Ende machen wollteſt?! Zwei verſchiedene 
Bewegungen müſſen hier hervorgehoben werden. Die Eine groß 
und allgemein, welche zum Zwecke die Unabhängigkeit Italiens hatte, 
und zu welcher im Anfange ſelbſt ein regierender Fürſt, der Herzog 
von Modena, gehörte, in der Hoffnung das Haupt des vereinten 
Staates zu werden. Daher finden wir die Vertreter dieſer Anſicht 
beſonders in Modena thätig: an ihrer Spitze ſtanden Menotti und 
Misley. Wie aber der Herzog das demokratiſche Element in der 
Bewegung zu fürchten begann, wurde er plötzlich der Feind ſeiner 
frühern Anhänger, die auch ohne ihn ihren Plan betrieben und 
eine berechnete Thätigkeit entwickelten. Plötzlich wußte er ſie den 
3. Februar 1831 in ihrem Verſammlungsorte zu überfallen; Me— 
notti wurde gefangen; der Herzog glaubte jedoch nicht Stand halten 
zu können und entfloh nach Mailand, um die Oeſterreicher zur 
Intervention zu bewegen. Die Zweite hatte einen beſondern Cha— 
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rakter, indem ſie die verderblichen Einrichtungen der päpſtlichen Regie— 
rung zu bekämpfen beſchloß. Dieſe hatte Mittel-Italien in einen trau⸗ 
rigen Zuſtand gebracht. Sie war nicht mehr eine durch den Glauben 
aufrecht gehaltene Theokratie, ſondern eine mit Gewalt ſich be— 
hauptende Tyrannei. Die Regierung war in den Händen unwiſſen— 
der, verdorbener Prälaten, die für ihre Laſter ſelbſt nicht mehr das 
Schamgefühl kannten; in den Geſetzen herrſchte keine Feſtigkeit, die 
Staatskaſſe war gewiſſermaßen der Plünderung anheimgeſtellt; die 
Abgaben wurden geändert oder vermehrt, je nach der Laune des 
Herrſchers; der Wiſſenſchaft war die Anerkennung verſagt, der 
Geiſt der Privatinduſtrie ermangelte jedes Lebens und jeder Unter— 
haltung; es herrſchte keine Achtung für die Freiheit des Geiſtes, 
keine Achtung für die Würde des Menſchen. Dieſe Lage wurde 
am ſtärkſten in der Romagna gefühlt, und hier gieng Bologna in 
der Erhebung voran. — Was wird Frankreich thun? Eine Maſſe 
Flüchtlinge, welche ſich in der Umgebung Lyons verſammelt hatten, 
wurden von der Regierung verhindert, die italieniſchen Gränzen zu 
überſchreiten und ihren Brüdern beizuſtehen. Wird es aber ſelbſt 
einſchreiten, oder das Einſchreiten fremder Mächte und insbeſondere 
Oeſterreichs verhindern, das aus ſeiner verzweifelten Lage in Ober— 
Italien, aus ſeinen Bedürfniſſen wie jetzt ſo auch damals ein Recht 
ſich machte, auf die umliegenden Staaten eine beſtändige Oberauf— 
ſicht auszuüben, verbunden mit der Unterdrückung eigener Aufſtände? 
Wird nicht Frankreich wenigſtens das Geſetz der Nichtintervention 
behaupten und die Bürger des Landes ſich mit ihren Fürſten nach 
Willen und Recht austragen laſſen? Dieß war die ſtehende Anſicht. 
Sie wurde ſo ausgeſprochen: „Wenn Frankreich ſich in einen kalten 
Egoismus verſchließen und ſagen würde, daß es nicht intervenire, 
ſo könnte dieß als Feigheit erſcheinen; ſeine ihm als eines mächtigen 
und edlen Volkes würdige Haltung iſt, nicht zu dulden, daß 
man von irgend einer Seite her intervenire.“ — 
„Die Nichtintervention wird gewiſſenhaft beachtet werden, allein 
unter der weſentlichen Bedingung, daß ſie auch von andern geachtet 
wird.“ Dieſe Anſicht war die des Miniſteriums Laffitte und ſeiner 
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Anhänger und fand nur einen Widerſtand in dem perſönlichen 
Willen des Königs, der von Sebaſtiani unterſtützt wurde. Wäh— 
rend in Wien der franzöſiſche Geſandte gegen jede Intervention 
proteſtirte und auf die drohende Antwort Oeſterreichs, die er un— 
längſt nach Paris befördert hatte, ſelbſt eine Kriegserklärung im 
Falle einer Intervention erwartete, wußte man in Paris die Ant— 
wort Oeſterreichs zu verheimlichen, und ihm im Miniſterrathe eine 
Gegenpartei zu bilden, ſo daß er zur Niederlegung ſeines Amtes 
gezwungen war. Die Truppen Oeſterreichs zogen daher gemäß 
dem Willen Metternichs in Italien ein, nahmen Modena und 
Parma, von wo die Herzogin Maria Louiſe geflohen war, in Be— 
ſitz und warfen ſich in die Beſitzungen des Papſtes. Den 21. März 
hielten ſte den Einzug in Bologna. Die Truppen der Romagna, 
denen gute Führer mit einer kräftigen Leitung, Waffen und Geld 
mangelten, waren zum Rückzuge nach Ankona genöthigt, das ſie 
gegen eine Kapitulation an die päpſtlichen Machthaber abtraten. 
Der Papſt, Oeſterreich und der Herzog von Modena waren ſomit 
jetzt die Meiſter in Italien, ohne das Frankreich irgend einen Ein— 
fluß zu behaupten wußte. Es geſchah übrigens auf eine Ueberein— 
kunft der Mächte einſtimmig, daß der Papſt zu irgend welchen An— 
ordnungen aufgefordert wurde, die namentlich eine Betheiligung der 
Städte in der Verwaltung und die Bildung eines Staatsrathes 
mit Zulaſſung von Weltlichen verlangten. Nur unter dieſen Be— 
dingungen hielt man die Ruhe für möglich und glaubte Oeſterreich 
ſich zurückziehen zu können. 

Die Thätigkeit Frankreichs war bis jetzt in Italien weder dem 
Intereſſe des Völkerrechts, noch dem der franzöſiſchen Nation, ſon— 
dern lediglich dem der Regierung entſprechend geweſen. Eine an— 
dere Wendung trat im folgenden Jahre ein, als der Papſt anſtatt 
dem Willen der Mächte Genüge zu leiſten, gerade das Gegentheil 
that und die päpſtliche Herrſchaft beſonders in der Romagna mehr 
ausdehnen und Bologna von einer Armee beſetzen laſſen wollte, 
deren Zuſammenſetzung Grauen erregte. Die Romagna waffnete 
ſich wieder; die Bürgergarden, welche ein Jahr vorher nur ſchwach 
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der Revolution ſich angeſchloſſen, fühlten ſich beleidigt und griffen 
zu den Waffen, um fo eher als die päpſtlichen Truppen ihren 
Weg mit Schreckensſzenen bezeichneten, ſo daß zum zweiten Male 
Oeſterreichs Hülfe nöthig war, die es gemäß einem zwiſchen Wien 
und Rom abgeſchloſſenen Vertrage leiſtete. Allein dies hatte Pe— 
rier nicht ſobald vernommen, als er auf eigene Verantwortlichkeit 
einige Kriegsſchiffe ausrüſten und Ankona beſetzen ließ. (22. und 
23. Februar.) Dem allmächtigen Einfluſſe Oeſterreichs in Italien 
war ſo wenigſtens ein Element entgegengeſetzt, das Europa und 
Italien als ein revolutionäres anſahen und hier beſonders im ent— 
ſprechenden Augenblicke von Bedeutung ſein konnte. Was die Höfe 
von Europa hier als eine Verletzung des Völkerrechts anſahen, iſt 
gerade das Gegentheil: eine Abweiſung eines fremden Einfluſſes 
und einer fremden Macht in einem Lande, das gegen alle Rechte 
regiert wird. Daß der Papſt die Oeſterreicher nach Bologna rief, 
mag Oeſterreich zum Einſchreiten veranlaßt haben; die Thätigkeit 
Frankreichs war ſchon länger von ganz Italien gefordert. Ja ſie 
hatte von Frankreich aus eine beſondere Bedeutung, indem bei dem 
erſten Ausbruche daſſelbe von Oeſterreich zu einer gemeinſchaftlichen 
Berathung über die römiſchen Angelegenheiten berufen worden; die 
Nichtbefolgung der Reſultate derſelben mit der Folge, daß Oeſter— 
reich's Einfluß allein überwiegend wurde, forderte daher ein Zu— 
rückkommen auf die damalige Sachlage und ſo nothwendig eine 
militäriſche Beſetzung. Sie dauerte bis den 25. Oktober 1838 
unter dem Miniſterium Molé, das den Rückzug befahl, wie die 
Oeſterreicher Bologna verlaſſen hatten, zum Verdruſſe beſonders 
von Thiers, der nicht ohne vorhergehende Unterhandlungen mit 
dem Papſte und Oeſterreich, mit dem Zwecke, Oeſterreich in ſeinen 
Uebergriffen zu hemmen, den Abzug hatte erfolgen laſſen wollen. 
Was in der Art des Einſchreitens zu tadeln bleibt, iſt die Inter— 
vention auf dem Boden des italieniſchen Volkes ſelbſt, anſtatt 
Oeſterreich entſchiedener anzugreifen: denn auf andre Weiſe erſcheint 
ſie als ein Schlag auf ein Reich, eben weil der Feind ſich das 
Recht zu ſchlagen nimmt. 
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Viel weniger als in dieſen zwei Aufſtänden Italiens tritt 
Frankreich beim Einfall Mazzini's von Genf aus nach Savoyen 
auf irgend eine Weiſe für Italien auf. Die Hülfe, welche Italien 
von ſeinen jetzigen Anhängern in Frankreich zu erwarten hatte, 
wurde vereitelt. Zwei Gründe treten auf gleiche Weiſe hier gegen 
eine Einmiſchung auf. Einmal war das Unternehmen Mazzini's 
als von vorneherein erfolglos angeſehen worden; ſelbſt die eifrigſten 
Anhänger für die Unabhängigkeit und Freiheit Italiens, wie Buo— 
narotti in Paris, ſprachen dagegen. Der allgemeine Aufſchwung, 
den das Jahr 1830 gegeben hatte und mit dem zuerſt etwas zu 
thun geweſen wäre, war vorbei, die gehörigen Vorarbeiten fehlten. 
Dann aber war Frankreich ſelbſt nicht mehr auf revolutionärem 
Boden; ſeine Regierung war mit den Mächten in freundnachbarliche 
Verhältniſſe getreten und hatte im Innern gegen einen Feind zu 
kämpfen, der ſich gerade jetzt im ſüdlichen Frankreich wiederum 
regte. Dieſe Angelegenheit hatte daher für Frankreich keine beſon— 
dere Bedeutung und verdient nur deshalb Erwähnung, weil es 
durch ſie den Großmächten ſich anſchloß, um mit ihnen oder gar 
für ſie gegen die Schweiz aufzutreten. Dieſes Auftreten bleibt uns 
jetzt zu erzählen, um damit die letzten Spuren der Bewegung von 
1830 im europäiſchen Volksleben verſchwinden zu ſehen, verſchwin— 
den durch den Staat, von dem doch die Revolution ausgegangen 
iſt, der aber jetzt andern Plänen zu huldigen hatte und ſich ſelbſt 
verläugnen mußte. 


Noch bevor wir auf dieſe Frage eingehen, iſt es nöthig, die 15 


Auffaſſung Frankreichs über die in den belgiſchen, polniſchen und 


italieniſchen Angelegenheiten befolgte Politik zu geben. Der Zeit— : 
punkt, den wir hiezu wählen und wobei wir beinahe wörtliche 5 
Ueberſetzung Louis Blanc's geben, iſt ein Jahr nach dem Aus— | 


bruche der franzöſiſchen Revolution, der 9. Auguft 1831, jene 
Zeit, in der Louis Philipp die Krone Belgiens ausgeſchlagen, über 
die Feſtungen an Holland Verſicherungen gegeben hatte, die von 
England aus beſtritten wurden, und ſoeben zum erſten Male 
Truppen in Belgien hatte einrücken laſſen, jene Zeit, in der Polen 
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bei Oſtrolenka geſchlagen worden und feine letzten Kräfte um War- 
ſchau vereinigte, in der ferner Oeſterreich in Modena und dem 
Kirchenſtaate eingerückt war, Frankreichs Parteiſtellung ſomit am 
thätigſten hätte ſein müſſen. „Welches ſind, ſo ſprechen die Ver— 
theidiger des Miniſteriums, die Beſchwerden der Widerſtandspartei. 
Aus einem Sturme hervorgegangen, welcher die Nationen in das 
große Wirrwarr zu treiben drohte, hat die franzöſiſche Regierung 
geſucht, ringsherum und im eigenen Lande Alles zu beſänftigen; 
iſt denn keine Größe in dieſer hohen Mäßigung? War ſie ſchuldig, 
wenn ſie dem wilden Vergnügen, das das Weltall (univers) um— 
kehren wollte, den Ruhm vorgezogen hat, daſſelbe von der dop— 
pelten Plage der Demokratie und der Eroberung gerettet zu haben? 
Man warf der Regierung vor, Italien den Oeſterreichern, Belgien 
den Engländern, Polen den Ruſſen Preis gegeben zu haben. Tö— 
nende und eitle Vorwürfe. Hat man in Italien nicht verſucht, 
was vernünftiger Weiſe zu verſuchen war? Haben die Miniſter 
des 13. März, als ſie an die Geſchäfte kamen, die öſterreichiſche 
Invaſion nicht ſchon in der Erbſchaft der Verwirrungen gefunden, 
welche ihnen das abgetretene Kabinet hinterlaſſen hat? Sie haben 
den Abzug aus dem römiſchen Staat verlangt, ſie haben ihn er— 
halten. Konnte man mehr verlangen? Wenn unſere Gränzen nicht 
bis an den Rhein zurückgetrieben, wenn Belgien nicht mit Frank— 
reich vereinigt wurde, wenn der König die ſeinem Sohne angebo— 
tene Krone nicht annehmen wollte, ſo ſind höhere Rückſichten ent— 
gegengeſtanden. Hätte man mit dem alleinigen Streben nach Ver— 
größerung Europa der Entſtehung eines allgemeinen Feuers aus- 
ſetzen ſollen? Hätte man in der Hoffnung einer zweifelhaften Er— 
oberung gegen uns das engliſche Volk bewaffnen ſollen, den einzigen 
Bundesgenoſſen, den die Juli-Revolution uns gegeben hat? Hätte 
man die Völker, auf denen noch das Andenken Napoleons und 
ſeiner Schlachten laſtete, durch die Drohung mit dem Erwachen 
unſeres alten Ehrgeizes glauben laſſen ſollen, daß jene lange De— 
müthigung Europa's, welche 15 Jahre dauerte, wieder beginne? 
Würde ſich Frankreich verringert finden, wenn es ſich zu gleicher 
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Zeit uneigennützig und furchtgebietend zeigte? Es liegt übrigens eine 
gewiſſe Einfältigkeit darin zu glauben, daß die Belgier Engländer 
würden, weil ein engliſcher Prinz ihnen als König vorgeſchlagen 
wurde, wie wenn die Intereſſen der Völker, ihre Satzungen, ihre 
natürliche und moraliſche Erhaltung von dem Orte abhängen könn— 
ten, wo es dem Schickſale gefallen hätte, ihren Fürſten das Va— 
terland zu geben. Was Polen betrifft, ſo war ſein Muth ohne 
Zweifel bewunderungswürdig und ſeine Leiden des allgemeinen Mit— 
leidens werth. Allein, wie konnte man ihm zu Hülfe kommen? 
Indem es von uns durch die ganze Breite des Kontinents mit 400 
Stunden entfernt iſt, verdammte uns die geographiſche Lage zu 
fruchtloſen Klagen, zu Wünſchen ohne Macht. Eine Armee zu 
ſeiner Hülfe marſchiren laſſen, hieße die rieſengroßen Unternehmungen 
Napoleons an dem Punkte wieder aufnehmen, wo ſie geſcheitert 
ſind. Und wozu? Um Oeſterreich und Preußen zu zwingen, ſo— 
gleich mit den Ruſſen eine auf den Tod feindliche Verbindung zu 
ſchließen in der Art, daß unſere Truppen, wenn ſie nach Warſchau 
kämen, hier nur eine verlaſſene Stätte und Gräber fänden. Um 
Polen herzuſtellen? Napoleon ſelbſt hatte zu Tilſit, ſo ſehr er Na— 
poleon war, hiezu nicht genügt, obwohl er eine halbe Million 
unbeſiegbarer Krieger unter ſich hatte. Nun, hätten die Miniſter 
von 1831 mit einer unvollſtändigen, ſchlecht organifirten und aus 
Konſkribirten zuſammengeſetzten Armee das vermocht, was jener 
gewaltige Mann nicht thun konnte, der, um zu ſpielen, Europa 
mit ſeinem Degen theilte? Die Anerkennung der polniſchen Natio— 
nalität wäre nur eine unkluge Windbeutelei geweſen, wie die Mittel, 
dieſe Erklärung durchzuführen, fehlten. Die Regierung hat ſomit 
Alles gethan, was ſie konnte, indem ſie ihre Vermittlung anbot 
und die andern Mächte anrief. Ueberdieß iſt es gut, daß die Wi— 
derſtandspartei ſich erklärt. Waren ein allgemeiner Krieg, ein Krieg 
auf Leben und Tod ihre Wünſche? In dieſem Falle hätte man er— 
klären ſollen, daß die Frage nicht um Krieg und Frieden, ſondern 
um Krieg und Freiheit ſich drehe; denn es iſt einem Volke, das 
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ſich in ſolche Unternehmungen ſtürzt, nicht gegeben, ſtillezuſtehen 
und zu ordnen. Kämpfe und das Kriegsgetümmel im Auslande 
verlangen im Innern unbedingte Ruhe und Stillſchweigen. Der 
Deſpotismus iſt die nothwendige Folge des Krieges. Napoleon 
hat dies bewieſen, und vor Napoleon der Konvent durch Handlun— 
gen, welche ſich nie mehr aus dem Gedächtniſſe der Menſchen ver— 
wiſchen laſſen. Habt Ihr einen Bund mit dem Siege geſchloſſen? 
fragte man einſt in jener Verſammlung. Nein, antwortete Bezire, 
der Montagnard, aber einen Bund mit dem Tode. Der Tod kam 
und forderte von ihm ſein Verſprechen zu halten. Ein Jahr war 
kaum verfloſſen als das Haupt Bezire's auf dem Schaffotte fiel. 
Wenn die Widerſtandspartei vor dem Gebrauche ähnlicher Mittel 
und dem bloßen Andenken dieſer Thaten nicht erbleicht, nun, ſo 
habe ſie auch den Muth, es zu geſtehen.“ So ſprachen ungefähr 
Perier, Thiers, Sebaſtiant, Duvergier de Hauranne und Remuſat. 
Ihnen aber entgegnete die Widerſtandspartei in den Perſonen des 
Generals Lamarque, des Marſchalls Clauzel, Mauguin's, Big— 
noti's und Larabit's. Ja, wir klagen Euch an, das Intereſſe 
Frankreichs gefährdet zu haben, das in feiner Chre, in der Zu— 
kunft der Ziviliſation, in ſeiner Größe beſteht. Erinnert Euch an 
das, was wir vor einem Jahre waren und was wir heute ſind. 
Mit welchem Glanze waren wir 1830 nicht umgeben! In den 
Augen der erſtaunten Völker und von Schrecken getroffenen Könige 
hatten wir in der That und für große Zwecke den Szepter wieder 
ergriffen, welcher den Händen Napoleons entfallen iſt. Nie war 
eine glänzendere Lage einem Volke durch das Schickſal geboten, und 
wir hatten keineswegs nöthig, die Welt über den Haufen zu wer— 
fen, um ſie zu ändern: ſie hatte ſich uns auf Gnade und Ungnade 
ergeben. Was können wir aber und was thun wir heutzutage in 
Europa? Gerecht ſein können, wenn man ſtark iſt, iſt eine hohe 
Mäßigung; aber ſtark ſein und Ungerechtigkeit dulden iſt das Zeichen 
der Engherzigkeit. Nun? Die Oeſterreicher, welche Italien ohne 
anderes Recht als das des Deſpotismus mit Füßen treten, und 
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die Konferenz, welche Nationalitäten“) theilt, ohne Rückſicht auf 
Ueberlieferung, Intereſſen und Neigungen der Völker und ganz 
einfach nach dem Gutfinden von vier Königen; — die Laſten, welche 
ein edles Volk austilgen, weil es ihre Herrſchaft nicht mehr er— 
träglich gefunden hat: — das habt Ihr erlaubt! Ihr habt die 
rohe Herrſchaft der Gewalt ſich überall feſtſetzen laſſen zum ewigen 
Unglück derer, welche auf unſere Hülfe zählten und uns liebten. 
Ihr gabt vor, als hättet Ihr bei Euerm Amtsantritte den öſter— 
reichiſchen Einfall ſchon begonnen gefunden. Wer weiß aber nicht, 
daß Laffitte fiel, weil er Oeſterreich drohte, und daß Ihr nur mit 
Verachtung und Drohung von ſeiner Seite zur Regierung gekom— 
men ſeid? Ihr habt den Abzug aus den römiſchen Staaten ver— 
langt im März und ihn erhalten im Juli, d. h. nach der Hinrich— 
tung Menotti's und ſeiner Gefährten, nach der Wiedereinſetzung 
Marie Louiſens in Parma, nach der bleibenden Beſetzung Ferrara's, 
nach der Uebereinkunft von Ankona, nach den Gütereinziehungen, 
Aechtungen und Einkerkerungen, mit einem Worte: als Oeſterreich 
in Italien nichts mehr zu thun hatte. Ihr habt alſo ſelbſt und ohne 
von der gehäſſigen Seite dieſer Duldung zu ſprechen, die Herrſchaft 
Oeſterreichs über die italiſche Halbinſel gut geheißen, eine Herr— 
ſchaft, die zu jeder Zeit ſo ſehr den Intereſſen Frankreichs ent— 
gegengeſetzt iſt, eine Herrſchaft, die unſere Väter dreihundert Jahre 
lang bekämpft haben. Soll man Euch nach Belgien folgen? Es 
handelte ſich um keine Eroberung, ſondern um eine Annahme. 
Gewiß, unſere Thorheit iſt groß geweſen, wenn wir den Belgiern 
Gewalt anthaten, um ſie zu verhindern, über ſich ſelbſt zu unſern 
Gunſten zu verfügen. Aber, ſo ſagt Ihr, England hätte uns 
ſeine Freundſchaft zurückgezogen. Wenn es einen ſolchen Preis auf 
ſeine Freundſchaft ſetzt, ſo wäre ſein Haß uns weniger verderblich. 
Ihr aber habt Belgien preisgegeben, und zwar nicht ohne daſſelbe 
zu reizen. Uns plagt nicht, daß der König Leopold ein Unterthan 
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Englands iſt; allein feine Wahl hat unbeftritten das Verderbliche 
gehabt, daß ſie die Ueberlegenheit der britiſchen Staatskunſt zeigte 
und die Belgier nöthigte, nicht mehr an unſere Geſchicklichkeit 
oder an unſer Uebergewicht zu glauben. Da liegt das Uebel. Die 
Folgen kann man vorausſehen. Die Engländer haben ſo im Nor— 
den von unſern Gränzen einen Brückenkopf zum Kriege erworben, 
und überdieß ſind Birmingham und Mancheſter, d. h. die engliſche 
Induſtrie, vor unſern Thoren. Man verſpricht uns zwar, daß die 
Feſtungen, welche ehemals gegen uns erhoben wurden, abgetragen 
werden ſollen. Abgetragen? Da es ſo vortheilhaft wäre, ſie ſtehen 
zu laſſen und ſie zu den unſerigen zu machen. Ueberdieß hat der 
Graf Grey in Bezug auf dieſen Punkt die Kronrede zurückgewieſen; 
weiſet nun Eurerſeits die kränkenden Erklärungen Grey's zurück! 
War es, was Polen betrifft, möglich — ja oder nein — demſelben 
anders als mit den Waffen in der Hand zu helfen? Ihr habet 
Euere Vermittelung angeboten: iſt ſie angenommen worden? Das 
hättet Ihr nun zeigen ſollen. Wunderbar! Ihr habt einen Kon— 
greß bilden helfen, um einen Streit zu enden, der ſich auf Hol— 
land und Belgien beſchränkte, und Ihr habt keinen Kongreß zu Stande 
zu bringen gewußt, um Unterhandlungen an die Stelle eines ab— 
ſcheulichen Krieges zu ſetzen. Wozu ein Zuſammentritt nach dem 
Aufſtand von Brüſſel? Warum keiner nach dem Aufſtand von War— 
ſchau? Eben deshalb, weil im erſten Falle die Vereinigung ſich 
gegen uns bildete, während ſie im zweiten ſich gegen Rußland ge— 
ſtaltet hätte? Hättet Ihr doch die polniſche Nationalität anerkannt! 
Denn inſofern Frankreich, durch Euch regiert, nicht auf einmal der 
Gegenſtand des Gelächters geworden iſt, ſo müſſen wir zugeben, 
daß irgend eine Macht in ſeinem Wollen liegt, wenn es thatkräftig 
kund gegeben wird. Welche Wirkung hätte nicht in Lithauen, 
in Volhynien, in Podolien, in Galizien, in Ungarn dieſe feierlich 
von Frankreich ausgeſprochenen Worte hervorgebracht: , wir aner— 
kennen die polniſche Nationalität.“ Es war alſo nicht nothwendig, 
um ein Volk zu retten, unſerer Armee 400 Stunden zu durchlaufen 
zu geben. Was die Furcht betrifft, Oeſterreich und Preußen wä— 
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ren dadurch in den Streit gezogen worden, jo wäre fie unbegründet 
geweſen, wenn die franzöſiſche Regierung den Muth gehabt hätte, 
vom franzöſiſchen Standpunkte aus das Geſammte des europäiſchen 
Syſtems zu umfaſſen. Denn alsdann hätte Oeſterreich fein Polen 
in Italien, Preußen das ſeinige auf dem linken Rheinufer gehabt. 
Was liegt übrigens in der bewaffneten Intervention Oeſterreichs 
und Preußens. Interveniren denn dieſe zwei Mächte heutzutage 
nicht auf eine beinahe eben ſo entſcheidende Weiſe? Liefert Preußen 
nicht den Moskoviten Waffen, Lebensmittel, Kriegsgeräthe, wäh— 
rend Italien zu ſeiner Vertheidigung gegen ſeine zahlloſen Feinde 
nur ſeinen Muth und die verachteten Wünſche Frankreichs hat?“ 

Hatte die bisher geſchilderte Politik nach außen, die mehr in 
einer Unthätigkeit beſtand, die eben geſchilderte gewaltſame Auf— 
regung gefunden, welchen Eindruck mußte es nicht auf Frankreich 
machen, wenn die Regierung, die immer mehr Gegner auf der 
Widerſtandspartei zählte, mit einer rüſtigen Thätigkeit gegen die 
Schweiz auftrat, welche alle Parteien gleichmäßig als einen natür- 
lichen Verbündeten Frankreichs in allen ſeinen Lagen anerkannten, 
mit einer Thätigkeit, bei der Louis Philipp ſich zum Polizei-An- 
geſtellten der Mächte ſchuf, und deren Reſultat nichts anders ſein 
konnte, als die Verminderung der Achtung und des Einfluſſes in 
der Schweiz, inſoweit auf dem diplomatiſchem Gebiete von ſolchem 
die Rede iſt. Denn man vergeſſe nie, daß Frankreich ein derar— 
tiges Auftreten immer von dieſem Standpunkte anſieht und eifer— 
ſüchtig auf die Bedeutung anderer Mächte, beſonders Oeſter— 
reichs iſt. 

Die Veranlaſſung zu dieſen Unterhandlungen gaben die in der 
Schweiz anweſenden Flüchtlinge. Polen, Italiener und Deutſche, 
indem die Kommiſſion des Bundestages nach den erſten Schrecken 
der Juli-Revolution ſich erholt und Umſturz zu wittern begonnen, 
hatten in der Schweiz eine gaſtliche Stätte gefunden, ohne aber, 
wie leicht zu denken iſt, auf ihre Gedanken und Pläne, denen 
ihr ganzes Leben gewidmet iſt und für die ſie in Schlachtreihen 
geſtanden, Verzicht zu leiſten. Waren fie nun auch früher beſon— 
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ders Oeſterreich ein verhaßter Gegenſtand, ſo glaubte man einer 
ſolchen Geſinnung gar keine Rechnung tragen zu müſſen. Erſt 
wie Mazzini einen Zug nach Savoyen betrieb und vollzog, woran 
er durch die Kantonsregierungen von Genf und Waadt theilweiſe 
verhindert wurde, ſo daß das Unternehmen ein von Anfang an 
verfehltes war, nahmen ſie die Kantone und der Vorort in beſon— 
dere Beaufſichtigung, während ſie früher unter den Allen gemeinen 
freien Geſetzen der Schweizer lebten. Einige Flüchtlinge wurden 
in der That ſofort weggewieſen, und gegen andere wurde eine Un— 
terſuchung anhängig gemacht. Um aber, wenn es nöthig ſein 
ſollte, denſelben irgend welchen Aufenthalt im Auslande möglich 
zu machen, wurde den 22. Juni 1836 Frankreich vom Vororte 
um freien Durchzug angeſucht. Damit nicht zufrieden glaubte Thiers, 
der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, von dem die den 
18. Juli von Montebello überreichte Note abgefaßt war, Beſchwer— 
den über die Flüchtlinge ſowohl, als gegen die zu nachläſſige Ueber— 
wachung derſelben durch die Regierungen der Schweiz vorbringen 
zu müſſen, denen die Drohung folgte, daß die Mächte, wenn die 
Schweiz den Anforderungen nicht Genüge leiſte, zu ſelbſteigenem 
Einſchreiten bewogen würden. Es wurden hiebei nicht nur Pläne 
z. B. von Königsmord den Flüchtlingen zugeſchrieben, ſondern auf 
die Organiſation der Schweiz der Tadel der Schwachheit derart 
geworfen, daß das eigentliche Recht, wer in der Schweiz zu regie— 
ren habe, in Frage geſtellt und eine Intervention deßhalb als bei— 
nahe nothwendige Folge gehalten wurde. Der ganze Ton und In— 
halt der Note war der Art, daß ſelbſt in England der Miniſter 
der auswärtigen Angelegenheiten, Palmerſton, deßwegen interpellirt 
wurde. Nicht genug! in vertraulichen Mittheilungen an den fran— 
zöſiſchen Geſandten in der Schweiz ſtellte Thiers einen Blokus als 
nahe Maßregel der Mächte in Ausſicht. 

So ſehr man nun einerſeits auch an der Flüchtlingsfrage feſt— 
hielt, obſchon noch viele Schweizer im Betragen der Flüchtlinge 
gar keinen Grund zu einſchreitenden Maßregeln ſahen, ſondern ſie 
kräftig in Schutz nahmen, ſo ſehr war auf der andern Seite das 
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Unabhängigkeitsgefühl der Schweizer verletzt und rief in mehrern 
Volksverſammlungen zu Reiden, Flawyl, Uetikon, Münſingen 
kräftige Proteſtationen gegen eine ſolche Verletzung der Rechte einer 
Nation hervor. Die Antwort der Tagſatzung mußte dieſer Bewe— 
gung Rechnung tragen und in entſprechender Weiſe der Erhebung 
entgegnen: „Die Eidgenoſſenſchaft hat durch die That bewieſen, daß 
ſie ihre Pflichten kennt, ohne daß man ſie an ſelbe erinnert, und 
daß ſie dieſelben erfüllt, ohne daß man ſte auffordert. Allein ſie 
kennt auch ihre Rechte, welche ihre geographiſche Lage nicht ſchwächt. 
Daher kann ſie nie den Anſpruch zulaſſen, daß Andere als ſie das 
Recht ſich beilegen, über die Flüchtlinge, welche in der Schweiz 
Verſchwörungen anzetteln, Recht ergehen zu laſſen, und der Milde, 
die ſie ausübt, ein Recht zu ſetzen. Die Tagſatzung weist auf das 
Thatkräftigſte eine ſolche Verletzung der eidgenöſſiſchen Selbſtherr— 
lichkeit zurück, ſtark durch das Recht eines ſouveränen und unab— 
hängigen Staates und durch die Unterſtützung der ganzen Nation.“ 
Was den Vorwurf über die Einrichtung der ſchweizeriſchen Regie— 
rungsverhältniſſe betraf, wogegen Thiers die mächtige Organiſation 
der Verwaltung, die militäriſche Macht und die Mittel der Polizei 
Frankreichs hervorhob, ſo wurde ſchweizeriſcher Seits, die That— 
ſache entgegengeſetzt, daß trotzdem Frankreich die Schaaren Revo— 
lutionärs, die Mazzini beiſtanden, nicht abhalten konnte. Richtiger 
hebt überdieß die Geſchichte, der es um die Begründung eines Völ— 
kerrechtes zu thun iſt, hervor, daß bei einer ſo ſtarken Organi— 
ſation und militäriſchen Macht im Innern, ein Auftreten gegen 
das Ausland wegen einiger Flüchtlinge höchſt unbegründet iſt, daß 
die Furcht vor denſelben die Ungerechtigkeit und Machtloſigkeit der 
Zuſtände des vorgehenden Staates im Innern beweist — und daß 
er nicht von einem fremden Staate die Stütze zu ſeiner Erhaltung 
fordern kann. Vorzüglich muß der Grund verworfen werden, als 
verpflichten die Bedürfniſſe eines Staates, die durch deſſen innere 
Einrichtungen und nicht gerade durch die völkerrechtliche Stellung 
hervorgerufen ſind, den andern Staat zu mehr als gewöhnlichen 
Leiſtungen. Pflichten und Rechte auf dieſem Gebiete werden nur 
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durch Vertrag begründet, der hinwiederum nur inſofern gültig iſt, 
als er auf vollſtändiger Freiheit der Staaten beruht. Die würdigſte 
Erwiderung für einen Staat, der auf das Recht gegründet iſt, die 
paſſendſte Antwort für einen Miniſter, der in der Wahl ſeiner 
Mittel nicht bedenklich war, enthielt folgende Stelle: „Wenn die 
Schweiz die Fremden beſtraft, deren verbrecheriſche Abſichten ſich 
durch Handlungen, deren Bedeutung bekannt iſt, verrathen haben, 
ſo könnte ſie nicht daſſelbe thun, mit Rückſicht auf die, von denen 
man einfach den Verdacht hat, daß ihre Pläne wenigſtens mit der 
Abſicht und der Hoffnung auf in Frankreich verübte Verbrechen in 
Verbindung ſtehen. Die Schweiz ergreift Maßregeln gegen Fremd— 
linge, welche ſich verrufener Handlungen ſchuldig gemacht haben, 
aber ihre Polizei wird nie in die Gewiſſen dringen, um Abſichten 
zu erhaſchen, und ihre Gerichte werden niemals Hoffnungen be— 
ſtrafen.“ 

In der Angelegenheit der Flüchtlinge, die man nicht außer 
Acht ließ und die durch die andere, welche auf das Recht der 
Schweiz gieng, jetzt einen beſondern Charakter bekam, indem ein 
Mehreres ein Zurückweichen von der eigenen Ehre ſei, glaubte die 
Tagſatzung aber dieſe Empfänglichkeit nicht anwenden zu müſſen, 
und nahm den 23. Auguſt das ſg. Konkluſum, zu dem die 
Stände eigens ihre Beiſtimmung geben mußten, an. Daſſelbe 
machte die Ueberwachungsſache zu einer ſchweizeriſchen, wie ſie bis— 
her eine kantonale geweſen, und legte den Kantonen die Verbind— 
lichkeit auf, die Individuen, die ſich einer gefährdenden Handlung 
ſchuldig machen würden, auszuweiſen. Vier Kantone, und unter 
dieſen gerade die franzöſiſch ſprechenden Waadt und Genf, verwei— 
gerten ihre Zuſtimmung. 

War ſo auf eine Weiſe dieſe Angelegenheit beendigt, ſo be— 
ſchäftigte ſie Frankreich noch weiter, weil ein anderer Umſtand in 
die Frage verflochten wurde, der dann die Antwort Frankreichs 
beſtimmte. Nicht genug an einem offiziellen Vertreter des fran— 
zöſiſchen Staates in der Schweiz, glaubte Montalivet, der Miniſter 
des Innern und beſonders den Intereſſen des Königs ergeben war, 


179 


einen außerordentlichen Gefandten hinſenden zu müſſen, nämlich den 
Spion Conſeil, der die Flüchtlinge beobachten und beſonders irgend 
welchen Zuſammenhang mit den verſuchten Angriffen auf das Leben 
des Königs herauswittern ſollte. Von Montebello dem Vororte 
als Betheiligter am Mordverſuche Fieschi's bezeichnet, wurde ihm in 
Bern der Aufenthalt nicht geſtattet. Er reiste nach Frankreich 
zurück und erſchien mit einem andern Paſſe wieder in Bern; allein 
da er ſich auf dieſen nicht ſicher glaubte, fo ließ er ſich vom franzöſi— 
ſchen Gefandten in der Schweiz einen andern ausſtellen, um unter 
einem andern Namen (Hermann) die andern Kantone zu beſuchen 
und mit den Flüchtlingen in Verkehr zu treten. Ueberdieß wies 
ihm der Geſandte noch Geld an. Da er aber den Verdacht von 
Flüchtlingen erregt hatte und endlich ſeine Eigenſchaft als Spion 
geſtehen mußte, wurde er verhaftet und in Verhör gezogen. Dieß 
ereignete ſich in der Zeit vom 25. Juli bis zum 10. Auguſt, ſo 
daß der Bericht hierüber zur gleichen Zeit wie die Berathung des 
Konkluſums vor die Tagſatzung gebracht wurde, die dann auch Ab— 
ſendung der betreffenden Aktenſtücke an die franzöſiſche Regierung 
beſchloß. Dieſe, deren Leitung in den auswärtigen Angelegenheiten 
jetzt Molé hatte, ſah in der Geſchichte mit Conſeil einen Umtrieb 
gegen Montebello, der dem Einfluſſe der Flüchtlinge zugeſchrieben 
wurde, und brach den 27. September in einer Note die diploma— 
tiſchen Verhandlungen mit der Schweiz ab, die der That nach ſchon 
früher aufgehört hatten. Das freundſchaftliche Verhältniß zwiſchen 
den zwei Staaten war gebrochen, und wenn das diplomatiſche nach 
einer Erklärung der Tagſatzung vom 17. Oktober auch wieder auf— 
genommen wurde, ſo blieb eine Mißſtimmung beider doch beſtehen. 
Anfragen, die in Frankreich von den Deputirten an die Miniſter 
geſtellt wurden, konnten von dieſen keine befriedigende Antwort 
finden, — ſo ſehr wälzten ſie die Verantwortlichkeit zurück. Thiers, 
der vorher Miniſterpräſident geweſen, mußte ſich mit der Antwort 
entſchuldigen, nicht Alles gewußt zu haben, und der beſonders be— 
theiligte Montalivet war aus dem Miniſterium geſchieden; ſtatt 
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einer beſtimmten Antwort warf er der Kammer eine trotzige Er— 
klärung hin. 

Ebenfalls eine Flüchtlingsangelegenheit brachte zwei Jahre 
ſpäter ähnliche Verwicklungen zwiſchen denſelben zwei Staaten her— 
vor; ähnliche Betrachtungen können ſowohl über die Rechtsfrage 
wie über die Politik gemacht werden; das Rechtsbewußtſein wurde 
verletzt und die Schweiz noch mehr entfremdet. — Louis Napoleon 
Bonaparte hatte Amerika verlaſſen und war wieder auf ſeinen 
frühern Wohnſitz Arenenberg im Thurgau zurückgekehrt. Louis 
Philipp, der eine ſolche Nachbarſchaft für gefährlich hielt, forderte 
die Schweiz auf, denſelben auszuweiſen. Allein dieſe weigerte ſich, 
indem ſie keinen Schweizerbürger, was Louis Napoleon ſchon früher 
in Thurgau geworden war, aus ſeiner Heimath ausweiſen könne. 
Drohende Noten, abweiſende Antworten wurden gewechſelt, Truppen 
ſetzten ſich von beiden Seiten in Bewegung; von Lyon aus erließ 
General Aymar einen drohenden Tagesbefehl. Die Schweiz be— 
ſetzte die Gränzen von Baſel bis Genf, hier beſonders und im 
Waadtlande waren die Bürger zur entſchloſſenſten Gegenwehr gerüſtet. 
Die freiwillige Entfernung Bonapartes nach London hinderte das 
Zuſammentreffen der beiden Gegner. 

Zum dritten Male konnte aber Louis Philipp ſich gegen die 
Schweiz nicht erheben; die Nemeſis erreichte ihn, wie er die Sünde 
begehen wollte. 

Nach dieſer Auseinanderſetzung der Stellung der franzöſiſchen 
Regierung auf die Völkerbewegungen Europa's, wie ſie von der 
Revolution des Juli ausgegangen waren, müſſen wir die zweite 
Seite derſelben betrachten: das Verhältniß zu den Regierungen 
Europas in den wichtigen Fragen, welche außerhalb des durch die 
Revolution herbeigeführten Geſchichtskreiſes auftraten. 

Diejenige Angelegenheit, welche am meiſten durch die Revo— 
lution berührt wurde, war die orientaliſche Frage. Wir hatten 


ſie bereits bei den Urſachen, warum der Czar gegen die franzöſiſche 


Revolution ſo ſtark aufgebracht, Frankreich dagegen zu England 
hingetrieben wurde, berührt. Wir müſſen jetzt näher darauf ein- 
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gehen, um die ganze Wichtigkeit, welche der Weſten Europa's in 
der Anordnung des Morgenlandes hat, darzuſtellen, dabei aber 
wie bei den übrigen Fragen die Bedeutung hervorheben, die in 
der Einigkeit von England und Frankreich gegenüber Rußland 
liegt. Man kann ſich daher eines gewiſſen Eindrucks nicht er— 
wehren, wenn man ſie in den bedeutendſten Fragen auseinander 
gehen ſieht. Die Punkte, die uns den Stoff liefern müſſen, dieſe 
Einheit oder Uneinigkeit ſchwanken oder fallen zu ſehen, ſind in 
der eben berührten orientaliſchen Frage und in den Angelegenhei— 
ten der ſpaniſchen Halbinſel gegeben. 

Im Oriente iſt es das Sein oder Nichtſein des ottomaniſchen 
Reiches, auf das die Regierungen Europas ihr Augenmerk rich— 
teten. Die Staaten, welche hiebei am meiſten betheiligt waren 
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de ſſen Größe ſich zu entwickeln begann, wie es unter Peter dem 
Großen eine Seemacht wurde, drängte ſeither beſtändig darauf hin, 
eine Herrſchaft zur See im Süden Europa's, im mittelländiſchen 
Meere zu gründen. In verſchiedenen Kriegen mit der Pforte und 
den darauf begründeten Friedensſchlüſſen von Konſtantinopel (1774), 
Buchareſt (1812) und Adrianopel (1830) hatte es das ſchwarze 
Meer mit den umliegenden Ländern ſeiner unmittelbaren oder Schutz— 
herrſchaft unterworfen, ſo daß ihm, um ſein endliches Ziel zu er— 
reichen, nur der Ausgang ins Mittelmeer nöthig iſt. Dieſer iſt 
vom Beſitze Konſtantinopels, das die Meerenge des Bosporus be— 
herrſcht, welche vom ſchwarzen Meere durch das Marmorameer und 
die Dardanellen in's mittelländiſche Meer führt, abhängig. Da— 
her das Streben Rußlands, ſich dieſen Beſitz zu verſchaffen. Da— 
mit iſt ſeine Herrſchaft über das Mittelmeer, über die Staaten 
Europa's begründet, und beſonders die Macht Englands gefährdet. 
Dieſes hat gerade das entgegengeſetzte Intereſſe. Abgeſehen davon, 
daß ihm das ottomaniſche Reich einen bedeutenden Markt für ſeine 
Induſtrie darbietet, welchen es, wenn Rußland einmal im Beſitz 
von Konſtantinopel und des übrigen ottomaniſchen Reiches iſt, 
verlieren würde, liegt die Bedeutung ſeiner Macht in der Herrſchaft 
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des mittelländiſchen Meeres, in der Verbindung mit feinen großen 
Beſitzungen in Indien, eine Verbindung, die durch Rußlands 
Herrſchaft mehr als gefährdet, ja gänzlich geſtört würde. Daher 
ſeine Bemühungen, dieſe Verbindungsſtraße in der Erhaltung 
des ottomaniſchen Reiches in Aſien und Europa zu behaupten. 
Dieß war der Kernpunkt in der Politik des ältern Pitt, den er 
in den Worten ausdrückte: „Mit einem Menſchen, der die Inter- 
eſſen Englands nicht in der Erhaltung des osmaniſchen Reiches 
ſieht, habe ich nichts zu ſchaffen.“ England iſt davon nicht nur 
durch Rußland bedroht, ſondern es hat außerdem die franzöſiſche 
Politik zu bekämpfen, die ihm ſo gefährlich ſein kann, als die 
ruſſiſche Herrſchaft. Denn wenn auch England in Frankreich ent— 
ſchiedene Freunde für ſein geſammtes Regierungsſyſtem findet, ſo 
fehlt es ihm nicht weniger an Feinden, die in ſeiner Vernichtung 
ein Glück für Europa und insbeſondere für Frankreich ſehen. Es 
ſind dieſe Feinde nicht die im Innern Frankreichs Handel oder Ge— 
werbe treibenden Perſonen, nein, dieſe find durch das Schutzzoll— 
ſyſtem gegen die engliſche Konkurrenz geſichert, ſondern die Anhän— 
ger und Trümmer des alten Königthumes und der Ariſtokratie 
wegen der Erinnerungen vor der Revolution von 1789, und in 
dieſen Erinnerungen beſonders leben dieſe zwar morſchen Säulen 
des Mittelalters fort, — ſowie die Anhänger der franzöſiſchen 
Republik und des Kaiſerreiches nach der Revolution, denen Eng— 
land als der damalige Hauptfeind Frankreichs erſcheint und heut— 
zutage wegen ſeiner innern ariſtokratiſchen Einrichtung und der un— 
bedingten Seeherrſchaft, die Frankreich nur als Seemacht zweiten 
Ranges erſcheinen läßt, verhaßt iſt. Es waren beſonders dieſe 
Letztern, welche England in der vorliegenden Frage zu bekämpfen 
hatte. Denn ſie dringen auf eine Erweiterung und Hebung der 
franzöſiſchen Macht, welche ſich über das Gebiet Frankreichs hin— 
aus erſtreckt, und ſie haben ſich den Gedanken Napoleons zu eigen 
gemacht, aus dem mittelländiſchen Meere einen franzöſiſchen See 
zu machen. Daher haben ſie die Unternehmung gegen Algier be— 
grüßt, und drangen auf die Gründung einer ähnlichen Macht oder 
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eines der Macht ähnlichen Einfluffes in Aegypten und Syrien, 
wodurch England, wie im andern Fall durch Rußland, der Weg 
nach Indien geſperrt iſt. Dieſe Frage wird beſonders rege, wenn 
ſich in Aegypten eine Frankreich günſtige Macht bilden will, und 
unter der Vorausſetzung, daß das osmaniſche Reich ſich nicht zu 
erhalten vermag; zwei Vorausſetzungen, die eben 1831—1833 ſich 
begründet zeigten. Denn einerſeits hatte die türkiſche Regierung 
bereits durch die Verträge mit Rußland, wodurch die Moldau und 
Wallachei ſo zu ſagen von der Türkei getrennt wurden, durch ihre 
beſondere Stellung zu Serbien, durch das Aufgeben Griechenlands, 
durch Reformen, die am Glauben der türkiſchen Unterthanen ſchei— 
terten, bei einem entvölkerten Reiche, in dem nur der dritte Theil 
der Bewohner dem Islam zugethan iſt, ihre völlige Unfähigkeit, 
noch länger den Beſitz ihres Reiches zu behaupten, dargethan, — 
andererſeits Mehmed Ali durch Aneignung der abendländiſchen Zi— 
viliſation in Ackerbau, Induſtrie und Handel unter der Leitung 
von Franzoſen, und ſein Sohn durch Bildung eines Heeres auf 
europäiſchem Fuße in Aegypten, für den Augenblick wenigſtens, 
eine Macht entfaltet, die ſich wenig mit dem Unterthanenverhältniß 
zu der Pforte oder mit dem Einſchränken derſelben im eigenen 
Lande vertrug. Das Streben des Paſcha's von Aegypten war 
auf die Befeſtigung ſeiner Macht gerichtet, die er im Beſitze Sy— 
riens und ſelbſt eines Theiles von Kleinaſien ſah. In der That 
konnte er dieſes durch die Einnahme von St. Jean d' Acre, der ſyri— 
ſchen Feſtung, 1831 und durch den Sieg ſeiner Truppen unter Ibra— 
him über die Türken bei Koniah, 26. Dez. 1832, erreichen. Für 
Frankreich hatte dieß beſondere Bedeutung, weil Mehmed Ali's 
Macht durch franzöſiſche Bildung geſtiegen war und es in ihm als 
Bundesgenoſſen einen mächtigen Haltpunkt zur Befolgung ſeiner 
Politik gehabt hätte. Europa bewegte ſich, und mehr wie je traten 
jetzt die Intereſſen der verſchiedenen Völker in der Behandlung der 
Frage auseinander. England und Frankreich galt es vor Allem, 
Rußland ferne zu halten, und darauf giengen beſonders die Schritte 
des Letztern, welches für ſeinen Begünſtigten gerne Vortheile gehabt 
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hätte, ohne aber dadurch die Pforte gegen Rußland hinzudrängen. 
In dieſem Augenblicke entwickelten ſich dann die verſchiedenen An— 
ſichten, wie dem Kampfe ein Ende zu machen ſei. Die Regierun— 


„gen Europa's ſelbſt waren noch wenig geneigt, den Knoten zu 


löſen; England und Rußland drangen beſonders auf die Erhaltung 
des alten Zuſtandes und auf das Zurückweichen der ägyptiſchen 
Truppen. Frankreich hatte die ſchon erwähnte beſondere Abſicht 
auf Begünſtigung Ali's, ohne dadurch die Pforte zu ſchwächen, 
ein Widerſpruch, der auch hinlänglich aufgedeckt wurde. Intereſſant 
iſt es zu bemerken, wie ſich die Theorien beim Stillſchweigen der 
Regierungen thätig zeigten und als Ausgangspunkt die Theilung 
des türkiſchen Reiches im Auge hatten. Wir wollen beſonders 
zwei hier hervorheben: die Lamartine's und die L. Blanc's, wie 
ſie Letzterer in ſeiner Geſchichte der 10 Jahre entwickelt, beſonders 
da heutzutage die Frage noch eine ſchwebende iſt. Erſterer will 
die Schutzherrſchaft Rußlands in Konſtantinopel, die Englands in 
Aegypten und die Frankreichs in Syrien. Letzterer geht viel küh— 
ner, aber auch viel unbegreiflicher zu Werke. Er vergißt die That— 
ſachen der neuern Geſchichte, will Rußland zum Bundesgenoſſen 
Frankreichs machen und England, gegen das er einen unerklärbaren 
Haß beſtändig an den Tag legt, verſtoßen. Er klagt über die 
Verträge von Wien von 1815, die nach Willkür Europa unter 
die Herrſcher getheilt haben, nimmt aber dagegen zu ähnlicher 
Theilung Zuflucht, wobei beſonders Frankreich beſſer begünſtigt 
werden fol. Er nimmt die alte Politik Richelieu's und Napo— 
leon's, die auf die Zerſtörung des Hauſes Habsburg gerichtet iſt, 
auf, und ergeht ſich dann in folgenden Schlußfolgerungen. Es 
iſt eigentlich nur England, dem an der Erhaltung des osmaniſchen 
Reiches gelegen iſt; ſowohl Rußland als Frankreich haben andere 
Intereſſen. Rußland nimmt Konſtantinopel mit den übrigen tür— 
kiſchen Beſitzungen in Europa, Frankreich die Nordküſte Afrika's, 
Aegypten und Syrien. Um aber dem Czar jene Beſitzungen ein— 
zuräumen, muß er Frankreich das linke Rheinufer nehmen laſſen, 
und Preußen dafür auf Koſten Oeſtreichs, dem Galizien abge— 
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nommen, Italien für unabhängig erklärt wird, entſchädigen. Um 
Rußland ſeine Beſitzungen im Oſten zu ſichern, hat es die Wie— 
derherſtellung Polens als einer befreundeten Macht vonnöthen. 
An der Zerſtückelung Oeſtreichs ſei dem Czaren nichts gelegen, 
wenn er nur im Beſitze Konſtantinopels ſei. Wir wollen auf dieſe 
Brüderſchaft zwiſchen Rußland und Frankreich nicht weiter ein— 
gehen, können aber nicht umhin, einige Bemerkungen zu machen. 
Wäre es, wenn man wirklich kosmopolitiſchen Sinn hat, nicht ge— 
eigneter, allenthalben Freiheit zu gründen, als dieſelbe in der Herr— 
ſchaft eines Einzigen über die andern aufgehen zu laſſen? Iſt das 
die von demſelben Schriftſteller verheißene Bruderliebe: Herrſchaft 
Frankreichs und des Czaren über Europa? Von der Freiheit des 
Mannes iſt keine Rede, weit weniger noch von der Freiheit der 
Völker. — Was iſt ferner jene Schutzmachtſchaft Lamartine's? 
Wäre es nicht der Sache angemeſſener, ein Reich, das nicht be— 
ſtehen kann, zerfallen zu laſſen, um die in ſelbem lebenden Völker 
herrſchen zu laſſen, ohne Schutz, weder von Rußland noch von 
irgend einer andern Macht, Rußland die Macht über die Wallachei 
und Moldau nehmen und dieſe Staaten unabhängig erklären, deß— 
gleichen Serbien, die Türken zuſammenzudrängen und auch ſie ma— 
chen zu laſſen; — ebenſo die Staaten Aſiens und Afrika's und von 
ihnen nichts zu verlangen als die Beobachtung der völkerrechtlichen 
Beſtimmungen? Ferne von fremdem Schutze und fremder Einmi— 
ſchung würden ſich die Länder ſelbſt zu helfen wiſſen; Europa würde 
nicht verſäumen, ſie zu bevölkern, und Ziviliſation und Thätigkeit 
würden ohne Englands, ohne Frankreichs, ohne Rußlands Schutz 
beſtehen. Ihre Unabhängigkeit wüßten ſie bald zu behaupten; das 
Band der Konföderation würde, wenn es nöthig wäre, vereinen, 
und anſtatt der Herrſchaft fremder Mächte hätte man die Herrſchaft 
der Völker über ſich ſelbſt und über das Gebiet, das die Völker 
von Natur ihr eigen nennen können. Da liegt Freiheit der Völ— 
ker, Freiheit der Meere, Freiheit des Handels und des Austau— 
ſches aller nöthigen Verkehrsmittel. Die Entwicklung des geiſtigen 
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und induſtriellen Lebens würde nicht ermangeln, ſich zu zeigen, wie 
es ſich vor Alters in den griechiſchen Republiken geſtaltet hatte. 

Doch kehren wir auf den Boden der Wirklichkeit zurück, um 
zu finden, was dieſelbe bei allen jenen Lehren geſchaffen hat. 
Frankreichs Geſchäftsträger, der beim entſcheidenden Augenblicke 
nach der Schlacht bei Koniah in Konſtantinopel ohne Inſtruktionen 
von ſeiner Regierung war, war es vorzüglich darum zu thun, die 
Ruſſen von der Angelegenheit ferne zu halten, was ihm bis zur 
Schlacht bei Koniah gelang. Damals aber rief der Sultan den 
Czar um Hülfe an, die nur dadurch unwirkſam wurde, daß ein 
neuer Geſandter Frankreichs, der Admiral Rouſſin den 17. Febr. 
1833 in Konſtantinopel ankam, die Friedensunterhandlungen in 
die Hand nahm und durch den frühern Geſchäftsträger Varennes 
beſorgen ließ. Dieſer brachte zu Kulnia einen Vertrag mit Ibra— 
him zu Stande, wodurch Letzterer den Veſitz von Syrien und einem 
Gebiete Kleinaſiens erhielt: Abhängigkeit von der Pforte jedoch 
vorbehalten. Andererſeits hatte die Anrufung der ruſſiſchen Hülfe 
das Erſcheinen von einigen Schiffen derſelben im Bosporus zur 
Folge, und nur das Auftreten Rouſſin's konnte die Hülfe unnöthig 
und die Schiffe zurückgehen machen. Der Eindruck der ruſſiſchen 
Hülfeleiſtung konnte jedoch in Konſtantinopel nicht verwiſcht wer— 
den; den 26. Juni 1833 ſchloſſen der Sultan und der Czar ein 
gegenſeitiges Schutzbündniß zu Unkiar-Skeleſſt ab, wobei ſich die 
Thätigkeit des Sultans auf den Verſchluß der Dardanellen be— 
ſchränkte, inſoferne Rußland angegriffen werden ſollte. So war 
die erſte Anordnung fertig, die bis 1839 Europa nicht weiter be— 
ſchäftigte. Weil ſie aber damals mit großem Gewichte wieder 
auftrat und beſonders Frankreich und England trennten, ſo iſt 
jetzt das übrige Verhältniß dieſer zwei Staaten zu berühren. 

In zwei wichtigen Epochen haben wir das gegenſeitige Wir— 
ken dieſer Staaten bereits geſehen: bei der Anerkennung Louis 
Philipp's und bei der belgiſchen Unabhängigkeitserklärung. Ob— 
ſchon ein Tory-Kabinet 1830 an der Spitze der Geſchäfte Eng— 
lands ſtand, ſo fand die Anerkennung, abgeſehen von der Miß— 
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anft, mit der England das Hinneigen Karl's X. zu Rußland ſah, 
1 ſo weniger Hinderniß, als das engliſche Rechtsgefühl im Sturze 
de Bourbonen nur die gerechte Folge einer Rechtsverletzung in 
Mißachtung der Verfaſſung, und in der Juli-Revolution und 
Erhebung Louis Philipp's auf den Thron die Ausübung eines 
echtes der Nation ſah. Dieſes erſte bereitwillige Entgegenkom— 
en wies Louis Philipp nothwendig auf ein inniges Verhältniß 
it England hin, das er, wenn möglich, während ſeiner ganzen 
egierung zu erhalten ſuchen mußte. Es wurde ſchlaffer, wie er 
ne engere Verbindung mit den Fürſtenfamilien des Kontinentes 
ichte, und auf eine Zeit lang geſtört, wie in der orientaliſchen Frage 
te Intereſſen der beiden Staaten ſich gegenüber ſtanden. Daſſelbe 
itete ihn beſonders bei der belgiſchen Angelegenheit, weil Frankreich 
nd England hier den übrigen europäiſchen Mächten gegenüber ge— 
neinſame Intereſſen zu verfechten hatten und jene ſelbſt mit der 
zuli-Revolution in einem innigen Zuſammenhange ſtand. Es tft 
der Rückſicht auf Englands Freundſchaft zuzuſchreiben, daß Louis 
Philipp die dem Herzog von Nemours angebotene Krone ausſchlug 
und den Anordnungen, wie ſie durch die Londoner Konferenzen 
feſtgeſetzt wurden, beiſtimmte, ſelbſt da, wo ſie eine etwas feind— 
liche Stimmung gegen Frankreich annahmen. 

Die wichtigſten Punkte, in denen er weiter in Gemeinſchaft 
mit England handelte oder daſſelbe in ſeinen Handlungen nicht 
ſtörte, waren die Verträge gegen den Sklavenhandel und die Ange— 
legenheiten der ſpaniſchen Halbinſel. Bei den letztern müſſen jedoch 
zwei verſchiedene Zeitpunkte auseinandergehalten werden. Die Schei— 
dung wird durch die Unterhandlungen über die Geſtaltung der Ver— 
hältniſſe im Oriente gemacht; vor denſelben ſtimmte Ludwig Phi— 
lipp mit England überein oder handelte doch demſelben nicht ent— 
gegen; nach denſelben ſuchte er allein zu handeln und England den 
Vorrang abzugewinnen. 


Der Vertrag auf Verfolgung des Sklavenhandels, der ſo ſehr n 


das Rechtsgefühl der Menſchheit berührt, wurde den 30. Nov. . 
1834 vorzüglich auf Betreiben Englands abgeſchloſſen. Dieſes handel. 
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hatte denſelben ſchon 1808 feinen Schiffen verboten und in Unter— 
handlung mit den übrigen Mächten Europa's allgemein zu vertilgen 
geſucht. Nach der Juli-Revolution gieng es beſonders Frankreich an, 
deſſen große Staatsumwälzung von 1791 ſchon die Sklaverei und 
den Sklavenhandel auf franzöſiſchem Gebiete abgeſchafft hatte, eine 
Beſtimmung, die Napoleon wieder aufhob. — Der Zweck des Ver— 
trages gieng dahin, dem Handel mit den Negern Afrika's, die von 
europäiſchen oder nordamerikaniſchen Seefahrern an den Küſten 
Afrika's geraubt und dann in Amerika den Pflanzern zum Baue 
des Zuckerrohres als Sklaven verkauft wurden, ein Ende zu machen. 
Als Mittel hiezu begründeten die zwei Staaten England und Frank— 
reich ein Unterſuchungsrecht ihrer Handelsſchiffe, das gegen die 
Handelsſchiffe Frankreichs durch Kriegsſchiffe Englands und gegen 
Handelsſchiffe Englands durch Kriegsſchiffe Frankreichs ausgeübt 
wurde. Die Kriegsſchiffe ſelber waren der Unterſuchung nicht 
unterworfen und die Handelsſchiffe auch nur in einer beſtimmten 
Gegend des Meeres, nämlich an der Weſtküſte Afrika's vom 
15“ nördlicher und 10° ſüdlicher Breite und gegen Weſten in 
der Entfernung von 30 Graden, vom Pariſer Meridian aus 
gerechnet; ferner bei den Inſeln Madagaskar, Kuba, Porto— 
riko und den Küſten Braſiliens in einer Enfernung von zwan— 
zig Stunden. Die Unterſuchung mußte von einem höhern Offizier 
eines der Kriegsſchiffe der betreffenden Nation vorgenommen werden; 
wenn er Sklaven auf dem Schiffe entdeckte oder aus andern Um— 
ſtänden entnehmen konnte, daß ſich daſſelbe dem Handel mit Schwar— 
zen ergab, ſo wurde es genommen und der richterlichen Behörde 
des Landes, dem es angehörte, zur Verfügung geſtellt. Eine wei— 
tere Uebereinkunft vom 22. März 1833 beſtimmte die Umſtände, 
durch welche gegen ein Schiff der Verdacht des Sklavenhandels be— 
gründet würde. Es ſind dies das Vorfinden von zu Flößen dien— 
lichen Balken und Brettern, von Ketten, Halsringen, Handſchellen, 
von einem größern Vorrathe von Nahrungsmitteln als das Han— 
delsſchiff zur Verſorgung der an Bord befindlichen Mannſchaft und 
Paſſagiere bedarf. Die letztere Beſtimmung wurde wegen des gro— 


189 


ßen Spielraumes, der durch fie der Willkür der unterjuchenden » 


Perſon anheimgeſtellt wurde, von vielen Staatsmännern und Zei— 
tungen Frankreichs angefochten, ohne daß aber eine Veränderung 
bewirkt werden konnte. Beide Verträge wurden von den Kammern 
genehmigt. Später traten Belgien und Sardinien denſelben bei; 
wie aber bereits 1838 Oeſterreich, Preußen und Rußland ſich zur 
Annahme der in denſelben ausgeſprochenen Grundſätze geneigt er— 
klärten und deshalb den 21. Dez. 1841 ein allgemeiner neuer Ver— 
trag zur Vergrößerung des Wirkungskreiſes zwiſchen dieſen Mächten 
abgeſchloſſen wurde, ſo verweigerten die franzöſiſchen Kammern 
wegen einiger Mißbräuche, die ſich bei der Ausübung des Unter— 
ſuchungsrechtes gezeigt hatten, und beſonders wegen einer gereizten 
Stimmung gegen jene Mächte wegen ihres Benehmens in der kaum 
geſchlichteten orientaliſchen Frage gegen Frankreich, die Beiſtimmung. 
Dieſe wurde erſt im Mai 1845 zu einem neuen Vertrage in dieſer 
Beziehung gegeben; Anſtände wegen der Art und Weiſe, wie das 
Unterſuchungsrecht gehandhabt werden ſollte, haben aber bis zum 
Sturze der Regierung Louis Philipp's denſelben ohne Vollziehung 
gelaſſen. 


Auf einen mehr dynaſtiſchen Boden bringen uns die Angele— a ar 


genheiten der pyrenäiſchen Halbinſel. Die beiden Staaten derſelben heiten 
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finden wir in einer ähnlichen Lage, in der des Bürgerkrieges, ver— ae 


anlaßt durch die Streitigkeiten der Erbfolge; in beiden zeigt ſich inſel. 


dieſelbe Bedeutung des konſtitutionellen Prinzipes gegenüber der 
abfoluten Monarchie in Europa. England und Frankreich hatten 
daher die gleichen Gründe für ihr Zuſammenwirken in die Wag— 
ſchale der Entſcheidung zu legen. Die Erbſtreitigkeit wurde in 


Portugal veranlaßt durch die Entſagung Dom Pedros auf die 72 7 


Krone zu Gunſten ſeiner Tochter Donna Maria. Er mußte dieſes ni 


thun, indem ſich die Braſilianer zu einem ſelbſtſtändigen Reiche 
konſtituirten und ihm die Wahl zwiſchen der Krone Braſiliens und 
der Portugals ließen. Wie er die erſte annahm und auf die zweite 
verzichtete, beſtellte er als Regenten Portugals bis zur Volljährig— 
keit ſeiner Tochter ſeinen Bruder Dom Miguel. Dieſer bemächtigte 
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ſich der Krone und wurde in ſeinen Beſtrebungen von der Geiſt— 
lichkeit und den Anhängern des unumſchränkten Königthumes in 
ſeinem Reiche und von den Gleichgeſinnten Spaniens unterſtützt. 
Ihm fehlte aber die Anerkennung der Staaten Europa's, ſo daß 
Dom Pedro ſelber gegen ihn zu Gunſten ſeiner Tochter auf den 
Kampfplatz trat. Frankreich und England harrten geſpannt; letz— 
teres war um ſo mehr betheiligt, als es ſeit langen Jahren eine 
bedeutende Herrſchaft über Portugal ausgeübt hatte. 

Das erſte Auftreten gegen Dom Miguel geſchah von Frank— 
reich aus; zwar im Anfang nur zur Wahrung ſeiner Ehre; es 
hatte aber für die weitern Kämpfe Einfluß, indem von da an Dom 
Miguel feindlich ſowohl Frankreich als der franzöſiſchen Regierung 
gegenüber ſich zu zeigen begann. Der Krieg gegen ihn wurde unter— 
nommen, weil von zwei franzöſiſchen Bürgern in Portugal der 
eine zur Geißelung, der andere zur Verbannung in die heiße Zone 
Afrika's verurtheilt worden und der franzöſiſche Konſul keine Ge— 
nugthuung hatte erhalten können (Juni 1831). Sofort zeigte ſich 
ein franzöſiſches Geſchwader unter Kapitän Rabaudy an der por— 
tugieſiſchen Küſte. Daſſelbe blokirte den Tajo und verfolgte die 
portugieſiſchen Schiffe, welche Terceira gegen die Anhänger Pedro's 
blokirt hatten, und brachte ſie gefangen nach Breſt. Von da aus 
war zur ernſten Verfolgung der Admiral Rouſſin abgeſegelt. Bei 
ſeiner Ankunft in der Mündung des Tajo forderte er den Miniſter 
Santarem zur Genugthuung auf und erzwang den 11. Juli die 
Einfahrt in den Tajo, die von den auf beiden Seiten deſſelben 
gelegenen Feſtungen St. Julien und Bugio verwehrt wurde. Den 
14. Juli hatte er ſich zur Beſchießung Liſſabons gerüſtet, als die 
von ihm geſtellten Verlangen für Genugthuung und Entſchädigung 
angenommen wurden. Die Expedition hatte für den eigentlichen 
Thronſtreit die Folge, daß Rouſſin die in Breſt liegenden portu— 


gieſiſchen Schiffe zurückhielt, weil Dom Miguel in die Auslieferung 


politiſcher Gefangener nicht einwilligen wollte. Den Kampf um 
die Thronfolge hatte zwei Jahre ſpäter England im Auge, nachdem 
Dom Pedro Oporto genommen und dort eine mühſame Belagerung 
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gegen die Truppen Dom Miguels auszuſtehen hatte. Er rief Eng— 
land um Schutz an, weil er als Urheber einer Verfaſſung nach 
dem Muſter der engliſchen daſſelbe als nothwendigen Verbündeten 
betrachtete. Frankreich ließ England, das beſonders betheiligt war, 
handeln; dieſes ſandte wirklich den Admiral Napier ab, der in der 
Nähe des Kap St. Vinzent über die migueliſtiſche Flotte einen 
entſcheidenden Sieg gewann, ſo daß die Anhänger Pedro's den 
24. Juli 1833 in Liſſabon einziehen konnten. Härter waren die 
Schwierigkeiten von der Landſeite, indem Miguel die nördlichen 
Gegenden mit Unterſtützung Don Karlos' und mit Hülfe aus Spa— 
nien gefloſſener Gelder beſetzt hielt. Dom Miguel und mit ihm 
Don Karlos zu ſchlagen war nun die Aufgabe Spaniens. 
Spanien war beſonders betheiligt, weil Don Karlos dieſelben 
Anſprüche auf ſeinen Thron machte wie Miguel auf den portugie— 
ſiſchen. Die Verbindung der beiden Prinzen zu einem und dem— 
ſelben Zwecke mußte nothwendig Spaniens Intervention hervor— 
rufen. Die Anſprüche Don Karlos' gründeten ſich auf das alte 
franzöſiſche Geſetz in Bezug auf die Thronfolge, die nach demſelben 
nur im Mannesſtamme nach dem Erſtgeburtsrechte möglich war. 
Nun hatte aber Ferdinand VII. von Spanien daſſelbe zu Gunſten 
ſeiner Tochter Iſabella abgeändert und während der Minderjährig— 
keit derſelben deren Mutter Chriſtine zur Regentin des Reiches be— 
ſtellt. Weil Don Karlos an den abſoluten Mächten und der Geiſt— 
lichkeit ſeine Stütze fand, ſo war Chriſtine auf Frankreich und 
England hingewieſen, inſoferne ſie nicht ſelbſt ſich zu erhalten ver— 
mochte. Da aber im entſcheidenden Augenblicke in Portugal Fer— 
dinand noch lebte, ſo hatte Don Karlos ſich dorthin begeben und 
mit Dom Miguel ſich vereinigt. Und, wunderbarer Weiſe! die ſpa— 
niſche Regterung unter dem Miniſter Zea hatte demſelben ſogar 
Hülfe bereitet. Dieſes zweideutige Benehmen mußte ſich ändern, wie 
Ferdinand den 29. Sept. 1833 ſtarb und Martinez de la Roſa 
als Miniſter auftrat. Dieſer neigte ſich in ſeinen Ideen nach Frank— 
reich hin und gab Spanien unter dem Namen „königliches Statut“ 
eine der franzöſiſchen ähnliche Verfaſſung. Zu ihrer Durchführung 
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mußte er den Feind der Verfaſſung ſowie des Thrones, Don Kar— 
los und ſeine Partei, darniederhalten. Daher faßte er den Ent— 
ſchluß zur Intervention in Portugal. Zur Durchführung derſelben 
und zur Regelung der dabei gültigen Grundſätze mußte er die Ein— 
willigung und ſelbſt die Mitwirkung einer der Großmächte Europa's 
in Anſpruch nehmen. Wiewohl er der franzöſiſchen Regierung 
nicht feindſelig war, wollte er doch wegen der Stimmung Spa— 
niens gegen Frankreich der nächſten Betheiligung derſelben ausweichen 
und neigte ſich zu England hin. Die Unterhandlungen mit dem— 
ſelben führten zur ſg. Tripel-Allianz (Verbindung der drei Mäch te) 
und mit dem ſpätern Beitreten Frankreichs zur fg. Quadrupel— 
Allianz (22. April 1834). Dieſelbe enthielt die Verpflichtung 
für Portugal, Don Karlos aus Portugal zu vertreiben, für Spas 
nien die Verpflichtung, Portugal in dieſem Unternehmen und gegen 
Dom Miguel zu ſchützen, für England, die Bewegung der ſpaniſchen 
Landtruppen mit einer Seemacht zu unterſtützen, und endlich für 
Frankreich, den drei handelnden Mächten beizuſtehen, wenn es ver— 
langt würde. Der Vertrag hatte in dieſer Faſſung für Frankreich 
keine weitern Folgen. Denn die ſpaniſchen Truppen konnten unter 
Rodil allein die zwei Thronbewerber bei Aſſeizeira (16. Mai 1834) 
beſiegen, im Vertrage von Evona zur Unterwerfung zwingen. An— 
ders geſtaltete ſich die Lage, als Don Karlos, der mit Dom Mi— 
guel nach England abgeführt worden war, von London entwich und 
den Krieg auf's Neue in Spanien anfachte. Denn dieſelben Ver— 
pflichtungen, welche die Mächte den 22. April zu Gunſten Portu— 
gals eingegangen hatten, wurden den 18. Auguſt deſſelben Jahres 
auf Spanien ausgedehnt, und Frankreich war auf Verlangen zur 
Intervention verpflichtet. Dieſes Verlangen wurde in der That 
von Martinez de la Roſa auf Begehren Corderas, der anders den 
Karliſten nicht Stand halten zu können erklärte, geſtellt. Allein 
welches Netz von Intriguen wurde jetzt in Frankreich angezettelt! 
Louis Philipp erkannte wohl in Don Karlos den natürlichen Feind 
ſeiner Dynaſtie, fürchtete aber andererſeits daſſelbe Loos, welches 
Napoleon in ſeinen Feldzügen widerfahren war. Thiers dagegen, 
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obwohl noch nicht Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, ſuchte 
in der Intervention eine Annäherung an England zu finden und 
für Frankreich vorzüglich den frühern Einfluß deſſelben auf Spa— 
nien wiederherzuſtellen. Die Entſcheidung im Sinne der Nichtinter— 
vention gab England, deſſen Einwilligung als einer mitunterzeich— 
nenden Macht für nothwendig erachtet wurde, ſei es, weil es 
Frankreichs Einfluß in Spanien nicht gerne ſah, ſei es, weil es 
die Unterwerfung Don Karlos' ſonſt für möglich hielt. Genug, wie 
aber Lord Palmerſton beim Vordringen Don Karlos' und um den 
abſoluten Mächten, die den 17. Februar 1836 Krakau beſetzt hat— 
ten, ein Gegengewicht zu geben, die Intervention Frankreichs ver— 
langte, ſo fand er ſowohl beim König als bei Thiers, der den 
22. Februar Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten geworden 
war, Widerſtand. Beide neigten ſich zur Politik des Kontinentes 


hin, indem ſie durch die Heirath des Herzogs von Orleans mit 0 


einer öſterreichiſchen Prinzeſſin in den Kreis der europäiſchen Für— 
ſtenfamilien einzutreten hofften. Thiers ſuchte, nachdem er hier 
geſcheitert war, ſich wieder England zu nähern, und kam auf die 
begehrte Intervention zurück, die bei den weitern Siegen der Kar— 
liſten von Iſturiz auf's Neue verlangt wurde. Es gelang ihm in 
dieſer Abſicht die Bildung einer ſg. Fremdenlegion im Süd-Weſten 
Frankreichs, an deren Spitze der in Frankreich weilende General 
Bugeaud geſtellt werden ſollte. Allein, obwohl er vom Herzog von 
Orleans und vom General Maiſon, der gegebenes Wort zu halten 
für nothwendig erachtete, unterſtützt wurde, obwohl ein in Madrid 
den 12. Auguſt ausgebrochener Kampf in der Partei der Königlichen 
kräftiges Einſchreiten wünſchbar machte, ſo war Louis Philipp 
nicht zur Einwilligung zu bewegen. Dieſer wurde in ſeiner Wei— 
gerung noch von Talleyrand unterſtützt, der, obgleich er Unter— 
zeichner des verpflichtenden Vertrages war, aus plötzlich gefaßtem 
Haß gegen England und Palmerſton von einer Hinneigung zu Eng— 
land und folgerichtig von der Intervention abrieth. Der unbeſieg— 
bare Widerſtand des Königs vermochte Thiers zum Austritt aus 
dem Miniſterium, und mit dem ihm folgenden Molé, der auf des 
13 
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Königs Anſichten eingieng, war die Intervention beſeitigt. Sie 
wurde ſpäter von England allein ausgeführt in einer Zeit, in der 
ſich die Verhältniſſe zwiſchen England und Frankreich unfreundlich 
zu geſtalten anfiengen. Da die Urſache dieſes Mißverhältniſſes in 
allen folgenden Umſtänden eine bedeutende Rolle ſpielt, und wir in 
einzelnen Fällen ſchon darauf aufmerkſam machen mußten, ſo iſt es 
Zeit und Ort, dieſelbe ausführlich zu behandeln: es tft die ſg. 
orientaliſche Frage. 

Durch den Vertrag von Kutahia, der 1833 zwiſchen der Pforte 
unter Vermittlung des franzöſiſchen Geſchäftsträgers mit Ibrahim 
abgeſchloſſen wurde, war der Beſitzſtand, wie ihn dieſer durch die 
Schlacht bei Koniah errungen, geſichert worden. Allein beim Sultan 
wie beim Paſcha zeigten ſich in Bezug auf die Natur und die Fort— 
erhaltung dieſes Beſitzes verſchiedene Anſichten. Der Erſtere wollte 
Syrien und die Beſitzungen in Kleinaſien dem Paſcha entreißen, 
der Letztere wollte aber ſowohl für Aegypten als Syrien die Erb— 
lichkeit erlangen, und er hatte dieſe Anſichten, ſo wie die Hoffnung, 
mit deren Erfüllung auf den Thron in Konſtantinopel zu gelangen 
und mit einem durch ihn verjüngten Reiche Rußland einen kräf— 
tigen Damm entgegenzuſetzen, den Konſuln der übrigen Mächte 
1834 und 1838 auseinandergeſetzt, war aber von dieſen beide 
Male abgewieſen worden. Denn England waren deſſen unabhängige 
Stellung in der Induſtrie, deſſen Lage in Bezug auf den Weg nach 
Indien, der Einfluß Frankreichs verhaßt; Oeſterreich und Preußen 
ſahen in ihm einen Rebellen, einen Begünſtiger der Revolution, 
einen Freund Frankreichs, und ſie waren dadurch beſtimmt, ſeinen 
Anſichten nicht beizutreten. Was dieſe und mit ihnen Frankreich 
wie Rußland verlangten war daher Friede, die Aufrechterhaltung 
des beſtehenden Zuſtandes (status quo). Am wenigſten war aber 
hiezu der Sultan geneigt, der durch Verwirrung im Innern, durch 
Rußlands Nähe und die möglichen Folgen ſeines Schutzes, durch 
die Erinnerung und die Vorausſicht, wie das Reich des Propheten 
immer mehr zerſplittert würde, durch ſeine Lebensart, durch er— 
haltene Räthe immer begieriger nach der Wiedererlangung Syriens 
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gemacht wurde. In der That war er auch der angreifende Theil; 
Anfangs Juni 1839 überſchritten ſeine Truppen den Euphrat; auf 
der andern Seite war dieſes Vordringen für Ibrahim Zeichen und 
Befehl ein Gleiches zu thun, denn mehr wie je brannte er, mit 
ſeinen gut geordneten Truppen das morſche Gebäude des Sultans 
zu erſchüttern. Dieſer gegenſeitige Aufbruch war für die Mächte, 
die ſich früher gegen den angreifenden Theil erklärten, die Erinne⸗ 
rung, zu handeln. Aber wie? das Vordringen der Ruſſen zu hin- 
dern, deren Czar durch den Vertrag von Unkiar-Skeleſſi der 
Pforte Hilfe und Schutz zur Erhaltung ihres Reiches verſprochen, 
darin waren Frankreich und England einig, und ſie ſuchten vor 
Allem dieſes zu bewirken; in Bezug auf die Unterdrückung Ali's 
ſtimmten dagegen Rußland und England überein, während Frank— 
reich entgegengeſetzte Anſichten hatte. Die erſte Auffaſſungsweiſe 
war die Frage für Europa, die zweite für den Orient betrachtet. 
Welche verdient den Vorzug? Für Frankreich unbeſtritten die erſte, 
indem es dadurch mit England vereinigt bleibt, die Hauptaufmerk— 
ſamkeit auf Konſtantinopel richtet und gerade dadurch für ſeinen 
Begünſtigten, Mehmed Ali, Vortheile erlangt. Sie war um ſo 
eher hervorzuheben als England in der Perſon Lord Palmerſtons 
beſonders Europa und daher das Zurückweiſen Rußlands im Auge 
hatte; in der That machte er den 19. Juni an den Marſchall 
Soult, damals Miniſterpräſident und Chef des Militärweſens einen 
derartigen Vorſchlag, indem er die Vereinigung der engliſchen und 
franzöſiſchen Flotte im Mittelmeere vorſchlug “), um im Augen- 
blicke, in dem Rußland ſich im ſchwarzen Meere zu Gunſten der 
Pforte bewegen würde, in die Dardanellen und in das Marmora— 
meer mit Gewalt einzudringen und, wenn die Ruſſen auf dem Vor— 
dringen beſtänden, ſie mit Gewalt abzuhalten. Die Streitigkeiten 
zwiſchen dem Sultan und Ali ſollten durch dieſe in ungezwungenem 
Willen entſchieden werden. Die Annahme dieſes Vorſchlages wäre 
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gegenüber den andern Mächten und beſonders Rußland eine faft 
eiſerne Einigung zwiſchen dieſen zwei Mächten geweſen, allein ge— 
rade dieß ſchien der Regierung Frankreichs zu kühn; das Schickſal 
über den Krieg mit Rußland zu beſtimmen, wäre in den Händen 
der Seeoffiziere geſtanden, die Miniſter Frankreichs wollten in gutem 
Einverſtändniſſe mit allen Mächten Europas bleiben (concert euro- 
péen), wieſen das Begehren Palmerſtons zurück und verlangten 
nur, daß die Pforte angeſucht werde, im Falle ruſſiſche Truppen 
ſich gegen Konſtantinopel in Bewegung ſetzten, den franzöſiſchen 
und engliſchen Schiffen den Einlauf ins Marmorameer zu geſtatten. 
Von daher entſtand die erſte Aufregung Palmerſtons und die Ueber— 
zeugung, daß mit einem ſo ſchwankenden Kabinete in einer Lage, 
in der kräftiges Einſchreiten nöthig war, einſtimmiges Handeln 
ſchwer ſei. Die Aufrechthaltung des türkiſchen Reiches war es, 
was die franzöſiſchen Miniſter verlangten, und in dieſem waren ſie 
mit Palmerſton einig; allein dieſer folgerte daraus den Rückzug 
Ibrahims aus Syrien, und er ſuchte ſich, wie dieſe Frage in den 


Vordergrund gedrängt wurde, zur Verwirklichung ſeiner Anſichten 
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gegen die franzöſiſche Regierung feſtzuſetzen. Mehrere dazwiſchen 
gekommene Ereigniſſe hätten bei der Verſchiedenheit der Anſichten 
wenigſtens die franzöſiſchen Miniſter in der Begünſtigung für Meh— 
med Ali befeſtigen ſollen. Es ſind dies der von Ibrahim den 24. 
Juni (1839) bei Nezib über die türkiſchen Truppen errungene Sieg, 
worauf ihm die Ueberſteigung des Taurus und der Weg nach Kon— 
ſtantinopel offen geſtanden, — die Berathſchlagung der franzöſiſchen 
Kammern, die ſich mit der orientaliſchen Frage beſchäftigten und 
einen außerordentlichen Kredit von 10 Millionen bewilligten, um 
mit Würde in den orientalifchen Gewäſſern auftreten zu können, 
der Tod des Sultans und als Folge davon der Uebergang der 
türkiſchen Flotte unter Ahmet zu Mehmed Ali in Aegypten. 
Noch mehr! in einer Uebereinkunft zwiſchen dem Paſcha und dem 
Sultan, jetzt Abdul Medſchid, hatte jener erlangt, was er gewünſcht, 
nämlich den erblichen Beſitz Syriens und Aegyptens; es fehlte nur 
noch die Ueberbringung der Kunde nach Aegypten. Es iſt dieß der 
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Höhepunkt Mehmed Ali's, der Höhepunkt, den die franzöſiſche 
Politik hätte erlangen können, ohne die völkerrechtlichen Grundſätze 
zu verletzen. Es wurden aber Schläge gegen denſelben geführt; im 
Weſten durch die Unterhandlungen zwiſchen Paris und London, im 
Oſten durch die Thätigkeit der Vertreter der fünf Mächte bet der 
Pforte und durch einen franzöſiſchen Geſandten bei Ibrahim. Dieſer 
wurde durch einen Abgeordneten des Marſchalls Soult mit der Ein— 
willigung Mehmed Ali's zur Nichtverfolgung ſeines Sieges vermocht, 
und es war dieß um ſo wichtiger, da beim Vordringen Ibrahim's 
die ganze Streitfrage ſich um Konſtantinopel gedreht hätte. Ruß- 
land hätte das türkiſche Reich ſchützen, bewaffnet auftreten müſſen, 
dann aber die Vereinigung Frankreichs und Englands veran— 
laßt. In Konſtantinopel legten die Geſandten der fünf Mächte, 
Frankreich durch den Admiral Rouſſin, der Aegypten feindlich war, 
ein Veto gegen die Gültigkeit jeder Uebereinkunft, die zwiſchen 
Aegypten und der Pforte abgeſchloſſen würde, ein (27. Juli 1839); 
im Weſten ſchrieb Soult an Palmerſton, daß der Sieg Ibrahims 
bei Nezib das Verhältniß der Pforte zu Aegypten und dasjenige 
der europäiſchen Mächte unter ſich nicht verändert haben ſollte — daß 
daher der angenommene Grundſatz von der Erhaltung des osmaniſchen 
Reiches in voller Kraft beſtehe. Man füge zu dieſen Mißgriffen der 
franzöſiſchen Politik noch den weitern hinzu, daß die verſchiedenen 
Vertreter der franzöſiſchen Regierung verſchiedene Sprachen führten; 
anders dachte der Miniſter in Paris, anders ſprach der franzöſiſche 
Geſandte in London, General Sebaſtiani, der in einer Unterredung 
mit Palmerſton zu verſtehen gab, daß Frankreich zu einer Thei— 
lung Syriens zwiſchen dem Sultan und Aegypten ſeine Zuſtim— 
mung geben würde. Palmerſton gieng auf dieſe Anſicht ein und 
theilte ſie dem ruſſiſchen Geſandten mit. Rußland hatte aber kaum 
bemerkt, daß Frankreich und England bloß ſo lange einig ſeien, 
als das Verhalten Rußlands zur Türkei in Frage ſtehe, ſich aber 
trennten, wie es ſich um die Erklärung der Aufrechthaltung des 
türkiſchen Reiches „in Bezug auf Syrien“ handle, als es alle Ab— 
ſichten auf Konſtantinopel zurückdrängte und für den Augenblick 
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das Beſte in einer Trennung von Frankreich und England zu hoffen 
begann. Ein Gefandter, Brunnow, wurde außerordentlich zur Bes 
treibung dieſer Politik nach London abgeordnet (15. Sept. 1839). 
Und erſt jetzt, nachdem Rußland und England Vorſchläge machten, 
welche Frankreich nicht annehmbar ſchienen, erklärte die franzöſiſche 
Regierung ihre Abſicht: Syrien und Aegypten ſollten dem Paſcha 
erblich überlaſſen werden (21. Sept.). Allein zu ſpät: Ibrahim 
war in ſeinem Siegeslaufe gehemmt und der Beitritt Oeſterreichs 
und Preußens, deſſen neuer König Frankreich feindlich war, zu den 
Anſichten Rußlands und Englands, ſtellte Frankreich den Stimmen 
der vier Großmächte gegenüber. Die Abberufung Rouſſin's von 
Konſtantinopel und die Erſetzung durch Pontois, ſo wie die Ab— 
berufung Sebaſtiani's von London und ſeine Vertretung durch 
Guizot konnten an den Reſultaten der Vereinigung wenig mehr 
ändern. Zwar war noch kein Vertrag zwiſchen jenen vier Mächten 
unter ſich und mit dem Sultan abgeſchloſſen worden, und man 
hoffte immer noch, daß ohne die Theilnahme Frankreichs ein ent— 
ſcheidender Schritt in der europäiſchen Politik nicht gethan würde. 
Eine Vereinigung oder ein für Frankreich in irgend einer Weiſe 
günſtiges Reſultat ſchien um ſo eher möglich zu ſein, als die zwei 
Männer, welche als die hauptſächlichſten Leiter der franzöſiſchen 
Politik gelten, Thiers und Guizot, die ſo wichtige Angelegenheit in 
den Händen hatten, der erſtere als Miniſterpräſident ſeit dem 1. März 
und Freund der engliſch-franzöſiſchen Allianz, der letztere als Ge— 
ſandter in London; vorzüglich aber war es die Aufgabe des letztern, 
eine Vereinigung der vier Mächte, bei der Frankreich ausgeſchloſſen 
werden ſollte, zu hindern. Die Aufgabe Thiers' war, zwiſchen der 
Pforte und dem Paſcha eine Uebereinkunft zu veranlaſſen, die vorerſt 
in Betreff der Rückſtellung der Flotte betrieben werden ſollte. Beide 
ſcheiterten in ihren Verſuchen. Denn vorerſt konnte die Politik 
Frankreichs, die ſich zweideutig und ungeſchickt benommen hatte und 
vorzüglich durch die Friedensliebe des Königs beſtimmt war, nicht 
von großem Einfluß ſein, und dann war Guizots Benehmen in 
London nicht geeignet, eine Aenderung herbeizuführen. Seine Thä— 
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tigkeit, das franzöſiſche Miniſterium und Palmerſton zu nähern war 
gering, man kann ſagen, ohne alle Bedeutung; er begnügte ſich mit 
der Empfangnahme und der Verabreichung von Depeſchen, jo daß 
er ſelbſt in den Tuilerien nur als Briefkaſten bezeichnet wurde; 
ſeine Thätigkeit, von ſich aus einen Einfluß auf Palmerſton aus— 
zuüben, mußte noch geringer ſein, weil er Palmerſtons perſönlicher 
Feind war, ja, indem er die allgemeine Neigung der franzöſtſchen 
Botſchafter, da wo es möglich iſt ſich in die Angelegenheiten des 
Landes, bei dem ſie akkreditirt ſind, zu miſchen, befolgte, mit den 
Tories an ſeinem Sturze arbeitete und dann von ſelbſt eine Aen— 
derung hoffte. Die Politik im Oſten war nicht günſtiger, indem 
der Sultan die Unterhandlungen abbrach, nachdem er von einem 
Aufſtande in Syrien gegen Mehmed Ali vernommen hatte. (Juni 
1840). 


So war der Vertrag vom 15. Juli 1840 zwiſchen den vier Vertrag 


Mächten England, Rußland, Oeſterreich und Preußen möglich 
geworden. So ſehr die Vorbereitungen dazu ſchon ſeit einigen 
Monaten eingeleitet waren, ſo ſehr ſetzte der Abſchluß deſſelben 
Europa in Erſtaunen. Die Form des Vertrages mit dem Aus— 
ſchluſſe Frankreichs, der Inhalt deſſelben waren für dieſes gleich be— 
leidigend. Der Vertrag gab dem Paſcha nur Aegypten erblich, und 
von Syrien, das er ſeit dem Vertrage von Kutahia ganz beſetzt hielt, 
nur den mittäglichen Theil mit der Feſtung St. Jean d' Acre lebens- 
länglich, und auch dieß nur unter der Bedingung, daß er binnen 
10—20 Tagen nach der Mittheilung des Vertrages ſich dem Willen 
der Mächte unterwerfe. Denn ſollte er innerhalb zehn Tagen dieß nicht 
thun, ſo würde ihm nur noch Aegypten bewilligt, und unterwerfe 
er ſich nicht innerhalb zwanzig Tagen, ſo ſollte er ſelbſt Aegyptens 
verluſtig erklärt werden. Die Mächte machten ſich zugleich für die 
Vollziehung des Vertrages verbindlich, und die Gefandten nahmen 
es auf ſich, ſelbſt vor Genehmigung des Vertrages durch die be— 
treffenden Regierungen, dem engliſchen Geſchwader im Mittelmeer 
den Auftrag zu geben, jede Verbindung zwiſchen Aegypten und 
Syrien zur See mit Gewalt zu hindern. 


om 
15. Juli 
1840. 
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Frankreich war beleidigt, die ganze Bevölkerung erbittert, ſelbſt 
der König, der ſeit zehn Jahren ſchon ſo Vieles hingenommen, ver— 
lor ſeine bisher behauptete Ruhe, er beklagte ſich bitter über die 
Undankbarkeit der Fürſten Europa's: „Wie,“ rief er aus, „ſie ver— 
geſſen die Dienſte, die ich ihnen geleiſtet habe. Ich bin es, der 
ſeit zehn Jahren den Strom der Revolution, der ihre Throne er— 
ſchüttern wird, aufgehalten und in Schranken gewieſen hat; ich 
habe in Frankreich Kriege und Stürme gefeſſelt auf Koſten meiner 
Ruhe, meiner Beliebtheit, ſelbſt auf Gefahr meines Lebens, und 
auf ſolche Weiſe bezahlen ſie mir ihre Schuld.“ Die Frage war 
nun die: werden die Mächte die Vollziehung mit Gewalt durch— 
ſetzen? wird Mehmed Ali nicht widerſtehen können, wird Frankreich 
ſich nicht mit Gewalt den Mächten entgegenſetzen? Die Vollziehung 
des Vertrages mit Waffenmacht wurde nöthig, inſofern Mehmed 
Ali ſich nicht freiwillig unterwarf. Mit höhnendem Lachen und 
Zorn hatte er den türkiſchen Geſandten und die Konſuln der vier 
Mächte zu Alexandria, welche ihm die Mittheilung zu machen hat— 
ten, empfangen (Auguſt). Der Anwendung der Waffengewalt 
ſchienen ſich aber trotz dieſer Antwort Ali's einige Bedenken ent— 
gegenzuſetzen; zuvörderſt die politiſchen Neigungen der vier Mächte, 
die trotz des Vertrages nicht Freunde geworden waren. Wird 
England den Zug ruſſiſcher Truppen nach Syrien zugeben, wird 
Rußland dieſes engliſchen Truppen geſtatten? von Oeſterreich hatte 
man die Erklärung vernommen, keinen Mann zum Unternehmen 
zu geſtatten. Dann begann ſowohl in England, wo die Haupt- 
urſache des Vertrages lag, eine entgegengeſetzte Bewegung, die 
Palmerſton betraf, ſich geltend zu machen; ihr entſprach in Frank— 
reich die allgemeine Erhebung des beleidigten Ehrgefühles. Allen 
dieſen Vermuthungen machten die Thatſachen ein Ende. Palmer— 
ſton ſtand in den ſyriſchen Gewäſſern eine Flotte zu Gebote, deren 
Befehlshaber Napier war, den wir oben gegen Dom Miguel ge— 
ſehen haben. Um die Verbindung zur See zwiſchen Syrien und 
Aegypten zu hindern, hatte er bereits den 14. Auguſt, ſomit zwei 
Tage vor der Mittheilung des Vertrages an den Paſcha, zwölf ägyp— 
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tiſche Schiſſe vor Beyrut genommen. Die vier Konſuln in Alex— 
andrien ſtellten dem Paſcha die unabänderliche Durchführung des 
Willens der Mächte vor, wenn er nicht die Entſchlüſſe derſelben 
freiwillig annähme. Ihre Drohungen erfüllten ſich. Mitte Sep— 
tember wurde Napier durch Admiral Stopford und einige öſter— 
reichiſche Schiffe verſtärkt. Von beiden Seiten zu Waſſer und zu 
Land, ſollte der Angriff gegen die Truppen des Paſchas in Syrien 
geſchehen und zuerſt gegen Beyrut gerichtet ſein. Während Na— 
pier die Truppen ein wenig von dieſer Stadt entfernte und ſie bei 
Ojonnis ans Land ſetzte, wurde fie von Stopford beſchoſſen und in 
Folge davon durch Brand verwüſtet. Das gleiche Schickſal hatte 
Kaiffa, eine kleine Stadt ſüdlich der Rhede von St. Jean d' Acre. 
Der erſte Kanonenſchuß gegen den Frieden Europas war ſomit im 
Oriente abgefeuert worden; die erſte von uns geſtellte Frage: wer— 
den die Mächte die Vollziehung mit Waffengewalt durchſetzen, iſt 
beantwortet. Seitens der Türkei mag noch bemerkt werden, daß 
zu gleicher Zeit Mehmed Ali des Beſitzes von Aegypten verluſtig 
erklärt wurde. 

Der Wille des Herrſchers von Aegypten war in dieſer Ange— 
legenheit ſtärker als ſeine Kraft. Seinen Empfang der Geſandten 
der Mächte haben wir oben bemerkt; ſeine Erklärung war: „Bei 
Gott und dem Propheten, ich werde keinen Zoll vom Gebiete, das 
ich beſitze, abtreten, und wenn man mir den Krieg erklärt, ſo werde 
ich das Reich zu Grunde richten und mich unter ſeinen Trümmern 
begraben;“ den Konſuln der Mächte bedeutete er dabei, fie möch— 
ten Alexandrien verlaſſen. Dieſes Auftreten ſchien begründet durch 
die Anzahl ſeiner Land- und Seetruppen; allein die letztern wur— 
den in der Wirkſamkeit mit Syrien durch die engliſche Flotte ge— 
hindert, und mit den erſtern allein glaubte Ibrahim den europäiſchen 
Truppen nicht widerſtehen zu können. Denn waren ſie den türki— 
ſchen auch überlegen, ſo änderte ſich ihre Bedeutung den engliſchen 
und öſterreichiſchen gegenüber. 

Frankreichs Auftreten muß von nun an in zwei Rückſichten 
geſchildert werden: einmal in Bezug auf den Orient, dann gegen 
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Europa, das in ſeinen vier Mächten ihm das Zeichen der Nicht— 
achtung, oder wie es die Franzoſen aufnahmen, eine Kriegser— 
klärung hingeworfen hatte. Ja, es folgte ihr eine eigentliche Her— 
ausforderung in der Note der Konſuln zu Alexandria an den Pa— 
ſcha (19. Auguſt): „der Vize-König iſt aufgeklärt genug und er 
kennt nur zu gut die Mittel und Hülfsquellen der Mächte, um 
ſich einen Augenblick ſchmeicheln zu können, ihnen oder auch nur 
einer unter ihnen widerſtehen zu können; es hieße ſich in einer ver— 
derblichen Hoffnung wiegen, wenn man bei dieſen Umſtänden auf 
die Unterſtützung eines Fremden rechnete. Wer könnte die 
Entſchließungen der vier Großmächte aufhalten? Wer würde es 
wagen, ihnen zu trotzen? Weit entfernt, günſtig zu ſein, 
würde eine derartige Intervention zu ſeinen Gunſten, ſeinen 
Untergang, der alsdann gewiß wäre, nur beſchleunigen.“ 

In Bezug auf den Orient führte der Vertrag zu leeren Pro— 
teſtationen und Erklärungen Frankreichs, ſowohl in Konſtantinopel 
durch den Geſandten Pontois, als in London durch Guizot. Die 
des Erſtern wurde als bloße Form betrachtet und gar nicht beach— 
tet, die des Letztern zogen ein Memorandum Palmerſtons nach ſich 
(31. Auguſt), der die diplomatiſche Verſicherung gab, der Vertrag 
vom 15. Juli ſollte das gute Verhältniß zu Frankreich gar nicht 
ſtören. Denn einerſeits habe Frankreich ſelbſt die Unabhängigkeit 
und Unverſehrtheit des türkiſchen Reiches als Grundlage der Unter— 
handlungen zugeſtanden, andrerſeits habe es ſich ſelbſt von der 
Mitwirkung ausgeſchloſſen, indem es allein den Anſichten der vier 
Mächte, daß jene Grundlage den Rückzug Mehmed Ali's aus Sy— 
rien, von wo er das türkiſche Reich im Süden, Oſten und Nor⸗ 
den bedrohen konnte, in ſich halte, nicht beiſtimmte; von den Un— 
terhandlungen habe es Kenntniß gehabt. An die Vollziehung 
glaubte übrigens Guizot ſelber nicht, indem er den nahen Sturz 
der Whigs erwartete und ſein Mögliches beitrug, um eine Zwie— 
tracht im Miniſterium hervorzubringen. Palmerſton, der davon 
Kenntniß hatte, ließ am 1. Oktober über ſeine Politik berathen 
und empfieng vollſtaͤndige Billigung. So war die eine Thätigkeit 
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Frankreichs erſchöpft. Eine andere Seite derſelben, die von Thiers 
im Oriente geleitet wurde, ſchien einem Rückzuge zu gleichen. Zu— 
nächſt wurde das franzöſiſche Geſchwader in den ſyriſchen Gewäſſern 
während der Thätigkeit Napiers nach Salamis und zuletzt an die 
franzöſiſche Küſte beordert. Uebrigens war Mehmed Ali ſelbſt da— 
von überzeugt, daß Frankreich für ihn „keine Kanone abfeuern“ 
werde. Dagegen hegte er immer Hoffnung auf deſſen Beiſtand in 
den Unterhandlungen, dieſe ſcheiterten zwiſchen der Pforte und 
Aegypten; jedoch verlangte Thiers den 8. Oktober als Ultimatum, 
daß der Entſetzung des Paſchas von Negypten nicht Folge geleiſtet 
werden ſolle, und dieß war es, was er für Mehmed Ali erlangen 
konnte. 

Von größerer Bedeutung ſchien die Bewegung Frankreichs 
gegen Europa zu ſein. Gleich nach der Nachricht vom Abſchluſſe 
des Vertrages vom 15. Juli wurden mehrere Abtheilungen Linien— 
truppen, Artillerie und Kavallerie zu den ſtehenden aufgerufen, die 
Nationalgarden gemuſtert, die Waffenvorräthe unterſucht, in Be— 
reitſchaft geſetzt, vermehrt. Noch mehr wurde gethan als die Nach— 
richten vom Ausbruche der Feindſeligkeiten im Oriente bekannt 
wurden. Eine königliche Ordonnanz vom 29. September befahl die 
Schaffung von 12 neuen Infanterie- und 6 neuen Kavallerie-Regi— 
mentern. Man erklärte, den wirklichen Beſtand der Armee auf 
636000 Mann bringen zu wollen, ungerechnet 300000 Mann 
mobiler Nationalgarden. Einige Andeutungen auf die Rheinpro— 
vinzen und Italien ſollten die Wirkung der Truppen bezeichnen. 
Allgemeine Aufregung herrſchte an der Stelle der frühern Ruhe; 
der franzöſiſche Kriegergeiſt ſchien ſich Aller zu bemächtigen. In 
Bankets und Vereinigungen aller Art wurde Genugthuung für die 
beleidigte Ehre verlangt. Die Marſeillaiſe, dieſes geheiligte Lied 
aller franzöſiſchen Revolutionen und Bewegungen nach außen, 
mußte dem ſtaunenden Europa die Erhebung Frankreichs verkünden. 

Allein der Marſeillaiſe erwiderten die Deutſchen, denen die 
Erinnerung von 1813 und mit ihr der Haß gegen Frankreich 
wieder auflebte: „Sie ſollen ihn nicht haben, den freien deutſchen 
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Rhein;“ den Kriegsrüſtungen wurde das Verbot der Pferdeausfuhr 
nach Frankreich von Seite Hannovers, Preußens, Württembergs, 
Baierns, Badens und Heſſen-Darmſtadts entgegengeſtellt. Sie 
fürchteten auch die von einer miniſteriellen Zeitung Frankreichs ge— 
machte Erklärung nicht: „Die Regierungen von Deutſchland haben 
kein Intereſſe Frankreich herauszufordern. Wenn ſie aber die Aus— 
fuhr von Pferden, welche nur auf den Glauben an die Verträge und 
Geſetzgebung Deutſchlands gekauft worden, verbieten würden, jo 
würden ſie uns gegenüber eine feindſelige Handlung unternehmen. 
Dieſe Maßregel würde das Gewicht einer Kriegserklärung haben.“ 
Der ganzen Bewegung wurde übrigens keine allzugroße Bedeutung 
beigelegt. In Frankreich kannte man die Abneigung Louis Phi— 
lipps vor dem Kriege, man hatte für den gegenwärtigen Fall ſogar 
Verſicherungen; denn die franzöſiſchen Geſandten waren oft und 
gerade jetzt mehr die Erklärer des königlichen Willens als die Bot— 
ſchafter der Regierung, die nach außen unter der Verantwortlich— 
keit des Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten handeln muß— 
ten. Man ſchloß vom bisherigen Benehmen der Regierung gegen 
außen, daß es ihr nicht Ernſt ſei. „Denn,“ ſo ſagten die, welche 
Einſicht in die Staatsgeſchäfte hatten, „wiſſet Ihr, was der euro— 
päiſchen Ariſtokratie Muth gegeben hat? Es ſind dies Eure während 
zehn Jahren hingenommenen Erniedrigungen; es iſt Eure Feigheit. 
Zwanzig Jahre hat man Euch Ohrfeigen gegeben und Ihr habt ſie 
geduldig hingenommen. Welche Bundesgenoſſen habt Ihr nicht 
Preis gegeben? Welches Volk habt Ihr nicht verrathen. Ihr 
waret die Gensdarmen dieſer Allianz, welche Euch mit dem Fuß 
zurückſtößt, heute, da ſie Euch nicht mehr fürchtet. Glaubt Ihr, 
daß man den Gedanken gehabt hätte, Euch ſo zu verachten, wenn 
Ihr nur Ankona behalten oder Belgien nicht hättet verſtüm— 
meln laſſen? Und in ſelbem Augenblick, da Ihr der reaktionären 
Politik Europas als Werkzeug gedient, wenn Ihr auf ihren Befehl 
und mit ihrer Mitwirkung in allen Ländern die geringſte Erhebung 
der Freiheit unterdrückt habt, wollt Ihr heute Alle Euren alten dy— 
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naſtiſchen Degen aus der Scheide ziehen und von Krieg ſprechen. 
Wohlan, erklärt den Krieg; Ihr könnt es nicht!“ 

Die Regierung konnte es nicht, und das war allerdings rich— 
tig; abgeſehen von allen feindlichen Hintergedanken gegen das Aus— 
land konnte und durfte Louis Philipp wegen Frankreichs innerer 
Lage den Krieg nicht erklären. Denn trotzdem, daß das Budget 
alljährlich bei 400 Millionen für das Militärweſen anwies, zeigten 
ſich die Waffenhäuſer, Kriegsgeräthſchaften ꝛc. in einem bedauerns— 
werthen Zuſtand, der nicht geringe Beſtürzung verurſachte, dann 
aber, und das iſt die Hauptſache, fürchtete Louis Philipp in einem 
Kriege nach außen für die Erhaltung des Thrones. Die allge— 
meine Erhebung ſchien ihm zu ſehr den Keim einer Revolution im 
Innern zu tragen, und die Marſeillaiſe, die den 10. Auguſt 1792 
den Sturz des Königthums begleitete, enthüllte ihm zu grell die 
Geſinnungen, die in der Nation lebten. Das Zeichen zum Rück— 
zug wurde gegeben und zwar, wie wir geſehen haben, mit dem 
Scheiden des Miniſteriums Thiers; denn obſchon ihm der Mar— 
ſchall Soult folgte, ſo war dieſer Name bereits keine Erinnerung 
an den Krieg mehr, noch weniger der Umſtand, daß Guizot, wäh— 
rend deſſen Geſandtſchaft in London der Vertrag vom 15. Juli 
abgeſchloſſen wurde, für die auswärtigen Angelegenheiten in's Mi— 
niſterium eintrat. 

Sein Eintritt war die Erklärung, mit den europäiſchen Mäch— 
ten wieder in gutes Einvernehmen zu kommen. Gegenüber Eng— 
land hieß dieß eine Annäherung an die Politik der Regierungen 
des Kontinents und Entfernung von England. Es lag daher an 
jenen eine ſolche Aenderung Frankreichs möglich zu machen. Dieß 
konnte nur mit der Annahme des von Thiers den 8. Oktober ge— 
ſtellten Ultimatums: Belaſſung Aegyptens an Mehmed Ali in erb— 
lichem Beſitze, geſchehen. In dieſem Sinne ward den 27. Nov. 
eine Uebereinkunft zwiſchen Napier und dem Paſcha getroffen. Sie 
verlangte Rückzug der ägyptiſchen Truppen aus Syrien und Rück— 
erſtattung der türkiſchen Flotte. Dagegen nahmen die Mächte die 
Verbindlichkeit auf ſich, von der Pforte die Rücknahme des Ent— 
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ſetzungsbeſchluſſes zu verlangen. In die Verhandlungen hierüber 
konnte und wollte Frankreich nicht eintreten, ſie waren die Folgen 
des Vertrages vom 15. Juli; was es verlangt hatte war der erb— 
liche Beſitz Aegyptens durch den Paſcha. Daß dieß geſtattet werde, 
darüber waren die Mächte ſelber einverſtanden, und es war im 
Sinne, daß die Angelegenheit nun ſo abgethan ſei, als ſie in Ver— 
bindung mit Frankreich mit dem Sultan den Vertrag vom 13. Juli 
1841, den ſog. Vertrag über die Meerengen (Convention des 
detroits) *) abſchloſſen. 

Obſchon darin von Syrien, Aegypten kein Wort die Rede 
war, ſondern nur der alte Grundſatz des ottomaniſchen Reiches 
von Neuem aufgeſtellt und von den Mächten anerkannt wurde, 
daß nämlich der Sultan jedem nicht türkiſchen Kriegsſchiffe den 
Eingang in den Bosporus und die Dardanellen verbieten konnte, 
ſo war derſelbe für Frankreich oder vielmehr für das Miniſterium 
dennoch von Bedeutung, weil es dadurch wieder in die Reihe der 
Mächte aufgenommen und das Concert européen hergeſtellt war. 

Dieß in gedrängter Zuſammenſtellung die Urſache und das 
Ende des Bruches zwiſchen England und Frankreich; weit entfernt 
aber, daß durch den neuen Vertrag von 1851 aller Groll zwiſchen 
den beiden Nationen entfernt worden; die ausnahmsweiſe Stellung 


) Welches Urtheil dieſer Vertrag bei den Gegnern der Regierung 
fand, ſehen wir am beſten in der Anſchauungsweiſe unſeres Schriftſtellers 
Elias Regnault (II. 181). „Welches waren die Beſtimmungen dieſes Ver— 
trages? Nichts anderes als die Anerkennung der Rechte des Sultans, den 
Kriegsſchiffen den Bosporus und die Dardanellen zu ſchließen, ein Recht, 
das beſtändig der Grundſatz der Pforte geweſen, niemals beſtritten worden 
war und daher auch keiner Feſtſetzung bedurfte. Uebrigens kein Wort von 
Aegypten, von Syrien, von der Landenge Suez, Stillſchweigen über die 
geplünderten Bundesgenoſſen, Stillſchweigen über das beſchimpfte Frank— 
reich; Frankreich muß ſich bequemen; Guizot hat die Kriegsthore zuge— 
macht, indem er die Meerengen von Konſtantinopel, die niemals offen 
waren, ſchloß. Das iſt das merkwürdige Ereigniß, wodurch Frankreich 
wieder in das europäiſche Konzert eintrat. Es war dieß die gröbſte Taͤu— 
ſchung, wenn es nicht die grauſamſte Schande geweſen wäre.“ — 
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Frankreichs zu den auswärtigen Staaten und beſonders zu deren Re— 
gierungen war dadurch aufgehoben worden, aber von beiden Seiten 
blieben Erinnerungen, die noch Jahre lang ihre Wirkung auf den 
Gang der europäiſchen Politik und namentlich in einzelnen Unterhand— 
lungen hatten. Ganz beſonders waren es die beiden Perſönlichkeiten 
Palmerſton und Guizot, welche bei allen Anläſſen unverholen gegen— 
ſeitig eine reizbare Stimmung zur Schau trugen, ein Umſtand, der 
leicht zu erklären iſt, wenn man weiß, daß Guizot ein Anhänger 
der Tories und während ſeines Aufenthaltes als Geſandter in Lon— 
don nicht frei von Intriguen gegen Palmerſton war. Es konnte 
daher auch hier das Verhältniß der beiden Staaten günſtig ausge— 
legt werden, als bald nach dem 13. Juli das Miniſterium Mel- 
bourne-Palmerſton wegen der innern Verwaltung den Tories 
weichen mußte. Wer aber bei dem ganzen Konflikt am meiſten 
zu erhalten hoffte, war der Czar, der für ſeine Vergrößerungspläne 
ſo lange keine Hoffnung auf Erfüllung hat, als England und 
Frankreich in der orientaliſchen Frage übereinſtimmend ſind. War 
nun nicht dieſe Uebereinſtimmung gebrochen, konnte der Czar nicht 
einen günſtigen Erfolg vom Bruche hoffen? Der Czar glaubte es, 
aber bei der Frage, bei welchen von beiden Staaten, England oder 
Frankreich, ſollte er einen Verſuch wagen, neigte er ſich nicht zu 
erſterm hin, mit dem er ja ſo eben gegen Frankreich aufgetreten 
war, ſondern zum letztern, weil er die große Empfindlichkeit der 
Franzoſen wegen ihrer Außerachtſetzung kannte. Der günſtige An— 
laß, ſo was zu zeigen, bot ſich ihm mit der Aenderung des Mini— 
ſteriums, alſo noch vor dem neuen Vertrage von 1841, als er 
auf das Manifeſt Guizot's an die Mächte wegen Aufrechthaltung 
des Friedens, dem franzöſiſchen Miniſterium ganz ungewöhnliche 
Zuſicherungen von Wohlwollen und Uebereinſtimmung in der Po— 
litik machte. Sein Wille war hiebei nicht geringer, als ſeinerſeits 
die Levante in die Gewalt zu bekommen, Frankreich die Küſten 
des mittelländiſchen Meeres zu überlaſſen und mit vereinigten Flotten 
von dieſem namentlich die Engländer fern zu halten. Es blieb für 
jetzt noch beim Willen und den Zuſicherungen, indem der Czar von 
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Guizot, der nach der fog. engliſchen Schule gebildet war, eine der— 
artige Verletzung Englands nicht erwarten durfte, und deßhalb ſeiner— 
ſeits am Emporkommen eines Miniſteriums Molé, der ein unbe— 
dingter Anhänger des Czar war, arbeitete. An dieſer Intrigue 
ſcheiterten aber für dießmal die Pläne zu einer nähern Verbindung, 
ohne daß deßhalb die Gedanken zu einer Annäherung irgend einer 
Art aufgegeben wurden. — 

Durch alle dieſe Intriguen zeigte ſich jedoch wenigſtens klar, 
welche geheimen Gedanken im Hintergrun de lauerten; ſie zeigten 
je länger je mehr, daß Louis Philipp wie im Innern, ſo auch gegen 
außen, ich will nicht ſagen von den Ideen der Revolution — dieſe 
hatte Louis Philipp ſchon längſt aufgegeben —, ſondern ſogar 
von dem gemäßigten Benehmen eines konſtitutio nellen Königthums 
ſich entfernte, ſich dadurch England entfremdete, und zur perſönlich 
abſoluten Herrſchaft auch im Völkerrecht ſich hinneigte. War gleich 
Guizot Anhänger der konſtitutionellen Regierung, hatte dieſe gleich 
jetzt in England ſeine Freunde im Miniſterium, ſo muß man dabei 
bedenken, daß Guizot ein Doktrinär war, nach ſeinen konſtitutio— 
nellen Anſichten lebte, die der Andern verdammte, und eher zur per— 
ſönlichen Regierung des Königs, als zu der liberalen Anſchauungs— 
weiſe der Oppoſition ſich hinneigte, und man darf ferner nicht außer 
Acht laſſen, daß ſeine Freundſchaft mit den engliſchen Miniſtern 
eine perſönliche war, wobei die Intereſſen Frankreichs wenigſtens 
im völkerrechtlichen Verhältniſſe zu England vernachläſſigt wurden; 
es beſtand wohl Freundſchaft zwiſchen den Miniſtern, aber kein 
gutes Verhältniß mehr zwiſchen den beiden Ländern und den ver— 
faſſungsmäßigen Gewalten derſelben. Die Freundſchaft brachte keinen 
großen Staatsaktus hervor, dem beide Länder mit Freuden zuge⸗ 
ſtimmt hätten, ſondern zeigte ſich bloß in perſönlichen Nachgiebig— 
keiten, über die man oft erſt nach langem Markten und Konzediren 
in's Reine kam. Ja man kann noch weiter gehen und ungeſcheut 
behaupten, daß die engliſchen Miniſter ſtaatsklüger waren als Gui— 
zot, zuerſt Engländer und dann Freund, und auch demgemäß han— 
delten, während Guizot vor Allem zuerſt Doktrinär und dann ein 
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Franzoſe war. Und überdieß muß noch wohl bemerkt werden, daß 
dieſes ſcheinbare Verhältniß nur ſo lange dauerte, als die Tories 
im Miniſterium ſaßen, während es ein feindſeliges wurde, wie 
Palmerſton mit ſeinen Whigs die Portefeuille's derſelben wieder 
inne hatte. 

Grundton des Verhältniſſes war ſomit zunächſt eine innere, 
oft tief gehende Spaltung, und dieſe wird ſich in allen Fragen 
zeigen, die wir von nun an zwiſchen England und Frankreich zu 
behandeln haben werden; zunächſt bei den Angelegenheiten 


Spaniens, bei denen wir oben zur Behandlung der orientaliſchen S 


Frage abgebrochen haben. Wir haben bei dieſem Anlaſſe geſehen, 
daß Frankreich und England einig giengen, wie es ſich darum han— 
delte, daß gegen den Prätendenten Don Karlos die Thronfolge 
der Königin Iſabella und die Regentſchaft der Königin-Mutter ge— 
ſichert werden mußte (Quadrupel-Allianz vom 8. Auguſt 1834), 
daß aber Frankreich gerade in dieſer Frage ſich von England trennte, 
als es mit thatkräftiger Intervention in Spanien hätte einſchreiten 
ſollen (1836), indem der König und Thiers in der Abſicht, den 
Herzog von Orleans mit einer öſtreichiſchen Prinzeſſin zu ver— 
mählen, ſich der Politik des Wiener Kabinetes näherten. Es wurde 
dadurch zwar ein Feldzug nach Spanien erſpart und dem euro— 
päiſchen Frieden größerer Halt gegeben, allein dadurch verlor Frank— 
reich, abgeſehen davon, daß es einem abgeſchloſſenen Vertrage un— 
treu wurde, ſowohl jeden offenen Einfluß in Spanien, und zwar 
gerade gegenüber England, als auch die Freundſchaft und politiſche 
Neigung dieſes Staates. Dagegen iſt es gerade dem thatkräftigen 
Auftreten Englands zuzuſchreiben, daß beſonders unter der Anfüh— 
rung Eſpartero's die Karliften vom Jahre 1837—1840 gänzlich 
beſiegt wurden. Jenes Land machte nun offen ſeinen Einfluß gel— 
tend, indem es ſich der Einwirkung auf die Progreſſiſten, die Mu— 
nizipalitäten und auf Eſpartero verſicherte, während Frankreich nur 
noch in Hochintriguen eine Bedeutung ſich verſchaffte, indem es die 
Regentin Chriſtine in ihrem illiberalen Regierungsſyſtem beſtärkte. 


Seine Bedeutung gieng gänzlich verloren, wie in Folge der Be— 
14 
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wegung wegen des neuen Gemeindegeſetzes (ayuntamiento) die Kö— 
nigin⸗Mutter den 9. Oktober 1840 der Regentſchaft entſagen mußte. 
Und wenn es nun auch jedenfalls der eigenthümlichen Politik Frank— 
reichs zuzuſchreiben iſt, an deſſen Hofe Chriſtine und ihre bedeu— 
tenden Anhänger Aufenthalt und Schutz zu ihren Kabalen fanden, 
daß England unter Eſpartero“) einen ausſchließlichen Einfluß in 
Spanien ausübte, ſo iſt es auf der andern Seite nicht minder 
eigenthümlich, daß Frankreich die chriſtiniſche Bewegung in Spanien 
nach allen Kräften unterſtützte und mit dem Sturze Eſpartero's, **) 
der Majorennitätserklärung der Königin Iſabelle und der Rückkehr 
der Königin-Mutter Chriſtine nach Madrid (Dez. 1843) Englands 
Bedeutung ſo zu ſchwächen wußte, daß dieſes nicht mit Unrecht 
über eine illoyale Politik der Tuilerien ſich beklagen konnte. 

Dieſe Angelegenheit Spaniens, das Schiffunterſuchungsrecht, 
die Eroberung Algiers bildeten zuſammen Punkte, welche ſich alle 
wie Keile zwiſchen Frankreich und England einſchoben; ſie mochten 
auch der Grund ſein, warum die Miniſter die Angelegenheiten 
der Südſee, oft auch Angelegenheit Pritchard genannt, die doch 
ſo ſehr die Ehre Frankreichs berührten und bei ihrer Löſung die 
Exiſtenz des Miniſteriums in Frage ſtellten, zu wenig berückſichtig— 
ten; wegen des letztern Umſtandes mehr als wegen ihrer eigenen 
innern Wichtigkeit müſſen wir daher die Thatſachen näher aus— 
einanderſetzen. 


* Er wurde 8. Mai 1841 von den Kortes zum Regenten ernannt. 

**) Ich erinnere mich hiebei noch aus meiner Jugendzeit, wie man 
bedeutendes Gewicht darauf legte, daß Eſpartero's Stern ſchon zu er— 
bleichen anfieng, wie der Papſt ein allgemeines Gebet durch die ganze 
Chriſtenheit gegen ihn ergehen ließ. Die Urſachen des Sturzes Eſpartero's 
lagen aber darin, daß er gegenüber den Fabrik- und Handelsſtädten Spaniens 
den Handelseinfluß Englands zu ſehr begünſtigte, mit dem Militär, durch 
das er ſich hob, und dem Volke, das beſonders gegen die Königin war, 
zerfiel, und dafür einen für die andern Generale beleidigenden, hochfahren— 
den Charakter annahm und einigen Günſtlingen zu ſtarken Einfluß ein- 
raͤumte, 
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Den 28. September 1842 hatten Franzoſen mit der Königin 
der Geſellſchaftsinſeln in der Südſee, Pomaré, auf Tahiti einen 
Vertrag abgeſchloſſen, wonach dieſe die Schutzherrlichkeit der erſtern 
über dieſe Inſeln anerkannte. Den 28. April 1843 wurde dieß 
den Mächten offiziell angezeigt. Sei es nun aus religiöſen Mo— 
tiven, ſei es, was wahrſcheinlicher iſt, wegen Handelsintereſſen, über— 
haupt wegen der Behauptung der eigenen Größe und vorzüglich 
der Herrſchaft zur See war England damit nicht zufrieden; es 
wurde noch beſonders in der Unzufriedenheit geſtärkt durch ein Mit— 
glied der Bibelgeſellſchaft, Pritchard, der früher als Miſſionär auf 
den Geſellſchaftsinſeln großen Einfluß bei der Königin Pomaré “) 
ausgeübt hatte, und ſelben wieder zu erlangen hoffte. Er täuſchte 
ſich nicht und fand dann doppelten Anlaß, mit den Franzoſen Kon— 
flikt anzuheben. Wie er nämlich vom engliſchen Miniſterium als 
Konſul nach Tahiti abgeſendet wurde, erhielt er von dieſem vor— 
züglich den Auftrag, bei aller Schutzherrlichkeit doch die Souveräne— 
tätsrechte der Königin, ſoweit ſie durch den Vertrag von 1843 
nicht geſchmälert ſeien, aufrecht zu halten. Als Mitglied der Bibel— 
geſellſchaft, als Miſſionär irgend eines Glaubensbekenntniſſes über— 
haupt war er intolerant, und ſeine eigene Anſchauungsweiſe gieng 
dahin, den Einfluß der Franzoſen gänzlich zu vernichten, indem er 
ſie mehr als Anhänger einer andern Religion, denn als Glieder 
einer andern Nation haßte. Und fataler Weiſe war England ge— 
neigt, ihn auch in dieſer Beziehung“) zu ſchützen, indem die 


*) fo großen, daß er ſogar ihr Hebarzt (accoucheur) war. Ich kann 
mich bei dieſem Anlaß der Erinnerung nicht entſchlagen, die mir beibringt, 
daß während meiner Studienzeit in Freiburg im Breisgau, wo das An— 
hören von philoſophiſchen Vorleſungen dem Juriſten, Mediziner und Theo— 
logen in dem erſten Semeſter vorgeſchrieben iſt, ein candidatus der Gottes— 
gelahrtheit die Vorleſungen und Uebungen in der Geburtshilfe als philo- 
sophicum beſuchen wollte, weil man ja nie wiſſe, wo man ſie brauche. 

**) Wie verhängnißvoll der ſogenannte religiöſe Schutz im Lande eines 
andern Staates aber wird, ſieht man gerade jetzt, wo der Kampf um die 
heiligen Stätten und um die Rechte der griechiſchen Kirche in der Türkei 
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Fortſchritte der Miſſionäre ihm allemal eine politiſche oder Han— 
delsniederlaſſung ſicherten. Denn anders denn als ausdrückliche 
Unterſtützung kann es nicht gedeutet werden, daß ein engliſches Schiff 
im Hafen des Hauptortes vor Anker blieb, deſſen Befehlshaber, 
wie Pritchard, auf die Königin und die Eingeborenen dieſer Inſel 
wirkten und ſie aufforderten, von allem franzöſiſchen Schutz in Ver— 
waltung und Rechtspflege ſich ferne zu halten und nach den Ge— 
ſetzen Englands oder der Inſel zu leben. Schon dieſes gab Veran— 
laſſung zu bedeutend heftiger Korreſpondenz zwiſchen den Anführern 
der engliſchen und franzöſiſchen Schiffe; eine entſchiedene Wendung 
trat aber erſt ein, wie die Königin Pomaré auf Antreiben des 
Konſuls eine weiße und rothe Flagge mit einer Krone als Zeichen 
der Souveränetät und des engliſchen Einfluſſes aufpflanzen ließ. 
Der franzöſiſche Admiral Dupetit-Thouars erklärte dieß als Bruch 
des Vertrages von 1842 und nahm Beſitz von der Inſel, als von 
nun an der franzöſiſchen Na tion angehörend. 

England und Frankreich waren von dieſem Ereigniß gleich be— 
troffen; erſteres weil es ſich in ſeiner Seeherrſchaft und ſeinen reli— 
giöſen Anſichten geſtört ſah, in letzterm beſonders der Kön ig und 
das Miniſterium, welche ob der politiſchen Entrüſtung, welche die 
Angelegenheit in England hervorrief, die offene Beleidigung Eng— 
lands nur allzuſehr fürchteten. Sie ſprachen daher bald von der 
Nichtanerkennung des Admiral Dupetit-Thouars; ſie geſchah dadurch, 
daß der König im Moniteur erklärte, er begehre durchaus keine 
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Veranlaſſung zum Ausbruch eines Krieges wurden. Ein ſouveräner Staat 
hüte ſich daher immer, ſolchen Schutz einer andern Macht zu geſtatten; 
dieſe erhält dadurch mehr als völkerrechtliche Stellung, fie erhält Souverä— 
netätsrechte im Gebiete des andern Staates, was niemals zugegeben wer— 
den kann, fo lange dieſer auf Souveränetät Anſpruch macht. Weiſen deß— 
halb die Schweizer die Schutzherrlichkeit, welche die Mönche des St. Bern: 
hardkloſters bei Frankreich, die Prieſterpartei für den ſogenannten unter— 
drückten Katholizismus bei Oeſterreich und Frankreich ſuchen, von Anfang 
an entſchieden zurück, die religiöfe Schutzherrlichkeit würde ſonſt die poli— 
tiſche Souveränetät an ſich reißen. 
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Beſitzung der Infel, ſondern er wolle auf dem Vertrage von 1842, 

der Frankreich das Protektorat ſicherte, beharren. England war 
dadurch nur einigermaßen befriedigt, indem es auch Genugthuung 

dafür verlangte, daß die Franzoſen Pritchard wegen ſeinen beſtän— 

digen Anſtiftungen gegen ihr Protektorat von der Inſel vertrieben 
hatten. Das Unerwartete geſchah; Frankreich hatte in London einen ie 
Geſandten, der ſich von den Aeußerungen des Miniſteriums außer Sie 
Faſſung bringen ließ und nach Paris berichtete, daß man die Sache enn u 
eilends beilegen müßte, wenn man den baldigen Ausbruch eines thuung. 
Krieges verhindern wollte. Den 29. Auguſt 1844 folgte daher 

nicht nur eine offizielle Entſchuldigung für die Ereigniſſe in Tahiti, 
ſondern den 2. September ſogar eine Erklärung, den vertriebenen 
Konſul Pritchard entſchädigen zu wollen. 

Hatte ſchon die Nichtanerkennung des Vize-Admirals Dupetit⸗ 
Thouars, der die Ehre der franzöſiſchen Nation auf eine ebenſo 
kräftige als würdevolle Weiſe wahrte, bei den gerade verſammelten 
Kammern große Aufregung hervorgebracht, ſo ſchien ſich jetzt jedes 
Rechtsgefühl zu empören, als man ſah, daß die Regierung dem, 
der den ganzen Konflikt verurſacht hatte, noch eine Entſchädigung 
zahlen mußte. Die Worte der Entrüſtung Billaults über dieſes 
Ereigniß waren daher wie aus aller Herzen geſprochen: „Wie — 
ſagte er in der Deputirtenkammer in Gegenwart der Miniſter — 
dieſer Mann hat franzöſiſches Blut fließen laſſen, Ihr geſteht es 
ſelbſt; es iſt ihm, der den Krieg entzündet hat, es iſt ihm zuzu— 
ſchreiben, daß zweihundert unſrer Soldaten, die von Frankreich 
geſchickt waren, an einer entfernten Küſte ſtarben; es iſt ihm zuzu— 
ſchreiben, daß die Familien dieſer Soldaten die beweinen, welche 
ſie verloren haben, und keine Entſchädigung erhalten; es iſt ihm 
zuzuſchreiben, daß ſich ſelbſt Ereigniſſe auf Tahiti zutragen, die 
Ihr gar nicht kennt, daß vielleicht Eure 5—600 Soldaten jeglichem 
Hinderniß, jeglicher Schwierigkeit, jeglicher peinlichen ungewiſſen 
Lage ausgeſetzt ſind, die ihnen ihr Muth allein überwinden helfen 
wird; es iſt ihm zuzuſchreiben, daß alles Unglück über dieſe Eol- 
daten hereinbricht, daß die Inſelbewohner auf unſere Soldaten ein- 
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ſtürzen; und dafür haben Sie keinen Tadel gegen ihn; nein, Sie 
verlangen eine Entſchädigung, Sie belohnen, Sie bezahlen ihn.“ 
Wie wichtig dieſe Angelegenheit den Franzoſen ſchien, geht 
aus der darauf folgenden Abſtimmung hervor. Von 418 Stim— 
menden ſprachen ſich 205 gegen die Miniſter und nur noch eine 
Mehrheit von 213 Stimmen für die Miniſter aus, und in dieſen 
213 ſind die ſelber mitſtimmenden Miniſter noch mitgezählt. Eng— 
land ſchien befriedigt, aber Frankreich fühlte tief die Schmach, 
die die Regierung in dieſer Angelegenheit ihm geſchlagen hatte. 
Wie ſehr übrigens dieſe Verſöhnung in der an und für ſich 
ſo unwichtigen Angelegenheit zwiſchen den beiden Mächten geſucht, 
und beinahe gewaltſam mit Verkennung der franzöſiſchen Intereſſen 
herbeigeführt wurde, ſo war die Uebereinſtimmung doch nicht der 
Art, daß die beiden Staaten zum Schutze des bedrohten europäiſchen 
Völkerrechts gemeinſam etwas von Bedeutung gethan hätten. Denn 


i⸗ der Schlag, der dem europäiſchen Völkerrechte in der Einverlei— 


bung Krakau's in den öſterreichiſchen Staatenverband durch die 


drei Mächte Rußland, Oeſtreich und Preußen verſetzt wurde, wurde 


in nicht geringerem Maße demſelben auf die andere Seite gegeben 


dadurch, daß England und Frankreich den von den andern Mächten 


geführten, einige Worte abgerechnet, ruhig hinnahmen. 

Wir ſetzen bei unſern Leſern die Geſchichte, wie in den Jahren 
1772, 1793, 1795 das Königreich Polen unter Oeſterreich, Ruß— 
land und Preußen vertheilt, wie dieſe Theilung 1815 in den Ver— 
trägen von Wien anerkannt und wie trotz dieſer Verträge Polen 
in den Jahren 1830—1832 von Rußland behandelt worden, als 
bekannt voraus. Wir haben ihnen aber zum Verſtändniß des Fol— 
genden und damit fie die Bedeutung der Einverleibung Krakau's 
lernen, noch zwei Sachen zu ſagen: einmal, daß nach dem Sturze 
Napoleons die Mächte in den Verträgen von Wien 1814 und 1815 
anerkannten, was ſie in Zukunft zwiſchen ſich für Recht halten 
wollten, und zwar unter Gewährleiſtung Aller für deſſen Aufrecht— 
haltung; — zweitens, daß bei dieſen Verträgen von Wien zwei 
zwiſchen Oeſterreich, Rußland und Preußen abgeſchloſſene ſo lau— 
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teten: „Krakau mit feinem Gebiete wird in Zukunft eine freie und 
unabhängige Stadt ſein unter dem Schutze der drei Mächte.“ Und 
wir können dann, wenn die Leſer dieſes in Erwägung gezogen ha— 
ben zur Erzählung der Sache, ſo weit ſie die Stellung Frankreichs 
nach außen betrifft, übergehen. 

Es hatten ſich in den Jahren 1844 und 1845 einige Bünd⸗ 
niſſe, beſonders unter den jüngern Männern des ehemaligen Polens 
und namentlich auch in Krakau gebildet, Bündniſſe, durch welche 
die für Freiheit und ihr Vaterland begeiſterten Jünglinge das alte 
Reich und die alte Nationalität Polens herſtellen wollten, Bünd— 
niſſe, die aber bei ihrer damaligen geringen Ausdehnung, bei den 
unbedeutenden Mitteln, die ihnen zu Gebote ſtanden, und bei dem 
beinahe planloſen Verfahren gegenüber den ungeheuren Streitkräften 
ihrer Gegner nicht günſtige Reſultate hervorbringen konnten, dafür 
aber bei allen freiſinnigen Männern Europa's und beſonders in 
Frankreich, die von ihrer Exiſtenz Kenntniß hatten, die größte 
Anerkennung, die wärmſte Theilnahme und ſelbſt Unterſtützung 
fanden. Sie und ihre Handlungen bilden den Vorwand, unter 
dem Krakau als ſelbſtſtändiger Staat aufgehoben und Oeſterreich 
zugetheilt wurde.“) Die äußere Veranlaſſung, daß dieſe Bünde 
ſich jetzt zu einem thatſächlichen Auftreten bewogen fanden, kam 
aber unzweifelhaft von Oeſterreich her. Dieſes hatte nämlich von 
den drei Staaten, welche ſeiner Zeit von Polen ſich Theile ange— 
eignet hatten, für ſein Gebiet durchaus nichts gethan und einige 
auf beſonderes Bitten gegebene Vergünſtigungen bald wieder zurück 


) So intereſſant und lehrreich auch die Darſtellung der Verhältniſſe 
der verſchiedenen Klaſſen der Bevölkerung in den Theilen des alten Polens 
in Rußland, Preußen (Poſen), Oeſterreich (Galizien) wäre, ſo können wir 
uns bei der ſpeziellen Behandlung der Geſchichte Frankreichs doch nicht ſo 
ſehr in die hiſtoriſche Erzählung der auswärtigen Begebenheiten einlaſſen; 
nur der Umſtand muß als für immer wichtig hervorgehoben werden, daß 
namentlich Rußland in der Stellung der Bauern zu den Gutsherren Er— 
leichterungen einführte und ihre Rechte an den Produkten des Bodens er— 
weiterte. 
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gezogen. Es verſtand es, die alte Grundherrlichkeit Polens ſich zu 
Nutze zu ziehen, indem es die Herren für die Steuern und den 
Militärdienſt ihrer hörigen Bauern verantwortlich und dieſelben bei 
den letztern auf dieſe Weiſe verhaßt machte. Die niedere Juſtiz— 
verwaltung und der Umſtand, daß die Herren ihre Ländereien nicht 
verkaufen durften, ſondern durch Bauern in Frohndienſt bearbeiten 
laſſen mußten, ſteigerten den Haß nur noch mehr. Oeſterreich war 
noch mehr gegen die Adligen aufgebracht, als fie auf der Ver— 
ſammlung der Stände von Galizien 1845 ein Poſtulat an die 
kaiſerliche Regierung wegen der Unveräußerlichkeit der Liegenſchaften 
zu erlaſſen beſchloſſen. Seine Politik war ſomit, einen Theil des 
Landes durch den andern in Schranken zu halten und denjenigen, 
der ihm zu mächtig zu werden ſchien, durch den andern niederhalten 
zu laſſen. Es hatte daher kaum von der Bildung jener Bündniſſe, 
die in Galizien aber von unbedeutender Macht entſtanden, gehört, 
als es ſeinen Reaktionsplan auf eine Schrecken erregende Weiſe 
vorbereitete und nachher ausführte. Durch ſeine Bezirks- und 
Steuerbeamten ließ es mit emſiger Geſchäftigkeit das Gerücht ver— 
breiten, wie die Herren die Bauern in der Nacht überfallen und 
niedermachen werden, der Art daß ſich die letztern ſelbſt mitten 
im Winter fürchteten, in ihren Wohnungen zu übernachten; in 
dieſem Sinne ließ Oeſterreich auch zu, daß ſich die Bauern und 
beurlaubte Soldaten gegen die Herren bewaffneten. Und wie nun 
in der Nacht vom 19. auf 20. Februar 1846 die verbündeten Polen 
eine Zuſammenkunft in Lyſagora halten wollten, ſo war dies für 
die Geängſteten und Gereizten das allgemeine Zeichen zum Aufſtand; 
die Zuſammengekommenen wurden durch Liſt und Gewalt gefangen 
genommen, gebunden, geknebelt, in der eiskalten Nacht in Keller ge— 
worfen und ſo dem Hunger- und Erfrierungstode preisgegeben; die, 
welche dieſe Leiden überſtehen konnten, wurden mit Keulenſchlägen 
wie von Wilden todt geſchlagen. Von hier an gieng es aber weiter; 
durch ganz Galizien tobte drei Tage lang der durch die bedrohlich— 
ſten Vorſtellungen aufgeregte und mit Branntwein und mit der 
Aechtung von bedeutenden Männern angefeuerte Haß. Es war 
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kein Theil Galiziens, beinahe kein Schloß, in dem nicht Mord, 
Todtſchlag, Schändung und Mißhandlung von Perſonen, Raub, 
Diebſtahl, kurz jede Verletzung der Perſon und des Eigenthums 
verübt worden, und zwar dies Alles im Großen betrieben, ohne 
daß eine geſetzliche Einſchreitung dagegen erfolgte. „Nie, auch 
in den furchtbarſten Tagen der Revolution ſah man nicht ſo viele 
und fo bedauernswerthe Uebelthaten. Und gerade bei den Revolu— 
tionen werden ſie nur wegen Mangel jeder Regierung verübt; hier 
gab es eine ſtarke Regierung, welche gleichwohl nichts dagegen 
that.“ So erzählen und urtheilen, bis jetzt unwiderlegt, objective 
franzöſiſche Hiſtoriker. 

Wie hängt aber dieſe Erzählung der galtziſchen Gräuelthaten 
mit Krakau zuſammen? Auf zweifache Weiſe: einmal um die 
Liebe zu den Völkern und zur Gerechtigkeit zu zeigen, die Oeſter— 
reich befähigen, ſich zum Schutzherrn des europäiſchen Völkerrechtes 
und zum Wächter der Wiener Verträge aufzuwerfen; — dann aber 
auch, weil die Verbündeten in Galizien, welche ſpäter den Vorwand 
für die Metzeleien bilden mußten, in Krakau ihre Mitverſchwo— 
renen hatten und, wie Oeſterreich behauptet, von dorther auch 
Unterſtützung empfiengen. 

Während daher den 16. Februar der Senat von Krakau auf 
die Anfragen der Geſandten der drei Mächte dieſen die Verſicherung 
gab, daß in der Stadt gar keine Gefahr zu befürchten ſei, wenn 
ſie nicht von außen käme, rückte den 18. der öſterreichiſche Ge— 
neral Collin ſchon mit feinem Truppenkorps in Krakau ein. Er 
fand in der Stadt, da die Verbündeten nur in kleiner Zahl vor— 
handen und durch den plötzlichen Einmarſch überraſcht waren, ge— 
ringen Widerſtand, zog ſich den 22. aber in aller Eile nach Ga— 
lizien zurück, wie er die Nachricht erhielt, daß von allen Seiten 
aufſtändiſche Polen gegen die Stadt vorrückten. Eine revolutionäre 
Regierung mit einem Diktator an der Spitze folgte in der Stadt; 
einige Polen, Herren und Bauern, glaubten bereits, die Zeit der 
Wiederaufſtehung ihres Vaterlandes ſei gekommen, und zogen mit 
Banner und Geſang in die Stadt ein. Leider ſollten ſie nur zu 
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bald enttäuſcht werden; die Bewegung in Galizien, von der ſie 
glaubten, daß ſie in ihrem Sinn geſchehe, war eine entgegenge— 
ſetzte; die Stadt Krakau war auf ſich beſchränkt, und auch da gab 
es, wie Oeſterreich bald erfuhr, nur Einige, die zum Aeußerſten 
entſchloſſen waren. Der General Collin marſchirte wieder vorwärts, 
und zu gleicher Zeit ſetzten ſich die Truppen der beiden andern 
Schutzmächte gegen Krakau in Bewegung. Den 2. auf 3. März 
verließen die Verbündeten die Stadt und den folgenden Tag hielten 
die Truppen Oeſterreichs, Preußens und Rußlands ihren Einzug. 

Die Beſetzung Krakaus war der erſte Schritt zu deſſen In— 
korporation. Zwar dachte man zunächſt nicht an dieſelbe und hatte 
Vorſchläge vorbereitet, die allerdings die Souveränetät der Stadt 
nahezu aufhoben. Denn was waren die Vorſchläge, die National— 
miliz von Krakau ſoll nicht mehr reorganiſirt, dafür daſſelbe abwech— 
ſelnd von den Truppen der drei Mächte beſetzt und das ſogenannte 
königliche Schloß befeſtigt werden, anders als die thatſächliche Auf— 
hebung einer Souveränetät, die unter ſolchen Vorausſetzungen nur 
dem Namen nach beſtand. Da dachte der Czar doch etwas ehr— 
licher, und vorzüglich nach ſeinem Willen und durch das Betreiben 
ſeines Geſandten, des General von Berg, kam den 11. November 
1846 zu Wien, wo ſo Vieles zur Unterdrückung der Völker ge— 
dacht und gethan worden, der Vertrag zu Stande, der Krakau aus 
der Reihe der ſouveränen Staaten ausſchloß und es zu Oeſterreich 
gehörig erklärte.“) 


) Der Wortlaut des Vertrages zwiſchen den drei Mächten Oeſterreich, 
Rußland und Preußen iſt: „1) Die Stadt Krakau und ihr Gebiet mit 
23 [J Meilen und 156,000 Einwohnern gehören Oeſterreich an und werden 
Galizien einverleibt. 2) Rußland empfängt als Entſchädigung (für was?) 
das Gebiet auf der Nordgränze Galiziens zwiſchen den öſterreichiſchen 
Städten Brody und Rava-Rupre und zwiſchen den ruſſiſchen Wladimir 
und Tomaſſen. 3) Preußen empfängt ebenfalls als Entſchädigung die 
Stadt Hatzenblotz mit dem umliegenden Gebiete. Ueberdieß hat Oeſterreich 
die Schulden und Verbindlichkeiten Krakau's zu übernehmen.“ 

So empörend dieſer Vertrag, der übrigens wie die von Wien 1815 
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Die Frage bei einer derartigen Umgeſtaltung der Verträge von 
1815, die für die, welche fie abgeſchloſſen, für ihre völker— 
rechtlichen, wohl verſtanden nicht ſtaatsrechtlichen, Verhältniſſe 
ſo gut als bindend müſſen angeſehen werden, wie jeder andere Ver— 
trag, war nun allerdings die: was werden die übrigen Mächte, 
beſonders Frankreich und England dazu ſagen, um ſo mehr, da 
eine derartige Handlung der drei Mächte gar zu leicht als eine 
feindſelige Gruppirung gegen jene andern Staaten angeſehen wer— 
den konnte? Die erſte Antwort auf dieſe Frage iſt, daß ſie zu— 
ſammen nichts ſagten und einzeln ſich in Worte und Noten ver— 
loren, die aber Worte und Noten blieben. Es iſt dieſe Hinnahme 
für Frankreich um ſo bedeutender, als die von Oeſterreich hinge— 
worfenen Beweggründe zu ſeiner Handlung gerade unumwunden 
auf 1830 hinſpielten, und ſo einen indirekten Hohn für Frankreich 
enthielten, das eben 1830 ſeine jetzige Regierung durch eine Revo— 
lution ſich gewählt hatte. Man glaubt zwar, daß das Mißver— 
ſtändniß, das in Folge des Sturzes der Tories in England und 
der ſpaniſchen Heirathen zwiſchen den beiden Kabineten von Paris 


nach Belieben über Volk und Land entſchied, für Jedermann in Europa 
war, der noch an etwas Höheres als an rohe Gewalt glaubte, ebenſo er— 
wähnenswerth und ſeit 1848 beinahe verhängnißvoll für die andern neu— 
tralen Staaten Europas iſt die von Oeſterreich in ſeiner Inkorporations— 
verordnung verſuchte Begründung der Gewaltthat: „Die Verträge von 
1815 lauteten: „„Krakau wird mit ſeinem Gebiete in Zukunft eine freie 
und unabhängige Stadt unter dem Schutz der drei Mächte bilden.““ Jeden— 
falls waren aber die ausdrückliche Bedingung und nothwendige Voraus— 
ſetzung (?) dieſer Anordnung die ſtrenge Neutralität dieſer Stadt und 
die ihr auferlegte Pflicht, keinen Flüchtlingen, die Unterthanen der drei 
Schutzmächte ſind, Aſyl zu geben, ſondern dieſelben den kompetenten Be— 
hörden auszuliefern. Dagegen hat aber eine Erfahrung von 16 Jahren 
bewieſen, daß Krakau die Bedingung ſeiner unabhängigen Stellung 
nicht erfüllt hat, ſondern daß es ſeit dem Jahre 1830 der un aufhör— 
liche Herd von feindlichen Umtrieben gegen die drei Schutz— 
mächte geweſen iſt, bis es im Monat Februar dieſes Jahrs der Schauplatz 
der gewaltſamſten und gefährlichſten Szenen wie nie vorher wurde.“ 
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und London eingetreten war, Urſache des thatloſen Zuſehens ge— 
weſen ſei, allein dies kann nur Urſache geweſen ſein, daß man ge— 
meinſam nicht handeln wollte, und daß für Krakau für die Verträge 
trotz des Mißverſtändniſſes nichts gethan wurde, beweist nur, daß 
beiden Regierungen die Erhaltung eines freien Staates nicht ſehr 
am Herzen lag und daß ſie nur da auf die Verträge ſich berufen, 
wo ein unmittelbares Intereſſe nahe genug vor den Augen liegt. 
— Dafür hatte aber Europa Friede! 

Wir haben, indem wir von der Beſetzung Krakau's gleich zur 
diplomatiſchen Anordnung der Verhältniſſe dieſer Stadt vorſchritten, 
der Geſchichte in etwas vorgegriffen, indem gerade in die Zwi— 
ſchenzeit der Abſchluß der ſo wichtig gewordenen ſpaniſchen Hei— 
rathen fällt. Wir wollen jetzt nicht unterſuchen, wie viel die 
dadurch verurſachte Spannung zwiſchen Frankreich und England 
zur Kühnheit der Mächte beigetragen hat, den gewaltſamen Schritt 
gegen Krakau zu thun. Das für die Geſchichte Entſcheidende iſt 
und bleibt, daß die beiden Staaten für die Erhaltung eines ſou— 
veränen Staates nichts gethan haben; ich frage alſo, was kann 
man von ſolchen Staaten erwarten, wenn die kleinlichten Fami— 
lien⸗Intereſſen in den Vordergrund treten? die Antwort iſt bald ge— 
geben: ein recht- und treuloſes Intriguenſpiel, bei dem Frankreich 
durch die größere Intrigue die Oberhand gewann und das ſonſt ſo 
diplomatiſche England erbitterte. 

Wir müſſen uns zur Beſprechung dieſer Sache zum dritten 
Male nach Spanien wenden. Während es das erſte Mal wegen 
der Thronfolge, das zweite Mal wegen der Regentſchaft geſchah, 
ſo muß es jetzt wegen der für Spanien ſehr wichtigen Frage über 
die Verheirathung der Königin geſchehen. Dieſelbe iſt deßhalb ſo 
wichtig, weil ſeit 1833 auch die Töchter im königlichen Stamme 
zur Thronfolge berufen ſind. Es war nun zu erwarten, daß durch 
die Heirath der Königin Spanien zwar keinen König, aber die 
Königin einen Gemahl erhalte, der ſowohl bei ihr als dem Mini— 
ſterium einen Einfluß würde geltend machen, durch den Spanien 
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in der monarchiſchen Richtung zu einer nützlichen Beruhigung hätte 
gebracht werden können. 

Dieſe Rückſicht gab von vornherein für Spanien der Wahl 
eines königlichen Gemahles einen politiſchen Charakter, der ſich 
durch die ganze Heirathsgeſchichte hindurch zog, und es war durch— 
aus nicht ohne Begründung, wenn Iſabella die Bürgerstöchter be— 
neidete, die doch der Wahl ihres Herzens folgen könnten, während 
ſie durch allerlei politiſche Verhältniſſe gebunden ſei und dem Lande 
zu lieb einen Mann nehmen müßte, den vielleicht ihr Herz verab— 
ſcheute. Allein zu dieſer einen, den Staat Spanien beſonders an— 
gehenden Rückſicht, kam noch die weitere, daß England und Frank— 
reich der Sache eine völkerrechtliche Bedeutung beilegten. Denn 
während das Letztere und im Beſondern der König bei dieſem An— 
laſſe einen, wenn auch nicht unmittelbaren, doch wenigſtens bedeu— 
tenden Einfluß auf Spanien, meiſt im Familien-Intereſſe, zu erlan⸗ 
gen wünſchte, war England auf eine derartige Bewegung und Macht— 
vergrößerung des franzöſiſchen Königshauſes nicht unaufmerkſam, 
und vorzüglich darauf bedacht, ſeinen eigenen Einfluß ſo lange als 
möglich zu behaupten und zu vergrößern. Trotz dieſer gegenſeitigen 
Nebenbuhlerei hielt Ludwig Philipp die Sache für ſo wichtig und 
ein Einverſtändniß mit England für ſo bedeutend, daß er ſich mit 
dieſem über ein gleichartiges Verfahren vereinbaren zu müſſen 
glaubte, immer jedoch von dem Hauptgedanken beherrſcht, auch 
auf ſolche Weiſe etwas zu erlangen, ohne aber Anſtoß zu erregen. 

Denn während die intriguante Königin-Mutter, Chriſtine, 
die auch ein Wörtlein zur Vermählung ihrer Tochter mitſprechen 
wollte, ſchon 1840 die Hand Iſabella's Louis Philipp für den 
Herzog von Nemours, und die Hand der Infantin Louiſe, ihrer 
zweiten Tochter, für den Herzog von Montpenſier angeboten hatte, 
ſo wies Louis Philipp das Anſinnen in Betreff des Herzogs von 
Nemours entſchieden zurück, gab dagegen im Stillen der Heirath 
des Herzogs von Montpenſier mit der Infantin ſeine Zuſtimmung 
und behielt dieß auch bei der ganzen Angelegenheit als unverrück— 
baren Leitſtern vor Augen. Um irgend etwas vorbauen, ſich einen 
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feften Boden gründen zu können, begann Ludwig Philipp ſchon 
beim Beſuche der Königin von England in Eu, und ſpäter bei ſei— 
nem Beſuche in Windſor, die Aufmerkſamkeit auf dieſe ſpaniſchen 
Hochzeiten zu lenken und der Königin ſeine Pläne auseinanderzu— 
ſetzen. Von den Reſultaten der Unterredung der gekrönten Häupter 
iſt wenig bekannt geworden, dagegen muß hervorgehoben werden, 
daß beim ſpätern Abſchluß der Heirathen Englands Preſſe ſich bitter 
beklagte, daß Louis Philipp das hier gegebene Wort nicht genauer 
beobachtete. Bekannter ſind dagegen die Unterhandlungen der be— 
gleitenden Miniſter, Lord Aberdeen's und Guizot's, von denen vor— 
züglich der Letztere des Königs Willen ausſprach, der Erſtere da— 
gegen von der engliſchen Diplomatie ohne beſondern perſönlichen 
Willen der Königin getragen wurde. 

Guizot machte vor Allem darauf aufmerkſam, daß die Mächte 
dahin wirkten, es möchte die Wahl aus den Prinzen des ſpaniſch— 
bourboniſchen Stammes, d. i. aus den Nachfolgern Philipps I. ge— 
ſchehen, und ſie möchten wenigſtens keinen andern Vorſchlag unter— 
ſtützen. Frankreich hätte dadurch ſehr viel gewonnen, indem es 
die Wahl eines Prinzen aus den ſächſiſchen Herzogthümern, welche 
(Prinzen) heutzutage die kräftigſte Rage zu ſein ſcheinen, um kö— 
nigliche Stämme aufrecht zu halten, entfernte; es fürchtete nämlich 
den Einfluß, welchen England auf einen Fürſten aus dieſem Hauſe 
ausüben könnte. Aberdeen ſchien dieß auch bemerkt zu haben, wenn 
er die Mitwirkung zu dieſem Plane ablehnte und eine unbeſchränkte 
Wahl der Königin aufſtellte. Er gieng auf den Gedanken, die 
Wahl auf Prinzen des ſpaniſchen Hauſes zu beſchränken, erſt 
ſpäter ein, wie Guizot bemerkte, daß bei einer unbeſchränkten Wahl 
dieſelbe auf einen franzöſiſchen Prinzen fallen könnte und gefallen 
wäre, wenn man dieſen Vorſchlag aus Liebe zum europäiſchen 
Frieden und Gleichgewicht, aus Hinneigung zu England nicht ab— 
gelehnt hätte. 

Ein Schritt der franzöſiſchen Diplomatie wäre ſo gethan ge— 
weſen: der direkte Einfluß Englands auf den Gemahl der ſpaniſchen 
Königin entfernt. Der zweite war: die Vermählung des Herzogs 
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von Montpenſier mit der Infantin Louiſe annehmbar zu machen. 
Derſelbe fand weniger Widerſtand als man geglaubt hatte; Frank— 
reich hob beſonders hervor, daß Montpenfier einer der jüngern 
franzöſiſchen Prinzen fei und daher mit der größten Wahrſchein— 
lichkeit nie auf den franzöſiſchen Thron kommen werde. Ebenſo 
wäre die Infantin Louiſe erſt auf den Thron berufen, wenn die 
Königin ohne Leibeserben ſterben ſollte, und man hielt dieß, ich 
weiß nicht aus welchem Grunde, für einen unwahrſcheinlichen Fall. 
Doch vergaß die engliſche Diplomatie dieſe Möglichkeit nicht, und 
ſo kam man zur Beſtimmung, deren Verletzung die Engländer be— 
ſonders empörte, daß die Vermählung des Herzogs von Mont— 
penſier mit der Infantin Louiſe erſt ſtattfinden ſollte, wenn die 
Königin einen Sohn oder eine Tochter bekommen hätte. 

Doch ſchien dieſe ganze, beinahe vertragsähnliche, Ueberein— 
kunft mehr die Anſicht der beiden Miniſter, als der engliſchen und 
franzöſiſchen Diplomaten zu ſein, indem die Geſandten Englands 
und Frankreichs in Madrid in entgegengeſetztem Sinne handelten. 
Jener, Bulwer, that ſein Möglichſtes für die Wahl des Prinzen 
Leopold von Sachſen-Koburg, — dieſer, Breſſon, hatte nicht nur 
dieſes zu verhindern, ſondern arbeitete im Sinne der Königin 
Chriſtine darauf hin, daß die Heirathen der Königin Iſabella und 
der Infantin gleichzeitig ſtattfinden. Anfänglich wurden beide Ge— 
ſandten von ihren Höfen nicht unterſtützt. Wie aber Lord Pal— 
merſton an die Stelle Aberdeens in das Miniſterium der auswär— 
tigen Angelegenheiten trat, war ihm von der getroffenen Verab— 
redung des frühern Miniſters mit Guizot, offiziell wenigſtens, nichts 
bekannt, und er handelte daher nur im Geiſte der engliſchen Di— 
plomatie, wenn er den Geſandten Bulwer unterſtützte und den 
Prinzen Leopold von Sachſen-Koburg begünſtigte. 

Dieß veränderte aber augenſcheinlich den Standpunkt Frank— 
reichs, um ſo mehr als die Königin-Mutter, ſei es aus Liſt, ſei 
es mit Ueberzeugung, ſich zu Koburg hinneigte, indem Louis Phi— 
lipp von der Gleichzeitigkeit der beiden Heirathen nichts wiſſen 
wollte. Dieſe wurde auf einmal zugegeben und die Wahl der Kö— 
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nigin fiel dann auf Franz von Aſis, Herzog von Cadix, für Iſa— 
bella, und auf den Herzog von Montpenſier für die Infantin Louiſe 
— den 26. Auguſt 1846. — Genügte ſchon dieß, um die eng— 
liſche Diplomatie zu erbittern, ſo ward ihr Unmuth noch mehr ge— 
ſteigert, wie man nach einigen Wendungen, was lange verhehlt 
worden war, zugeben mußte, daß die Hochzeiten gleichzeitig voll— 
zogen wurden — den 10. Okt. 1846. — 

Die franzöſiſche Diplomatie hatte ihren Zweck erreicht; ſie 
hatte einen franzöſiſchen Prinzen in die unmittelbare Nähe des 
ſpaniſchen Thrones gebracht, aber dabei England weiter als wie 
vorher von ſich entfernt. Denn wenn dieſes mit ſeinem Begehren 
wegen der Auslegung des Friedens von Utrecht von 1713 *) bei 
den Höfen von Wien, Berlin und Petersburg auch nicht Anklang 
fand, ſo hatte es doch zur Begründung ſeiner Entfernung die Ver— 
letzung der engliſchen Intereſſen durch jene Heirath und die Ver— 
letzung eines einmal gegebenen Verſprechens von Seite der fran— 
zöſiſchen Regierung. Bemerken wir als für die Zukunft bedeu— 
tungsvoll dabei nur noch, daß beſonders der engliſche Geſandte 
in Paris, Lord Normanbhy, durch die Gleichzeitigkeit der Heirathen 
beleidigt und gegen Guizot aufgebracht wurde, und daß als Reſultat 
des Ganzen Frankreich zu den abſoluten Mächten des Kontinentes 
hingedrängt und England ziemlich vereinzelt mit ſeiner konſtitutio— 
nellen Regierung ſtehen gelaſſen wurde. 

Dieß zeigte ſich beſonders im folgenden Jahre, als die Schweiz 


iz. gegen den auf die antinationalen Elemente der Ariſtokratie, der 


Nuntiatur und der Jeſuiten geſtifteten Sonderbund zu kämpfen 
hatte. Obſchon nun dieſer Kampf, beſonders was die politiſche 
und ſtaatsrechtliche Bedeutung des Sonder bundes als Bund im 
Bund und gegen den Bund anbetrifft, weſentlich ein ſchweizeriſcher 


) Er ſchließt den ſpaniſchen Sukzeſſionskrieg ab und enthielt als 
weſentliche Beſtimmung, daß von den Nachkommen der damaligen Herrſcher 
von Spanien und Frankreich — beides waren Bourbonen — keiner zu— 
gleich die franzoͤſiſche und ſpaniſche Krone auf feinem Haupte vereinigen ſollte. 
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war und Frankreich nur vom völkerrechtlichen Standpunkte aus 
hätte berühren ſollen, ſo müſſen wir uns gerade als Schweizer 
länger dabei verweilen und zwar aus folgenden Gründen. Man 
darf nämlich vor Allem nicht vergeſſen, daß mit dem Sonderbunds— 
kriege in der Schweiz und der darauf folgenden Reviſion des Bun— 
des jene Reihe von Bewegungen begann, in denen die Rechte des 
Volkes wiederholt in Frankreich und Italien, zum erſten Male 
aber in dieſer Bedeutung in Deutſchland und Ungarn gegen die 
willkürlichen Anmaßungen der Herrſcher ſich geltend machten und 
in den Ausſprüchen der Verfaſſungen eine bleibende Form finden 
wollten. Wenn auch dieſe große Völkerbewegung unterdrückt wurde, 
ſo bleibt doch dem Kriege und der Erhebung gegen den Sonder— Kine 
bund das Verdienſt, ein europäiſcher geweſen zu fein. ine päifche, 
natürliche Folge davon tft, daß ſich die ſg. großen Mächte weſent— 
lich bei der Frage betheiligten; ſie ſahen, und das mit Recht, daß 
die Schweiz mit dem Sonderbund nicht nur dieſen als unrechtliche 
Verbindung mehrerer Kantone bekämpfen, ſondern daß ſie ſich gegen 
die Elemente richten werde, die denſelben gegründet haben. Sie 
glaubten dadurch ſich ſelbſt getroffen und leiteten dann aus den 
drohenden Zuſtänden der Schweiz für ſich ein völkerrechtliches 
Kriterium ab, das auf nichts anders ſich ſtützte, als auf beleidigten 
Parteigeiſt, und das man umſonſt mit juriſtiſchen Sophiſtereien 
über den Wiener Vertrag zu begründen ſuchte. Ja, wären es un— 
mittelbar nach der Einverleibung Krakau's nichts anders als dieſe 
Anſprüche der Mächte auf Anordnung der Angelegenheiten der 
Schweiz, auf das föderale Zuſammenleben der Kantone, mit einem 
Worte auf den innern Haushalt der Schweiz geweſen — ſo ge— 
nügte dieß, um vom Standpunkte des Völkerrechtes und nament— 
lich von den der Staatenſouveränetät dem Kampfe eine für immer 
wichtige hiſtoriſche Bedeutung zu geben. Und zwar gerade für 
Frankreich iſt dieſes von der allergrößten Wichtigkeit, indem die 
Anſtiftungen der Mächte von Frankreich ausgiengen; gerade dadurch 
wurde die Frage dann aber eine franzöſiſche. Denn während far 


Guizot zu Gunſten des Sonderbundes und gegen die Schweiz ar- Fautung. 
15 


226 


beitete, er, der Minifter, der in der Kammer und in der Verwal— 
tung bereits eine ſtarke Partei gegen ſich erregt hatte, ſo waren 
dagegen aus Gründen des Rechts und der Politik die Liberalen 
Frankreichs unbedingte Gegner des Sonderbundes und Freunde der 
ſchweizeriſchen Bewegung, die ſich dagegen geltend machte; Thiers 
und Odilon-Barrot erklärten ſich am lauteſten und heftigſten gegen 
den Miniſter. Schließlich muß noch bemerkt werden, daß eine 
etwas umſtändliche Erzählung ſchon deßhalb am Platze iſt, weil 
gerade in ausländiſchen Geſchichtswerken ſich die größten Unrichtig— 
keiten vorfinden.“) 

Sehen wir für einmal von der Entſtehung des Sonderbundes 
ab und nehmen wir ihn in feiner nackten Geſtalt, wie er ſich den 
9., 10. und 11. Dezember 1845 auf der Konferenz zu Luzern 
zeigte, ſo finden wir ihn als einen beſondern Bund nach dem von 
1815 und den frühern Bünden zur Wahrung der Souveränetäts— 
und Territorialrechte mit bundesgemäßer Mahnung und Aufſehen, 
mit einem eigenen, im Falle des Krieges, ſouveränen Kriegsrathe 
und mit einer beſondern Ordnung für die Heeresaufſtellung. Sehen 
wir ferner davon ab, daß an und für ſich die ſieben Stände: Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallis, wie ſie 
von der Wahrung der Souveränetäts- und Territorialrechte ſprachen, 
ein bundesgemäßes Anſehen gründeten, eine Heeresaufſtellung und 
einen Kriegsrath feſtſetzten, Rechte für ſich in Anſpruch nahmen, 
die der Bund von 1815 nur der ganzen Eidgenoſſenſchaft gewährte, 
und ſo gerade den Bund verletzten, auf den ſie ſich ſtützten, — daß 
ſie ſich noch weiter vom Bunde von 1815 entfernten, wenn ſie ſich 
auf die alten Bünde vor 1815 beriefen — ſo iſt der Artikel 6 des 
Bundes ausdrücklich gegen ſolche Bünde, indem er ſagt: „Es 
ſollen unter den einzelnen Kantonen keine dem allgemeinen Bunde 
oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige Verbindungen ge— 


*) S. im richtigen hiſtoriſchen Sinne beſonders: „Der ſiegreiche 
Kampf der Eidgenoſſen gegen Jeſuitismus und Sonderbund“ durch einen 
Offizier der eidgenöſſiſchen Armee. Solothurn 1848. 
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ſchloſſen werden.“ Die ſieben Kantone ſtellten ſich daher gerade 
mit ihrer Vereinigung von vornherein gegen Niemand anders als 
gegen die Eidgenoſſenſchaft, gegen die Kantone, die nicht mit 
ihnen waren. 

Welches waren die Gründe zu dieſer Sonderſtellung? Geht 
man von der Anſicht aus, welche wir ſo eben feſtgeſtellt haben, 
daß der Sonderbund etwas Unrechtes geweſen, ſo läßt ſich zunächſt 
die Frage löſen, ob es Gründe gebe, um ein Unrecht entſchuldigen 
zu können? Dies muß vom ethiſchen wie vom ſtreng rechtlichen 
Standpunkte aus verneint werden, und wird auch allgemein verneint 
mit Ausnahme der Fälle, in denen man das fg. Nothrecht begrün— 
det hält. Es iſt dieſes auch, was die Sonderbundsſtände vor— 
ſchützten, indem ſie ſagten, ſie ſeien durch die Freiſchaaren in ihrer 
kantonalen Exiſtenz und ſouveränen Regierungsweiſe bedroht wor— 
den. Allein dieſer Anſchauungsweiſe wird mit Recht entgegenge— 
halten, daß ſich die Sonderbundsſtände mit Ausnahme vom Wallis 
bereits den 13. und 14. September 1843, als noch von gar keinen 
Freiſchaarenzügen die Rede war, zu einer beſondern Konferenz ver— 
ſammelt hatten und dort von keinen andern Beweggründen getrieben 
waren, als von einer katholiſchen Reaktion gegen den Bund und 
die Tagſatzung. Die unſchweizeriſche Tendenz zeigte ſich damals 
im beſten Lichte, indem ſie da vom Gedanken geleitet waren, vom 
Bunde ſich zu trennen und die Schweiz in eine katholiſche und 
proteſtantiſche auseinanderzuhalten, überhaupt das zu betreiben, was 
man ſeit der Einführung des Jeſuitenordens in der Schweiz und 
beſonders ſeit der Stiftung des borromäiſchen Bundes von 1586 
immer zu thun verſucht hatte. In dieſer politiſch-religiöſen Ten- 
denz machten ſie im Art. 1 des Konferenzprotokolles die Klöſter 
zum Vorwande und drohten mit der Aufhebung der Bundesge— 
meinſchaft, wenn die Wiederherſtellung der Klöſter im Aargau und 
Thurgau von der Tagſatzung nicht beſchloſſen würde; es war bei 
dieſer Konferenz, wo die regelmäßige Wiederholung und Abhaltung 
derſelben beſchloſſen und ſogar vom Ergreifen von kriegeriſchen Maß— 
regeln geſprochen wurde. Außer dieſem Anachronismus vergeſſe 
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man aber dann nicht, daß ſpäter, mit Ausnahme von Vaſelland, 
alle Kantone Verbote mit harten Strafen gegen die Freiſchaaren 
erließen, und daß an der Tagſatzung vom 19. Juli und der folgen— 
den Tage die Geſandten von Luzern und Schwyz offen erklärten, 
der Sonderbund ſei nicht gerade gegen die Freiſchaaren, ſondern 
zunächſt gegen den Geiſt der Julitage, gegen die revolutionäre Ten— 
denz in Politik und Religion, gegen die Macht der Tagſatzung mit 
der Zwölfſtimmenmehrheit, gegen eine ſchon längſt betriebene Bun— 
desreviſion mit der Hinneigung zur Zentraliſation gerichtet. 

In dem einen wie in dem andern Falle, ob die Freiſcharen 
oder die Bundesreviſion den Grund zur Entſtehung des Sonder— 
bundes gebildet hätten, wäre doch die Frage eine reine innere ge— 
weſen, und nichts hätte die auswärtigen Mächte berechtigen können, 
der Sache eine eingreifende Aufmerkſamkeit zu widmen. Dem war 
nicht ſo, Frankreich und Oeſterreich unterſtützten den Sonderbund 
nicht nur mit größern und kleinern Geſchützen von Straßburg und 
Mailand aus, ſondern das Erſtere betrieb noch eine völkerrechtliche 
Intervention von Seite ganz Europas gegen die ſchweizeriſche Eid— 
genoſſenſchaft. 

Schon vor dem Zuſammentritt der Tagſatzung hatte ein Noten— 
wechſel zwiſchen Oeſtreich und Frankreich ſtattgefunden, und gerade 
in der erſten Note von weſentlicher Bedeutung, vom 25. Juni, ſprach 
ſich Guizot mit Bezugnahme auf die Bundesreviſion gegen den Ge— 
ſandten in Wien dahin aus, daß eine Veränderung der kantonalen 
Grundlage in der Schweiz die Mächte von den Verpflichtungen, 
welche ſie gegen die Schweiz eingegangen, entbinden müßte. Und 
in den ſpätern Noten an die franzöſiſchen Geſandten an den Höfen 
von London, Berlin, Wien und Petersburg gieng ſeine Verachtung 
der ſchweizeriſchen Selbſtſtändigkeit ſo weit, daß er die Jeſuitenfrage 
dem Papſte zum Entſcheide vorlegen, alſo die Schweiz ganz von 
ausländiſchem Einfluſſe abhängig machen, die Frage einer Bundes— 
reviſion gänzlich entfernen wollte, und dabei für die Schweiz die 
Aeußerung fallen ließ, daß, wenn ſie die Vorſchläge der Mächte 
nicht annähme, man die Eidgenoſſenſchaft als nicht mehr beſtehend 
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anſehen und darnach feine Entſchlüſſe faffen müßte. Dieſes Treiben 
Guizots und der franzöſiſchen Regierung fällt um ſo mehr auf, 
wenn man ſieht, wie England durch Lord Palmerſton in der Note 
an den Geſandten in Paris den Gedanken einer bewaffneten Inter— 
vention, die Hinderung der Bundesreviſion, die Anſicht, als ſei die 
Schweiz als aufgelöst und die Mächte der Verpflichtungen gegen 
dieſelbe als enthoben zu betrachten, entſchieden von der Hand weist. 
„Es findet ſich nichts — ſagt Palmerſton in dieſer Note — weder 
im Bundesvertrage, noch im Vertrage von Wien, noch in der Er— 
klärung der acht Mächte vom 20. März 1815, noch in der Beitritts— 
erklärung der Schweiz vom 21. März 1815, noch in der vom 
25. Mat 1815, das ausſagte, daß ein bewaffneter Streit zwiſchen 
den Kantonen an ſich ſelbſt ſchon der Eidgenoſſenſchaft ein Ende 
machen würde, oder wo man einſchieben könnte, daß die Weigerung 
einer gewiſſen Anzahl von Kantonen, ſich einem Entſcheide der 
Tagſatzung, betreffend die innern Angelegenheiten der Schweiz, zu 
unterwerfen, die Tagſatzung des Charakters, den ſie durch den Bun— 
desvertrag erhalten hat, berauben würde, in den Beziehungen zu 
den ausländiſchen Mächten das Organ der Eidgenoſſenſchaft zu 
fein.“ *) 

Ja, Guizot gieng noch weiter; er ſchickte zu mehren Malen Unter— 
händler durch's Wallis an die Häupter des Sonderbundes und mahnte 
ſie zum Aushalten für blos wenige Tage, indem ſich ausländiſche 
Hilfe zeigen werde; nach der Beendigung des Feldzuges, d. h. nach 
der Uebergabe von Luzern, wagte er den 30. November noch an die 
Tagſatzung Zumuthungen zu richten, die den zerſtörten Sonderbund 
wieder in's Leben gerufen hätten, und um das Gute voll zu machen, 
bewirkte er die Zuſendung der Kollektivnote von Frankreich, Oeſt— 


) Erwähnenswerth bei dieſem Anlaſſe iſt auch die Erklärung, die 
Palmerſton in ſeiner Depeſche vom 27. Dezember 1847 an den Geſandten 
in Paris über die Neutralität der Schweiz giebt; nach derſelben iſt die 
Schweiz noch lange nicht der farb-, geiſt- und parteiloſe Körper, den 
einige engherzige Schweizer ſelbſt aus der Eidgenoſſenſchaft machen wollen. 
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reich und Preußen von Neuenburg aus vom 18. Januar 1848, 
in der ſich dieſe Mächte gegen jede Beſchränkung der Kantonal— 
ſouveränetät verwahrten, die Reviſion des Bundesvertrages von der 
Zuſtimmung aller Kantone abhängig machten und die Aufhebung 
der Okkupation verlangten. — 

Doch das Maß der Sünden Gutzot's in ſeiner übermüthigen 
Behandlung und Verletzung eines freien Volkes war voll; ſein Auf— 
treten hier, ſeine Uebereinſtimmung mit Oeſterreich in den beginnenden 
Bewegungen Italiens, und zwar dieß Alles mit Uebereinſtimmung 
des Königs, zeigten, daß die Regierung Louis Philipp's ihrem 
Entſtehen und erſten Auftreten geradezu Hohn ins Geſicht warf, 

. und daß ſie auch von außen verdiente, was ihr bei Anlaß der 
meſis. innern, rein franzöſiſchen Angelegenheiten zu Theil ward, nämlich 
den Sturz und die Vertreibung aus dem Lande. 


Drittes Hauptſtück. 


Die Eroberungen in Afrika. 


— — — 


Die Eroberungen in Afrika ſind zu wichtig, als daß ihre Dar— 
ſtellung in einer Geſchichte Frankreichs unter Louis Philipp's Re— 
gierung unterlaſſen werden dürfte. Obſchon ſie immer auf Frank— 
reichs parlamentariſche Verhandlungen, auf das franzöſiſche Volk 
überhaupt einen gewiſſen Einfluß ausübten und auch von Zeit zu 
Zeit in der äußern Politik Veranlaſſung zu Unterhandlungen gaben, 
ſo haben ſie doch nicht die Stelle eingenommen, daß wir ſie in der 
Darſtellung des Verhältniſſes der Regierung zu den Parteien oder 
in die der äußern Politik, oder bloß nur in die Darſtellung der 
Verwaltung hätten aufnehmen können. Sie ſind ſowohl für den 
Standpunkt der Geſchichte Europas ſeit 1815, als insbeſondere für 
die Frankreichs ein ſo für ſich ſtehendes, außerordentliches Ereigniß, 
daß man ſelbe in ihrem ganzen Zuſammenhang ununterbrochen be— 
trachten muß: jedoch wohlverſtanden, immer mit der gehörigen Rück— 
ſichtsnahme auf die Lage Frankreichs im Innern, auf ſeine Stellung 
nach außen. 

Sie können unter verſchiedenen Rückſichten betrachtet werden, 
von denen von Zeit zu Zeit immer die eine oder die andere aus— 
ſchließlich überwogen hat: einmal als bloße Streitigkeit Frankreichs 
mit dem Dey von Algier, dann als wichtiges Ereigniß für Europa 
wegen der Zerſtörung der Seeräuberei, und endlich als von Be— 
deutung für die Ziviliſation, wonach die europäiſche Bildung, wie 
ſie auf unſerm Erdtheile und in Amerika ſich zeigt, einen größern 
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Wirkungskreis erhielt. Im Anfange des Feldzuges von 1830 waren 
die zwei erſten Betrachtungsweiſen die herrſchenden; ſpäter trat 
aber vorzüglich die dritte in den Vordergrund. 

Denn was insbeſondere Frankreich betrifft, ſo hatte es gegen 
den Dey von Algier, der 1827 ſeinem Konſul einen Fächerſchlag 
in's Geſicht gegeben hatte, ſeine Nationalehre zu retten. Sie 
wurde auf's Neue beleidigt, ja völkerrechtswidrig verletzt, wie der 
Dey 1830, nach einer dreijährigen Sperrung des Hafens von Algier 
durch die Franzoſen, das Schiff eines Parlamentärs derſelben mit 
Kanonen beſchießen ließ und den franzöſiſchen Konſul in Tripolis 
dieſe Stadt zu verlaſſen nöthigte. Europa war betheiligt wegen 
der Seeräuberei, welche die Bewohner der drei Städte Algier, 
Tunis und Tripolis auf dem mittelländiſchen Meere trieben und 
ohne Unterlaß die Küſten der Inſeln, Italiens, Spaniens und ſelbſt 
Frankreichs beunruhigten. Obwohl die Nationen mit Bezahlung 
eines Tributes ihre Schiffe ſichern konnten, ſo hat doch die Be— 
trachtung, daß man einen Tribut bezahlt, um nicht beſtohlen zu 
werden, da nicht beſtohlen zu werden, wo allgemeine Freiheit und 
Sicherheit herrſchen ſollten, wo Europa früher in dieſem Sinne 
ſeine Macht behauptet hatte, ſo viel Peinigendes, daß die regel— 
mäßige, vertragsmäßige Bezahlung noch ſtärker zur Abwerfung 
eines Joches nöthigte, als die widerrechtlichen Kapereien. Man 
füge noch bei das wilde Verfahren gegen die Vertreter der Nationen, 
wenn der Tribut nicht am Verfalltage eintraf, und das augenblick— 
liche Eintreten der Kaperei nach dieſer Zeit, ſo wie auch den Um— 
ſtand, daß trotz des Tributes die Seeräuberei von einzelnen kühnen 
Unternehmern betrieben wurde. Die Staaten Italiens und Spa— 
nien konnten daher einem Unternehmen nur günſtig ſein, das ſie 
von ſo gefährlichen Feinden befreite. 

Allein Frankreich und Europa waren dabei, ſo weit es den 
Anfang des Krieges betrifft, noch auf eine andere Weiſe betheiligt, 
die wir in der allgemeinen Betrachtung nicht berührt haben, weil 
ſie mehr in die Regierung Karl des Zehnten, als in die Ludwig 
Philipps fällt. Sie muß aber erwähnt werden, weil ſie unter 
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Jenem eine Urſache zum Beginn des ernſten Angriffes, unter Dieſem 
ein beſtändiges Hinderniß war. — Die Regierung Karl X. war 
ein beſtändiger Kampf des abſoluten Königthums mit den Anhän— 
gern der Verfaſſung, die Regierung der Bourbonen überhaupt die 
Erinnerung Frankreichs an ſeine Niederlage, beſonders noch, weil 
dieſes im zweiten Pariſer Frieden (Nov. 1815) einige Bezirke 
in den dem Rheine nahe gelegenen Provinzen hatte abtreten 
müſſen. Die Anhänger der Verfaſſung im Innern zu unterdrücken, 
dabei die franzöſiſche Nationalehre gegen außen zu befriedigen und 
ein altmonarchiſches Frankreich wieder herzuſtellen, war daher das 
Begehren des regierenden Königs. Mit den Unternehmungen nach 
außen ſollten eben die Bewegungen im Innern darniedergehalten 
werden. Die Feindſeligkeiten mit Algier waren in dieſer Beziehung 
ein erwünſchter Anlaß, jedoch konnte dabei Karl X., deſſen Macht 
auf dem Auslande beruhte, einen Krieg nach außen, wodurch Frank— 
reich möglicher Weiſe ſeine Macht vergrößern und die Garantien 
der Wiener Verträge von 1815 in ihrer Sicherheit hätte gefährden 
können, nicht unternehmen, ohne wenigſtens die Zuſicherung eines 
Mächtigen zu haben. Dazu wandte er ſich nach Rußland hin, wo 
Kaiſer Nikolaus ſeinen Vorſchlägen geneigtes Ohr lieh und nichts 
ſehnlicher, als ihre Verwirklichung wünſchte. Denn wenn es ſich 
dabei auch um eine weſentliche Aenderung der 1815er Verträge 
handelte, ſo ließ ſich des Czaren Gewiſſen, das ſich ſo oft zu em— 
pören ſcheint wenn es ſich um Verletzung von Verträgen handelt, 
durch die Ausſicht auf eine Vergrößerung ruſſiſcher Macht beſänf— 
tigen. Dieß ſollte beſonders gegenüber von England geſchehen, 
deſſen immer ſteigende Macht, deſſen Parlamente und freie Preſſe 
trotz der ariſtokratiſchen Regierung Beide, Karl X. und den Czaren, 
beunruhigten. Daher ſollte demſelben im wichtigſten Punkte, in 
Konſtantinopel und dem mittelländiſchen Meere ein Stoß gegeben 
werden. Konſtantinopel und damit der Oſten des mittelländiſchen 
Meeres ſollten mit Zuſtimmung Frankreichs von Rußland in Beſitz 
genommen werden, das ſeinerſeits Frankreich in der Beſetzung der 
Nordküſte Afrikas und, was beſonders wichtig war, in der Einver— 
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leibung der baieriſchen und preußiſchen Rheinprovinzen feine Mit- 
wirkung zuſicherte. Preußen hätte anderswo befriedigt werden 
müſſen. 

Unter ſolchen Bedingungen hatte Karl X. die Zuſtimmung 
einer Großmacht Europas, ſowie durch eine unmittelbare Bethei— 
ligung die Spaniens und der italieniſchen Staaten gewonnen. 

Arbe. Ernſte Zurichtungen wurden im Hafen von Toulon vorgenommen; 

gen. der Vorwand dazu war der, von Algier Genugthuung zu verlangen 
und das Meer von der Seeräuberei zu befreien. Allein wenn 
ſchon dieſe Vermehrung der franzöſiſchen Macht im mittelländiſchen 
Meere, ſowie die Betrachtung daß, um eine Genugthuung vom 
Dey zu erlangen, Algier beſetzt werden müſſe, die Aufmerkſamkeit 
Englands auf ſich zog, das jeden Nebenbuhler im mittelländiſchen 
Meere ferne halten wollte, ſo geſchah es um ſo mehr, als Eng— 
lands Staatsmänner in einer plötzlichen Neigung Frankreichs zu 
Rußland auf gefährliche Hintergedanken ſchließen mußten. Sein 
Geſandter in Paris, Lord Stuart, ward beauftragt, über die Kriegs— 
rüſtungen in Toulon Erklärungen von Frankreich zu verlangen. 
Sie giengen dahin, daß man den Dey von Algier zur Genugthuung 
zwingen, ſpäter, daß man die Seeräuberei austilgen wolle. Die 
franzöſiſchen Miniſter ſchwiegen aber, oder gaben ausweichende, ja 
verächtliche Antworten, wie der engliſche Geſandte wiſſen wollte, 
ob Frankreich Algier zu beſetzen im Sinne hätte. Englands Be— 
mühungen ſcheiterten aber nicht blos in Paris, ſondern auch auf 
dem mittelländiſchen Meere. Denn wie es von der Pforte, von 
der der Dey abhängig war, bewirkt hatte, daß dieſer mit der ſei— 
denen Schnur entfernt und ſo Frankreich allen Grund zum Feldzug 
verlieren würde, wurde dem türkiſchen Abgeordneten der Eingang 
in die Häfen Algiers von franzöſiſchen Schiffen verwehrt. 

ir 8 Die innern Verhältniſſe drängten; die Kammer war nach der be— 

Alg 1 kannten Adreſſe der 221 vertagt worden und ihre Auflöſung beſchloſſen. 
Daher mußte die Flotte denſelben Tag (15. Mai) von Toulon ab— 
ſegeln, an welchem der Auflöſungsbeſchluß bekannt gemacht wurde. 
Eine zahlreiche Flotte mit ſtarker Bemannung verließ die Küſten 
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Frankreichs und konnte in kurzer Zeit den Fall Algiers (14. Juni) Hr 
berichten. Die Nachricht hievon wirkte ermunternd für den König, 

war ein Hinderniß für die andern. Obſchon dadurch der Sturz 

der Bourbons nicht verhindert werden konnte, ſo blieb die Beſetzung 
Algiers doch eine geſchehene Thatſache, und es iſt nun zu erörtern, 

welche Stellung die neue Regierung Louis Philipps zu derſelben 8. Phils 
einnehmen werde. Durch feine Hinneigung zu England, durch das lipp's 


zur Er⸗ 
Entgegenkommen von dieſer Seite mußte natürlich der Plan Karls X. gberung 


verſchwinden; allein es war für England wichtig, daß Algier nicht * 
in den Beſitz der Franzoſen komme, ſo wie Louis Philipp ander— 
ſeits nicht eine Eroberung abtreten konnte, die ſein Vorgänger, in 
der Abſicht, die Nation zu befriedigen und ihre Macht zu ver— 
größern, mit großen Anſtrengungen gemacht hatte. Frankreich und 
England hatten folglich hiebei immer entgegengeſetzte Intereſſen, und 
ſo lange das gute Einverſtändniß dieſer zwei Mächte dauerte, d. h. 
bis 1840, herrſchte deßhalb die größte Unſicherheit darüber, was 
mit den afrikaniſchen Beſitzungen vorgenommen werden müßte. Aus 
dieſer Verlegenheit hätte ſich Frankreich durch die Vertheidigung 
eines allgemein menſchlichen Standpunktes ziehen können, nämlich 
dadurch, daß es die Ziviliſation, die Verbreitung der menſchlichen 
Bildung betreibe. Allein wenn man bedenkt, daß dergleichen Vor— 
gebungen, die in der That von wirklichem Werthe ſein können, in 
der Politik verſchwinden, oder nur Vorſpiegelungen ſind, und daß 
die Ziviliſation fremder Stämme dem Worte „Eroberung“ durch 
die Europäer gleich kommt, ſo muß eine derartige Berufung gegen— 
über von England bedeutend verlieren. Nichtsdeſtoweniger iſt es 
aber dieſe Seite, welche unter Louis Philipp, beſonders während 
der acht letzten Regierungsjahre vorwiegend war. 
Daher können wir die Geſchichte der afrikaniſchen Eroberungen Stufen 
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allein auch in der erſten Periode erblicken wir von Zeit zu Zeit 
kräftige Unternehmungen, je nach dem ein Miniſter die Leitung der 
Geſchäfte hatte, oder je nach dem ein Gouverneur an die Spitze 
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Algiers geſtellt war. Denn in einer eroberten Provinz, wo die 
Vollmachten eines Gouverneurs beinahe unumſchränkt, wie die 
eines militäriſchen Befehlshabers ſind, mußte begreiflicher Weiſe 
ihre Anſchauungsweiſe einen bedeutenden Einfluß auf die jedesmalige 
Verwaltung haben. 

Die Unſicherheit der erſten Periode tritt gleich mit der Er— 
oberung hervor; während man nämlich, willig oder unwillig, die 
Thatſache des Beſitzes der Stadt Algier hinnahm, ſo wußte man 
nicht, wie derſelbe benutzt werden ſollte. Die Einen wollten, ohne 
Berückſichtigung der Provinz Algier, den Beſitz der Stadt als 
einen militäriſchen Poſten Frankreichs am mittelländiſchen Meere, 
Andere als Handelsniederlage benutzen und andere feſte Plätze für 
denſelben Zweck in Beſitz nehmen. Allein wie man einmal zu einer 
Behauptung dieſer Städte oder Plätze entſchloſſen war, ſo mußte 
die Sicherung derſelben ins Land hinein, wenigſtens in einer be— 
ſtimmten Umgebung der Stadt gegen die immer andringenden Araber 
die erſte Bedingung ſein. Wie man dann dieſen Weg betreten 
hatte, ſo war es ungewiß, wo und wie man denſelben aufgeben 
konnte. Es wurde daher beinahe ganz den Gouverneurs überlaſſen, 
wie ſie die bedeutendſten Plätze und beſonders Algier ſichern woll— 
ten. Der erſte derſelben war der General Bourmont, der das 
Landheer bei der Expedition befehligt hatte. Als Anhänger der 
Bourbons wurde er aber bald (Sept. 1830) abberufen und durch 
den Marſchall Clauzel erſetzt. Dieſer war eine kriegeriſche Natur 
und daher auf eine feſte Beſitznahme Algiers und der Umgebung 
bedacht; jedoch mußte er, weil die Regierung die Mehrzahl der 
Truppen und der Flotte wieder zurückgezogen hatte und wegen der 
Ungewißheit, worin fie war, der Koften halber nur wenige Trup— 
pen in Afrika beließ, ſich anderer Mittel als der gewaltſamen Er— 
oberung bedienen. Er wollte daher mit einigen ergebenen Anfüh— 
rern der arabiſchen Stämme die andern, welche feindſelig waren, 
verdrängen und ſo die Stämme gegenſeitig ſich bekämpfen oder be— 
herrſchen laſſen. Denn man muß wiſſen, daß die Bevölkerung, 
mit der die Franzoſen in Berührung kamen, Araber waren, die 
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ſich in verſchiedene Stämme mit einem Oberhaupte theilen und ſich 
gegenſeitig ſehr oft bekämpfen. Für den Marſchall Clauzel war 
beſonders die Behauptung weniger nahegelegener feſten Plätze durch 
ergebene Stämme wichtig, weßhalb er die Beys der Provinzen 
Tittery und Oran, die ihm feindſelig waren, durch ergebene Chefs 
erſetzte. Es war übrigens dieſe Weiſe der Herrſchaft die, welcher 
ſich die Türken bei der Herrſchaft über die arabiſchen Stämme be— 
dienten, und konnte eigentlich nur die Verlegenheit vermehren, wenn 
die neuen Chefs und ihre Stämme den verdrängten nicht überlegen 
waren. Denn wenn ein derartiges Verfahren von Nutzen ſein 
ſollte, ſo mußten die Franzoſen ihre Günſtlinge mit Waffengewalt 
im Beſitze ihrer Macht behaupten helfen. Dieſen Plan, Beherr— 
ſchung der einen Stämme durch die andern, wandte Clauzel aber 
nur bei den Bewohnern des innern Afrika's an, um ſich an der 
Küſte freie Hand zu verſchaffen. Hier wollte er durch Einnahme 
oder Anlage feſter Plätze, die durch franzöſiſche Truppen beſetzt 
würden, eine Art Seeherrſchaft begründen. Allein ſein kurzer Auf— 
enthalt in Afrika — bis Februar 1831 — verhinderte an der Küſte 
die Ausführung ſeines Planes und verurſachte andrerſeits die Feind— 
ſeligkeit der verdrängten Chefs und Stämme gegen die, welche von 
ihm begünſtigt waren. Sein Nachfolger, der General Berthezene, 
hatte ſich daher zunächſt gegen dieſe Seite zu vertheidigen. Denn 
nachdem der von den Franzoſen eingeſetzte Bey von Oran (S. W. 
von Algier) dieſe Stadt verlaſſen und ſie von feindſeligen Stämmen 
einnehmen laſſen gemußt hatte, ſo begannen dieſe zum erſten Male 
ſich gegen die Franzoſen zu verbinden und machten bedenkliche krie— 
geriſche Zurüſtungen. Der General Berthezene war genöthigt, dies 
ſelben durch die Beſitznahme Oran's durch ſeine eigenen Truppen zu 
nichte zu machen. So war der erſte Schritt zu einem Vordringen 
in's Land gethan und zwar durch einen General, der eigentlich 
lieber das Syſtem Clauzel's aufgegeben und ſich auf den Beſitz der 
Küſten zurückgezogen haben wollte. Die Einnahme Oran's durch 
Franzoſen war aber jetzt wichtiger geworden, als der frühere Befit 
durch begünſtigte Stämme, indem jene unter allen Umſtänden von 
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Algier aus unterſtützt werden mußten. Dieß leitet ein förmliches 
kriegeriſches Verfahren, den Beginn heftiger Kämpfe ein, zu deren 
Verſtändniß und Würdigung wir eine kurze Darſtellung des Kampf— 
platzes und der den Franzoſen feindlichen Völkerſchaften zu geben 
haben. 

Der Hauptpunkt von dem wir ausgehen müſſen, iſt die Stadt 
Algier, die einen günſtig gelegenen Hafen hat und vom Meere aus 
durch Felſen geſchützt iſt. Die nächſte Umgebung, ungefähr eine 
Stunde von der Küſte ins Land hinein, iſt fruchtbarer Boden 
und wird zu Gärten, Weinbau und zur Pflege der Südfrüchte be— 
nützt. Ihre Bewohner, welche von den Franzoſen verdrängt wur— 
den, waren der türkiſchen Race näher als die übrigen arabiſchen 
Stämme verwandt. Der Küſte entlang, oder von ihr ein wenig 
entfernt gegen das Innere, waren, wo ſich ein geeigneter Platz an— 
geboten, hie und da noch Städte zu treffen, welche von Juden und 
Mauren bewohnt waren und eine ähnliche Umgebung mit frucht— 
barem Lande wie Algier hatten. Von dieſen Gärten weg, die der 
mittäglichen Sonne ſich anſteigend darbieten, beginnt eine Ebene, 
die gegen Süden bald mit Hügeln ſich durchzogen zeigt, bis dieſe 
die Oberhand gewinnen und eine bergige Gegend, jedoch noch ohne 
hervorſtechende Felſen bilden. Die Ebene wurde von arabiſchen 
Stämmen bewohnt, die eine wandernde Lebensart führten und ſehr 
kriegeriſch waren, indem ſie meiſt vom Raube, beſonders der Kara— 
vanen lebten. Weil ſie dieſes Leben führten, ſo hatten ſie kein 
Grundeigenthum; ſie nahmen, was ſich darbot, oder was ſie an 
einem Aufenthaltsorte gerade anbauen konnten. Das Beſitzthum 
eines Arabers in dieſer Gegend beſtand in Pferden, Kameelen, 
ſeinen Waffen und ſeinem Zelte. Der Anführer je eines Stammes 
wird als Scheik bezeichnet. Die hügelige und bergige Gegend da— 
gegen, die unter dem Namen Tell bekannt iſt, nährte ein kräftiges, 
ackerbautreibendes Volk mit feſten Wohnſitzen und Grundeigen— 
thum. Es war nicht minder kriegeriſch, als das Volk der Ebene, 
wenn es ſich um Vertheidigung des väterlichen Erbgutes, oder um 
religiöſe Intereſſen, zu denen es leicht aufgeregt werden konnte, 
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handelte. Dieſe Hügel, die in mehrern Ketten das Land durch— 
ziehen und zwiſchen ſich ſelbſt weiter ausgebreitete Ebenen ein— 
ſchließen, verlaufen gegen S. und O. wieder in Ebenen und Sand— 
wüſten, lehnen ſich aber gegen W. und S.-W. an die hohen Fel— 
ſenketten des kleinen und großen Atlaſſes, deren Bewohner zum 
gleichen Stamme, wie die des Tells, zu den Kabylen, gehörten und 
ſich von dieſen nur durch größere Kraft und Muth auszeichneten. 
Sie ſind, wie die Araber der Ebene, in Stämme getheilt, die einen 
Scheik an der Spitze haben. Allein an der Seite dieſes, der mehr 
ein Kriegsanführer iſt und richterliche Gewalt nur in beſchränktem 
Maße beſitzt, ſteht eine um ſo zu ſagen prieſterliche Macht, die 
Marabouts, welche den religiöſen Feſten der Kabylen vorſtehen, außer— 
dem aber über die Ausſprüche der Scheiks endgiltig zu entſcheiden 
haben. Was die einzelnen Stämme dieſer Gegend einigt, iſt eine 
Art Verbindung, Eidgenoſſenſchaft, welche eben durch die geiſtliche 
Macht der Marabouts zuſammen gehalten und in Bewegung ge— 
ſetzt wurde. Die Gränzen dieſer Bevölkerung insgeſammt, ſo wie 
einige geographiſche Haltpunkte können, um unſern Schauplatz ab— 
zuſchließen, kurz ſo bezeichnet werden. Von Algier aus gegen 
Weſten iſt das Kaiſerthum Marokko, gegen S.-W. und S. die 
Höhenzüge des Atlaſſes mit den Beſitzungen der Kabylen, als deren 
vorzüglichſten Provinzen die von Tittery und Oran gelten. Gegen 
O. iſt Tunis; gegen S.-O. find die Ebenen und Abflachungen der 
Hügel, meiſt bewohnt aus Arabern der Ebene. Dieſe Richtung 
verliert ſich in die Wüſte, ihre beſondern Provinzen ſind die nach 
den Hauptſtädten benannten von Bona und Konſtantine. 

Je nachdem nun die Franzoſen eine Abtheilung zu bekämpfen 
hatten, mußten ſie verſchiedene Gefahren und Hinderniſſe überwin— 
den. Giengen ſie in die Ebene, ſo hatten ſie gegen einen neckenden 
Feind zu kämpfen, der ſie bald von allen Seiten umzingelte, und 
wenn der Angriff ernſt werden wollte, nach allen Seiten ausein— 
anderſtob und floh, bis ſich wieder eine günſtige Gelegenheit zu 
Ueberfällen darbot. Gefährlicher als dieſe Reiter war aber die 
Gegend ſelber, auf welcher die Franzoſen zu kämpfen hatten. Mei— 
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lenweit fand ſich keine Quelle, kein Baum, keine ſchattige Stelle: 
alles hatte der Wildheit des Arabers der Ebene weichen müſſen. 
Dagegen war man der Hitze einer brennenden Sonne, dem Marſche 
auf faſt glühendem Boden ausgeſetzt. Die Folge davon war, daß 
die Franzoſen bei ihren Feldzügen, wenn ſie den Feind vor Augen 
zu haben glaubten, ſich mit Lebensmitteln nicht gehörig verſorgten 
und den Feind oft verfolgten wie Knaben einen Vogel, immer 
weiter und weiter — und dann den Leiden des Hungers und den 
noch fürchterlichern des Durſtes ausgeſetzt waren, von der Hitze, 
dem Marſche und dem Mangel an Nahrung entkräftet und matt 
als eine Beute des geſchwind herbeifliegenden Feindes fielen. Große 
Vorräthe von Lebensmitteln konnten aber deßhalb nicht mitgeſchleppt 
werden, weil die Hitze auf dieſelben verderblich einwirkte. — Woll— 
ten ſie den Sommer in den Garniſonen zubringen und den Feind 
während des Winters, d. h. während der Regenzeit verfolgen, ſo 
war das Uebel noch größer. Die ganze Ebene wurde weich und 
unwegſam, ſo daß die Soldaten trotz aller Anſtrengung nur kleine 
Strecken zurücklegen konnten, um ohne einen Feind getroffen zu 
haben zurückkehren zu müſſen. Man füge hinzu die nachtheiligen 
Folgen, welche ſolches Unwetter auf die Speiſen und die Geſund— 
heit haben mußte; eine eben ſo große Menge erlag der Ruhr und 
verderblichen Seuchen im Winter, als im Sommer wegen des Son— 
nenſtiches und der Ermattung fielen. Aus dieſen Gründen wurde 
daher in dieſer Richtung das Vorrücken in kleinen Entfernungen, 
und die Beſetzung von geeigneten Plätzen als Garniſonen und Ruhe— 
plätze, durch die Natur der Sache vorgeſchrieben. Das Unwirkſamſte 
in Bezug auf den Feind war dabei aber das, daß man nur ein— 
zelne Stämme ſchlagen konnte, an deren Stelle eine Menge anderer 
in der gleichen Strecke Landes trat, ſo daß, wenn man eine Gegend 
durch einen Sieg errungen zu haben glaubte, neue Feinde ſie wie— 
der ſtreitig machten. 

Wagten ſich die Franzoſen dagegen in die Gebirge, ſo hatten 
ſie gegen eine zuſammenhängende Völkerſchaft zu kämpfen, die be— 
ſonders in den letzten Jahren um ſo gefährlicher wurde, als ſie den 
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Gebrauch des europäiſchen Wehrzeuges faſt mit den Fertigkeiten 
eines europäiſchen Heeres vereinte und um ſo hartnäckiger Wider— 
ſtand leiſtete, als ſie Haus und Eigenthum zu vertheidigen hatte. 
Waren die Franzoſen hier auch von den Beſchwerden der Ebene 
befreit, ſo zeigten ſich andere nicht minder bedenkliche, welche den 
Bergen eigen ſind: ſchwer zu erſteigende Straßen und unwegſame 
Anhöhen, Hohlwege und Schluchten, Gebüſche und Verhaue, die 
der Feind beſonders gerne zu Hinterhalten, geheimen Nachſtellungen 
und zu plötzlichen Ueberfällen benutzte. Im Herbſte und Winter 
kamen zu dieſen Schwierigkeiten der früh und in großen Maſſen 
fallende Schnee und eine nahezu unerträgliche Kälte. 


In jeder dieſer Richtungen war ein gefährlicher Feind zu be- 


kämpfen: gegen Oſten war es der Bey von Konſtantine, Haji Od— 
math, einer der heftigſten Gegner Frankreichs, der ſich gleich bei 
der Einnahme Algiers durch die Franzoſen als ſolcher gezeigt hatte; 
im S. W., in der Provinz Oran, war es Abd-el-Kader, der Sohn 
eines Marabout. Derſelbe galt als ein begeiſterter Kämpfer für 
den Glauben und die Lehren Mahomets, zu deſſen Verehrung er 
zweimal ſchon die Wallfahrt nach Mekka gemacht hatte. Einige 
beſondere Vorfälle beſtärkten die Meinung, daß er der Berufene ſei, 
die Feinde des Glaubens zu bekämpfen und den „heiligen Krieg“, wie 
die Araber die Verfolgungen der Franzoſen nannten, zu führen. 
Zwar war er bis dahin nicht aufgetreten; allein 1832, gleich nach 
der Einnahme der Stadt Oran durch die Franzoſen, vereinigten 
ſich Abgeſandte vieler Stämme am Aufenthaltsorte (ſüdlichen Ende 
der Provinz Oran) Abd-el-Kaders und erwählten ihn zu ihrem Emir, 
d. h. zu ihrem Oberanführer im Felde, ſo daß im Augenblicke, wo 
wir oben die Erzählung verlaſſen haben, die Franzoſen zu gleicher 
Zeit im Oſten und Weſten zu kämpfen hatten. 

Den Anfang bezeichnet der Wechſel eines Gouverneurs; an 
die Stelle Berthezͤne's wurde der Herzog von Rovigo als Befehls— 
haber der Truppen nach Afrika geſendet, an deſſen Seite die Re— 
gierung einen Zivil⸗Gouverneur zu ſetzen dachte, weil jener mehr 
ein Haudegen als Verwalter einer Provinz war. Jedoch hatte auch 
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dieſe Eigenſchaft bedeutende Vortheile für Frankreich. Denn nach— 
dem er den Stamm der El-Ouhfin, der die Franzoſen treuloſer 
Beſe⸗ Weiſe überfallen hatte, beinahe gänzlich vertilgt, und Bona, von 
Be wo aus der Bey von Konſtantine feine nächſten Ueberfälle gegen 
Frankreich leitete, durch den General Monk d' zor mit friſchen, 
von Toulon aus gekommenen Truppen hatte beſetzen laſſen (Mai 
1832), ſo zeigte ſich eine gewiſſe Sicherheit um Algier, ſo daß 
einige ernſtliche Verſuche mit landwirthſchaftlichen Kolonien gemacht 
wurden, Verſuche, die bisher dem Unternehmungsgeiſt anheimge— 
ſtellt geweſen waren und zu den ſchändlichſten Betrügereien Veran— 
laſſung gegeben hatten. Dagegen konnte er ſich nicht mehr mit 
Auftre- Abd⸗el⸗Kader meſſen, denn dieſer hatte die erſte Zeit feines Auf— 


Kies tretens zur Organiſation einer Armee und zur feſten Einigung der 
einzelnen Stämme unter ſich benutzt, und wie er ſich Ende 1833 

und Anfangs 1834 auf dem Kampfplatze zeigte, war an die Stelle 
Beuel Rovigo's als Anführer der Truppen der General Desmichels ger 
chels treten. Deſſen wichtigſte Thaten waren zweimalige Beſiegung 
Abd⸗el⸗Kaders in der Provinz Oran, deſſen Vertreibung aus Arzew 

und Moſtaganem, die in der Provinz Oran gelegen ſind, ohne daß 

teingt bisher weder Abd=el-Kader noch die Franzoſen ſie beſeſſen hatten, und 
Kader endlich ein Friedensſchluß zu Maskara mit Abd-el-Kader (12. Fe⸗ 


erſten bruar 1834). In demſelben war meiſt nur vom freien Verkehr 


4881). zwiſchen Arabern und Franzoſen die Rede, ohne aber irgend welche 
feſte Gränzbeſtimmung zu treffen, ſo daß in dieſer Beziehung nichts 
als der Beſitz der Städte geregelt war. Von Abd-el-Kader wurde 
keine Unterwerfung verlangt, ſo daß er als gleichberechtigt neben 
den Franzoſen betrachtet wurde. Ein derartiger Vertrag konnte 
daher nur vorübergehend ſein; der Anlaß zum Wiederausbruch der 
Feindſeligkeiten waren, wie vorauszuſehen war, Gränzſtreitigkeiten. 
Der kleine Zwiſchenraum, der als Friedenszeit galt, war für Frank— 
reich von nicht großer Bedeutung; denn einerſeits waren ein Ober— 


general anführer der Truppen, General Voirol, und ein Verwalter der 


palin Provinz, Genty de Buſſy, zwei Gewalten ſich gegenübergeſtellt, die 


an ſich nicht zu vertragen wußten; andrerſeits waren in Frankreich die 
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Fragen über das Aufgeben oder die Behauptung der Eroberung bei 0 1 85 
den Kreditbegehren wieder aufgetaucht und hatten jede entſcheidende eren. 
Handlung gehemmt. Einige Thätigkeit begann ſich erſt wieder zu 

zeigen, nachdem der Bericht einer eigenen Kommiſſion auf die Be— 
hauptung der Beſitzungen in Afrika geſchloſſen hatte. Es ſollte von 

nun an ein General-Gouverneur an die Spitze der Provinz geſtellt 
werden, der vom Kriegsminiſter abhängig war, ſeinerſeits aber den 
Befehlshaber der Truppen unter ſich hatte. Drouet d'Erlon wurde 

im Juli 1834 als General-Gouverneur bezeichnet und als Befehls- Peltel- 


haber der Truppen der General Trezel. Sie fanden Abd-el-Kader ber 
im Vordringen: er hatte den Gränzfluß ſeiner und der franzöſiſchen nen 
Beſitzungen überſchritten, ſich in Medeah und Milianah, Städte m, 
in Oran, als Oberherrſcher anerkennen laſſen, und bedrohte dann die 0 8 


den Franzoſen ergebenen Stämme. Dieſe begehrten Hülfe, die ihnen zel. 
Trezel zu leiſten Willens war; ſie wurde unmöglich durch einen 
Ueberfall der Araber unter ihrem Emir, als der franzöſiſche Ge— 

neral den 26. Juni 1835 zwiſchen einer ſteilen Bergkette und einem 
Sumpfe, der durch das Austreten des Macta verurſacht worden, 1 
durchmarſchiren mußte. Beinahe der ganze Nachtrab von 800 Mann Macta. 
wurde niedergemacht oder in den Sumpf geſprengt, und nur der 
äußerſten Anſtrengung des Generals, der nicht recht Stellung faſſen 
konnte, war das Aufhören der förmlichen Schlächterei zu verdanken. 

Von Frankreich aus, wo dieſe Szene, die der Sorgloſigkeit Trezels 
zugeſchrieben wurde, große Aufregung verurſachte, wurde ſofort der 
Marſchall Clauzel ohne General-Gouverneur an der Seite nach Afrika Mar- 


ſchall 
abgeſchickt. Er nahm ſein altes Syſtem wieder auf, indem er dem ei 
Emir andere Häuptlinge entgegenſetzte; er hatte aber überdies die 9 
Niederlage bei der Macta zu rächen und verfolgte deßhalb von Oran 1 8 


aus Abd⸗-el⸗Kader in deſſen Hauptſtadt Maskara (26. Nov. 1835) auf. 
und folgte ihm noch weiter gegen Weſten bis nach Tlemſen. Dieſe Ein— 


nahme 
Stadt wurde den 13. Januar 1836 von den Franzoſen eingenom— a 


men und mit einer Beſatzung unter dem damaligen Oberſten, heu— nr 
tigen General Cavaignac gegen Ueberfälle geſichert. Jedoch war 


die Beſatzung nicht ſtark genug, als daß die Araber nicht glaubten, 


Der 
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fie vertreiben zu können. Sie rückten in ungeheuern Maſſen vor 
den Ort; mit 600 Mann wußte ſich Cavaignac zu vertheidigen, 
bis er vom Lager, das auf Befehl Clauzels an der Mündung des 
Tafna (Fluß, der die Provinz Oran von Süden nach Norden 
durchſchneidet) geſchlagen wurde, Unterſtützung erhielt. Die erſte 
Abtheilung, die dahin unter dem General d'Arlanges abgeſchickt 
wurde, war nahe bei Tlemſen von den Arabern überfallen worden 
und hatte ſich wieder ins Lager zurückziehen müſſen. Eine größere 
Abtheilung von 4500 Mann unter General Bugeaud machte beſſere 


„Fortſchritte, indem fie bei Steak 5. Juli 1839 Abd-el-Kader be— 


Sieg b 
Sick. ſiegte. Die Folge davon war die Entſetzung von Tlemſen und der 


Abfall einiger Stämme vom Emir. 

Allein derartige Siege waren nicht entſcheidend; Abd-el-Kader 
brauchte ſich nur in eine andere Gegend zu begeben, um ſogleich 
wieder mit neuen Truppen zu erſcheinen; auf der andern Seite 
war der Dey von Konſtantine immer mit ſeinen Horden in der 
Umgebung Bona's und ſuchte, jo weit er konnte, die franzö ſiſchen 
Beſitzungen zu beunruhigen; ja er ſtreifte ſogar bis Algier, wenn 
er die Beſatzung der Stadt nicht ſtark oder nicht wachſam glaubte. 
Daher hatte der Marſchall Clauzel den Plan zu einem Angriffs- 
kriege gegen die Araber in größerem Maßſtabe gefaßt. Er war nach 


5 der Beſetzung Tlemſens nach Frankreich abgereist, um größere 
a 5 Streitkräfte zur Verfügung zu erhalten. Dagegen lehnten ſich die 


reich. 


Kammern auf, die bis dahin nur Auslagen, aber keinen Vortheil 
von der Beſetzung Algiers geſehen hatten. So wenig die Regie— 
rung einen feſten Plan in Betreff Algier's hatte, ſo wenig konn— 
ten die Kammern derſelben einen ſolchen vorſchlagen. Denn was 
die politiſchen Bedenklichkeiten der Regierung betraf, ſo wurden 
ſie von der Kammer vollſtändig getheilt, in Betreff der Ausgaben 
aber waren ſie noch viel hinter der Regierung zurückgeblieben. 
Man machte die Erwägungen über die Beſetzung Algiers ungefähr 
in der Weiſe, wie ein Handlungshaus, das ſeine Rechnungen ab— 
ſchließt: nach Soll und Haben und der daraus erfolgenden Bilanz. 
Allein eine derartige Berechnung war um ſo ungeſchickter, als man 
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ein kaum angefangene Werk, das bis zur Vollendung einen Auf— 
wand von Kapitalien verlangt und erſt bei einer gehörigen Ueber- 
windung aller Hinderniſſe von Nutzen ſein kann, zur Grundlage 
nahm. Das vollendete Werk wäre eine Unterwerfung und Kolo— 
niſation Algiers geweſen, ſo daß ſeine Bewohner als Franzoſen 
mit den gleichen Rechten und Pflichten wie die Bewohner Frank— 
reichs betrachtet worden wären, mit denen man auf der geſicherten 
Waſſerſtraße des mittelländiſchen Meeres in beſtändigem Verkehr 
ſein konnte. Dieß hätte begreiflich Auslagen erfordert, deren 
Wirkungen vielleicht erſt nach Jahren erſichtlich waren, Auslagen, 
welche die Kammern, die nach Jahren oder gar nach Monaten die 
Zinſe zu berechnen gewohnt waren, nicht bewilligen wollten, ohne 
zu bedenken, daß gerade die Ausgaben, welche ſie in beſchränktem 
Maßſtabe geftatteten, vollkommen nutzlos verwendet wurden. So 
ſehr der politiſche Standpunkt der Gegenwart das Aufgeben der 
Beſetzung, der politiſche Standpunkt der Zukunft ein feſtes Auf— 
treten verlangt hätte, fo ſehr blieb man immer auf den Berech— 
nungen des kalten Privatunternehmers ſtehen. Dieſe Anſichten 
wollte Clauzel zu widerlegen ſuchen, als er ſeine Reiſe von Afrika 
nach Paris unternahm. Das geneigteſte Gehör fand er bei Thiers, 
der damals Miniſterpräſident war. Deſſen Pläne, die der An— 
ſchauungsweiſe Napoleons entſprachen, waren die: aus Algier 
eine praktiſche Kriegsſchule zu machen, in der ſich alle Truppen 
Frankreichs nach und nach übten und dann als ein ſchlagfertiges 
Heer mit tüchtigen Generalen den Mächten Europa's entgegengeſtellt 
werden könnten. Daher hielt er dafür, die Seeplätze zu beſetzen, 
ohne ſich in eine Koloniſation einzulaſſen. Die Kämpfe, die man 
mit den aus dem Innern kommenden Arabern zu beſtehen hätte, 
wären eben geeignet, ein tüchtiges Heer zu bilden. Aus dieſem 
Grunde verſprach er, die Mannſchaft und Unterſtützung zu liefern, 
welche zu einem kräftigen Feldzug gegen Ahmed-Bey in Konſtantine 
nothwendig waren. Denen, welche alle Unterſtützung verweigern 
wollten, bemerkte Clauzel, daß das bloße Behaupten der Seeküſte 
oder blos Algiers unmöglich ſei, daß man zu befürchten habe, von 
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der Küſte ins Meer geworfen zu werden. Er glaubte in der That, 
die Meinungen geändert zu haben, und beſonders auf Thiers ge— 
ſtützt, reiste er im Vertrauen auf einen bedeutenden Feldzug nach 
Afrika ab. Allein er war kaum angekommen, als in Frankreich 
das Miniſterium Thiers einem ſolchen weichen mußte, das gerade 
über die Beſetzung Algiers entgegengeſetzte Anſichten hatte. An— 
ſtatt zu den 28,000 Mann, die in Afrika waren, noch 10,000 zu 
ſchicken, wie es Clauzel verlangt hatte, wurde nur die Zahl 30,000 
vollſtändig gemacht; ja man hemmte ihn noch dadurch, daß man 
ihm vorſchrieb, ohne direkte Befehle keinen ernſtlichen Feldzug zu 
unternehmen. Die Befehle kamen nicht; dagegen wurde mit den 
2000 Mann Verſtärkungen auch der Herzog von Nemours zum 
Feldzug nach Afrika abgeſchickt. Clauzel, dem eine ſolche Zwei— 
deutigkeit mißfiel, ließ ſich eher durch die in Afrika gebotenen Um— 
ſtände als von den Anſichten in Paris leiten; er glaubte jenen 
mit einem Feldzug gegen Konſtantine entſprechen zu müſſen, indem 
der Bey Ahmed Bona mit ernſthaften Ueberfällen bedrohte. Allein 
die Jahreszeit war ſchon ſtark vorgerückt, die Regenzeit hatte be— 
gonnen und die Ebene in einen großen Sumpf verwandelt, durch 
den die Armee mit der größten Anſtrengung marſchiren mußte. 
Schneegeſtöber und eine empfindliche Kälte machten die Lage noch 
ſchwieriger. Wie Marſchall Clauzel den 12. Nov. (1836) ſich mit 
7000 Mann in Marſch ſetzte, ſo hatte er mit dem Boden, der 
Jahreszeit und den Feinden zu gleicher Zeit zu kämpfen. Das 
ſchwere Geſchütz und das Gepäck mußte zurückgelaſſen werden; der 
Soldat hatte an Hunger, Kälte, Näſſe und Krankheiten zu leiden, 
ſo daß die Armee, wie ſie den 21. Nov. vor Konſtantine anlangte, 
weder die nöthige Kraft noch die nöthigen Werkzeuge zu einer Be— 
lagerung hatte. Daher trat man, wie eine Ueberrumpelung nicht 
den gehofften Erfolg hatte, den 23. den Rückzug an, den Chan— 
garnier mit 600 Mann decken mußte. Die Feinde ermangelten 
nicht, den weichenden Franzoſen nachzuſetzen und bedeutenden Scha— 
den beizufügen. Es war den 1. Dez., als der Marſchall Clauzel 
nach einem Verluſte von 443 Mann, die getödtet oder erfroren 
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waren, mit 228 Verwundeten in Bona ankam. Wie gewöhnlich 
wurde das Unglück beſonders dem Anführer zugeſchrieben; die 
Miniſter mußten dem allgemeinen Unwillen folgen und den Mar— 
ſchall abberufen, was ſie bei ihrer Zweideutigkeit unter dem Vor— 
wande, als habe er die Befehle nicht gehörig befolgt, ohne wei— 
tere Umſtände thun konnten. — Damremont, der ihm folgte, wurde 
aber nicht angewieſen, die Feindſeligkeiten gegen Konſtantine ein— 
zuſtellen; im Gegentheile, man war davon überzeugt, daß die 
franzöſiſche Kriegsehre nur durch einen Feldzug auf dieſer Seite 
gerettet werden konnte. Dagegen war man entſchloſſen, auf der 
andern Seite mit Abd-el-Kader Frieden abzuſchließen, um die 
Hauptkraft auf einen Punkt hin verwenden zu können. Die Un— 
terhandlungen, welche mit dem Emir angeknüpft wurden, führten 
erſt nach einigen Unterbrechungen zum Frieden am 1. Juni 1837, 
gewöhnlich nach dem Fluſſe Tafna, an deſſen Ufern er abgeſchloſſen 


wurde, benannt. In dieſem zweiten, mit Abd-el-Kader abgeſchloſ⸗ ! 
ſenen Friedensvertrage mußte er die Oberherrlichkeit Frankreichs * 


anerkennen, ſowie dieſem den Beſitz der Städte Moſtaganem, Ma— 
zagran, Oran und Arzew in der Provinz Oran, die Stadt Algier 
mit der ſüdlich davon gelegenen Ebene, Metidja geheißen, und einen 
beſtimmten Landſtrich im Weſten von Algier ungefährdet belaſſen. 
Die von Frankreich an Abd-el-Kader überlaſſenen Beſitzungen waren 
die Provinzen Tittery und Oran, mit Ausnahme der ebengenann— 
ten Plätze; in der letztern Provinz wurde ihm ſogar der feſte 
Platz von Tlemſen, wo ſich Cavaignac fo meiſterlich gehalten hatte, 
abgetreten. Für dieſe Abtretungen war der Emir zur Ueberliefe— 
rung von einer beſtimmten Menge Getreides und einer gewiſſen 
Anzahl von Ochſen an die franzöſiſche Armee verpflichtet. Andere 
Beſtimmungen hatten auf die gegenſeitige Duldung der Angehörigen 
der zwei Parteien im Gebiete der andern und auf den Handel 
Bezug. Solche Abtretungen verurſachten nun jedenfalls eine Auf— 
regung in Frankreich, indem die Frucht manchen Kampfes aufge— 
geben worden. Um ſo eher mußte daher Damremont bedacht ſein, 
durch ein kühnes Unternehmen den Verluſt jener Beſitzungen zu er— 
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ſetzen. Er betrieb deßwegen allen Ernſtes die jetzt zur Ehrenſache 
gewordene Einnahme Konſtantine's. Die Monate Auguſt und 


„ September wurden zu Zubereitungen mit Anlegung von Straßen, 


Ausrüſtung mit Munition und Lebensmitteln benutzt. Den 6. Ok— 
tober 1837 langte die Armee vor Konſtantine an; obgleich die 
Witterung gleich ungünſtig wie im vorigen Feldzug war, ſo 
waren die Soldaten doch beſſer ausgerüſtet, um ſie zu ertragen, 
und ſie begannen muthig die Belagerung von zwei Seiten; ſie 
war leichter im Süden von einer die Stadt beherrſchenden Ebene 
aus, ſchwierig im Weſten, da man hier gegen feſte Mauern zu 
kämpfen hatte. Den 9. Oktober begann das Feuer der franzöſi— 
ſchen Kanonen; den 12. entſchloß man ſich zum Sturm. Er 
glückte; mit bedeutendem Verluſte von Soldaten und Offizieren, und 
unter dieſen des Anführers Damremont, gelang es den Franzoſen 
in die Straßen der Stadt einzudringen. Hier begann ein mörde— 
riſcher Kampf; von engen Straßen, Barrikaden, Trümmern von 
Gebäuden begünſtigt, wußten die Türken ein anhaltendes Feuer 
gegen die bloßgeſtellten Soldaten zu unterhalten, ſo daß ein Kampf 
von Haus zu Haus ſtattfinden mußte. Selbſt Steine wurden 
zur Vertheidigung und zwar mit großem Nachtheil gegen die Fran— 
zoſen gebraucht. Der Bey und ſeine Reiter flohen im letzten Au— 
genblicke; das Uebrige wurde niedergemacht. So war Frankreich 
im Beſitz von Konſtantine; 2500 Mann wurden zur Vertheidigung 
des Platzes in ſelbem gelaſſen. 

Der Friede mit einem der Hauptgegner, die Ueberwindung 
des andern ſchien nun die franzöſiſchen Beſitzungen geſichert zu 
haben; in der That hatte man ſich in den Jahren 1838 und 1839, 
während welchen der General Valée GeneralF-Gouverneur war, eines 
ziemlich ungeſtörten Friedens zu erfreuen. Die vereinzelten Ueber— 
fälle einiger Stämme waren nicht von großer Bedeutung; ſie wur— 
den von den Franzoſen mit Kampfluſt aufgenommen und endigten 
mit Treibjagden auf die kühnen aa Die Kolontſation 
ſchien zu gedeihen. 

Jedoch darf man auf dieſe ſtillen Jahre nicht zu ſehr ver— 


249 


trauen. Abd⸗el⸗Kader hatte ſchon früher gezeigt, wie ernſtlich er 
die Friedensverträge nehme. Ein Friedensvertrag war ihm nur 
ein unbeſtimmter Waffenſtillſtand, den man breche, ſo wie Gelegen— 
heit und Macht dazu ſich darbieten. Der Krieg war von ihm 
ſchon früher als Religionskrieg geführt worden. Der Religions- 
krieg erlaubt aber keinen ernſten Frieden mit denen, welche man 
als Ungläubige betrachtet. Daher hatte der Emir ſeine Macht zu 
vergrößern, die Bevölkerung des Tells und der Gebirge durch 
Emiſſäre aufzureizen geſucht. Dies gelang um ſo mehr, weil der 
Friede von Tafna ihm nicht nur eine wirkliche Macht in die Hände 
gegeben, ſondern, was nicht weniger bedeutend war, bei den Stäm— 
men ein erneutes Anſehen geſchaffen hatte. Sein hauptſächlicher 
Plan war auf die Einnahme der Stadt Oran gerichtet, zu welchem 
Zwecke er zunächſt die zwei Plätze Mazagran und Moſtaganem 
überfallen mußte. Den 3. Februar 1840 erſchien plötzlich ein 
Haufe arabiſcher Reiter vor erſterm Orte, der von 123 Artilleri— 
ſten mit einer einzigen Kanone beſetzt war. Sie hielten die wie— 
derholten Anfälle der Araber aus und wurden von der Beſatzung 
von Moſtaganem bedeutend unterſtützt. Die Araber wurden zurück— 
geſchlagen; ſie hatten nicht günſtigern Erfolg, wie ſie drei Tage 
ſpäter mit erneuerter Macht wiederkehrten. 

Dieſe Ueberfälle mußten natürlich zu bedeutender Aufregung 
Veranlaſſung geben. Der General Valée mußte ſich aufgefordert 
ſehen, wenn man mitten im Frieden derartige Angriffe auf die 
geſicherten Plätze und ihre Garniſonen ſich erlaubte; das franzö— 
ſiſche Volk ſelbſt mußte den Ereigniſſen in Afrika ſeine Aufmerk— 
ſamkeit zuwenden, wenn es nach faſt zehnjährigem Kampfe vor 
lauter Streitigkeiten über beſchränkte oder ausgedehnte Herrſchaft, 
über Angriffs- oder Vertheidigungskrieg, über den Krieg in großen 
Unternehmungen oder in vereinzelten Zügen, beinahe noch die Thore 
lügiers von den Feinden bedroht ſah. In Frankreich ſelbſt wurde 
die Bewegung noch gährender, da das Gerücht von einer Abtre— 
tung der Beſitzungen in Afrika an zwei engliſche Handelskompag— 
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nien ſich verbreitete. Der Gouverneur in Afrika und die Regierung 
in Frankreich waren beide genöthigt, einige kräftige Handlungen 
zu unternehmen. Sie mußten um ſo ernſter werden, als jene 
Ueberfälle nur die Vorboten des ausbrechenden Angriffskrieges von 
Seite der Araber waren. Abd-el-Kader entwickelte eine große Thä— 
tigkeit, wie noch nie vorher. Zuerſt züchtigte der Gouverneur den 
an der Küſte gelegenen Stamm der Kabylen von Cherchell, weil 
ſie ein franzöſiſches Schiff geplündert hatten, und beſetzte dann die— 
ſen Ort durch den Oberſten Cavaignac. Dann aber faßte er einen 
größern Kriegsplan, der gegen Abd-el-Kader gerichtet war; er 
wollte nämlich die zwei in der Provinz Tittery gelegenen Städte 
Medeah und Milianah, welche der Emir als Waffenplätze benutzte 
und die durch den Beſitz der Stadt Oran und die kürzlich erfolgte 
Einnahme von Cherchell in die Mitte der franzöſiſchen Beſitzungen 
gekommen waren, wegnehmen. Dazu war die Ueberſteigung einer 
Kette des kleinen Atlaſſes, der Monzain, erforderlich, einerſeits 
weil man dadurch eine kürzere Verbindungslinie mit Oran und 
den Städten, die man zu nehmen Willens war, herſtellte, dann 
aber, weil von da aus der kräftigſte Widerſtand der Kabylen bei 
Befeſtigung jener Plätze kam. Die Zurüſtungen waren daher dop— 
pelter Natur; einmal kriegeriſch, weil es ſich um Bekämpfung des 
Feindes handelte, dann adminiſtrativ, weil man mit Anlegung 
von neuen Verbindungslinien zu Werke gieng. Waffen und Schanz— 
zeug machten zu gleicher Zeit den Weg in jene Gegend. Soviel, 
was die Thätigkeit des Generals betraf; die Regierung aber trug 
einer aufregenden Stimmung Rechnung dadurch, daß ſie mit einer 
Verſtärkung die Prinzen von Orleans und Nemours am Feldzuge 
Theil nehmen ließ. Dem Erſtern wurde von Valée eine bedeu— 
tende Aufgabe anvertraut. 

In drei Heerestheilen (Kolonnen) unter den Befehlen der Ge— 


9 9 1 1 * N 
über den nerale Duvivier und Lamoricière und des Herzogs von Orleans, 


je mit beſonderer Aufgabe und Stellung, ſollte der Berg überſchrit— 
ten werden. Kämpfend und arbeitend zu gleicher Zeit rückten ſie 
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vorwärts und gelangten nicht ohne Anſtrengung den 12. Mai 1840 
auf die Höhe des Berges, — nicht ohne Anſtrengung, denn ſeit 
dem letzten Zuſammentreffen mit den Franzoſen und ſeit dem Frieden 
von Tafna hatten die arabiſchen Truppen bedeutende Fortſchritte ge— 
macht, gegen die jene nur ihrem beſondern Uebergewicht das Gelin— 
gen verdankten. Der Feind mußte ſich in allen möglichen Richtungen 
zurückziehen, während ihn beſtändig franzöſiſche Truppen verfolgten. 
Dieſe ſetzten den Weg nach Medeah fort, das ſie den 17. Mai 
einnahmen und durch den General Duvivier beſetzen ließen. Den 
12. Juni konnten ſie in Milianah einziehen, das die Araber erſt 
nach einer langen Gegenwehr und dann nur, nachdem ſie es in 
Brand geſteckt hatten, verließen. Changarnier wurde als Chef der 
Beſatzung zurückgelaſſen. Mit den übrigen Truppen zog ſich Valée 
nach Algier zurück; er durchſtreifte dabei vorzüglich die Höhen, von 
wo aus Abd-el-Kader, wie er eine günſtige Gelegenheit erblickte, 
Schaaren Reiter entſandte. Dieſe Streifereien bewogen ihn, ſich 
ins Innere ſeiner Provinz zurückzuziehen. Die Franzoſen hielten 
ſich nun geſichert und zogen ſich in nicht genug zuſammenhängenden 
Abtheilungen über den Atlas zurück, eine Sorgloſigkeit, die ſie 
mit dem Verluſt von 120 Mann und 306 Verwundeten büßen 
mußten, indem ein Haufe Araber den aus 800 Mann beſtehenden 
Nachzug des franzöſiſchen Heeres in einem Hinterhalt angriffen und 
erſt vor der ſchleunig herbeieilenden Artillerie zurückwichen. In 
dieſem Kriege wurden wieder einzelne Plätze mit Garniſonen ver— 
ſehen. Der Umſtand aber, daß gerade dieſe den Arabern immer 
ausgeſetzt waren und ſo unnütze Streifereien verurſacht wurden, 
gab zu einer weſentlichen Veränderung des Kriegsplanes Veran— 
laſſung. Man beſchloß nämlich, ſich nicht mehr mit einzelnen 
Plätzen zu begnügen, ſondern die ſie umgebenden Landſtrecken voll— 
ſtändig in Beſitz zu nehmen, d. h. die bisher beſchränkte Beſetzung 
in die ausgedehnte zu verwandeln, ſtatt einzelne Stämme und 
Städte ſich nach und nach ganze Provinzen in einem förmlichen 
Angriffskrieg zu unterwerfen. Man willigte in Frankreich ein, 
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weil alle Rückſichten, die man bisher gegen England hatte, wegen 
des Vertrages vom 15. Juli verſchwunden, und der zurückgekehrte 
General Bugeaud, der früher für die beſchränkte Beſetzung geweſen 
war, ſich durch die Erfahrung von der Unrichtigkeit dieſes Ver— 
fahrens überzeugt und die Regierung für ſeine Pläne einzunehmen 
gewußt hatte. Er wurde zum General-Gouverneur in Afrika bes 
ſtimmt und reiste im Februar 1841 nach Algier ab. 

Er war hier kaum angekommen, als er die Zubereitungen zu 
einem großen Feldzuge traf. Sowohl um den Stand der franzö— 
ſiſchen Beſitzung zu kennen als um die bedeutendern Punkte des 
Feldzuges in Augenſchein zu nehmen, reiste er von Provinz zu 
Provinz und ließ die Garniſonsſtädte mit einer Menge Lebensmittel 
verſehen. Die Feindſeligkeiten, die eigentlich nur noch Vorberei— 
tungen waren, begann er mit der Verwüſtung einzelner Stämme 
im Thale des Cheliff, eines Fluſſes, der tief aus dem Innern 
Afrikas, von den Bergketten des großen Atlaſſes kömmt, die Pro— 
vinzen Tittery und Oran in der Richtung von S.-N. durchfließt, 
dann ſich plötzlich gegen Weſten wendet. Er ließ ihnen ihre Heer— 
den wegnehmen, die Saaten verbrennen und das Erdreich verwüſten, 
fo daß ſie zur Verlaſſung ihres Landes gezwungen wurden. Gegen 
Abd⸗el⸗Kader beſchloß er jo zu wirken, daß er ihm die Rückzüge 
abſchloß und zu einem Vernichtungskampfe in einer entſcheidenden 
Schlacht nöthigen wollte. Er verlegte daher zu dieſem Zwecke den 
Mittelpunkt ſeiner Bewegungen in die Gebiete des Tell ſelbſt. 
Gegen die Araber der Ebene, vor denen er ſich bei den Angriffen 
auf den Emir den Rücken decken mußte, unternahm er mit den be— 
weglichen Kolonnen vernichtende Hetzjagden. Schaaren von Infan— 
terie mit Reitern an der Spitze trieben nämlich die Araber aus der 
Ebene in gebirgige Gegenden und nöthigten ſie hier zu Schlachten, 
die immer deren Niederlage zur Folge hatten. Unter dieſen waren 


Sieg von die von Zouilan (Juni 1842), Tagnia (Mai 1843) die wichtig— 
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ſten; durch ſie wurde der Stamm der Hachem, der eigentliche Mit— 
telpunkt Abd-el⸗Kaders, beinahe gänzlich aufgerieben und nach der 
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letztern die Smalah *) des Emirs vom Herzog von Aumale ge— 
nommen. Dieſe Kämpfe mit den Arabern der Ebene waren nur 
vereinzelte Nebenerſcheinungen im Eroberungskriege; der Hauptpunkt 
waren immer die Kabylen. Viele ſuchte er in ihrem Mittelpunkte, 
dem Thale des Cheliff, zu vereinigen. Er begann ſie daher von 
vier Seiten anzugreifen, nämlich im Süden und Norden der zwei 
Bergketten (der Dahra und der Ouarenſeris), ſie vorwärts zu trei— 
ben, zu vereinen und mit einem Schlage zu vernichten. Im Nor— 
den an der Oeffnung des Thales ſtand Bugeaud, im Süden gegen 
die Wüſte Lamoricière, im Oſten Bar und im Weſten Changar— 
nier. Sie begannen ihre Operationen im Juni 1842 und hatten 
ſolchen Erfolg, daß viele Stämme Abd-el-Kader verließen und fie 
ihrerſeits mit 4000 Mann Ureinwohner und geübten Kriegern ihre 
Schaaren vermehren konnten. Abd-el-Kader war zum Verlaſſen des 
Thales genöthigt und wurde, wie er ſich in den Süden flüchten wollte, 
von Lamoricière aus den Städten Saida, Tagdangs und Lende ver— 
trieben, und wie er in die Wüſte entwich von den dortigen Stämmen, 
die wegen ihres Bedarfes von Getreide es mit den Franzoſen zu halten 
genöthigt waren, verfolgt. Auf einmal weiß er ſich den Verfolgun— 
gen zu entziehen und gelangt im Januar 1843 auf Umwegen in 
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die eben bekämpften Gegenden der Dahra und der Ouarenſeris. 


Er weiß die Stämme auf's Neue aufzuregen und die Gegenden, 
wo man eben geſtegt zu haben glaubte, wurden der Schauplatz 
eines erneuten Kampfes. Bugeaud griff auf gleiche Weiſe wie im 
vorigen Feldzuge an, kehrte das Thal förmlich aus und tödtete 
einen der eifrigſten Anhänger Abd-el-Kaders, Sidi-Embarek, in dem 
Gefechte von Oued-Mala, fo daß der Emir im Juni 1843 gegen 
das Gebiet von Marokko ſich hinwenden mußte. Für die Koloni— 
ſation, die ſich von Algier ſchon ziemlich auszudehnen begann, 


*) Smalah ſind die Zelte des Emirs und was dabei iſt, ſeine 
Familie und Heerden. — Dieſes Ereigniß bildet den Gegenſtand eines 
der neuern Gemälde von Horace Vernet; daſſelbe iſt in der Gallerie von 
Verſailles aufgeſtellt. 
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waren dieſe Siege von großer Bedeutung; die Einwanderungen be— 
gannen in größerm Maßſtabe und verſprachen ein gutes Gedeihen. 
Im neuen Standpunkte hatte ſich der Emir in die an den 
vorigen Kampfplatz angränzenden Gebirge, beſonders in die Kette 
der Djerjara zurückgezogen, von wo aus er und ſein Bundesge— 
noſſe Ben-Salem ſich Ueberfälle in die Provinz Oran erlaubten. 
Bugeaud wollte ihn auch in dieſen Gegenden, welchen der Name 
Groß-Kabylien beigelegt wurde, verfolgen. Die Kammern verwei— 
gerten aber den Kredit, indem ſie in einem ſolchen Feldzuge einen 
Eroberungskrieg ſahen, den ſie durchaus vermeiden wollten. Mit 
der Hartnäckigkeit eines Soldaten, mit der Ruhmbegierde eines 
Generals, der einige glückliche Züge aufzuweiſen hat, begann Bu— 
geaud den Krieg ohne Verſtärkung; er traf zuerſt auf den Stamm 
der Flitta's, einen der kriegeriſchſten und größten Kabyliens; in 
einer Schlacht auf den Anhöhen, die 14 Stunden dauerte, ſchlug 
er ihren Anführer Ben-Salem, ſo daß ſich dieſer Stamm zur Un— 
terwerfung genöthigt ſah. Abd-el-Kader mußte ſich nun ganz auf 
5 das Gebiet von Marokko ziehen, und es beginnt von dieſem Augen— 
Kader's blicke an eine Wendung, die in völkerrechtlicher Hinſicht von Be— 
Gebiet deutung iſt. 
ks. Während bis dahin die ganze Unternehmung gegen den Staat 
21 De von Algier und gegen die Stämme gerichtet war, welche in jenem 
Tre ihren Mittelpunkt ſahen, jo wurde durch den Uebertritt Abd-el⸗ 
Kaders auf marokkaniſches Gebiet ein ganz anderer Staat, Ma— 
rokko, mit Frankreich in Krieg verwickelt. Es hatten ſich zwar 
ſchon früher zwiſchen dieſen beiden Nachbarn Streitigkeiten wegen 
der Gränzen erhoben, ohne daß ſie zu eigentlichen kriegeriſchen 
Feindſeligkeiten geführt hätten. Abd-el-Kader wußte aber dieſen 
Umſtand geſchickt zur Aufreizung gegen die Franzoſen zu benutzen, 
um ſo mehr, da dieſe auf der ſtreitigen Gegend eine feſte Anlage 
begründeten und ihr eine Ausdehnung wie einer Stadt geben 
wollten. 
Andere Umſtände traten hinzu, welche den Kaiſer von Ma— 
rokko gegen die Franzoſen in eine üble Stimmung brachten. Es 
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war nämlich in den marokkaniſchen Städten der ſpaniſche Konful 
ermordet worden, und Spanien forderte, beſonders durch Frankreich 
angeregt hiefür, entſprechende Genugthuung. Ueberdieß drängten die 
Konſuln von Dänemark und Schweden, deren Staaten dem Kaiſer 
von Marokko, damit ihre Angehörigen nicht von ſeefahrenden Un— 
terthanen des letztern geplündert würden, noch immer Tribut be— 
zahlen mußten, auf die Abſchaffung dieſer ungerechten und ent— 
ehrenden Abgabe. 

Die Franzoſen verlangten bei dieſer Sachlage nicht nur Aus— 
weiſung des Emirs, der bei der Mißſtimmung des Kaiſers bedeu— 
tenden Einfluß auf dieſen ausübte und die marokkaniſche Gränzbe— 
völkerung mit religiöſen Gründen gegen ihre chriſtlichen Nachbarn 
aufzuregen verſtand, ſondern drangen auf Anerkennung und ruhige 
Belaſſung in der von ihnen in Beſitz genommenen ſtreitigen Ge— 
gend. Der kaiſerliche Feldherr, El-Guennarui, der von Lamo— 
riciere von deſſen Lager bei Lalla-Maghonia aus hart gedrängt 
wurde, ließ ſich zwar zu einer Unterredung herbei, bei der er die Erfolg— 


loſe Un⸗ 
Ausweiſung Abd-el-Kaders verſprach, dagegen auf eine Gränzbe— terhand⸗ 


reinigung im Sinne der Franzoſen nicht eingehen wollte. Da die N 
franzöſiſchen Abgeordneten bei dieſer Unterredung aber, an ihrer 

Spitze der General Bedeau, von marokkaniſchen Kriegshaufen mit 
Drohungen behandelt und bei ihrem Rückmarſche mit Flintenſchüſſen 
verfolgt wurden, ſo führte ſie nicht nur zu keinem befriedigenden 
Reſultate, ſondern gab Anlaß dazu, daß der Marſchall Bugeaud 

den kaiſerlichen Truppen nachſetzen ließ, ſie angriff und bei Ouhda Se bei 
nicht ohne deren Nachtheil ſchlug. Ein förmlicher Krieg wurde 

jedoch erſt geführt, wie Bugeaud durch ein Geſchwader, unter der 
Anführung des Prinzen von Joinville unterſtützt wurde. Dies ge— 

ſchah mit der Ankunft des letztern an der afrikaniſchen Küſte, den 

28. Juni, wobei wir noch beizuſetzen haben, nachdem Guizot die 
angebotene engliſche Vermittlung ausgeſchlagen hatte. 

Obſchon die Beiden, der Marſchall und der Prinz Joinville, 1 

ſich zu gemeinſamen Unternehmungen nicht recht verſtändigen konn- der Oper 


rationen 


ten, jo hatten beide doch den gleichen Zweck, die marokkaniſche Re— 1 819 
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gierung den franzöſiſchen Begehren zu unterwerfen, den gleichen 
Muth und Eifer, dieſes zu thun; zudem hatte das Erſcheinen des 
Prinzen noch die Wirkung, daß dadurch die Streitkräfte der Feinde 
getheilt wurden. Der Admiral wirkte nämlich von der Küſte aus, 
während Bugeaud die Streitkräfte im Oſten des Reiches in An— 
ſpruch nahm. Der Erſtere beſchoß, als der Kaiſer das geſtellte Ulti— 
matum nicht annehmen wollte, Tanger und ſpäter Mogador, beides 
bedeutende Küſten- und Handelsſtädte des marokkaniſchen Reiches 
(Auguſt 1844) und zwar mit ſiegreichem Erfolg, obwohl beide 
Städte mit bedeutenden Vertheidigungsmitteln verſehen waren. Der 
Andere aber warf ſich an den Ufern des Isly, woher die Schlacht 
den Namen trägt, mit ſolcher Gewalt auf die vom Sohne des 
Kaiſers geführten Truppen (14. Auguſt) und operirte mit ſolcher 
taktiſchen Ueberlegenheit, daß er einen entſcheidenden Sieg erfocht, 
ohne Zweifel den bedeutendſten, den die franzöſiſchen Truppen in 
den afrikaniſchen Beſitzungen erkämpften, ſowohl wegen der Nieder— 
lage der Feinde, als wegen des darauf mit Marokko abgeſchloſſenen 
Friedens. Für den Marſchall perſönlich hatte er die Folge, daß 
ihm wegen desſelben von Louis Philipp der Titel eines Herzogs 
von Isly verliehen wurde; es war damit demſelben eine Aner— 
kennung ausgeſprochen, zugleich aber Louis Philipp die Möglichkeit 
gegeben, denſelben heim zu berufen und die Provinz einem ſeiner 
Söhne, dem Herzog von Aumale, zu übergeben. 

Bugeaud hatte nach dieſen zwei Schlachten kaum den Boden 
von Afrika verlaſſen, als die Botſchafter Abd-el-Kaders ſchon allent— 
halben wieder den Krieg begannen. Im April 1845 war das 
Gebiet der drei Gebirgsketten des Cheliff und von Groß-Kabylien 
ein einziger großer Kampfplatz. Verſtellung der einen Stämme, 
welche die Franzoſen gegen andere Stämme zu Hülfe riefen, ſie 
damit aber nur in Hinterhalte lockten und niedermachten, einige 
Angriffe der Araber, wobei zwei franzöſiſche Truppenkorps ſich 
ergaben, machten in kurzer Zeit den Krieg zu einem Platz der 
Niederlage und der Schande. Mit wahrer Wuth begannen die 
franzöſiſchen Generale den Verfolgungskampf; Wegnahme von Heer— 
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den und Verbrennung der Ernten waren nur geringe Anzeichen 
des Kampfes, der meiſt in Niedermetzelungen und Schlächtereien be— 
ſtand; ja der Oberſt Peliſſier verurſachte durch Anzünden von Reiſig 
den Erſtickungstod von 800 Arabern, die ſich in eine Grotte ge— 
flüchtet hatten. Der Marſchall, der aus Frankreich zurückgekehrt 
war, nahm zum dritten Male ſein altes Verfahren auf, indem 
er von allen Seiten die Bekriegung der Kabylen begann (1846). 


Abd⸗el⸗Kader wurde nach Süden und Norden, nach Oſten und Weſten; 


zu den verſchiedenen Stämmen getrieben, immer von franzöſiſchen 
Generalen, beſonders von Lamoricière und Bugeaud ſelber verfolgt, 
bis er ſich endlich wieder in das marokkaniſche Gebiet zurückziehen 
mußte. Sein Wirken wurde von nun an ſchwieriger, einmal, weil 
er den Kaiſer von Marokko ſelber gegen ſich aufgebracht hatte, dann 
aber auch, weil ihn keine Stämme mehr aufnehmen wollten. Die 
Stämme, in die er wegen ihrer Unterſtützung der Franzoſen feind— 
lich eindrang, mußten ſich ſchon deßhalb feindlich gegen ihn erheben; 
gegen die Stämme, welche ihn freundſchaftlich aufnahmen, wandte 
Bugeaud ein ſtrafendes Verfahren an, ſo daß ſie aus Furcht vor 
den Franzoſen gegen ihn feindlich auftreten mußten; einige Stämme, 
die deßhalb aus dem franzöſiſchen Gebiete auswandern wollten, 
wurden von Cavaignac an ihrem Vorhaben gehindert. Allein 
mit dieſen Feldzügen waren nur die früher ſchon beſeſſenen Ge— 
genden wieder unterworfen worden, das eigentliche ſog. Groß— 
Kabylien, d. h. die Kette der Djerjara, war aber noch nicht unter— 
worfen, und noch immer verweigerten die Kammern die geforderten 
Unterſtützungen. Einige Häuptlinge der Gegend, welche die franzö— 
ſiſche Verfolgung fürchteten, kamen zwar freiwillig, ſich den Fran— 
zoſen zu unterwerfen und empfiengen von dieſen als Geſchenke die 
bewilligte Herrſchaft über ihre Stämme; der wichtigſte Stamm 
aber, die Beni-Abbes, welche die öſtliche, d. h. die den algieriſchen 
Beſitzungen zugekehrte Seite der Djerjara in den höchſt fruchtbaren, 
quellen⸗ und bäumereichen Thälern von Aljib und Suman bewohn— 
ten, waren erbitterte Gegner der Franzoſen. Kriegsrückſichten allein 
geboten daher dem Marſchall Bugeaud ſchon dieſelben zu unterwerfen. 
17 
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Im Mai 1847 zog er mit zwei Kolonnen von je 8000 Mann 


unter ſeinen und des Generals Bedeau Befehlen in deren Gebirge 
ein. Ein nächtlicher Ueberfall, den die Beni-Abbes bei Sidi— 
Mouſſa verſuchten, endete mit der Niederlage der Angreifer. Sie 
mußten ſich in zwei Bergdörfer, welche der Mittelpunkt ihrer Be— 
wegungen waren, zurückziehen, ſich aber zuletzt, nachdem ſie ein 
Dorf mit Feuer verheert, das andere durch Minen geſprengt hatten, 
um den Franzoſen das Vordringen zu verhindern, an dieſe ergeben. 
Ein gleiches Schickſal hatten die Reboulas und Beni-Ourtilen, 
ſo daß zu Ende des Feldzuges Groß-Kabylien im Beſitz der Fran— 
zoſen war. Der Marſchall hatte zur Befeſtigung dieſer Beſitzung 
die Abſicht, die Stämme gänzlich zu entwaffnen; weil aber hiezu 
eine größere Macht nothwendig geweſen wäre, wozu die Kammern, 
immer gleich hartnäckig, nicht einwilligen wollten, ſo verließ er ſeinen 
Poſten in Algier. Zwar war noch Abd-el-Kader in den umliegenden 
Gegenden Marokko's; allein deſſen Gefangennehmung (Dez. 1847) 
beſeitigte die von ihm drohende Gefahr. Die völlige Unterwerfung 
des Kabylenlandes war der Republik vorbehalten, die in ihrem 
erſten Auftreten fruchtbarere Anſichten über die Koloniſation in 
Algier geltend zu machen ſchien. Dieſe war unter Bugeaud, 
wenigſtens in den Umgebungen der in den erſten Jahren genom— 
menen und ſeither behaupteten Plätze bis zu dem Punkte gediehen, 
daß es ordentliche Beſitzungen gab, die mit dem Mutterlande be— 
reits in Handel zu treten begannen. Jedoch blieben in Bezug auf 
den Verkehr und die Rechte der einzelnen Beſitzer unter ſich, der 


Kolonien zu einander, ihr Verhältniß zum Mutterlande, zu den 


übrigen europäiſchen Nationen, das Gemeinde- und ſtaatlich-politiſche 
Leben, alle wichtigen Beſtimmungen zu erlaſſen übrig. 


Viertes Hauptſtück. 


Die Verwaltung. 


Die Zwecke, welche ſich ein Volk vorſetzt, indem es ſich unter 1 
der Verfaſſung, unter einer Staatsform überhaupt bewegt, zu er- waltung. 
füllen, die Einrichtungen ins Werk zu ſetzen, welche ein beſtimmter 
Staat zu ſeinem lebensfriſchen Gedeihen nöthig hat, iſt die Auf— 
gabe der Verwaltung, der zweite Standpunkt, von dem aus eine 
Regierung betrachtet werden kann. 

Zu gleicher Zeit, in der ſich dieſes Verwaltungsleben im Staate Auitans, 
zu zeigen beginnt, wo am Faden der Geſetze der Staat fortläuft, dere 
wird die Geſchichte der Thatſachen arm und beſteht im Aufzählen 977 05 
einzelner Widerſtandsſzenen. Die Mannigfaltigkeit, welche ein Staat, lee e 5 
der in ſeinem Aufbau begriffen iſt, uns zeigt, verſchwindet, und an 9 75 
deren Stelle tritt ein einfach alterndes Hinleben. So möchte es ren. 
auf den erſten Blick erſcheinen. Allein auch dieſes Leben beruht 
auf mächtigen Hebeln und hat ſeine Verſchiedenheit darin, daß es 
die Menſchheit in ihren wichtigen Intereſſen zeigt: nämlich in denen 
des ſinnlichen Genuſſes, der Anhäufung von Geldern, welche jenen 
gewähren, kurz in der Schaffung und Vermehrung des Vermögens. 

Auf der andern Seite erblicken wir aber den Menſchen, der mit 
dieſem ſich nicht begnügt, es entweder andern Zwecken unterordnet 
oder gar den Krieg erklärt. Die Art und Weiſe darzuſtellen, in 
denen ſo die Menſchen ihr materielles und geiſtiges Intereſſe zu er— 
langen ſuchen, wird hier Geſchichte. Sie hat von da aus dann 
das weitere Gefolge ihres Einfluſſes auf die Verfaſſungsgeſchichte 
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des Staates, inſofern der Bürger mit der jetzigen Geſtaltung der— 
ſelben nicht zufrieden iſt, ſondern gemäß ſeiner finanziellen Pläne, 
ſeinen Vorſchlägen für geiſtige Beſchäftigung eine Umgeſtaltung des— 
ſelben erlangt. Als Reſultat der Geſchichte werden die einzelnen 
Handlungen der Staatsorgane und der Widerſtand der Bürger 
wichtig. 

Durch dieſes in's Werk treten des Staates können aber die 
Bürger einen natürlichen Verkehr nicht aufgeben; fie find durch ihre 
beſondern Intereſſen und Neigungen, durch die beſondern Anſichten 
vom allgemeinen Staatsganzen, Anſichten und Plänen hingegeben, 
welche eine öffentliche Beſprechung zum Zwecke der Belehrung, was 
ſag' ich Belehrung, oft nur zum Mittheilen von Thatſachen, zum 
unterhaltenden Geſchwätze verlangen. Vereine und die Preſſe treten 
an die Stelle der Unſicherheit des Staates im loſen geſellſchaftlichen 
Verbande. Eine Unterdrückung derſelben würde die Verſtopfung 
der Adern ſein, in denen ſich das geſellſchaftliche Leben nothwendig 
bewegen muß. Mag der Staat ſich als Herz der Geſellſchaft be— 
trachten; die Preſſe und die Vereine haben die doppelte Verrichtung, 
in die äußerſten und entfernteſten Theile des geſellſchaftlichen Kör— 
pers die vom Staate ausgehenden Bewegungen zu tragen, zu ihm 
wieder zurückzukehren, wenn ſie auf ihrem Wege zur weitern Wirk— 
ſamkeit untauglich geworden ſind und die Thätigkeit desſelben er— 
langen. Sie müſſen daher auch in unſere Betrachtung eingehen. 

Die Wirkſamkeit des Staates, vom heutigen Standpunkte 
aus, beſteht zunächſt im Geſetz; auf ſelbes weist unzählige Male 
die Verfaſſung hin; wie dieſes zu Stande kommt, iſt nun unſere 
Aufgabe zu zeigen. 

Die Verfaſſung iſt das für alle Bürger gleichmäßig gültige 
und durch die Mitwirkung aller Bürger entſtandene Grundgeſetz, 
das zu ſeiner weitern Ausführung weitere Beſtimmungen verlangt, 
Beſtimmungen, die nicht weniger als jenes ſelber ihre Berechtigung 
haben, daher von allen Bürgern in ihrer Thätigkeit gebildet wer— 
den fol. Ohne mir Gewalt anzuthun, können Dritte nicht über 
mein Schickſal beſtimmen. 
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Das Geſetz wurde durch die Mitwirkung des Königs, der 
Pairie, als Vertreterin der Ariſtokratie, und der Abgeordneten des 
Volkes gebildet. Allein man würde ſich arg täuſchen, wenn man 
glauben wollte, daß alles Volk, das doch in ſeiner Geſammtheit 
die Geſellſchaft bildet, und für die in ihrer Geſammtheit die Ge— 
ſetze erlaſſen werden, zur Bezeichnung derſelben hätte mitwirken 
können. Die Geſellſchaft, in welcher rein perſönliche Intereſſen des 
Einzelnen eben ſo gut wie politiſche und bürgerliche Freiheit, Er— 
ziehung und die materiellen Intereſſen im Allgemeinen zu gleicher 
Zeit wirken, ſollte daher ohne alle Rückſicht auf dieſes oder jenes 
einſeitige Moment vertreten werden, da Jeder als Geſellſchaftsmit— 
glied, als Staatsbürger zu Allem hingetrieben iſt. 

Die Revolution vom Juli, welche die herrſchende Partei als 
gegebene Thatſache hinnahm, wurde ohne alle Rückſicht auf Beſitz 
und Nichtbeſitz der Kämpfenden hervorgebracht; daß alle dann zu 
ihrer Regelung beitragen, ſchien die natürliche Folge zu ſein und 
wurde auch verlangt. Eine Einſeitigkeit iſt es daher, eine gefähr— 
liche Trennung des Staats in mehreren Klaſſen, die, von jenen 
ausgeht, welche die Gefahr am meiſten fürchten, eine Täuſchung, 
ein Unrecht gegen die ausgeſchloſſene iſt es, wenn das Geſetz zur 
Mitwirkung an der Wahl eines Deputirten, zur Wählbarkeit als 
ſolchen, nicht den Bürger, ſondern des Bürgers Geld verlangt, 
weil nur dem Beſitzenden an der Erhaltung des jetzigen Zuſtandes 
gelegen iſt. Natürlich, dem Nichtbeſitzenden iſt an der Erhaltung 
ſeiner Freiheit, auf die er zur Verfügung des Geſetzes, der Geſell— 
ſchaft zu lieb, gerne Beſchränkungen macht, an ſeiner Erziehung 
nichts gelegen!? 

Vierhundert neun und fünfzig Abgeordnete des Volkes waren 
zur Geſetzgebung berufen, ſie wurden durch eben ſo viele Wahlver— 
ſammlungen der einzelnen Kantone gewählt. Wer iſt Wähler, wer 
iſt wählbar, find hier die hauptſächlichſten Fragen. Die Reſtau⸗ 
ration, welche neben dem Beſitz des Bürgerrechtes und der bürger— 
lichen Rechtsfähigkeit für jenes noch die Entrichtung von 300 Fr., 
für dieſes die von 1000 Fr. direkter Steuern verlangte, wurde bei 
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der Revolution angegriffen; eine freiſinnige Aenderung war durch 
die Natur der Bewegung geboten; ein Widerſtand dagegen war der 
ſchon beginnende Stillſtand unter Perier, als das neue Wahlgeſetz 
erlaſſen wurde (31. Auguſt 1831), und der Umſtand, daß die De— 
putirten, welche das Geſetz erließen, eben unter der Herrſchaft des 
alten Zuſtandes erwählt worden und reiche Beſitzer waren, welche 
die Geſetzgebung als das Vorrecht einer gewiſſen Klaſſe beanſpruchten. 

Daß der Wähler nur 200 Fr., der Wählbare nur 500 Fr. 
direkte Steuern bezahlen müſſe, um dieſe politiſchen Thätigkeiten zu 
verrichten, war Alles, was man änderte. Die Oberſteuerein— 
nehmer ſpielen daher eine bedeutende Rolle bei Bezeichnung der 
wahlfähigen Bürger. Beſonders wird aber das Verfahren wichtig, 
nach welchem Jemanden jene Fähigkeit zukam. Man rechnete zu— 
ſammen, was ein Bürger an Grundſteuer, perſönlicher Steuer, an 
Abgabe über das bewegliche Vermögen, für die Ausbeutung von 
Minen, für Betreibung eines Gewerbes zufolge eines Patentes be— 
zahlte. Dem Vater werden beigezählt die Abgaben über das Ver— 
mögen ſeiner Kinder, von dem er das Nutznießungsrecht hat, dem 
Ehemanne die Abgaben über das Vermögen ſeiner Frau. Je nachdem 
der Zufall, das blinde Glück reiche Baſen oder Vettern, eine reiche 
Frau Einem zutheilte, war er würdig in das Wählerkorps zu 
treten. Nur ausnahmsweiſe nahm man auf die perſönliche Tüch— 
tigkeit der Einzelnen Rückſicht, aber auch dann nur, wenn er ma— 
terielles Beſitzthum damit verbinden konnte. So wurden zugelaſſen 
unter der Vorausſetzung, daß ſie wenigſtens 100 Fr. direkte Steuern 
bezahlen: die Mitglieder und Korreſpondenten des Inſtituts, die 
Offiziere der Land- und Seearmee, die ſich vom Dienſte zurückge- 
zogen und wenigſtens eine Penſion von 1200 Fr. genießen und ſeit 
3 Jahren den Wohnſitz im Arrondiſſement haben, wo ſie als Wähler 
auftreten wollen. 

Wer nach dieſer Aufzählung noch die Frage aufwerfen wollte, 
ob man in Frankreich unter Louis Philipp den chriſtlichen oder 
den Rechtsſtaat habe zur Durchführung bringen wollen, dem 
müßte man die ganze Darſtellung noch einmal erzählen, damit er 
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wiſſe, daß eine Herrſchaft der Finanzen geltend war: was Wun— 
ders, wenn die Nichtbeſitzenden von Druck ſprechen? 

Kennen wir nun die Geſetzgeber, ſo wollen wir ihre Beſtim— mn 
mungen ein wenig näher betrachten und zwar zunächſt die, welche En, uf 


über Preſſe und Vereinsrecht handeln, dieſen zwei Mitteln, welche ref, 
der Geſellſchaft bleiben, nachdem der Staat die Regelung der öffent— 
lichen Zuſtände übernommen. 

Von der Reſtauration, welche mit der Preſſe ſpielte, indem 
ſie bald die Zenſur einführte, bald wieder aufhob, die Vergehen 
bald ſo, bald anders beſtrafte, hatte man eine Menge Beſtimmungen, 
die hierauf Bezug haben, übernommen. Die Verfaſſung von 1830 
hat zur Aenderung derſelben die Wiedereinführung der Zenſur ver— 
boten, der Geiſt der Revolution höchſt gelinde Behandlung ver— 
langt. Vorzüglich drang man darauf, daß die Preßvergehen vor 
den Aſſiſen behandelt werden: man wollte das Urtheil des Volkes 
über Schuld oder Nichtſchuld kennen. Dieß wurde im April 1831 
bewilligt. Was die Vergehen der Preſſe anbelangt, wenigſtens in 
ſo weit ſie die Politik zum Gegenſtand haben, ſo wurde den 7. Au— 
guſt 1830 vom Könige auf dem Stadthaus noch die Meinung aus— 
geſprochen, daß hier Vergehen nicht möglich ſeien. Im ſchnöden 
Gegenſatz mit dieſer Anſicht ſteht das Preßgeſetz, das den 9. Sep— 
tember 1835, ſomit unter dem Eindrucke des Mordverſuches von 
Fieschi erlaſſen wurde. Das Geſetz hat Furcht und Zorn zu gleicher 
Zeit. Es hat in gewiſſem Sinn einen doppelten Charakter: zuvor— 
kommend (präventiv) und ſtrafend (repreſſiv), jenen indem es von 
den Geranten einer Zeitung, die täglich erſcheint, 100,000 Fr. 
Bürgſchaft verlangt, die in die Hände des Staates gelegt werden 
müſſen. Eine geringere Summe von 75— 25,000 Fr. wurde von 
Dem verlangt, der ſeine Zeitung nur alle 2 oder 3 Tage, alle 
Wochen oder monatlich erſcheinen ließ. Außer dem Verlangen von 
ſolchen enormen Leiſtungen hat das Geſetz noch den Ausnahms— 
charakter, daß es nur die Seine-Departements, d. h. Paris und 
die zumächftgelegenen Städte betrifft. Dabei vergeſſe man nicht, 
daß trotz Gewerbsfreiheit die Ausübung der Buchdruckerei auf einer 
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Bewilligung von Seiten der Regierung beruht, welche von dieſer 
in Fällen wiederholter Beſtrafung des Journals, das in der Offizin 
gedruckt wurde, entzogen werden konnte. Die zweite Rückſicht, die 
ſtrafende Seite des Geſetzes erſcheint unter dem doppelten Charakter 
von Schuld und Strafe als Willkür. Das Hauptſächlichſte in Be⸗ 
ziehung auf Schuld iſt das Verbot über die Unterſuchung der Recht— 
mäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit des Beſtandes der Regierung. Ihm 
gleich geſtellt wird das über die Bezeugung einer Anerkennung 
jeder andern Regierung als der Louis Philipp's, beſonders aber 
der der Bourbonen. Aber auch ohne ſolchen Anerkennungsakt wird 
der einfache Umſtand, daß man ſich als Republikaner bezeichnet, 
für Verbrechen gehalten. In die zweite Linie ſtellt ſich das Ver— 
bot der Kritik gegen das Eigenthum, den Eid, die den Geſetzen 
ſchuldige Achtung, ferner das Verbot der Kritik über die vom 
Strafgeſetz als Verbrechen und Vergehen bezeichneten Handlungen. 
Die in erſter Linie bezeichneten Vergehen ſind als politiſche be— 
trachtet und mit dem hochklingenden Namen: „Angriff gegen die 
Sicherheit des Staates“ bezeichnet. Unter die gleiche Benennung 
fallen die der Perſon des Königs zugefügten Beleidigungen, ſowie 
die in Schrift, Druck, Zeichnung, ſinnbildlicher Darſtellung kund— 
gegebene Aufforderung gegen das Leben des Königs. Die Strafe 
für dieſe Aufforderungen iſt, wenn ſie einen Erfolg haben, dieſelbe, 
welche den Mitſchuldigen eines ſolchen Verbrechens trifft, und dieſe 
war bei dieſem Verbrechen, beſonders bei den Angriffen auf das 
Leben des Königs, der Tod. Hatte die Aufforderung keinen Er— 
folg, ſo konnte ſie nichtsdeſtoweniger mit einer Geldſtrafe von 
10,000 - 50,000 Fr. belegt werden. Die übrigen bezeichneten Ver— 
gehen ziehen eine Strafe von 3 Monaten bis 5 Jahren Gefängniß 
und eine Geldſtrafe von 300 — 6000 Fr. nach ſich. Was das Straf— 
verfahren betrifft, ſo wurde noch das beſondere hinzugefügt, daß 
die als Angriffe gegen die Sicherheit des Staates bezeichneten Ver— 
gehen nicht von den Geſchworenen, ſondern von der Kammer der 
Pairs beurtheilt werden können. Was dieſe Geſetzgebung beſtimmte, 
wurde dann auch mit allem Ernſte vollzogen. Die Verhandlungen 
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der Preßvergehen vor den Kammern der Pairs oder der Deputirten 
— vor oder nach jenem Geſetze, haben wir aber zur Genüge be— 
rühren können; wir fügen, was die geringern Vergehen belangt, 
hinzu, daß eine eigenthümliche Geſchäftigkeit die öffentlichen An— 
kläger zu beſeelen ſchien, ein Eifer, der nur durch hie und da vor— 
kommende Losſprechungen der Angeklagten gekühlt werden konnte. 
Soll man noch beifügen, daß mit beſonderm Auge auf die öffent— 
lichen Vertheiler und Ausrufer von Schriften, ſowie auf Mauer— 
anſchläge geſchaut wurde?! 

Außer dieſen beſondern Beſtimmungen in Preßangelegenheiten 
hatte ein Geſetz von demſelben 9. Sept. die allgemeine Aenderung 
getroffen, daß, während bis dahin zur Schuldigerklärung mehr als 
7 Stimmen (von 12) der Geſchwornen erforderlich waren, von 
nun an die abſolute Mehrheit genügen ſollte. 

Nicht beſſer als die Preſſe wurden die Vereine bedacht. Waren 
ſie von Napoleon, unter dem das peinliche Strafgeſetzbuch erlaſſen 
wurde, ungern geſehen und deßhalb ſehr beſchränkt worden, ſo ge— 
ſchah es noch härter unter Louis Philipp. Zwar beſtanden die 
geheimen Verbindungen der Carbonari, welche unter der Reſtau— 
ration thätig waren, nicht mehr. Dagegen haben ſich ihre Mit— 
glieder mit andern zu verſchiedenen andern Verbindungen zuſam— 
mengethan und Anhänger gefunden. Nach der Juli-Revolution wurden 
ſie als beinahe nothwendig zum Staate gehörig angeſehen und Nie— 
mand dachte an ihre Verhinderung. Das Ausſprechen der ver— 
ſchiedenſten Meinungen in denſelben war geſtattet. Sie waren das 
Organ nicht nur einer, ſondern aller Parteien, von einem ſtarren 
doktrinären Konſtitutionalismus, wo Guizot und Broglie regierten, 
bis zu den verſchiedenſten Schattirungen republikaniſcher und ſozia— 
liſtiſcher Anſichten. Die Republikaner hatten ihre bedeutenden Vereine 
in der Verbindung der Freunde des Volkes, in der Geſellſchaft: 
„Hilf dir “,) die Sozialiſten in der Familie der St. Simoniſten 
unter Enfantin. Vereine, die ſich die Ideen und Vertheidigung 


) Siehe L. Blanc, II. Band, 9. Kap. 


Ver⸗ 
eine. 


266 


der Anſichten des Staates zur Grundlage gemacht haben, gedeihen 
in der Regel nicht; ſie ſind eine Afterpflanze zwiſchen Staat und 
Geſellſchaft; die größte und erſprießlichſte Thätigkeit ihrer Mit— 
glieder kann ſich nur in der Bekleidung von Staatsämtern finden; 
weiters werden ſie in Vereinen zu Intriguanten und dieſe müſſen 
fern gehalten werden. Anders mit den Bekämpfern der Regierung 
oder der wirklich herrſchenden Staatsform; ſie ſtellen ſich auf das 
Gebiet des Naturrechts und arbeiten mit dieſem. Als Pflanze 
des natürlichen Lebens, mit dem Zweck der Verwirklichung des Natur— 
rechts können daher nur dieſe Geſellſchaften gedeihen. Ihre Einig— 
keit, die ſo erſprießlich iſt, wird gefördert durch das Ueber- und 
Gegengewicht, daß eine Regierung als ſolche hat. 

Wie ſie einen ſachgemäßen, natürlichen Fortſchritt erhalten und 
an Ausdehnung gewinnen, beginnen ſie der Regierung gefährlich 
zu werden. Ihre Betheiligung in der Preſſe, worin ſie gewöhnlich 
beſondere Organe halten, ihre Betheiligung an republikaniſchen Auf— 
ſtänden im Innern, ihr Zuſammenhang mit gleichgeſinnten Freunden 
Italiens, Belgiens, Spaniens, die beſondere Thätigkeit, welche ſie 
1834 entwickelten und die dann in den mißlungenen Aufſtands— 
verſuchen dieſes Jahres ſich äußerte, vermochte zum Geſetz vom 
10. April 1834. 

Die hergebrachte Geſetzgebung verlangte, daß ſich keine Vereine 
von mehr als zwanzig Perſonen, deren Zweck iſt, ſich in alltäglichen 
Zuſammenkünfte oder in Verſammlungen an beſtimmten Tagen mit 
religiöſen, wiſſenſchaftlichen, politiſchen oder andern Gegenſtänden 
zu befaſſen, ohne vorgängige Bewilligung der Regierung bilden 
können. Dieſer war dann anheimgeſtellt, die Bedingungen, unter wel— 
chen ſie die Bildung zulaſſen wollte, zu beſtimmen. Die neue Geſetz— 
gebung wendete dieſe Beſtimmung auch auf Sektionen unter zwanzig 
Mitglieder an, ſelbſt wenn ſie nicht regelmäßig ſich vereinigen. 
Zu gleicher Zeit wurde die Schuld und Strafe erhöht. Während 
früher Aufreizungen zu Verbrechen nöthig waren, um die Vorſteher 
und Leiter ſolcher Verſammlungen mit 100 —300 Fr. Geld- und drei 
Monaten bis zwei Jahren Gefängnißſtrafe zu belegen, genügte jetzt 
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die bloße Mitgliedſchaft an einer nicht bewilligten Verbindung, um 
zu 2—12 Monaten Gefängniß und zu einer Geldſtrafe von 500 
bis 1000 Fr. verurtheilt zu werden, Strafen, die im Wiederho— 
lungsfalle Verdopplung und nach Erſtehung der Strafe polizeiliche 
Aufſicht über die Verurtheilten nach ſich zogen. Angriffe gegen die 
Sicherheit des Staates, die von dieſen Geſellſchaften ausgiengen, 
konnten den ordentlichen Gerichten entzogen und dem politiſchen 
Gerichtshofe der Kammer der Pairs überwieſen werden. Wo der— 
artige Verbindungen entdeckt wurden, führte man das Geſetz in 
ſeiner größten Härte aus: wie es aber nur ein ſolches war, das 
nach Willkür Schuld und Strafe beſtimmte, konnte es nicht gehö— 
rigen Boden ſchlagen, ſondern regte die Denkkraft der Franzoſen 
an, geſcheidter als die Regierung zu ſein, d. h. in nicht bewilligten 
Verbindungen ſich nicht entdecken zu laſſen. 

Unabhängig von dieſen geregelten Verbindungen mit periodi— 
ſchen oder beſtimmten Verhandlungstagen müſſen die Bankette be— 
trachtet werden. Dieſe können von jenen Verbindungen ausgehen, 
oder auch von Männern, die gar nicht Mitglieder derſelben ſind; 
ſie beſtehen in einem Feſteſſen mit Toaſten und Reden und werden 
bei verſchiedenen Anläſſen, die nicht gerade politiſche zu ſein brau— 
chen, gegeben. Verhinderungen derſelben, da ſie nicht verboten 
ſind und wegen des Charakters des Franzoſen, der ſeinem Herzen 
an Feſten, an denen ſich Alles freut, Luft machen will, ſind da— 
her Angriffe, Willkürlichkeiten der Regierung gegen friedliche 
Vereinigung der Bürger. Verhinderung derſelben durch Louis 
Philipp's Regierung war eine Urſache ihrer Unbeliebtheit und 
ihres Sturzes. 

Eines der bedeutendſten Begehren der Juli-Revolution war die 
Leitung der Geſchäfte der Departements und Gemeinden durch Männer, 
welche von den Departements und Gemeinden bezeichnet wurden, 
anſtatt bisher vom Könige: es hieß dieß die Verwaltung, welche 
auf dem Wahlſyſtem beruht. Dieſen Begehren wurde durch ver— 
ſchiedene Geſetze zu entſprechen geſucht, und es iſt gerade hier, daß 
ſich die Regierung Louis Philipp's eine große Bedeutung beilegte. 
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a Um das, was geleiſtet wurde, zu erklären, muß eine kurze 
* Bemerkung über die Eintheilung des franzöſiſchen Gebietes und 
ihre Wirkung auf die Verwaltung vorausgeſchickt werden. Vor 
Allem muß man das große Ganze des Staates, die 1789 ge— 
ſchaffene Einheit im Auge haben. Sie zerfällt in 83 Departements, 
dieſe in Arrondiſſements, welche hinwieder aus mehreren Gemeinden 
beſtehen. Dieſe Eintheilung hat zunächſt den Zweck, die vom 
Staate erlaſſenen Geſetze in Ausführung zu bringen, zu den vom 
Staate gegründeten Einrichtungen die Steuern beitragen und 
eingehen zu laſſen. Die gebildeten Bezirke ſind ſomit rein dem 
Staate untergeordnete Abtheilungen, ohne für ſich eigene Zwecke, 
Einrichtungen beanſpruchen zu können. Dieſe kommen zum Vor— 
ſchein, wie ſie eben zur Erfüllung jener allgemeinen Aufgabe be— 
ſondere Mittel bedürfen; ſie erweitern ſich, wie man den einzelnen 
Departements, Gemeinden, beſondere Pflichten für ſich auferlegt, 
oder in wie fern ſie von ſich aus freiwillig zur Beförderung des 
Wohls der Bürger einzugreifen entſchloſſen ſind. In dieſer letztern 
Hinſicht können ſie und ſollen ſie auch wirklich beſonderes Vermögen 
haben, ihre beſondern Einnahmen und Ausgaben, die ſich nie über 
die Gränze des Departements hinauserſtrecken. 
In dieſer Beziehung, ſollte man glauben, wären ſie vom 
Staate unabhängig; allein dem iſt nicht ſo; auch hier hat ſich der 
Staat wenigſtens ein Oberaufſichtsrecht beigelegt, das in bedeu— 
tenden Handlungen, wie wir ſehen werden, ſich zeigt. 
Veſtel⸗ Was die Perſonen betrifft, welche an die Spitze der Verwal— 


lung der 


a tung geſtellt wurden, fo laſſen fie ſich ſehr gut nach den obigen 
organe. Unterſcheidungen trennen, inwiefern die auszuübende Handlung 
mehr den Staat als Ganzes, die Departements als untergeordnete 
Theile, oder die Departements für ſich betrifft. In erſter Hinſicht 
hat der Staat den einzelnen Departements und ihren Unterabthei— 
lungen eine einzige Perſon vorgeſetzt: den Departements den Prä— 
fekten (Regierungsſtatthalter), den Arrondiſſements den Unterprä— 


fekten, und den Gemeinden den Maire. Dieſe wurden vom Könige 
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bezeichnet. In zweiter Beziehung haben fie eine berathende Behörde: 
in den Departements die ſog. Generalräthe, in den Arrondiſſe— 
ments die nach dieſen benannten, und in den Gemeinden die Ge— 
meinde- oder Munizipalräthe. Sie können aber nur Beſchlüſſe 
faſſen; die Ausführung derſelben mußte den ebenbezeichneten Regie— 
rungsorganen überlaſſen werden. Sie wurden unter der Reſtau— 
ration vom Könige bezeichnet, ſo daß auf dieſe Weiſe die vollziehende 
Gewalt des Staates das Uebergewicht ſowohl bei den handelnden, 
als berathenden Perſonen hatte. 

Die Juli-Revolution brachte hierin das eben bezeichnete Begehren 
nach Aenderung hervor. Die, welche ſich in die Bewegung geworfen 
hatten, dachten ſich nun in den Departements ꝛc. die Wieder— 
ſpiegelung deſſen, was ſich im großen Ganzen zeigte. Man hatte 
eine vom Volk gewählte geſetzgebende Verſammlung und eine ein— 
zige Perſon als vollziehende Behörde; man wollte in den Gemeinden 
und Departements gewählte berathende Verwaltungs körper neben 
einer vom Könige bezeichneten vollziehenden Perſon. In dieſem 
übereinandergehenden, von der Rechten zur Linken und von der 
Linken zur Rechten ſich drehenden Räderwerk hatte man ſich ein 
vollſtändiges Syſtem ausgedacht. Von einem ſelbſtthätigen Ein— 
greifen des Volkes in der Berathung auch nur der Gemeindeange— 
legenheiten, worin die ganze moraliſche Kraft der Gemeinden liegt, 
iſt keine Rede; daher iſt das Gemeindeweſen eine gar nicht zur 
Entwicklung gekommene Pflanze, der die Doktrinärs immer in den 
Weg traten. Wie aber bei der Deputirtenkammer zur Wahl und 
Wählbarkeit der Beſitz eines gewiſſen Vermögens verlangt wurde; 
— wie ferner der König die Deputirtenkammer auflöſen konnte, 
ſo wurde auch hier die Aehnlichkeit des Grundgedankens durchge— 
führt. Noch weiter! wie die Kammern oft gerade im Steuerbe— 
willigen, wie im Mittelalter die Stände, ihre Hauptaufgabe hatten, 
ſo waren die finanziellen Geſchäfte die bedeutendſten jener berathenden 
Körper, welche wir jetzt kurz einzeln zu betrachten haben. 

Der Generalrath (in den Departements) beſte ht aus eben 
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jo vielen Mitgliedern, als das Departement Kantone!) beſitzt. Die— 
jenigen Perſonen eines Kantons, welche Wähler für die Deputir— 
tenkammer ſind, die, welche als Geſchworne fungiren können, und 
bis die Zahl 50 ergänzt iſt die Meiſt beſteuerten, find der wählende 
Körper. Um gewählt werden zu können wird der Genuß der bür— 
gerlichen und politiſchen Rechte, das Alter von 25 Jahren und die 
Bezahlung einer jährlichen direkten Steuer von 200 Fr. verlangt. 
Die Amtsdauer iſt auf 9 Jahre feſtgeſetzt, jedoch mit Wiederwahl 
eines Dritttheils nach je drei Jahren. Seine Befugniſſe ſind dop— 
pelter Natur: über die einen Angelegenheiten ift fein Beſchluß Geſetz 
für den vollziehenden Präfekten; in den andern hat er nur ſeine 
Meinung über Fragen auszuſprechen, die ihm von der Regierung 
vorgelegt werden. Die hauptſächlichſten Punkte der erſten Art ſind 
die Vertheilung der direkten Steuern, welche das Departement an 
den Staat zu bezahlen hat, auf die einzelnen Arrondiſſements, die 
Erlaſſung eines Theiles derſelben für einzelne Gemeinden, die durch 
Mißgeſchick in die Unmöglichkeit zu zahlen verſetzt ſind, die Feſt— 
ſetzung von neuen Steuern, die auf das Departement verwendet 
werden ſollen, die Verwaltung des Vermögens des Departements, 
Erwerb von Liegenſchaften, Unterhalt oder Errichtung von Ge— 
bäuden und Straßen des Departements ꝛc. 

Der Rath der Arrondiſſements hat wie der Unterpräfekt 
den Charakter einer Mittelsperſon. Das Arrondiſſement hatte nicht 
die Bedeutung von Gemeinden und Departements und konnte nicht 
als Eigenthümer auftreten, was den andern Eintheilungen geſtattet 
war. Seine Berathungen ſtehen durchaus unter den des General— 


) Der Kanton iſt die Unterabtheilung des Arrondiſſements, welche 
den Amtsbezirk eines Friedensrichters bildet; er iſt in der Gerichtsver— 
faſſung das Seitenſtück zu dem, was die Gemeinde in der Verwaltung iſt; 
er kann aber mehrere Gemeinden umfaſſen, wie umgekehrt in größern Ge— 
meinden (Städten) mehrere Kantone beſtehen. Wir haben ihn bei der 
obigen allgemeinen Eintheilung der Verwaltung des Landes nicht genannt, 
weil er außer den eben genannten Wahlen keine Beziehung zur Verwal— 
tung hat. 
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rathes. Auf eine Sitzung des letztern hält er zwei, die eine, welche 
der des Generalrathes vorgeht, iſt den Wünſchen des Arrondiſſe— 
ments gewidmet, deren Behandlung durch den Generalrath von der 
Zulaſſung durch den Rath des Arrondiſſements abhängig war; die 
andere der Vertheilung der direkten, vom Generalrath zugewieſenen 
Steuern auf die einzelnen Gemeinden. — Die Zuſammenſetzung der 
Räthe geſchieht von den Kantonen und nach den beim Generalrath 
angegebenen Regeln mit der Ausnahme, daß zur Wählbarkeit die 
Entrichtung von nur 150 Fr. direkten Steuern erforderlich war. 
Die beiden dieſer Räthe wählten ihren Präſidenten ſelbſt, konnten 
aber nur auf eine Ordonnanz des Königs, die dem Präfekten über— 
macht wurde, zuſammentreten. 

Die Gemeinden haben einen Verwaltungsrath von minde— 
ſtens 10 Mitgliedern; dieſe Zahl ſteigt nach der Bevölkerung der 
Gemeinden oder Städte bis auf 36. Um gewählt werden zu kön— 
nen, wird Wahlrecht verlangt, jedoch müſſen /, aus denen genom— 
men werden, die wegen ihrer großen Beſteurung jenes Wahlrecht 
haben. Dieſes beſitzen die Höchſtbeſteuerten der Gemeinden, bis der 
10. Theil der Einwohnerzahl auf die Liſte getragen iſt; beträgt 
dieſe mehr als 1000, ſo werden von dieſer Zahl nur noch 5% 4% 
als Wähler berechnet. Außerdem werden zugelaſſen die in der Ge— 
meinde wohnenden Richter und ihre Suppleanten, die Offiziere der 
Nationalgarde, die Mitglieder des Inſtitutes, die Advokaten, die 
Doktoren der Rechte, der Medizin und der Philoſophie. In den 
Befugniſſen des Munizipalrathes muß eine dreifache Unterſcheidung 
gemacht werden; er faßt endgültige Beſchlüſſe, die vom Präfekten 
des Departements vernichtet werden, wenn ſie einem Geſetze, oder 
den Intereſſen Dritter, die Anſprüche dagegen erheben, zuwiderlaufen; 
er faßt Beſchlüſſe, die zu ihrer Vollziehung die ausdrückliche Ge— 
nehmigung des Präfekten verlangen, und hat zuletzt das Recht über 
gewiſſe Gegenſtände ſeine Meinung als Plan oder Vorſchlag ein— 
zugeben. In die erſte Kategorie gehören die Beſtimmungen über 
die Art und Weiſe der Verwaltung und des Genuſſes des Ge— 
meindevermögens, in die zweite die Feſtſtellung des Gemeindebud— 
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gets, die Erhebung der Abgaben, Unternehmung von öffentlichen 
Gebäuden, Verfolgung der Rechte vor Gericht, kurz Alles, was 
eine Veränderung des Gemeindeweſens ſelber herbeiführen 
könnte; in die dritte endlich die Beſtimmungen über Anlegung von 
Hauptſtraßen in ihren Gemeinden, über die Wohlthätigkeitsanſtalten 
und die Unterhaltung der Kirchen. Während ſo die Wirkſamkeit 
des berathenden Elementes in der Gemeinde ſehr zurückgedrängt iſt, 
tritt in Folge davon das Entgegengeſetzte im Maire ſtark hervor: 
in ſtrenger Unterordnung übrigens unter die obern Behörden, be— 
ſonders den Präfekten. Ihm iſt die Veröffentlichung und Voll— 
ziehung der Geſetze, Reglements und der Maßregeln im Intereſſe 
der öffentlichen Sicherheit übertragen; außerdem die Handhabung 
der Gemeindepolizei im weiteſten Umfange, die Ueberwachung des 
Gemeindevermögens, Verwaltung der Einkünfte, Vorſchlag des 
Budgets, die Leitung der Gemeindearbeiten; ja er kann ſogar in 
förmlichen Schlußnahmen Lokalmaßregeln für die Vollziehung der 
Geſetze faſſen und die nochmalige Veröffentlichung derſelben oder 
einzelner Beſtimmungen derſelben anordnen. Dieſelben können aber 
vom Präfekten aufgehoben werden. 

Abgeſehen von dieſen Verfügungen über die einzelnen Behör— 
den ſpricht ſich das hier einſchlagende Geſetz ſowohl für die De— 
partements als auch Gemeinden weit und breit über die Feſtſetzung der 
einzelnen Budgets in ihren verſchiedenen Rubriken aus und ordnet 
das Rechnungsweſen bis auf die kleinſten Einzelnheiten. — Im 
Ganzen genommen hat ſomit das Geſetz an der alten Einrichtung, 
wie ſie von Napoleon eingeführt und von der Reſtauration beibe— 
halten wurde, wenig geändert. Das Bedeutendſte iſt das, was 
man 1830 ausdrücklich verlangte: Einführung des Wahlſyſtemes. 
Die Beſchränkungen, welche hiebei gemacht wurden, tragen aber zu 
ſehr das Gepräge einer bevorzugten Geldherrſchaft, als daß man 
nicht in die Beſchwerden einſtimmen könnte, welche von den An— 
hängern des Sozialismus erhoben werden. Die Staatsmänner 
haben ihm hier einen Anhaltspunkt gegeben, an dem ſie ſich mit 
Recht anklammern, wie er denn in vielen Punkten nur die natür= 
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liche Folge der Sünden eines politiſchen Syſtems iſt. Im Uebrigen 
hat, was die Erfüllung des 1830 ausgeſprochenen Wunſches be— 
trifft, das Geſetz dasſelbe Schickſal erlitten, welches allen den in 
kritiſchen Zeiten gemachten Verſprechungen widerfährt. Die Aus— 
führung fällt gewöhnlich in eine Zeit, in der die Aufregungen er— 
kaltet ſind, ja wo gewiſſenloſe Staatsmänner ſie gerne verläugnen 
möchten und den heiligſt ausgeſprochenen Betheurungen Hohn 


ſprechen. 
Können wir vielleicht hoffen, daß die, welche beim obigen 


Geſetze das Uebergewicht behaupteten, die |. g. Doktrinäre, im ® 


Gebiete, das ſie als ihnen zum Voraus angehörend betrachten, in 
den Einrichtungen des Schulweſens, beſonders in der Richtung auf 
die Volkserziehung Beſſeres geleiſtet haben? Wo es ſich um 
die großen wiſſenſchaftlichen Anſtalten Frankreichs, der Univerſität 
in ihren verſchiedenen Fakultäten und in den von ihr abhängigen 
Lyzeen, um das College de France, um das Inſtitut, um die großen 
Bibliotheken und naturwiſſenſchaftlichen Inſtitute handelte, da waren 
ſie und beſonders Guizot, der das Geſetz über den Elementarunter— 
richt zu entwerfen hatte, ohne Zweifel von Bedeutung: es war da 
eigentlich ihr Feld, auf dem ſie mehr als irgend Jemand anders 
arbeiteten, von dem ſie ihre Ideen ſchöpften und wohin ſie allemal 
zurückgiengen, wenn ſie an der Politik geſcheitert hatten. Für die 
Volkserziehung können wir es nicht ſagen. Wer hier kräftig ein— 
wirken will, muß ſelbſt ſchon aus einer ſolchen hervorgegangen ſein: 
man muß überhaupt die Perſonen zu Rathe ziehen, welche derſel— 
ben, um ſo zu reden, ihr Leben gewidmet haben. Es müſſen vor 
Allem die zwei Hauptpunkte der Erziehung ins Auge gefaßt wer— 
den: der Schüler und der Lehrer. 

In Betreff der Erſteren wurde der Unterricht in einen höhern 
und in einen elementariſchen getheilt. Der Letztere umfaßte den 
Religlonsunterricht, wobei jedoch den Vätern die Beſtimmung über 
Theilnahme ſeines Kindes an demſelben überlaſſen wurde, Leſen, 
Schreiben, Rechnen, franzöſiſche Sprachlehre und Auseinanderſetzung 


des geſetzlichen Syſtems von Maß und Gewicht; in den höheren 
18 5 
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Abtheilung werden die Elemente der Geometrie und ihre gewöhn— 
lichſten Anwendungen, beſonders das Linienzeichnen und die Feld— 
meßkunſt, die erſten Begriffe der Naturwiſſenſchaften mit Berück— 
ſichtigung des Gebrauchs derſelben im Leben, Geſang, die Elemente 
der allgemeinen Geſchichte und Geographie und der beſondern 
Frankreichs gelehrt. Die Verpflichtung zum Schulbeſuch der Kin— 
der und der Unterhaltung von Schulen und Lehrer liegt auf den 
Gemeinden, beſonders aber auf den Familienvätern. Wenn die 
Schulpflicht der Kinder beginnt, wenn ſie aufhört, welches die Fol— 
gen der Verſäumniſſe ſind, darüber getraute man ſich nicht ſich aus— 
zuſprechen in Berückſichtigung der geringen Leiſtungen des Staates 
an das Schulweſen. Daher wurde der Unterricht unter dieſem Ge— 
ſichtspunkt in einen öffentlichen und Privatunterricht eingetheilt. Der 
Erſtere wird den Gemeinden anheimgeſtellt in der Art, daß jede von 
ihnen für ſich allein oder in Verbindung mit andern Gemeinden eine 
Schule unterhalte. Zu einer Schule für den höhern Unterricht ſind 
die Hauptorte des Departements und die Gemeinden mit einer 
Seelenzahl, die 6000 überſteigt, verpflichtet. Was die Lehrer be— 
trifft, ſo wäre das wichtigſte Element deren gehörige und zwar 
methodiſche Bildung durch den Staat geweſen. Einige dürftige 
Normalſchulen, zu deren Unterhaltung mehrere Departements ſich 
vereinigen konnten, traten an deren Stelle. Für die erſtmalige 
Beſetzung wurden als Bedingungen das 18. Altersjahr, die Be— 
ſcheinigung der Tüchtigkeit in Folge einer abgelegten Prüfung und 
ein Leumundszeugniß verlangt. Welches die Tüchtigkeit ſein mußte, 
läßt ſich leicht denken, wenn man ſah, wie die gänzliche Grund— 
ſatzloſigkeit in dieſer Beziehung ihren Einzug gehalten hat. In 
Bezug auf den moraliſchen Ruf eines Kandidaten war der gleich 
große Spielraum gelaſſen, denn ausgeſchloſſen wurden nur die, welche 
zu peinlichen oder entehrenden Strafen, und die, welche wegen Dieb— 
ſtahles, Betrügeret, Bankerotts und Angriffe gegen die Sitten 
verurtheilt worden waren. Ja, um das, was man den Gemeinden 
aufgelegt hatte, in Winkelſchulen verfallen zu laſſen, mußte Jedem, 
der die eben bezeichneten Zeugniſſe aufwies, die Eröffnung einer 
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Schule geftattet werden. Schließlich wurde noch der Hausunter— 
richt in der Familie durch Hauslehrer geſtattet; er ſelbſt wird noch 
als Grundlage angenommen und der Unterricht der Gemeinden nur 
für die, welche einen ſolchen nicht genießen, vorgeſchrieben. Die 
Beſoldung der Lehrer iſt höchſt ſpärlich zugemeſſen. Ein Lokal, das 
zugleich die Schüler aufnehmen mußte, wurde ihm zur Wohnung 
angewieſen. Der Gehalt in baarem Gelde war wenigſtens auf 200 Fr. 
(alſo nicht einmal 100 Gulden) feſtgeſtellt, von denen der zwan— 
zigſte Theil für ſpätere Unterſtützung zurückbehalten wird. Zur Auf- 
bringung dieſer Summe wurden die Schulfonds, wenn die Gemeinde 
einen ſolchen beſaß, wozu ſie aber nicht verpflichtet war, benutzt; 
wenn er aber nicht genügte oder wenn gar keiner vorhanden war, 
ſo wurde ſie durch eine Erhöhung der direkten Steuern gedeckt. 
Neben dieſer firen Summe wurde ihm noch ein monatlicher Beitrag 
zu Theil, der von den Kindern erhoben wurde. Dieſe bezahlten 
überdieß monatlich noch Beiträge für die Deckung der Koſten der 
Gemeinde; nur die, welche der Gemeinderath als unvermöglich be— 
zeichnet hatte, wurden von der Bezahlung enthoben. Zur Ueber— 
wachung des Unterrichts in Bezug auf Beſuch, Schullokal, Unent— 
geltlichkeit des Beſuchs der Schulen durch arme Kinder wurde eine 
Gemeindeſchulkommiſſion bezeichnet. Eine Oberaufſicht wurde mit 
Inſpektion durch eine Kommiſſion des Arrondiſſements ausgeübt. 

Das Geſetz hatte bei ſeinem Erſcheinen in der That einige 
Wirkungen: es war der friſche Regen auf ein hartes Erdreich. 
Bei 11,000 Schulen, ſei es durch die Gemeinden, ſei es durch 
Privatunternehmungen, haben ſich in Folge davon im ganzen König— 
reich eröffnet; das Leben vieler war aber wegen mangelnder Un— 
terſtützung, untüchtiger Lehrer, geringer Eifer von Seite der Eltern, 
die, beſonders in Fabrikſtädten, die Kinder in die Fabriken ſchick— 
ten, beſtändig in Gefahr: hier gieng eine ein, dort konnte eine 
andere nicht erſtehen, und ſo war die Folge, daß man am Ende 
der Regierung L. Philipps noch Viele antraf, die weder leſen noch 
ſchreiben, oder nur leſen konnten. 

Die Einführung der Schulen, welche durch das Geſetz her— 
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vorgerufen wurde, wurde beſonders von Guizot betrieben. Er ſah 
die Erziehung vom politiſchen Standpunkte aus an; wie weit aber 
und in welchem Sinne daſſelbe galt, iſt räthſelhaft verſteckt. Immer 
liegt die Frage, die man ſich nicht recht zu beantworten getraut, im 
Hintergrund: wie weit ſoll die Volkserziehung in Monarchien be— 
günſtigt werden? Beſonders war es die Stellung der Lehrer, die 
eine der wichtigſten Fragen in dieſer Beziehung beantwortete. Gui— 
zot, in ſeiner Inſtruktion an dieſelben, ermahnte ſie ihren Geiſt über 
die vorübergehenden Klagen dieſes Lebens zu erheben, ohne zu be— 
denken, daß wegen ihrer geringen Beſoldung, mit der ſie zu viel 
hatten um ſterben, und zu wenig um leben zu können, ſie am 
meiſten von dieſen „vorübergehenden Klagen“ berührt ſind. Er 
erinnerte ſie an die Verpflichtungen, welche ſie gegenüber der Fa— 
milie eingehen, in Bezug auf die vorgeſetzten geiſtlichen und welt— 
lichen Behörden der Gemeinde an das Geſetz der Unterordnung, in 
Bezug auf Politik auf Fernehaltung, in Bezug auf ihre Stellung 
im Leben auf Entſagung: mit einem Wort der Schullehrer ſollte 
unter den Geiſtern das ſein, was der Kaſtrat unter den Männern. 
Den Beweis zum Geſagten bietet folgende Stelle jener Inſtruktion: 
„Es giebt keinen Reichthum zu erwerben, keinen Ruf ſich zu ver— 
ſchaffen bei den peinlichen Verrichtungen, die der Schullehrer zu 
erfüllen hat. Beſtimmt, ſein Leben in einer einförmigen Arbeit 
hinfließen zu ſehen, oft ſelbſt der Ungerechtigkeit und dem Undanke 
der Unwiſſenheit zu begegnen, würde er oft traurigen Gedanken 
nachhängen und vielleicht ihnen erliegen, wenn er ſeine Kraft und 
ſeinen Muth nicht anderswo als in dem Kreiſe des unmittelbaren 
perſönlichen Intereſſes ſchöpfte. Ein tiefes Gefühl der moraliſchen 
Wichtigkeit ſeiner Arbeiten muß ihn aufrecht erhalten und beleben; 
das ſtrenge Vergnügen, den Menſchen gedient und am allgemeinen 
Wohl im Stillen beigetragen zu haben, ſoll der würdige Lohn 
werden, welchen ihm ſein Bewußtſein allein giebt. Es iſt ſein 
Ruhm, nichts über ſeine dunkle und mühſame Lage zu begehren, 
ſich in Opfern, welche die, denen ſie zum Beſten kommen, gewöhn— 
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lich nicht zu rechnen pflegen, zu erſchöpfen, treu für die Menſchen 
zu arbeiten und ſeine Belohnung nur von Gott zu erwarten.“ 

In der That! hier iſt die Wahrheit geſprochen: um Gottes 
Willen war die Erziehung gegeben! Ein Verdienſt bleibt aber 
Guizot, der Regierung Louis Philipps immerhin: das, den herr— 
ſchenden Einfluß der Geiſtlichkeit aus der Erziehung entfernt zu 
haben, die heutzutage unter dem Deckmantel der Freiheit des Un— 
terrichtes mit ihren anderweitigen Mitteln eine verderbensvolle Zu— 
kunft zu bereiten droht. 

Dieſem geiſtigen Intereſſe ſetzen wir das materielle, die Frage 
nach dem Finanzzuſtand des Landes gegenüber. Es iſt dies einer 
der vorzüglichſten Punkte, der von Bedeutung unter dem Bürger— 
königthum war. Die große Revolution von 1789 hat bekanntlich 
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in der Ueberlaſtung des dritten Standes und in dem großen Defizit 


in der Staatskaſſe ihren erſten Anfang genommen. Die erſte Ver— 
faſſung von 1791 hatte daher hier weſentlich Reformen eingeführt 
durch ihre Beſtimmung der Gleichheit vor dem Geſetze. Es führte 
dies zur Aufſtellung des Grundſatzes, daß alle Bürger gemäß ihrem 
Vermögen zu dem Beſten des Staates beitragen ſollen und daß 
gegenüber den Zeiten vor der Revolution keine Ausnahme von der 
Beſtimmung mehr zugelaſſen werde. Die Folge davon war die 
Einführung eines Steuerſyſtemes, welches das Vermögen zu er— 
mitteln und dann in der Beſteuerung zu erreichen ſuchte, d. i. die 
Feſtſtellung der direkten Steuern. Der Konvent hielt daran feſt. 
In dem Maße aber, als wir die politiſchen Ideen ſich trüben ſehen, 
in demſelben Maße nimmt die Gerechtigkeit im Finanzweſen ab. 
Das Direktorium, Napoleon und die Reſtauration giengen immer 
kühner zu Werke, indem ſie mit den direkten Steuern Gegenſtände 
und Verhältniſſe trafen, die gar nicht mit dem Vermögen im Zus 


ſammenhange ſtanden, und die indirekten in jeder Richtung um 8 


ſich greifen ließen, ſo daß der Grundſatz der Beſteuerung nach dem 
Vermögen eine reine Vorſpiegelung geworden iſt. Wird die Re— 
volution von 1830 hierin Abänderungen treffen? Wem es in der 
That Ernſt iſt, zu glauben, daß ſie ein umfaſſendes Recht hätte 
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verwirklichen ſollen, wer die ärmern Klaſſen in den Julitagen thätig 
ſieht, ſollte dieſer Anſicht ſein. Allein großer Irrthum! Von 

der Aenderung des Finanzſyſtemes war nicht die Rede, und warum 
nicht? Diejenigen, von denen ſie hätte ausgehen ſollen, wären 
härter davon betroffen worden; daher die Klagen über die Bour— 
geoiſie! Man führte einige neue Steuern ein, die man nach der 
Grundlage des Vermögens vertheilte; dagegen wurden Steuern, 

die bisher als direkte beſtanden, in indirekte umgewandelt. Wir 
beſtehen hierauf um fo mehr, als wir hier Haltpunkte finden, an 

die der Sozialismus in ſeinen Beſchwerden ſich anklammert, und 
ſelbſt Anhänger der gefallenen Regierung Louis Philipps gehen 
jetzt ernſtlich auf dieſen Punkt ein, mit der beſondern Berückſich— 
tigung der Zölle, die, mit ihrer Abſicht zu ſchützen, die ärmern 
Umfang. Klaſſen zu Grunde richten. Ebenſowenig als von einer Aenderung 
des Steuerſyſtems iſt von der Verminderung der Steuern die Rede: 

Der Staat hat in ſeinem Daſein, wie wir es heutzutage finden, 
immer größere Bedürfniſſe, die er entweder mit neuen Steuern 
oder, indem er das Uebel aufſchiebt, mit Anleihen zu decken ſucht. 

Die Friedensjahre Louis Philipps haben in der beſtändigen Voraus— 

ſicht auf Krieg nach außen, eine Urſache, die auf dem ungerechten 
gegenſeitigen Verhältniß der europäiſchen Staaten beruht, und zur 
Unterdrückung des Krieges im Innern, den die Regierungen ge— 
wöhnlich immer ſelber zuerſt anheben, die Vermehrung der zu er— 
tragenden Laſten und die Vermehrung der Schulden hervorgerufen. 

Die ein⸗ Um die Richtigkeit des Geſagten auseinanderzuſetzen, und um 
lies die innere Gehaltloſigkeit des Steuerſyſtemes zu zeigen, wollen wir 
kurz die einzelnen Auflagen durchgehen.“) Das Ganze beruht auf 
den drei verſchiedenen Abtheilungen der direkten, der indirekten Steuern 

und der unter einer beſondern Rubrik aufgeführten Steuern, d. h. 

die Gebühren für die Eintragungen in die Hypothekarregiſter, die 
Handänderungs- und Stempelgebühren. Die direkten Steuern 


*) Sie beſtehen in der gleichen Anlage meiſt jetzt noch und deßhalb 
bedienen wir uns oft in der erzählenden Darſtellung auch des praesens. 
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zerfallen in vier Klaſſen: die Grundſteuer, die Steuer der Perſon 
und ihres beweglichen Vermögens, die Thür- und Fenſterſteuer 
und endlich die Patentſteuer, d. h. die Abgabe, die man für die 
Bewilligung, ein gewiſſes Gewerbe betreiben zu dürfen, entrichten 
muß. Die drei erſten Steuern werden jährlich von der Geſetzge— 
bung beſtimmt, und die Departemental- und Gemeindeverwaltungen 
haben nach jener Beſtimmung die Vertheilung vorzunehmen. Die 
Patentſteuer kann nicht auf gleiche Weiſe beſtimmt werden, ſondern 
ſie iſt nur ſo ausgeſprochen: wer dieſe oder jene Induſtrie betreiben 
will, hat ſo und ſo viel für die Bewilligung zu bezahlen; ſind 
viele Induſtrietreibende, ſo wirft die Steuer viel ab, ſind nur einige, 
ſo iſt das Umgekehrte der Fall. Die Grundſteuer, welche dem 
Anſcheine nach eine der gerechteſten Frankreichs iſt, beruht übrigens 
ſchon bei der Schaffung auf dem Irrthum, daß der Ackerbau das 
einzige Vermögen des Staates ſei, auf das alles Uebrige zurück— 
geführt werden muͤſſe, und verleitet zum weiteren Fehler, daß kein 
Abgang der Hppothekenſchulden gemacht wird, ſo daß eigentlich der 
bezahlt, der den Namen und kein Vermögen beſitzt. Die Steuer 
wird nach dem reinen Ertrage, d. h. nach dem was als Ueberſchuß 
bleibt, wenn man die Produktionskoſten von dem Werthe deſſen, 
was man aus der Erde gezogen hat, abzieht, vertheilt. — Die 
Perſonenſteuer, ein eigentliches Kopfgeld, iſt jeder ſchuldig, der 
den franzöſiſchen Boden bewohnt und eigenen Rechtes iſt. Sie be— 
trägt von jedem Individuum den Werth von drei Tagen Arbeit, die 
nach der Gegend auf 50 Cent. — 1 Fr. 50 Cent. gewerthet iſt. Dieſe 
Werthung iſt allerdings richtig für den Landbauer, Handwerker, 
keineswegs aber für den Fürſprecher, den Notar, den Arzt, den 
Künſtler, den Bankier, den Handelsmann. Nicht mit Unrecht hat 
man daher dies das Thor genannt, durch welches die Progreſſivſteuer 
in den Staat einſt einziehen wird. Die Steuer auf das bewegliche 
Vermögen hatte zum Zwecke, den Kapitaliſten zu erreichen; er iſt 
ihr aber entfchlüpft, indem man den Miethzins, den Jemand be— 
zahlte, als Grundlage ſeines Einkommens anſieht und dann vom 
Miethzins 5 % fordert. Der, welcher als reicher Hageſtolz in 
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einer kleinen Wohnung ſich einhaust, bezahlt nach dieſer Verthei— 
lung weniger als der Familienvater, der einen großen Raum nöthig 
hat und dennoch nichts mehr beſitzt. Wie oft iſt aber nicht wegen 
einer ſolchen Beſtimmung eine arme Familie genöthigt zu einer 
ſchlechten ungeſunden Wohnung ihre Zuflucht zu nehmen. Dieſe 
zwei Steuern wurden durch ein Geſetz von 1832 in eine indirekte 
umgewandelt für die Städte, welche mehr als 4000 Einwohner 
haben. Sie wird von ihnen als Abgabe beim Eingang der Nah— 
rungsmittel auf dem Werthe der letzteren erhoben; d. h. man kam 
mit der Gerechtigkeit aus dem Regen in die Traufe. Die ärgſte 
von allen Abgaben iſt aber die folgende. Beſteuerte man in der 
obigen die Gliedmaßen der Menſchen und die Ruheſtätte derſelben, 
ſo iſt die Abgabe auf Fenſter und Thüren beſtimmt, Luft und Licht 
verſteuern zu laſſen. Wir fügen über dieſe kein Wort mehr bei, 
außer der Bemerkung, daß ſie progreſſiv nach der Einwohnerzahl 
der Gemeinden und der Zahl der Oeffnungen in den Häuſern ſich 
mehrt. Das Weſen der letzten direkten Steuer, nämlich der Pa— 
tentabgabe haben wir ſchon dargeſtellt: es genügt nur noch beizu— 
fügen, daß weil ſie keine Rückſicht auf den Gewinn der Gewerbe— 
treibenden nimmt, ſondern von dem, welcher verliert, und dem, 
welcher gewinnt, gleich viel fordert, ſie nicht das Vermögen des 
Beſteuerten erreicht. 

Bei den indirekten Steuern wollen wir die voranſchicken, 
welche heutzutage eine Lebensfrage der franzöſiſchen Staatsmänner 
geworden iſt, die ſ. g. Getränkeverbrauchſteuer. Es han— 
delt ſich hiebei nicht etwa um die Belaſtung eines fremden Weines, 
der mit Ausnahme der feinern ſpaniſchen Weine ſeinen Markt nicht 
in Frankreich ſucht, ſondern um Beſteuerung eines Landesproduktes, 
für die man unter 16 verſchiedenen Namen, als für den Transport, 
die Einkellerung, das Einlegen in Niederlagen, den Eintritt in 
Städte, die Bewilligung des Verkaufs im Großen, en detail ꝛc. 
Gefälle erheben kann, in der Art, daß der Verkaufswerth des 
Weines am Orte ſeines Verkaufs den eigentlichen Werth um 
200-300-400 „% überfteigt. Von dieſer Abgabe werden 20 % 
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durch die Koſten der Aufſicht und Verwaltung aufgezehrt. Sie iſt 
ungerecht vertheilt, indem der ſchlechte und gute Wein gleich be— 
ſteuert iſt, und gleichzeitig eine doppelte Beſteuerung des mit der 
Grundſteuer belaſteten Weinberges. Sie verhindert den Verbrauch 
oder verurſacht in den meiſten Städten Fälſchung des Weines, die 
zum größten Nachtheil der Bevölkerung gereicht; beides iſt aber 
geeignet den Weinbau zu hindern und eines der wichtigſten Kapi— 
tale Frankreichs nicht zu ſeiner Entfaltung kommen zu laſſen. Und 
dabei habe ich von den vielen und vielen Plackereien und Neckereien 
der Verwaltung, der Polizei, den beinahe chineſiſchen Strafen noch 
kein Wort geſprochen. Die Wichtigkeit und Ungerechtigkeit dieſer 
Abgabe iſt übrigens allgemein anerkannt. Die konſtitutionelle Ver— 
ſammlung hatte ſie nach der Februar-Revolution daher auch abge— 
ſchafft. Beinahe ſo gehäſſig, ſo ungerecht iſt die Salzſteuer, von 
der es allgemein in Frankreich heißt, daß ſie mehr geſchadet habe 
als Hagel und Froſt. Als Gegenſtand, der in der Landwirthſchaft, 
der Fiſcherei, bei der Ausübung des Metzgerhandwerkes von hoher 
Bedeutung tft, laſtet die Abgabe auf den dürftigſten Klaſſen Frank— 
reichs. Keine Steuer iſt dem Grundſatze der Beſteuerung nach 
dem Vermögen ſo ſehr entgegen als dieſe. Die Staatskaſſe, 
ſagt Lamartine 1847, füllt ſich mit Millionen, allein auch mit 
Murren und Verwünſchungen. Das Verderbliche derſelben hatte 
ſich auch immer gezeigt. Denn während in Frankreich reichhaltige 
Salzquellen und Salzlachen ſich finden, wird in keinem Land Euro— 
pa's weniger Salz gebraucht als gerade in Frankreich. — Die 
Oktroi's find die Gebühren, welche die Städte zur Beſtreitung 
der ſtädtiſchen Ausgaben ſeit 1832, neben Entrichtung der Perſonen— 
und Kapitalſteuern in erhöhtem Maßſtabe, beziehen. Sie haften 
auf allen Lebensmitteln mit Ausnahme des Mehles, welche in die 
Städte eingehen wollen. Sie werden daher von Dem entrichtet, der 
viel braucht. Als Verbrauchsſteuer mit ungerechter Vertheilung, 
mit ſchädlicher Rückwirkung, mit Verſchlingung des dritten Theiles 
des Ertrages für Erhebungskoſten, iſt ſie den andern eben behan— 
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delten anzureihen. An die Oktroi der Städte können wir die 
Zölle des Landes anreihen, die auf dem Grundſatze des Schutz— 
zolles beruhen. Ihre Exiſtenz wurde beinahe nothwendig gehalten, 
bis ſie mit der Einführung des Freihandelsſyſtems in England von 
Jahr zu Jahr einige Angriffe erlitten, ohne aber geändert zu wer— 
den. Ein National-Oekonom Frankreichs, M. Chevalier, hatte kürz— 
lich ſogar in ihnen eine Urſache der Revolution von 1848 ge— 
ſehen: mit Recht, wenn er allein das ſoziale Element derſelben ins 
Auge faßt. Die Bedeutung der Zölle, die mit ihrer Natur als 
Schutzzölle für den nicht fabrizirenden, vielmehr konſumirenden Theil 
der Nation keine andere Wirkung hatte, als die zum Leben noth— 
wendigen Gegenſtände zu vertheuern, wurde von der Regierung 
eingeſehen, als im Anfang der vierziger Jahre eine allgemeine 
Noth fühlbar zu werden anfieng. Wie im Jahr 1837 und 1840 
faßten daher auch im Jahr 1842 die Miniſter den Plan, mit Bel- 
gien einen Zollvertrag einzugehen, der die Schranken zwiſchen 
dieſen beiden Ländern geſtürzt hätte und der Bevölkerung von 
Frankreich von großem Nutzen geweſen wäre. Dies verſetzte die 
reichen Fabrikherren in nicht geringe Beſtürzung, indem ſie in Kon— 
kurrenz mit den belgiſchen Produkten die Preiſe ihrer Waaren hät— 
ten herabſetzen müſſen und ſo weniger Gewinne hätten ziehen können. 
Sie ſetzten ſich daher in Bewegung gegen das Miniſterium, ließen 
durch die Handelskammern des Landes, die aus eben dieſen Fabrik— 
herren oder mitintereſſirten Handelsleuten beſtanden, ihre mißbil— 
ligenden Anſichten ausſprechen, hielten ſogar eine Verſammlung 
von Abgeordneten des ganzen Landes in Paris, um zu erklären, 
daß ſie am Beſtehenden feſthalten wollen. Und weil dieſe Fabrik— 
und Handelsherren die bisherigen Stützen der Regierung, beſon— 
ders des konſervativen Miniſteriums Guizot geweſen waren, weil 
ſie ferner die waren, welche die Wahlkörper zur Beſtellung der 
Deputirtenkammer bildeten, während die große konſumirende Bevöl— 
kerung, der der Zollvertrag ein unermeßlicher Vortheil geweſen 
wäre, ausgeſchloſſen war, ſo mußte das Miniſterium mit einem 
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feiner weniger liberalen Pläne zurücktreten und das Land vor wie 
nach von den Zöllen belaſten laffen. *) 

Als dritte Abtheilung der Steuern haben wir die Eintragung 
in die öffentlichen Regiſter d. i. die Einregiſtrirung genannt. 
Dieſe beſteht in einer Abgabe auf allen Geſchäften, wodurch man 
eine Aenderung im Eigenthum vornimmt, und dieſe Aenderung, ſei 
es Verkauf, Gründung einer Dienſtbarkeit, einer Hypothek, Erb— 
ſchaft oder Schenkung, muß zu ihrer Gültigkeit eingetragen werden. 

Während eine ſolche Eintragung nur im Intereſſe der öffent— 
lichen Sicherheit eingeführt wurde, hat der Staat daraus ein Mit— 
tel gemacht, Steuern zu erheben, die doppelt ſind: einmal feſt für 
die einfache Thatſache der Eintragung, dann in ſteigendem Verhält— 
niſſe nach dem Werthe, den der Akt zum Gegenſtand hat. Beſon— 
ders laſtet die Abgabe auf dem Umfang der unbeweglichen Güter. 
Sie wird eine eigentliche Plünderung des Eigenthums durch den 
Staat, wenn man ſich erinnert, daß das Grundeigenthum an Söhne 
und Töchter gleich ſich vererbt und daher in unendlich kleine Be— 
ſitzungen zerfällt. Als ſolche müſſen ſie nothwendig in den regſten 
Verkehr beinahe wie eine bewegliche Habe einziehen, und ſind dann 
aber eben ſo oft von der Steuer betroffen. 

An der Seite dieſer Abgabe läuft die Stempelgebühr. Alle 
Notariatsakten, alle Prozeßſchriften, alle Zeitungen, kurz alles was 
einen öffentlichen Charakter hat oder je einen ſolchen beanſpruchen 
will, muß auf Stempelpapier geſchrieben oder gedruckt werden. In 
Vergleichung zu der obgenannten Steuer muß bemerkt werden, daß 
alle die Akte, welche eine Eintragungsgebühr nach ſich ziehen, durch 
den Stempel wiederum betroffen ſind. Schließlich kann als Finanz— 
quelle noch das Monopol des Staates für den Tabakhandel erwähnt 
werden; andere Unternehmungen, die mehr vom politiſchen als vom 


) Es iſt dieß ein neuer und ſchlagender Beweis für die Ungerechtig— 
keit des Wahlzenſus, da dieſer auf dem formell geſetzgeberiſchen Wege zur 
Ausplünderung des Armen durch den Reichen führt. 
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finanziellen Standpunkte aus zu betrachten find, wie die Pulver— 
fabrikation, die Kanonengießerei, können übergangen werden. 

Das Reſultat der indirekten Steuern während Ludwig Phi— 
lipp's Regierung überſteigt 12 Milliarden um einige hundert Mil⸗ 
lionen. 

Trotz dieſer großen Zahl von Einnahmequellen, die dem Staate 
von 1000 bis 1200 Millionen jährlich einbrachten, waren bei den 
großen Ausgaben, die wir unten erwähnen wollen, die Finanzen 
unter Louis Philipp nie auf einem blühenden Punkte. Die Haupt- 
urſache davon lag unzweifelhaft in dem ſ. g. bewaffneten Frie— 
den („la paix armée“), indem der König wie die Miniſter mit 
allen Anſtrengungen den europäiſchen Frieden zu erhalten ſuchten, 
und trotz dieſer Anſtrengungen oder vielleicht wegen dieſer Anſtren— 
gungen immer genöthigt waren, die Militärmacht des Staates auf 
einem drohenden Fuße zu erhalten, und ſo die Geldkräfte der Staa— 
ten in bedeutendem Maße in Anſpruch zu nehmen. Es zeigte ſich 
dies beſonders nach dem Jahre 1840, als man bei Anlaß der orien— 
taliſchen Frage ſowohl für Befeſtigungen als für die Ausrüſtungen 
des Heeres ungeheure Summen verwendet hatte. Wie man näm— 
lich im Jahre 1841 das Budget für 1842 berieth, ſo zeigte ſich 
bei genauer Beleuchtung des Finanzſtandes auf Abſchluß dieſes 
Rechnungsjahres ein Defizit von 1000 Millionen, ohne daß man 
Hoffnung gehabt hätte, daſſelbe tilgen zu können, indem trotz ſorg— 
fältiger Prüfung der laufenden Ausgaben für dieſes Jahr doch noch 
ein Defizit von 115 Millionen ſich zeigte. Es iſt dieß nicht bloß 
für den Finanzmann, ſondern für den Hiſtoriker im Allgemeinen 
um jo wichtiger, als ſich in Folge dieſes Zuſtandes eine nicht ge— 
ringe Beſtürzung der Bevölkerung bemächtigte und bei den vorge— 
ſchlagenen Reformen in verſchiedenen Städten Aufſtände unterdrückt 
werden mußten. Denn während der Finanzminiſter Humann in der 
Kammerſitzung vom Jahr 1842 bei der Berathung, wie einem ſol— 
chen Zuſtande abgeholfen werden könne, ſich auf folgende Weiſe 
beſonders gegen das Anleihen äußerte: 

„nein, ein ſolcher Zuſtand kann nicht dauern, vergebens wür— 
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den wir uns anſtrengen, die beſtehenden Ausfälle zu decken, wenn 
wir alljährlich die Entſtehung von neuen Defiziten mit anſehen 
müßten. Das Defizit iſt aber der Mißkredit, die Unmacht und 
die Anarchie. Darf man es wagen, eine ſolche Zukunft zu be— 
ſchwören, indem man Anleihen auf Anleihen häuft, traurige 
Ausflucht der Verſchwendung in den letzten Tagen? Allein der 
Kredit hat ſeine Bedingungen; er zieht ſeine Hilfe zurück, wenn 
man ihn mißbrauchen will; und merken Sie es, daß, wenn es 
ſich darum handelt, für die jährlichen Ausgaben, die laufenden 
Bedürfniſſe zu ſorgen, das Anleihen mehr als Unordnung, daß 
es eine Ungerechtigkeit iſt, welche von der gegenwärtigen Gene— 
ration zum Nachtheil der folgenden begangen wird; das Anleihen 
iſt übrigens nur eine Hinausſchiebung der Steuer, die Zinſen 
werden eine unmittelbare Laſt, die man dem Kapital, das doch 
einmal bezahlt werden muß, beifügt. Auf dieſe Weiſe macht 
der Mißbrauch des Kredites eine arme Gegenwart und bereitet 
eine traurige Zukunft. Kann man nun mit den Hilfsmitteln der 
Sparſamkeit allein das Gleichgewicht herſtellen? Iſt es möglich, 
Ihnen für 1843 ein um 116 Millionen geringeres Budget vor— 
zulegen? Gewiß, die Pflicht der Sparſamkeit war nie gebieteri— 


jeher als heute, allein Sie wollen wohlbedachte, wirkliche Erſpar 


niſſe, und ich glaube nicht, daß man auf dieſe Weiſe genug thun 
kann, um durch dieſes einzige Mittel das Gleichgewicht in unſe— 
rer Verwaltung herzuſtellen —“ 
Sparſamkeit wie Anleihen ſomit auch zuſammengenommen nicht für 
hinlänglich hielt, um aus dieſem traurigen Zuſtande herauszukom— 
men, ſchlug er eine allgemeine Reviſton der zu verſteuernden Ge— 
genſtände vor, von der er eine Erhöhung der Einnahmen erwartete. 
Dieſe Maßregel war durch das Steuergeſetz von 1838 gebo— 
ten, indem es wegen der gerechten Vertheilung der Laſten unter die 
Steuerpflichtigen, und um den jährlich ſich ändernden Umſtänden 
Rechnung zu tragen, auf 1842 eine neue Prüfung der Vermögens- 
und Steuerverhältniſſe der Einzelnen vorſchrieb; ſie wurde für den 
Miniſter um ſo dringender, als ſich ſehr viele Häuſerbeſitzer und 
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Gewerbetreibende den daherigen Abgaben zu entziehen gewußt 
haben. Weil die Maßregel geſetzlich vorgeſchrieben war, ſo war 
in dieſer Beziehung nichts gegen dieſelbe einzuwenden; ſie erbitterte 
aber, als aus den Kreisſchreiben des Miniſters an die Steuerbe— 
amten dieſelbe nicht aus dem Grunde angeordnet ſchien, um eine 
gerechte Vertheilung der Steuern zu bewerkſtelligen, ſondern 
um die Einnahmen zu vermehren. Sie wurde zu einem Zanf- 
apfel für die Regierung und die Gemeindebeamten, wie die Frage 
aufgeworfen wurde, durch wen jene angeordnete Prüfung vorge— 
nommen werden müſſe. Denn während die Regierung darauf drang, 
daß dieß durch ihre ſpeziellen Steuerbeamten geſchehe, von denen 
ſie hoffte, daß ſie genauer die ſteuerpflichtigen Perſonen und beſteuer— 
baren Gegenſtände aufnehmen, wollten viele Gemeindebeamten dieß 
als ein Recht in Anſpruch nehmen, das durch die Geſetzgebung 
ihnen übertragen ſei. Sie wurden hierin von der Bevölkerung 
unterſtützt, die von ihnen mehr Nachſicht erwartete als von den 
gierigen Ausſpähereien der Finanzbeamten, und weil ſich dieſe an 
mehreren Orten, wo die Reviſion durch ſie vorgenommen wurde, 
wirkliche Ungerechtigkeiten zu Schulden kommen ließen. 

Die Verwahrungen der Gemeindevorſteher ließen ſich von allen 
Seiten hören; am lauteſten aber in Lille, Clermont-Ferrand und 
Toulouſe: an beiden letzten Orten mußte mit Waffengewalt einge— 
ſchritten werden. In Toulouſe konnte größeres Blutvergießen nur 
durch Einſchreiten der Nationalgarde verhindert werden, die ſich auf 
die Seite der Bevölkerung geſchlagen hatte Juli 1841). Es hatte 
dieſes zwar einen momentanen Sieg der Bevölkerung zur Folge, 
bei dem ſie den Präfekten und den Staatsanwalt die Stadt zu ver— 
laſſen zwang; er konnte aber nicht andauernd fein, indem größere 
Truppenkräfte nach Toulouſe dirigirt und die dortige Nationalgarde 
und Gemeindebehörden aufgelöst wurden. 

Der Sieg in dieſer Frage blieb ſo der Regierung; wie in 
Toulouſe, ſo in den übrigen Gemeinden Frankreichs, aber nicht ohne 
große Anſtrengung, und nicht ohne große Aufregung bei den Mittel— 
klaſſen gegen ſich erregt zu haben. Und wir können, um wieder 
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auf den Zuſammenhang der Geſchichte zurückzukommen, beifügen, 
ohne eine Aenderung im Finanzweſen beigeführt zu haben. Denn, 
wenn ſich in Folge davon die Einnahmen auch mehrten, ſo blieben 
ſie doch immer bedeutend zurück, beſonders da ſich ſpäter der Staat 
auch an den Eiſenbahnen betheiligte. Es war daher unmöglich, 
daß das Gleichgewicht ſich herſtellte, und man konnte für die Zukunft 
nichts als wachſende Defizits, alljährlich erneuerte Diskuſſionen und 
ſteigende Unzufriedenheit vorausſehen. 

Indem wir auf die Ausgaben zu ſprechen kommen, haben wir 
vor Allem ein Wort über die Zivilliſte Louis Philipp's zu bemer— 
ken, obſchon wir einige großartige Monumente nicht vergeſſen dür— 
fen, die beſonders in Thiers ihren Verehrer fanden. Es muß hier 
genannt werden die Vollendung des Pantheon's, eines in Form 
eines griechiſchen Tempels gebauten, mit drei Säulenreihen umgebenen 
Gebäudes. Es dient als die Grabſtätte großer Männer und zur 
Erinnerung an deren Thaten. Zur Verherrlichung der Siege und 
Thaten Napoleons hatte dieſer bereits 1808 einen großen Triumph— 
bogen am Ende der elyſäiſchen Felder auf einer die Tuilerien be— 
herrſchenden Anhöhe begonnen. Er enthält in ſeinen Mauern ein— 
gegraben die Namen der Orte, wo die franzöſiſche Armee ſeit dem 
Beginn der Revolution gefochten, und die Namen der bekannteſten 
Generale. Die zwei Hauptſeiten enthalten allegoriſche Darſtellungen 
für die Anerkennung der Thaten Napoleons durch die Göttin des 
Ruhmes. Endlich gehört hieher die Beendigung der in Form eines 
griechiſchen Tempels gebauten und mit zwei Säulenreihen umgebenen 
Magdalenenkirche. Neben dieſe Werke des Patriotismus und der 
Künſte muß die Begünſtigung der Wiſſenſchaft in den Bibliotheken 
und beſonders in den großartigen naturwiſſenſchaftlichen Anſtalten 
erwähnt werden. Ein unmittelbares Intereſſe für die Gewerbſam— 
keit und den Handel und Verkehr des Landes hatten die Vollendung 
der längſt unternommenen Kanalbauten. Man verband durch das 
Elſaß die Rhone und den Rhein, durch das ehemalige Burgund 
die Rhone und die Seine, durch die Kanäle von Orleans und 
Briarre die Seine und die Loire. Außer dieſen Hauptrichtungen 
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wurden in der Bretagne und im Norden Frankreichs beträchtliche 
Summen auf die Kanäle verwendet. Zur Verbindung der Provin— 
zen mit der Hauptſtadt auf dem Landwege mußten mehrere Straßen 
vollendet, vorzüglich aber der Weſten Frankreichs, wo die Verbin— 
dung vernachläſſigt blieb, berückſichtigt werden. In Bezug auf die 


Ei- Eiſenbahnen übernahm der Staat die Vorarbeiten und die Beſtim— 


mung der Verbindungslinien, welche alle nach demſelben Grundſatze, 
die verſchiedenen Departements des Landes und die wichtigſten Eiſen— 
bahnlinien des Auslandes mit Paris in Verbindung zu ſetzen, 
unternommen wurden. 

Die Zivilliſte Louis Philipp's, d. h. die Geſammtheit deſſen, 
was der König vom Staate zu beziehen hatte, wurde durch das 
Geſetz vom 2. März 1832 gemäß der Verfaſſung für die ganze 
Dauer der Regierung beſtimmt. Sie wies dem Könige den Nießbrauch 
großer unbeweglicher Beſitzungen nebſt einer alljährlichen Summe 
Geldes an. Die Erſten waren das Louvre, die Tuilerien, das Ely— 
fee = National, wo früher der Präſident der Republik reſidirte, 
die herrlichen Palläſte mit den zugehörigen Ländereien und Manu— 
fakturen, Parke und Wälder von Verſailles, St. Cloud, Fontaine= 
bleau, Peau, die Fabriken zu Severs und die Gobelins, die ehe— 
malige Apanage des Hauſes Orleans — nicht mit dem Privat- 
eigenthume derſelben zu verwechſeln. — An Geld wurde ihm all— 
jährlich die Summe von 12 Millionen in monatlichen Gefällen von 
je einer Million angewieſen. Die bedeutendſte Beſtimmung des Ge— 
ſetzes war aber jedenfalls die, welche dem Könige die Beſitzung 
ſeiner Privatgüter geſtattete, welche nach der alten Ueberlieferung 
mit der Thronbeſteigung zum Schatze des Staates hatten geſchlagen 
werden müſſen.“) Für den Kronprinzen wurde die jährliche Summe 
von einer Million bewilligt, mit dem Verſprechen, dieſelbe bei ſei— 
ner Verheirathung zu erhöhen. Dieß geſchah dann in der That 


) Darauf ſtützt ſich das Konfiskationsdekret gegen die Güter der 
Orleans vom Januar 1852. 
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auch 1837. Die Million wurde verdoppelt, die Hochzeitsfeierlich— 
keiten vom Staate beſtritten und der Kronprinzeſſin ein Wittwen— 
gehalt von 300000 Fre. angewieſen. Für die übrigen Söhne des 
Königs oder für Verheirathung ſeiner Töchter wurde für den Fall 
ein Beitrag des Staates verheißen, wenn das Privateigenthum 
Louis Philipp's nicht ausreiche. Da man daſſelbe auf 74 Millio- 
nen anſchlug, ſo iſt zu begreifen, mit welchem Mißmuth das Be— 
gehren des Königs um eine jährliche Anweiſung an die übrigen 
Prinzen das Land erfüllen mußte und welche Maſſe von Anfein— 
dungen und ſtrenger Beurtheilungen ſein unabläßlich wiederholtes 
Verlangen zur Folge hatte. Die Verlangen und die Kritik in ihrer 
gegenſeitigen Hartnäckigkeit zogen die Augen Europas wie eine wich— 
tige politiſche Thatſache auf ſich. 

Zwei gewichtige finanzielle Maßregeln, die nur als Vorſchlag 
erſchienen, ihrer Zeit aber wichtige Kämpfe in den Verhandlungen 
der Kammern erregten und in Bezug auf ihre Wichtigkeit noch 
heutzutage die Politiker wie die Finanzmänner beſchäftigten, verdie— 
nen noch ſchließlich Erwähnung: nämlich die Frage auf Rückzah— 
lung der Renten, und die nach der Uebernahme der Eiſenbahnen 
durch den Staat. Die Erſtere, wornach der Staat ſeinen Gläubigern 
das Kapital in Rentenform zu 5% verzinste, während er 1837 
und 1838 mit geringem Intereſſe das Kapital hätte aufbringen 
und zurückzahlen oder die Gläubiger hätte nöthigen können, ſich 
mit geringen Zinſen zu begnügen, wurde von der Kammer der Pairs 
verworfen. Die Abgeordneten der Departements hatten ſie nach der 
Kammerauflöſung durch Molé, Ende 1837, bei ihrem Zuſammen— 
tritt, Mai 1838, dem Miniſter und dem Hofe gegenüber wenigſtens 
als Befugniß und als Recht des Staates angenommen, das man 
bei gelegener Zeit auf verſchiedene Weiſe in Ausführung ſetzen 
ſollte. Die Frage nach den Eiſenbahnen wurde in derſelben Sitzung 
zur Sprache gebracht. Die Vorarbeiten und Beſtimmung der Gifen- 
bahnlinien wurden, wie wir oben zu bemerken Gelegenheit hatten, 


vom Staate übernommen. Neun Linien, von denen ſieben Paris mit 
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den verſchiedenen Gränzen in Berührung bringen ſollten, wurden 
zu einer Ausdehnung von 1000 Stunden angeſchlagen.“) 

Die Koſten wurden auf über eine Milliarde veranſchlagt. Doch 
wurden einſtweilen (1838) nur 375 Stunden zur nächſten Ausfüh— 
rung in Vorſchlag gebracht. Die wichtigſte Frage, die ſich erhob, 
war die: ſoll der Staat die Bahnen übernehmen oder ſie durch 
Privatkompagnien ausführen laſſen? die demokratiſche Partei, die in 
der Uebernahme durch Kompagnien eine neue Quelle aller jener 
Umtriebe, wie ſie die Kompagnien bei ſo verſchiedenen Anläſſen 
gezeigt hatten, Verluſt für den Staat, deſſen Steuerpflichtige in 
den Tarifen die Laſt dennoch zu tragen hätten und durch die un— 
gleichmäßige Ausführung in der Entwicklung für Induſtrie geſtört 
würden, Schwächung ſeiner Macht zu Gunſten einzelner Perſonen 
*) Dieſe Linien waren: 

1) Die Eiſenbahn von Paris an die belgiſche Gränze. 
2) Die Eiſenbahn von Paris ans Aermelmeer, durch welche Eng— 
land und Frankreich ſich näherten. 

3) Die Eiſenbahn von Paris an die Gränze Deutſchlands über 
Nancy und Straßburg, eine Linie mehr im militäriſchen als merkantiliſchen 
Intereſſe gelegen. 

4) Die Eiſenbahn von Paris ans Mittelmeer über Lyon, Marz 
ſeille und Cette, die große europäiſche Handelsſtraße. 

5) Die Eiſenbahn von Paris an die ſpaniſche Gränze über Tours, 
Poitiers, Angouleme, Bordeaux und Bayonne zur Verbindung Frankreichs 
mit Spanien. 

6) Die Eiſenbahn von Paris an den atlantiſchen Ozean über 
Tours und Nantes. 

7) Die Eiſenbahn von Paris in das Innere Frankreichs über 
Bourges. 

8) Die Eiſenbahn vom Mittelmeer an den Rhein über Lyon, 
Dijon und Mühlhauſen. Durch ſie werden die Provence mit dem Elſaß 
in Verbindung gebracht, den franzoͤſiſchen Häfen des Mittelmeeres der 
Handel als Stapelplätzen, und den franzöfifchen Kommunikationswegen die 
Transportkoſten für dieſe Produkte bewahrt. 

9) Die Eiſenbahn vom Ozean ans Mittelmeer über Bordeaux, 
Toulouſe und Marſeille. 

Regnault II. 238. 
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ſah, verlangte die Unternehmung durch den Staat; die Andern, 
welche den Staat nicht in ſolche Unternehmungen mit den Laſten 
eines Geſchäftsmannes ſtürzen, durch langſames Vorſchreiten die 
Entdeckungen der Wiſſenſchaft benützen, in der Uebernahme durch 
Kompagnien aber ein neues Feld für Verwendung ihrer Kapitalien 
finden wollten, behaupteten das Gegentheil und trugen den Sieg 
davon. Ob mit Vortheil für die Geſellſchaft in Bezug auf die 
Frage nach gerechter Vertheilung der Reichthümer, dieß iſt eine 
Frage, die die Zukunft zu entſcheiden hat; ob zum Vortheil für 
das Werk der Eiſenbahnen ſelber, iſt eine Frage, die die Gegen— 
wart gegen die Uebernahme durch Kompagnien entſchieden hat. 
Die franzöſiſchen Eiſenbahnlinien können in Bezug auf ihre Soli— 
dität den Vergleich mit den deutſchen Staatseiſenbahnen nicht 
aushalten. 

Im innigen Zuſammenhange mit den Eiſenbahnen ſteht das 
Geſetz über die Enteignung des Eigenthumes, wenn der 


Eigenthümer ſich nicht freiwillig zur Abtretung deſſelben für die 


Ziehung einer Linie verſtehen wollte. Sowohl der Code civil von 
1808 (Art. 545) als auch die Charte von 1830 (Art. 8 und 9) 
hatten die Unverletzlichkeit des Eigenthums ausgeſprochen, nichts— 
deſtoweniger dagegen den Grundſatz feſtgeſtellt, daß daſſelbe bei Er— 
richtung von Werken im öffentlichen Intereſſe abgetreten werden 
müſſe, immerhin jedoch unter der Bedingung einer der Abtretung 
vorangehenden Entſchädigung. Es hatten zwar ſchon früher der— 
artige Abtretungen ſtattgefunden, und ſie waren durch Geſetze von 
1808 und 1833 geregelt. Die häufige Anwendung derſelben bei 
der Erbauung ſo vieler Eiſenbahnlinien machte es aber nothwendig, 
daß ſowohl zur Feſtſetzung einiger entſcheidender Grundſätze als 
auch zur Regelung des Verfahrens einige klarere Beſtimmungen 
aufgeſtellt wurden. Es geſchah dieß durch das Geſetz vom 3. Mai 
1841; eine der wichtigſten Beſtimmungen, an der der Kaſſationshof 
zur Wahrung des Eigenthums mit entſchiedener Strenge feſthielt 
war die, daß vor aller und jeder Enteignung der Staat, beziehungs⸗ 
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weiſe die Geſellſchaft, ſich mit dem Eigenthümer abgefunden, und 
auf Verlangen denſelben baar ausbezahlt haben mußte. 

Nicht minder als dieſes Expropriationsgeſetz ſtand mit den 
Eiſenbahnen im Zuſammenhang die auf ihre Einführung folgende 
Geldkriſis. Wie das Geſetz den Eiſenbahnen vorangieng, ſo 
folgte ihnen dieſe hintendrein und zeigte ſich beſonders in den Jahren 
1846 und 1847. Wie nämlich die im Jahre 1846 aufgelöste 
Kammer die Errichtung wieder einiger Linien bewilligt hatte, ſo 
gab ſich eine Erſcheinung kund, welche Regnault auf folgende Weiſe 
ſchilderte: „Auf der Stelle ſetzten ſich die kleinen und großen Finanz— 
männer in Bewegung; zahlreiche Geſellſchaften bildeten ſich, die 
einen, indem ſie beträchtliche Kapitalien zur Verfügung hatten, die 
andern, indem ſie mit ſcheinbaren Fonds handelten; aber die einen 
wie die andern überſchwemmten das Publikum mit fabelhaften Ver— 
ſicherungen, indem ſie den habgierigen Leidenſchaften die über— 
triebenſten Verſprechungen gaben. Man antwortete ihrem Aufruf 
mit einer blinden Eile, die kleinſten Sparhäfen öffneten ſich ihnen 
ohne Mißtrauen. Die Erſparniſſe des Arbeiters, des Dienſtboten, 
des Kleinhändlers wurden in die grundloſen Untiefen des Geld— 
wuchers geworfen. Die Spekulation entwickelte ſich in einem un— 
geheuern Maßſtabe. Man handelte nicht bloß mit Aktien von noch 
nicht gegründeten Geſellſchaften, ſondern man kaufte und verkaufte 
unter Belohnungen bloße Verſprechen von Aktien.“ Als Folge 
dieſer ſchwindelhaften Bewegung ſetzt Regnault dann bei: „Alle 
ernſthaften Geiſter ſahen eine Kataſtrophe voraus, die alle Klaſſen 
und jedes Vermögen treffen ſollte. Die Produktion und in Folge 
davon Arbeit und Handel fanden ſich aufgehalten; denn jede der 
Geſellſchaften forderte eine erſte Bezahlung, und die unproduktiven 
Summen häuften ſich in den Kaſſen; auf die ernſthaften Verhand— 
lungen waren Täuſchung und Lüge gefolgt; es gab keine Geſchäfte 
mehr, ſondern bloß noch Spiele auf der Börſe.“ Wie groß dieſe 
Kataſtrophe war, mag man übrigens am beſten daraus erſehen, 
daß der Mittelpunkt der franzöſiſchen Geldvorräthe, die Bank von 
Frankreich mit 71 Millionen, die ſie in Kaſſe hatte, Forderungen 
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von 368 Millionen hätte entſprechen follen, und genöthigt war, 
den Preis der Eskomptirung von 4 auf 5 %% zu erhöhen. Ja fie 
hätte ohne Zweifel ihre Zahlungen einſtellen müſſen, wenn nicht 
im Frühling 1847 der Kaiſer von Rußland eine Renteninſeription 
von 50 Millionen genommen hätte, die nun der Bank wiederum 
zur Verfügung ſtanden. 

Man würde übrigens Unrecht thun, wollte man dieſe bedenk— 
liche Finanzkriſis einzig und allein auf Koſten der Eiſenbahnſpekula— 
tionen ſchreiben. Es läßt ſich nämlich nicht läugnen, daß das un— 
glückliche Ende, welche viele finanzielle Unternehmungen, namentlich 
Banken in Nordamerika in den Jahren 1844 und 1845 nahmen, 
durch ihre Rückwirkung auf Europa einen erſchütternden Einfluß 
ausübten, der nicht nur von Frankreich, ſondern auch von England, 
Deutſchland, Oeſtreich und der Schweiz hart gefühlt wurde. 

Zu dieſer Geldnoth trat in Frankreich gleichzeitig noch eine 
andere, der Mangel an Lebensmitteln, und in Folge davon 
die Theurung derſelben, indem auf eine mittelmäßige Ernte von 
1845 eine noch viel armſeligere im Jahr 1846 gefolgt war. Was 
dieſer Umſtand nicht nach ſich zog, erzeugten dann Furcht und 
Spekulation, und gaben zuſammen dem Mangel an Lebensmittel jene 
Geſtalt, die von 1846 und 1847 her alle Leſer noch in Erinnerung 
haben werden. Viele Familien, viele Gemeinden, viele Staaten 
hatten unter derſelben zu dulden, beſonders da man Hilfsmittel in 
Anſpruch nahm, die nach der Weiſe ihres Gebrauches jedenfalls 
das nicht geleiſtet haben, was man gemäß ihres innern Werthes 
von denſelben hätte erwarten ſollen. Ja es wirkten zwei Umſtände 
aber noch beſonders nachtheilig auf die Abhilfe der Noth ein: einer— 
ſeits die Regierung, welche, vielleicht auch in der Abſicht, einer 
übertriebenen Spekulation und Eile den Gegenſtand zu benehmen, 
durch miniſterielle Zirkulare erklärte, es ſei hinlänglich Getreide 
vorhanden, während es doch offenbar nicht war, und ſo die Einſicht 
Vieler in den richtigen Sachverhalt trübte; andererſeits die Zölle, 
die auf dem Getreide laſteten, bewirkten, daß große Maſſen deſſelben 
anfänglich in den Häfen des mittelländiſchen Meeres liegen blieben. 
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Und wie ſpäter durch eine königliche Verordnung die Einfuhrzölle 
auf das Getreide aufgehoben wurden, ſo traten Ueberſchwemmungen 
ein, welche ganze Gegenden unwegſam machten und die Kommuni— 
kation zwiſchen dem mittelländiſchen Meere und dem Innern Frank— 
reichs unterbrachen. Sie war aber kaum wieder hergeſtellt als die 
Zufuhren aus dem ſchwarzen und dem aſow'ſchen Meere wegen 
übergroßer Kälte und der Bildung von Eis aufhören mußten. 
Welche Wirkung dieſe beiden Plagen für Frankreich haben mußten, 
geht daraus hervor, wenn man erwägt, einmal, wie ſehr daſſelbe 
ein induſtrielles, handelndes wie arbeitendes Leben hat, das ſich nur 
erhalten kann, wenn ſeine Seele, das Geld, um mich ſo auszudrücken, 
überall zu Tage tritt, dann, welche Genüſſe das franzöſiſche Volk 
verlangt, wenn es in einem gewiſſen Wohlſtand ſich befindet, und 
endlich, welche Gedanken über den Staat und den Staatshaushalt 
bei demſelben ſich zu regen begannen. In Bezug auf Induſtrie und 
Handel iſt die Antwort bald gegeben; wegen des mangelnden Geldes 
wurden die Beſtellungen eingeſtellt und der Arbeiter feierte, der 
nun die doppelte Pflicht hatte, ohne Geld mittel und ohne Arbeit 
eine Familie oder ſich allein durchbringen zu müſſen, wozu ihm 
früher eine ordentliche Bezahlung ſeiner Arbeit kaum hinlänglich 
war. Ohne Dazwiſchenkunft der Regierung wollte man ſich an 
einigen Orten damit behelfen, daß ganze Klaſſen Arbeiter die Ge— 
genden durchzogen, und die Eigenthümer, die Beſitzer, die für ſie 
ſchon eine Art von Ungeheuer waren, zwangen, das Getreide, über— 
haupt die Lebensmittel zu einem von ihnen feſtgeſetzten Preiſe los— 
zuſchlagen; in Buzangais und Belabre wurden „Eigenthümer“, weil 
ſie Eigenthümer waren, getödtet, und wie die Juſtiz dagegen mit 
Todesſtrafe und lebenslänglicher Zwangsarbeit auftrat, brachte ſie 
ganze Gegenden in Allarm. Nicht beſſer geſtellt war der Bauers— 
mann, deſſen Grundbeſitz überſchuldet war, der nichtsdeſtoweniger 
unverhältnißmäßig zu den Laſten des Staates beitragen mußte und 
der in Geldverlegenheiten nur mit ungeheuern Wucherzinſen ſich 
helfen konnte, die ſeine Verlegenheit nur für den Augenblick auf— 
hören machten und ihn ſeinem Ruine entgegenführen mußten. Daß 


295 


bei ſolchen Lagen die Ideen und Lehren, welche wir unten als 
ſozialiſtiſche auseinanderzuſetzen haben, leicht bekannt wurden und 
ſelbſt die Oberhand gewannen, läßt ſich beim empfänglichen Charakter 
der Franzoſen leicht begreifen; eben ſo leicht als das, daß dieſe 
Lehren, wie der Nothſtand überhaupt und die mangelhafte Einſicht 
in die Verwaltung, Louis Philipp's Regierung ebenſoſehr den Todes— 
ſtoß gaben, als ihre unvolksthümliche Richtung nach innen und 
außen. 


aa 
laſſun 


Fünftes Hauptſtück. 


Die neuen Anſichten vom Staate. 


Der Sozialismus. 


Wenn man irgend einmal ſagen kann, daß die Fehler einer 


7 bie Zeit und beſonders die Fehler der Regierenden neue Lehren ent— 


ſtehen laſſen, welche dieſe Regierungsweiſe zu zerſtören ſuchen, ſo 
muß dieß von der Zeit Louis Philipp's geſchehen. Es iſt vorzüg— 
lich der Sozialismus, welcher dieſe Aufgabe während der 18 Re— 
gierungsjahre Louis Philipp's unternommen. An ſeiner Zeit und 
ihr im Weſentlichen entgegengeſetzt bildeten ſich die republikaniſchen 
Anſichten, wie fie in der großen Revolution von 1793—1799 fi 
geäußert hatten, fort. Wir ſetzen die Kenntniß der republikani— 
ſchen Staatsform, wie fie in der Schweiz und den nordamerikant— 
ſchen Freiſtaaten Aen. a ſelbſt auch die Kenntniß republifani= 
ſcher Schriftſteller wie J. J. Rouſſeau voraus, und wenden uns der 
Darſtellung des . zu. Zwei der hervorragendſten Ver— 
theidiger deſſelben, St. Simon und Fourier, hatten zwar ihre Leh— 
ren ſchon vor der Regierung Louis Philipp's auseinandergeſetzt, 


allein ihre Anſichten entwickelten ſich während derſelben fort und 


hatten während dieſer Zeit ſelbſt im Leben Anwendung gefunden; 
die Wirkſamkeit Louis Blanc's fällt allein in dieſe Zeit. Welches 
ſind ihre Anſichten und wie haben ſie ſich begründen können, die— 
ſes ſind die Fragen, welche wir hier zu beantworten haben. Sie 
find wichtig, weil fle in der politiſchen Geſchichte unter Ludwig 
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Philipp ſchon einen Platz eingenommen haben, vorzüglich aber deß— 
halb, weil ſie uns die Revolution von 1848 in einem ihrer wich— 
tigſten Momente erklären helfen. 

Die Erzählung der politiſchen Geſchichte, vorzüglich aber die 
Auseinanderſetzung der Verwaltung und der Verwaltungsgeſetze, wie 
des Wahlgeſetzes, der Gemeindeeinrichtung, des Geſetzes über den 
öffentlichen Unterricht haben uns die Kenntniß über die Stellung 
gegeben, welche der Reichthum, der Beſitz eines großen Vermögens 
unter Louis Philipp's Regierung eingenommen haben: eine Stel— 
lung, die ſchon während der Regierung Ludwig XVIII. und Karl X. 
begründet wurde, während der letzten 18 Jahre ſich aber beſonders 
befeſtigt hat. Der Beſitz eines gewiſſen Vermögens wurde erfor— 
dert, um als politiſcher Bürger bei den Wahlen der Abgeordneten 
in die Volkskammer, ferner bei den Wahlen der Gemeinde- und 
Bezirksbeamten mitwirken zu können. Ein noch größeres Vermö— 
gen wurde verlangt, um zu dieſen Stellen gewählt werden zu kön— 
nen. Wer ſieht daher nicht ein, daß das Geld den Bürger machte 
und ihm in der Geſellſchaft eine Stellung ſicherte, entgegen dem all— 
gemeinen Verfaſſungsgeſetze der Franzoſen, entgegen der Errungen— 
ſchaft der Revolution ſeit 1789, welche alle Bürger gleich vor dem 
Geſetze erklärte? Dieſe Gleichheit darf nicht nur, wenn es ſich um 
Privatrechte oder um die Strafe bei Verletzung derſelben handelt, 
beſtehen; — ſie muß auch da, wo der Bürger vorzüglich als Bür— 
ger auftritt, in der Theilnahme bei der Geſetzgebung ihre Anwen— 
dung finden. Die politiſchen Rechte ſind die wichtigſten der Neu— 
zeit, daher wird die Gleichheit auch hier am wichtigſten. Wer 
könnte ſich daher nicht ſchon deßhalb erklären, daß die Neigung, 
ſich Geld, Beſitz zu erwerben, eine der hervorragendſten werden 
mußte. Wir ſind weit entfernt, dieſe Neigung zu verdammen; 
wir erkennen ſie vielmehr als eine weſentliche Eigenſchaft des Men— 
ſchen an. Allein man vergeſſe dabei nicht, welche Wirkung es 
hat, welche Ungerechtigkeit es iſt, den Werth des Menſchen aus— 
ſchließlich nach dem, was er beſitzt, zu beurtheilen, alle ſeine ſchö— 
nen Eigenſchaften, ſein ganzes Weſen dem Gelde unterzuordnen, 
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das doch nur ein Mittel iſt, um ſich die Erhaltung des Lebens zu 
verſichern, während das Leben ſelber eine ganz andere Richtung 
haben, ganz andere Zwecke verfolgen kann. Eine Auffaſſung, 
welche von dieſer entfernt iſt, begründet die Herrſchaft des Beſitzes, 
die Unterordnung der Menſchen unter die Dinge. Sie zieht über— 
dieß die erbärmlichſten Folgen nach ſich, die wir kurz darſtellen 
wollen nach den Ereigniſſen, wie ſie unter Louis Philipp's Regie- 
rung ſich zeigten. 

Die Bedeutung des Geldes als Mittel der Herrſchaft verur— 
ſacht bei den Einen ein unerſättliches Streben nach Beſitz, wobei 
die Mittel, zu demſelben zu gelangen, nicht immer in Betracht 
gezogen werden. Die Anſicht wird geltend: es genügt, wenn man 
beſitzt, gleichviel auf welche Weiſe man hiezu gelangt. Es führt 
dieß auf die Nichtachtung des Eigenthumes bei den Andern, zu 
Diebſtahl und Betrug aller Art, von der Uebervortheilung in 
Handel und Wandel bis zur Fälſchung von Schriften, Teſtamenten, 
Erbſchaftserſchleichungen der abſcheulichſten Art. Es führt ferner 
auf die Nichtachtung des Lebens deſſen, der beſitzt, vom Raube 
mit geringer Körperverletzung bis zu Vergiftung und Todtſchlag. 
Es führt auf Verachtung ſeiner ſelbſt; man läßt ſich beſtechen und 
von Andern als williges Werkzeug gebrauchen, giebt ſich zu allen 
Unternehmungen her, verkauft Alles, was man Odles beſtitzt: 
Meinung und Liebe. Es führt bei den Beſitzenden zur Ueber— 
ſchätzung ſeiner ſelbſt und zum Uebermuth; ſie glauben mit Geld 
Alles, was ſie wünſchen, erwerben zu können, ſei es eine hohe 
Stellung in der Geſellſchaft, ſei es der Genuß verbotenen Um— 
gangs, ſei es ſelbſt die Wegſchaffung von Menſchen durch Beſtel— 
lung von Meuchelmord. Wir übertreiben nichts; wir nehmen die 
Beweiſe zur Hand, wie ſie die Gerichtsverhandlungen darbieten. 
Welche Diebſtähle, welche Betrügereien, welche Unterſchlagungen 
anvertrauter Gelder finden ſich nicht gebrandmarkt! Welche An— 
griffe auf das Leben, welche Vergiftungen, welche Erpreſſungen 
und Fälſchungen von Teſtamenten kommen nicht vor, um ſich eine 
Erbſchaft zu erwerben! Wie ſehr regierte nicht die Beſtechlichkeit, 
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die Feilheit feiner Anſichten, der Verkauf der Aemter! Bis in das 
Innere des Miniſterrathes erſtreckten ſich die überzeugendſten That— 
ſachen und Verfolgungen! Soll ich noch von dem Aergerniß reden, 
das der Verkauf der Liebe, wie man es nennt, das die Stiftung 
von Heirathen unter Perſonen, die nicht zuſammen gehörten, ſon— 
dern mit Andern vertrauten Umgang gehabt haben, erregten? der 
Art, daß man größeres Verdienſt der Geſchichte und der Geſell— 
ſchaft leiſtet, wenn man darüber ſchweigt. 

Welche verderbliche Folgen hat dieß nicht auf das innerſte 
Glück der Staaten, auf die Familien. Die franzöſiſchen Geſetze 
glauben die Familie zu unterſtützen, wenn ſie die väterliche Ge— 
walt erhöhen. Allein, und wir beweiſen es, welcher Irrthum liegt 
nicht hierin! denn die Geſetze dehnen die väterliche Gewalt ſelbſt 
auf die perſönlichſten Angelegenheiten der Kinder, auf ihre Hei— 
rathen aus. Der Sohn kann ſich nicht vor dem 25., die Tochter 
nicht vor dem 21. Jahre verheirathen ohne Einwilligung der El— 
tern. Auf was ſehen dieſe in einer Zeit, in der das Geld die 
Herrſchaft behauptet? Auf Reichthum. Zwei Perſonen mögen ſich 
lange lieben, mögen ſich Eheverſprechen gegeben haben; die 
Ehe iſt nicht nur ein Band der Liebe unter den Perſonen, ſie iſt 
ein Mittel Beſitz zu erwerben. Ein Heirathsvertrag regelt das 
Vermögen der Perſonen, welche ſich verehelichen, ein Heirathsver— 
trag, der die Väter bewegt, ihre Einwilligung nicht zu geben, 
wenn er nicht nach ihren Anſichten ausfällt, ein Heirathsvertrag 
mit einem Worte, den die Väter unter ſich abſchließen, wobei ſie 
markten wie bei dem Verkaufe eines Grundſtückes, eines .. . ... 
Nach der Neigung der Perſonen wird dann wenig mehr gefragt: 
die Verweigerung der Einwilligung zu einer andern Heirath, die 
Drohung mit Enterbung ſind dann die Beweggründe, welche die 
Ehe abſchließen. Wir leiten daraus wichtige Folgerungen ab! 
Wer ſieht nicht ein, daß eine Scheidung zwiſchen Armen und 
Reichen hier beinahe ſo weit entwickelt wird als ehemals die Schei— 
dung zwiſchen Bürger- und Adelsſtand. Wer ſieht nicht hierin 
den Keim ſo vieler unglücklichen Ehen mit den ſo verderblichen 
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Folgen und Verbrechen? Wer ſieht nicht hierin eine Urſache fo 
vieler unehelicher Kinder, der Ausſetzung von Kindern, die den 
Findelhäuſern anheimfallen, ja ſelbſt die Urſache von Kindsmord? 
Und auch hier übertreiben wir nicht: mit Gerichtsverhandlungen, 
mit ſtatiſtiſchen Notizen in der Hand könnten wir für jedes der 
angeführten Verbrechen eine Menge Thatſachen anführen, That— 
ſachen, die durchaus Abhülfe und zwar Abhülfe in der Quelle 
verlangen. 

Der So⸗ Und eben von der Seite: Abhülfe in dieſe Uebel- 

mus ber Hände zu bringen, welche den Staat von feinem Gipfelpunkt der 

als Abe Geſetzgebung bis zur Grundlage in der Familie durch alle Verhält— 

79 niſſe hindurch beunruhigen, untergraben, muß der Sozialismus 
betrachtet werden. Es iſt dieß ſeine Seite, von der aus er die 
Menſchenfreunde in Anſpruch nimmt, und die für den, welcher an 
eine Entwicklung des Menſchengeſchlechtes glaubt, als Fortſchritt 
erſcheint. Allein, wie wir es ſchon an andern Stellen anzudeuten 
Gelegenheit hatten, wir betrachten ihn als ein Mittel, das nach 
gewiſſen Syſtemen angewendet gefährlicher als die Krankheit iſt. 
Er will eine Ausrottung der Krankheit, bedroht aber das Leben 
der Geſellſchaft nur zu oft im Wohle der Einzelnen. Wir haben 
daher auch die Urſachen ſeiner Entſtehung nachgeſucht, um mit 
ihrer Hebung ihre Folgen verſchwinden zu machen; in den Urſachen 
hat er gewiß richtig geſehen, dagegen iſt er in der Art ſeines Ver— 
fahrens zu bekämpfen. Wie die Aerzte bei einer Krankheit nicht 
immer in Uebereinſtimmung ſind, ſo finden wir dieß auch bei den 
Sozialiſten. Wir finden ſie uneins in dem, was ſie als Uebel 
betrachten, um wie viel größer muß daher auch das Auseinander— 
gehen in den Vorſchlägen über die Heilmittel ſein? Wir können 
jedoch nicht in alle derſelben, die oft das Anſehen der Markt— 
ſchreierei von Weitem an ſich tragen, eingehen, ſondern beſchränken 
uns auf die, welche in der Geſchichte zu irgend einer Bedeutung 
gekommen ſind. 

1. St. 1. Wir beginnen mit den Anhängern St. Simons. Hier 

Simon. N 
muß zuvörderſt die doppelte Richtung, welche ſich in der Lehre 
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deſſelben zeigt, hervorgehoben werden. Während er, inſofern es 
ſich um die Hervorbringung des Reichthums handelt, von der aus— 
ſchließlichen Herrſchaft der Induſtriellen und von einer derartigen 
Begründung des Eigenthumes, daß die Beſitzer zur größtmöglichen 
Thätigkeit angetrieben werden, ausgeht, nimmt er da, wo es ſich 
um Vertheilung deſſelben handelt, zu den Lehren des Chriſtenthums 
Zuflucht und giebt dem Satze der Bibel: „alle Menſchen müſſen 
ſich gegen einander wie Brüder betragen“ folgende Wendung: „die 
ganze Geſellſchaft muß an der Verbeſſerung der moraliſchen und 
phyſiſchen Exiſtenz der ärmſten Klaſſe arbeiten; die Geſellſchaft 
muß ſich auf die geeignetſte Weiſe geſtalten, um dieſes große Ziel 
zu erreichen.“ Dieß giebt ihm die Grundlage zur Begründung 
ſeines ſog. „neuen Chriſtenthums“, das dann ſeine Schüler zum 
Ausgangspunkte ihrer Anſichten machten. Sie verlangten das ge— 
meinſchaftliche Zuſammenleben nach Art der erſten Chriſten und 
ſtellten der Geſellſchaft gegenüber das Begehren: „Jedem muß ge— 
geben werden, was er zur Entwickelung ſeiner Fähigkeiten bedarf“ 
und „Jeder wird dann belohnt, gemäß den Werken, die er her— 
vorbringt“. Damit iſt der Stab gebrochen über die Verhältniſſe 
im jetzigen Staate, wo ſich das Umgekehrte zeigt, nämlich der Zu— 
ſtand, daß die Kapitaliſten, „die Tragen”, die Früchte der Thätig-— 
keit Anderer, „der Arbeiter“, verzehren. Sie verlangen daher Ab— 
ſchaffung des Eigenthums, wie es heute beſteht; es muß ſo ge— 
regelt werden, daß es denen, welche es am Beſten benutzen, d. i. 
bearbeiten können, überlaſſen wird. Dieß verlangt die Zutheilung 
durch den Staat an den, welcher ſich als der Fähigſte zeigt, und 
gerade die Zutheilung der Gegenſtände, mit denen er am ge— 
eignetſten umzugehen weiß. Eine nothwendige Folge einer derar— 
tigen Einrichtung iſt die Abſchaffung des Erbrechtes. Ob aber 
dieß nicht auch die Aufhebung der Familie nach ſich ziehe, darüber 
waren die Anſichten verſchieden: die Einen, wie Enfantin, bejahten, 
Andere, wie Bezard, verneinten es; der Letztere wollte trotz des ge— 
ſellſchaftlichen Zuſammenlebens die jetzigen Familienverhältniſſe, in— 
ſoweit ſie die perſönliche Achtung und Liebe zwiſchen Gatte und 
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Gattin, Eltern und Kindern betreffen, beſtehen laſſen. Enfantin 
wollte zwar die Ehe auch nicht aufheben, allein die Scheidung ſehr 
erleichtern. Dieſe würde von der Oberprieſterin ausgeſprochen und 
zwar ohne beſondere Berückſichtigung irgend eines Geſchlechtes. Auf 
dieſe Anſicht kam er durch ſeine Betrachtungen, daß das Fleiſch, 
welches nach dem Evangelium getödtet werden ſoll, wieder zur 
Auferſtehung berufen ſei. Dieß würde ſeine beſondere Anwendung 
auf das Frauengeſchlecht finden, welches nun emanzipirt, d. h. den 
Männern an Rechten durchaus gleichgeſtellt werden ſoll. Uebri— 
gens verſchob er eine definitive Entſcheidung, indem die Frau über 
eine ſo wichtige Frage entſcheiden müſſe. Dieſe Entſcheidung giebt 
ſie, indem ſie wie der Mann zur Leitung der Geſchäfte berufen 
iſt, in die Geſellſchaftsräthe gewählt werden kann, an der Seite 
des Oberprieſters, der in der hierarchiſch-geordneten Geſellſchaft die 
Stelle des Papſtes einnimmt und ohne Trennung von geiſtlicher 
und weltlicher Gewalt an der Spitze der Geſellſchaft ſteht. Der 
Oberprieſter und die Oberprieſterin ſtänden in einem ganz vertrau— 
ten Verhältniſſe mit den übrigen Gliedern der Geſellſchaft, ſelbſt 
in Bezug auf die ehelichen Verhältniſſe, die ſie nach Belieben bin— 
den oder löſen könnten in der Art, daß das Kind den Vater nicht 
mehr erkennen ſoll. Die Geſellſchaft ſelbſt war, inſofern es ihre 
Thätigkeit betrifft, nach der Grundlage von materiellen Bedürfniſſen, 
Gefühlen und Wiſſenſchaft in Induſtrielle, Künſtler und Gelehrte 
eingetheilt, in Bezug auf das Verhältniß von Unter- und Ueber— 
ordnung in drei Klaſſen, je nach dem Grad, in dem der Einzelne 
in die Lehren eingeweiht war. 

Dieſe Ideen waren gerade zur Zeit der Juli-Revolution und die 
folgenden Monate in Paris in Thätigkeit. Es waren meiſt junge 
Perſonen aller Stände, welche ihnen anhiengen und ſie zu verbrei— 
ten ſuchten, und zwar Perſonen, die nicht ohne Anerkennung ihre 
Studienzeit als Aerzte, Advokaten, Ingenieure vollendet hatten. 
Sie hielten zuerſt Verſammlungen wie eine chriſtliche Gemeinde, zu 
der Jedermann ohne Unterſchied, ob er der Lehre der Geſellſchaft 
anhange oder nicht, zugelaſſen wurde. Hier wurde dann in feuri⸗ 
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gen Predigten die Anſicht von einem neuen Chriſtenthume und von 
einer neuen Ordnung der geſellſchaftlichen Zuſtände entwickelt. Eine 
Zeitung, die ſie weiter bearbeitete, wurde unentgeltlich ausgetheilt. 

Von Paris aus wurden Prediger nach allen Provinzen und 
beſonders in die Fabrik- und Handelsſtädte wie Lyon, Marſeille, 
Bordeaux ausgeſchickt, in denen ſie günſtige Aufnahme fanden. 
Die Geldmittel, die zu dieſen Reiſen, zur Herausgabe der Zeitung 
und von andern Schriften nöthig waren, wurden von den einzelnen 
Mitgliedern der Geſellſchaft in Paris und von ihren Anhängern 
geliefert; große Schenkungen wurden von mehreren Seiten zur Be— 
förderung des Unternehmens gemacht. 

Die Geſellſchaft gieng noch weiter: ſie beſchloß, nicht nur zu 
Predigten und zu Unterhaltungen zuſammenzukommen, ſondern ge— 
meinſchaftlich zu leben und von ihrer Lehre Anwendung zu machen. 
Die bisherigen Mitglieder der Geſellſchaft brachten all' ihr Beſitz— 
thum in ein gemeinſchaftliches Gebäude und bewogen mehrere Pro— 
letarier, deren Kinder von der Geſellſchaft als die ihrigen ange— 
nommen worden, einzutreten. Das Zuſammenleben dauerte aber 
nicht lange, der Streit, der ſich zwiſchen Bezard und Enfantin in 
Betreff der Familie und Ehe erhoben hatte, führte eine Trennung 
herbei; mehrere der bedeutendſten Mitglieder erklärten ihren Aus— 
tritt aus der Geſellſchaft, in der Enfantin als „erhabener Vater“ 
die Leitung führte. Denn, obſchon man demſelben, was die Lehre 
und Haushaltung betraf, zwei andere Männer gleichſtellte, ſo war 
doch die Abweichung in den Anſichten zu groß geworden, als daß 
ein gutes Zuſammenleben hätte beſtehen können. Es waren von 
da an (Nov. 1831) nur noch die Anhänger Enfantin's Glieder 
der Familie; ſie zogen dann auf ein Landgut außerhalb Paris, wo 
ſie nach den Geſetzen der Gemeinſchaft eine landwirthſchaftliche An— 
ſtalt begründeten. Jedoch muß bemerkt werden, daß alle Glieder 
der Familie Männer waren, indem man vor der Entſcheidung der 
ſo wichtigen Frage über die Ehe kein derartiges Verhältniß ein— 
gehen wollte. Den 6. Juni 1832 kleideten ſie ſich unter dem Ge— 
fang von Pſalmen, religlöſen Vorleſungen und Predigten ein, uns 
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gefähr nach Art der Wiedertäufer. Dieſes Leben dauerte aber nicht 
lange; die Mitglieder der Familie wurden als politiſche Geſellſchaft, 
die aus mehr als 19 Perſonen beſtehe — was nach dem Straf— 
geſetzbuch verboten war — ſich gegen Geſetz und Sitten verſtoße, 
angeklagt und den 27. Auguſt 1832 zu Gefängniß- und Geld— 
ſtrafen verurtheilt. Nachher find fie nicht mehr zuſammengetreten. 
Einige giengen zum „alten“ Chriſtenthum zurück, Andere beharrten 
auf ihren Meinungen; die Dritten endlich ſind mit der heutigen 
ſozialen Richtung verwandt und gehören zu den Anhängern der 
ſozialen Demokratie. Letzteres bildet jedoch eine Ausnahme; denn 
wie ſchon St. Simon die Lehre von einem faſt unbeſchränkten Kö— 
nigthume entwickelte, die Schüler dafür eine Art unabhängigen 
Papſtthums einführten, ſind die meiſten Glieder Anhänger des Kö— 
nigthumes und der katholiſchen Religion. Bei allen Verſchieden— 
heiten iſt jedoch die Richtung auf Wohlthätigkeit gegen die ärmeren 
Klaſſen und die vorzügliche Behandlung der Fragen, welche Her— 
vorbringung und Vertheilung des Reichthums, d. h. die ſog. Natio— 
nal⸗Oekonomie oder die Staatswirthſchaftslehren und die Finanz— 
wiſſenſchaften betreffen, geblieben. Die wiſſenſchaftlichen Werke, 
welche in dieſer Richtung von den ehemaligen Gliedern der Geſell— 
ſchaft herrühren, gehören zu den bedeutendſten Frankreichs. 

2. Fourier. Auf das vorige Syſtem, ſowie auf das Fou— 
rier's, können wir in einer Zwiſchenbetrachtung einiges Licht wer— 
fen, wenn wir einige Züge aus dem Leben ihrer Urheber geben, 
und dadurch ihr Verhältniß zur Revolution, die ſeit 1789 Frank— 
reich bewegt, klar machen. Bei Beiden werden wir Zeiten treffen, 
durch die Licht auf ihre Anſichten geworfen wird. Es wird dieß 
um ſo nothwendiger, um die Frage beantworten zu können, welche 
Stellung der Sozialismus in der Revolutionsgeſchichte Frankreichs 
und in der allgemeinen Entwicklungsgeſchichte der Menſchheit ein— 
nimmt; in erſterer Beziehung wird beſonders die Rückſicht wichtig, ob 
nicht der Sozialismus eine Gegenwirkung gegen die Revolution fet, 
in letzterer aber die Betrachtung, ob er einen Fortſchritt enthalte. 

Von St. Simon wiſſen wir ſelber, daß er aus einer adlichen Fa— 
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milie Frankreichs abſtammt und ſich in der großen Revolution weder 
mit den politiſchen und religiöſen Fragen beſchäftigte, ſondern durch 
den Ankauf und Verkauf von Nationalgütern ſich zu bereichern ſuchte; 
es iſt höchſt wahrſcheinlich, daß er die Schriftſteller des 18. Jahr— 
hunderts, welche ſo weſentlich zur Revolution beigetragen haben, 
gar nicht kannte. Daher ergiebt ſich, daß er ſowohl am König— 
thum als an den religiöſen Anſichten, beſonders der katholiſchen 
Konfeſſion, feſthält und in feinen Aenderungsvorſchlägen vorerſt nur 
darauf ausgeht, den Reichthum des Landes und die Herrſchaft 
derjenigen, welche ſich mit Hervorbringung des Reichthums abgaben, 
zu begründen. Dieſes iſt die erſte Stufe ſeines Wirkens; in der 
zweiten wendet er ſich, nachdem er arm geworden, dem Chriſten— 
thum ausſchließlich zu und verlangt eine derartige Einrichtung der 
Geſellſchaft, wie ſie durch die Lehre des Evangeliums geboten 
ſcheint, namentlich aber mit Berückſichtigung der ärmern Klaſſen. 
Von Fourier iſt uns bekannt, daß er in der franzöſiſchen Re— 
volution von 1793 ſich mit den damals herrſchenden republikaniſchen 
Anſichten gar nicht vertraut machen konnte, ſondern ſich meiſt mit 
perſönlichen und induſtriellen Angelegenheiten beſchäftigte und fpäter, 
unter Napoleon und der Reſtauration, zur Zeit, in der feine Werke“) 
erſchienen, ein Schriftſteller war, der den Regierungen auf eine uns 
verſchämte Weiſe ſchmeichelte und beſonders Napoleon als den Her— 
kules der neuen Zeit darſtellte, dem es gegeben ſei, eine andere 
Geſellſchaft zu gründen. Wir finden ihn daher in dieſer Beziehung 
den Lehren des 18. Jahrhunderts entgegengeſetzt, einerſeits weil ſie 
Königthum und die Religion, oder vielmehr die ſtaatliche Geſtaltung 
der Religion angreifen, andrerſeits weil ſie mit den Lehren von 
einer politiſchen und ſittlichen Freiheit und einem auf Gleichheit be— 
ruhenden Rechte, einzelne Senſualiſten ausgenommen, die Leiden— 
ſchaften zu bemeiſtern lehren. Es iſt dann aber gerade dieſer Punkt, 
von dem aus Fourier ſein Syſtem begründet, deſſen Auseinander— 


ſetzung jetzt folgen ſoll. 


*) Theorie des quatre mouvements. Théorie de I'unité universelle. 
20 
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Denn, fagt er, wohin haben uns dieſe Lehren der Philoſophen 
gebracht, die ſich heutzutage ſelbſt ihrer Anſichten entſchlagen, um 
aber die noch verkehrtere einer National-Oekonomie, welche die 
Macht des Lebens in den Beſitz einiger Großen mit Unterdrückung der 
Armen ſpielt, zu predigen? Wo ſind wir mit der ſo viel ge— 
rühmten Ziviliſation? Auf dem Wege zur vollendeten Spitzbüberei. 
Denn betrachtet man den Menſchen im Laufe ſeines Lebens, ſo 
wird man allgemein Lüge, Betrug, kurz Unredlichkeit in aller Be— 
ziehung, in Handel und Wandel treffen. Folgt man ihm in ſeine 
Haushaltung, in ſein eheliches Leben, ſo bietet ſich das gleiche Bild 
dar. Die Ehe als lebenslängliche, unauflösliche Gemeinſchaft der 
Gatten iſt nicht nur langweilig, weil ſie dem Hange des Menſchen 
zuwider iſt, ſondern noch mit allen andern Uebeln verbunden. Sie 
iſt eine Urſache großer Ausgaben, verurſacht Mißmuth, Ueberdruß, 
Eiferſucht, Auflauern, Untreue und verderbt die Kinder, die in die 
Gränzen der älterlichen Haus haltung und des älterlichen Vermö— 
gens eingeſchränkt, ihre Fähigkeiten gar nicht entfalten können, und 
wenn ſie es mit Uebergriffen in die Haushaltung und das Ver— 
mögen Anderer thun, beſtraft werden, ſo daß Abneigung und Scheu 
gegen jede Arbeit entſteht. Betrachtet man den Ackerbau, ſo treffen 
wir eine Maſſe unbebauten Landes, unbeſchäftigter Arme, verſchleu— 
derter Zeit, Uebervölkerung und eine hieraus erfolgende Armuth. 
Im Handel ſieht es nicht beſſer aus; es zeigt ſich dieſelbe Unbe— 
ſchäftigtheit vieler Arme, dieſelbe üble Verwendung der Zeit und 
vorzüglich die allgemeine Unredlichkeit. Dieſe zeigt ſich in den häu— 
figen Bankerotten, die eine Beſtehlung der Geſellſchaft durch einen 
Einzelnen ſind, der ſich unredlicher Weiſe bereichert, oder auf Koſten 
Anderer ernährt — im Für- oder Aufkauf, wodurch Einzelne ſich 
der Güter der Geſellſchaft bemächtigen und in bedenklichen Zeiten ſie 
wieder veräußern, um ſich zu bereichern; im Handel mit Geld 
(Agiotage), wodurch die Mittel des Verkehrs und die Beſtimmung 
ihres Werthes in die Hände Weniger kommen, die dadurch nicht 
nur die Regierungen, ſondern die ganze Geſellſchaft in Unabhängig— 
keit erhalten. Die Folge davon iſt das Ueberhandnehmen einer allge- 
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meinen Armuth, die die Menſchheit verhindert — dieß iſt der Mittels 
punkt des Fourier'ſchen Syſtems, der nicht außer Acht gelaſſen 
werden darf — ihren Neigungen und Leidenſchaften, welches die von 
Gott dem Menſchen gegebenen Fähigkeiten ſind, zu folgen. Daraus 
zieht er die Folge, daß ſowohl einerſeits die Ehe, als die lebens— 
längliche unzertrennliche Gemeinſchaft der Gatten den Grundſätzen 
der Geſellſchaft und den Neigungen der Einzelnen zuwider iſt und 
ſomit verworfen werden muß, ſo wie natürlich auch die von ihr 
abhängende Wirthſchaft der einzelnen, unabhängigen Familie, die 
er unzuſammenhängende Haushaltungen nennt, und daß andrerſeits 
die Grundſätze der National-Oekonomie, welche den Einzelnen voll— 
ſtändige Handelsfreiheit, ohne eine Bürgſchaft zu verlangen, ge— 
währt und in der freien Konkurrenz den endlichen, vorherrſchenden 
Ausdruck gefunden hat, der Richtigkeit ermangeln. Da dieſes alles 
Folgen der Ziviliſation ſind, ſo müſſen ſie mit dieſer zugleich an— 
gefochten und beſtritten werden, was durch die Bekämpfung der 
Grundſätze der Moraliſten, welche die Herrſchaft des Menſchen über. 
die Leidenſchaften lehren, und der Grundſätze der National-Oekonomie, 
welche den Reichthum in die Hände Weniger vereinen, geſchieht. 
Die Ziviliſation, wie er unſern heutigen geſellſchaftlichen Zu— 
ſtand nennt, hat zwar allerdings einen Werth. Sie iſt eine Stufe 
in der Entwickelung des Menſchengeſchlechtes, das dem Geſetze des 
Fortſchrittes huldigt, allein bloß eine der untern Stufen, welche 
zudem noch das Verkehrte hat, durch ihre lange und fortgeſetzte 
Dauer den Menſchen von ſeiner allgemeinen Beſtimmung zu ent— 
fernen. Denn dieſe Beſtimmung beſteht in der Erreichung eines all— 
gemeinen Glückes, das nur dann vorhanden iſt, wenn die Menſchen 
ihre von Gott gegebenen Bedürfniſſe in „wirklichen Vergnügen, als 
da ſind: Sorgloſigkeit, gute Mahlzeiten, ungehinderte Vereinigung 
der Liebenden“ befriedigen können. Zur Erreichung dieſes Zweckes 
iſt dem Menſchengeſchlechte vom Schöpfer ein Zeitraum von 80,000 
Jahren verliehen, die es in 4 Perioden mit 32 Stufen zu durch— 
laufen hat, von denen die erſte mit 5000 Jahren in 7 Stufen das 
Leben der Menſchen in vereinzelten Haushaltungen, jedoch ſchon 
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mit dem Uebergang in das Leben in zuſammenhängenden Gruppen 
begreift, die folgenden aber durchaus das Leben in der Geſellſchaft 
gemäß den Neigungen des Menſchen, die auf Einheit hinzielen, 
enthalten. In der erſten Periode nimmt die Ziviliſation die fünfte 
Stufe ein. Die vorhergehenden waren der Urzuſtand des Men— 
ſchen, der anfänglich der allgemeinen Beſtimmung entſprach, durch 
Vermehrung der Menſchen aber ſchon das Vorherrſchen des eigen— 
nützigen Lebens begründete. Ihm folgten die Wildheit, das Pa— 
triarchat und die Barbarei, die von der Ziviliſation verdrängt wurde; 
dieſe ſelbſt muß, und zwar nach Fourier ſehr bald, dem Leben der 
gegenſeitigen Verſicherung weichen. 

Dieſe ſechſte Stufe muß mit der Entfaltung der menſchlichen 
Neigungen beginnen und hat beſonders den Zweck, den Uebergang 
zum allgemeinen Glücke zu machen. Da dieſes in der Befriedigung 
der menſchlichen Bedürfniſſe beſteht, ſo iſt es um ſo größer, je mehr 
Bedürfniſſe der Menſch zu befriedigen, je mehr Neigungen und Leiden— 
ſchaften der Menſch hat, mit denen er feine Thätigkeit entwickeln 
kann. Fourier macht es ſich daher zur Aufgabe, ein Syſtem von Nei— 
gungen zu begründen, das er den „Baum der Leidenſchaften“ nennt, 
denen die Richtung auf das Zuſammenwirken gegeben werden ſoll, 
und die ſo eine Geſellſchaft in ihrem Zuſammenhang begründen. 
Sie tragen, ſagt er, dieſes Streben nach Einheit und nach einem 
Zuſammenleben des Menſchen in ſich, indem ſie durch Zuſammen— 
wirken und Zuſammenleben die beſte Befriedigung finden. Der eins 
zelne Menſch ſtrebt dahin, ſo wie er ſieht, daß er in einer derar— 
tigen Geſellſchaft am Beſten ſeine Neigung nach Reichthum, guten 
Mahlzeiten und liebender Vereinigung erreichen kann. Die Leiden— 
ſchaften, für die er 800 Aeußerungen kennt, führt er auf die drei 
Hauptzweige der 5 Sinne, der vier einfachen Neigungen der Seele, 
als: Freundſchaft, Liebe, Begründung von Nachkommenſchaft, Be— 
gründung einer Geſellſchaft, d. h. Herrſchaft in einer Geſellſchaft, 
und auf die erhabene Neigung der Seele, welche in der vertheilenden 
Gerechtigkeit beſteht, zurück. Die Vereinigung aller dieſer Nei— 
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gungen bildet die Krone des Baumes, die man als Trieb nach 
Einheit zuſammenfaſſen und bezeichnen kann. 

Dieſe Einheit der Leidenſchaften in ihrer gegenſeitigen 
Hinneigung zu gründen und die einzelnen Beſtandtheile nicht aus— 
einanderfallen zu laſſen, wodurch allein die Leidenſchaften gefährlich 
werden können, wie ſie es heutzutage ſind, dieß iſt eben die Auf— 
gabe derer, welche ſich mit den Lehren über die Geſellſchaft be— 
ſchäftigen. Die Aufgabe iſt gelöst, wenn man Allen einen Zu— 
ſtand ſichert, in dem ſie ihre Neigungen befriedigen können, ſei es 
nun, was das Zuſammenleben der Geſchlechter, fet es, was die 
Gründung eines allgemeinen Reichthums betrifft. Letzteres geſchieht 
durch eine weiſe Benützung aller der einzelnen Kräfte, welche Reich— 
thum hervorbringen. Wenn man daher die Geſetze kennt, nach 
denen Reichthum geſchaffen wird, und die Geſetze, nach denen die 
Leidenſchaften der Menſchen auf einen Punkt hingetrieben werden, 
der das Glück Aller zum Zwecke hat, ſo iſt man ſeiner Sache 
ſicher. Daher ſtellt Fourier die Lehre von den vier Bewegungen 
auf, welche nach der allgemeinen Einheit hinzielen, Bewegungen, 
die nicht nur der Erde, ſondern dem ganzen Weltall gemein ſind. 
Es ſind dies: 1. die materielle Bewegung als der Inbegriff der 
Geſetze, wonach Gott die Schwere des Stoffes der verſchiedenen Welt— 
körper regiert; Geſetze, die von den Phyſikern Newton und Keppler 
entdeckt worden; 2. die organiſche, der Inbegriff der Geſetze, 
wornach Gott die Eigenthümlichkeiten, Formen, Farben und den 
Geſchmack der geſchaffenen und noch zu ſchaffenden Körper regelt; 
3. die thieriſche, als der Inbegriff der Geſetze, wornach Gott 
die Leidenſchaften und Neigungen an alle Menſchen vergangener 
und künftiger Schöpfungen austheilt; 4. die geſellſchaftliche, als 
der Inbegriff der Geſetze, wornach Gott die Einrichtungen und Auf— 
einanderfolge der verſchiedenen Formen der Geſellſchaft regelt. 

Mit Hülfe dieſer Geſetze glaubt Fourier den Neigungen der 
Menſchen und ſomit dem allgemeinen Geſetze des Fortſchrittes und 
der Einheit des Menſchengeſchlechtes durch Gründung von land— 
wirthſchaftlichen Haushaltungen Genüge thun zu können. 


310 


Es muß aber zum Voraus bemerkt werden, daß man bei dieſem 
Ausdrucke „Haushaltung“ gar nicht die heutige Bedeutung davon 
beibehalten muß. Denn während ſie heutzutage die Vereinigung 
der Gatten mit ihren Kindern und die Oberherrſchaft des Mannes 
bezeichnet, ſo folgt ſchon aus der allgemeinen Lehre von der Be— 
friedigung ſeiner Neigungen, daß die Frau an eine ſolche Herrſchaft 
gar nicht gebunden iſt, ſondern in ihrem Leben und in den Ge— 
nüſſen jeder Art ſich der vollſtändigſten Freiheit zu erfreuen hat. 
Eine ſolche Haushaltung beſteht aus 800 Perſonen, die mit einer 
Ausdehnung Landes von wenigſtens einer geographiſchen Meile ſich 
vorzüglich dem Ackerbau ergeben. In dieſer Ausdehnung kann die 
Landwirthſchaft im Großen und mit Anwendung vereinigter Kräfte 
und Kapitale betrieben werden, in der Art, daß die, welche Nei— 
gung zu der Arbeit haben, dieſelbe betreiben, und die Glieder mit 
einer andern Neigung ebenfalls eine andere. Dadurch würden nicht 
nur Zeit und Kraft geſpart, ſondern Alles ſo gut bearbeitet und 
gepflegt, daß die Erde in einer größern Fruchtbarkeit viel beſſere 
Produkte hervorbringt. Wenn aber Alle gar keine Neigung haben? 
dieß giebt Fourier gar nicht zu, denn durch Hoffnung auf Gewinnſt 
in der Zukunft, durch Reizung mit guten Mahlzeiten und durch 
die Vereinigung der liebenden Gruppen gleich nach vollendeter Ar— 
beit glaubt er eine allgemeine Thätigkeit geſichert zu haben. Die 
Fürſten ſucht er dieſem Vorſchlage dadurch geneigt zu machen, daß 
ſie in Vorausſicht eines größern Reichthumes der Unterthanen mehr 
Abgaben erhalten und ſo ſelbſt eines reichern Lebens ſich erfreuen 
können.“) Der Mittelpunkt der Haushaltung iſt ein allen 800 Per- 
ſonen gemeinſchaftliches, nach Form einer Kaſerne oder eines Kloſters 
errichtetes Gebäude, deſſen zwei Flügel die Zimmer für die Ein— 


) Man mag dieſe Aeußerung Fourier's als Ernſt oder Vorſpiegelung 
betrachten, ſo giebt er ſich in beiden Fällen der Kritik bloß. Denn iſt ſie 
nur Vorſpiegelung, und dieſe liegt eigentlich im Zuſammenhange des 
Syſtemes, ſo iſt er eben dadurch gerichtet; iſt ſie ernſthaft, ſo zeigt er 
dadurch die Entfernung von allem Zwecke der Regierung, die nach ihm 
nichts als eine Verzehrung der Einkünfte des Unterthanen iſt. 
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zelnen, die nach den Geſchlechtern geſchieden ſind, enthalten, der 
mittlere Theil als gemeinſchaftlicher Speiſe-, Unterhaltungsſaal, 
Theater ꝛc. dient. Der Verkehr unter den zwei Flügeln unter ſich, 
ſo wie mit dem Hauptgebäude iſt aber vollſtändig frei; namentlich 
muß dafür geſorgt werden, daß die verbindenden Gänge gegen 
Kälte geſchützt und für alle Leichtigkeit des Verkehres zur Unter— 
haltung und zur Ruhe eingerichtet find. Die Künſte und Wiſſen— 
ſchaften werden von denen gepflegt, die hiezu Neigung haben, und 
dadurch wird der Erziehung der Kinder ein großer Vorſchub ge— 
leiſtet, indem ſie nicht zu Arbeiten angehalten werden, die ihnen 
zuwider ſind. Der Maler muß nicht den Pflug führen und der 
Bauer wird nicht zum Studiren gezwungen. Das Theater iſt der 
eigentliche Erziehungsboden, indem da alle Künſte der Malerei und 
der Rhetorik veredelt werden; es wird um ſo wirkſamer, da alle 
Kinder in ihrer Jugend einen Hang zum theatraliſchen Auftreten 
haben. Außer den ſtändigen Geſellſchaften bei jeder Haushaltung, 
oder wenigſtens in jedem Kantone, bilden die ausgezeichnetſten Per— 
ſonen in dieſem Fache „fahrende Ritter“ oder „fahrende Ritters— 
frauen“. Ueberſchreitet die Bevölkerung einer Haushaltung die 
Zahl von 800 Perſonen, ſo wird eine neue Haushaltung gegründet 
und fo weiter, bis die ganze Erde mit derartigen landwirthſchaft— 
lichen Anſtalten angefüllt iſt. Die Stellen der Erde, welche nicht 
zur Landwirthſchaft geeignet ſind, wie gebirgige Gegenden, die 
Sandwüſten, die Eisfelder des Nordens, werden durch die „Heere“ 
fruchtbar gemacht: denn anſtatt daß man jetzt die Soldaten zur 
gegenſeitigen Bekriegung benutzt, werden ſie in der geordneten Ge— 
ſellſchaft durch Anpflanzung der unfruchtbaren Gegenden verwendet. 
So wird die große afrikaniſche Sandwüſte im Norden und Süden 
zugleich in Angriff genommen, bis die verſchiedenen Heere in der 
Mitte zuſammentreffen. Für die Bildung der Heere beſitzt Fourier 
Mittel genug. Die Eisfelder des Nordens werden kein Gegenſtand 
der Arbeit, denn nach einer gewiſſen Zeit wird die „zweite Sonne, 
die Krone des Nordens,“ dieſelben wie Wachs zerſchmelzen laſſen. 
Der Verkehr unter den einzelnen Haushaltungen für den Austauſch 
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von Waaren iſt vollſtändig frei; denn alle zuſammen bilden eine 
große Brüderſchaft der Erde und ſtehen unter einer und derſelben 
Verwaltung und Regierung, dem „Allherrſcher“. Nach dem Geſetze 
der Monarchie ſind auch die einzelnen Abtheilungen der Erde und 
die einzelnen Haushaltungen beherrſcht. 

Zum Uebergange aus der alten Welt in dieſes Land von Milch 
und Honig benutzt Fourier drei Bildungen der heutigen oder frühern 
Geſellſchaft: die Zünfte, die Seeherrſchaft eines einzigen Volkes, 
und die Freimaureret. Die Zünfte, welche gemäß dem Rechte auf 
Arbeit, das die Neigung der Menſchen zur Thätigkeit iſt, Alle 
aufnehmen müſſen, inſofern ſie gewiſſe Bedingungen erfüllen, bil— 
den die geſellſchaftliche Vereinigung der Arbeiten; die Seeherrſchaft 
eines einzigen Volkes, d. h. die ausſchließliche Unterhaltung des 
Verkehres zwiſchen Europa, Amerika und den Kolonien, ſei es, 
daß England ſich derſelben bemächtigte, ſei es eine Macht des Feſt— 
landes, führt zur Begründung einer allgemeinen Einheit; die Frei— 
maurer endlich müſſen von ihren kalten, verſtändigen Berathungen 
abſtehen und ſich mit der Verehrung der Leidenſchaften verjüngen. 
Eine beſtimmte Anzahl ihrer eheloſen Mitglieder bilden nämlich die 
Vereinigung der Männer und beziehen ein nach den obigen Be— 
ſtimmungen eingerichtetes Gebäude. In den andern Flügel des 
Gebäudes ziehen eine entſprechende Anzahl Frauen, die leicht zu 
erhalten ſind, und aus dem Verkehre dieſer zwei Gruppen entſteht 
die neue Geſellſchaft gleich dem Phönix, dem Verkünder neuer Ge— 
ſchlechter und Zeiten. 

Um der geſchichtlichen Bedeutung der Anhänger Fourier's noch 
kurz Erwähnung zu thun, iſt zu bemerken, daß, während die St. 
Simoniſten zu Anfang der Regierung Louis Philipp's thätig waren, 
und dann in der Mehrzahl ſich mit der alten Welt wieder aus— 
ſöhnten, die Fourieriſten in den letzten Jahren ſeiner Regierung ihre 
Lehre verbreiteten. Sie haben aber die Anſicht Fourier's von der 
Regierung durch Monarchen aufgegeben und ſtellen für fie die Herr— 
ſchaft des allgemeinen Willens, d. h. die republikaniſche Staatsform 
auf. Sie berückſichtigen zu gleicher Zeit, mehr als Fourier es ge— 
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than hat, die politiſche Freiheit und Gerechtigkeit, und find jo ein 
weſentlicher Beſtandtheil der ſogenannten ſozialen Demokraten ge— 
worden. Ihre Theilnahme an der Februar- und Juni-Revolution von 
1848 iſt eine anerkannte Thatſache. Sie zählten Vertreter in der 
konſtituirenden Nationalverſammlung vom 4. Mai 1848 und in 
der darauf folgenden geſetzgebenden. Sie verkündeten damals ihre 
Anſichten von der Rednerbühne herab und in einer Menge Schriften 
und Zeitungen. Beſonders genannt zu werden verdienen: Viktor 
Conſiderant, Hennequin, Vidal, Cabet, alle Mitglieder beider oder 
wenigſtens einer der bezeichneten Verſammlungen. 

3. Louis Blanc. Haben wir bei den zwei obigen Syſtemen 
in Bezug auf Kirche und Staat und der Bekämpfung der Lehren 
der neuern Philoſophie Anhänglichkeit ans Alte, in Fourier in feiner 
Anſicht über die Herrſchaft der Leidenſchaften mehr eine Aufgabe 
als eine Löſung, und in der Darſtellung ſeiner Stufen der menſch— 
lichen Entwicklung, die durch die Krone des Nordens begünſtigt 
wird, einen Phantaſten geſehen, ſo zeigte ſich bei Louis Blanc die 
Anhänglichkeit und die Anknüpfung an die Revolution vorherrſchend 
— obwohl wir auch hierüber unſere Bemerkungen zu machen haben 
— und die Darſtellung ſeiner Lehre als ein nothwendiger Fortſchritt 
derſelben. Er nimmt die Herrſchaft des Volkes über ſich ſelbſt 
nach dem allgemeinen Stimmrechte als eine gegebene und zu er— 
ringende Wahrheit an. Auf der andern Seite verliert er ſich nicht 
in die Theorien und Aufgaben Fourier's, noch viel weniger in ſeinen 
Fortſchrittsplan und in feine Schwärmereien, ſondern bleibt immer 
auf dem Boden der Wirklichkeit. Er ſieht in der heutigen Geſell— 
ſchaft ein Gebrechen, und er ſchließt ſich wieder an die Geſellſchaft 
an, um demſelben abzuhelfen. Eben durch dieſe zwei Seiten: einer— 
ſeits Annahme der Revolution mit ihren demokratiſchen Richtungen, 
andrerſeits Anſchließen an die heutige Geſellſchaft, deren Uebel er 
verbeſſern will, hat Louis Blanc ſich eine Bedeutung erworben, die er 
durch ſein Werk: „Organiſation der Arbeit“ und durch die „Geſchichte 
der 10 Jahre“ begründete. Sie zeigte ſich zuerſt im Stillen, wie das 
unbemerkte Umſichgreifen einer entdeckten Wahrheit, offenkundig in 
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der Revolution von 1848, in welcher er beſonders das auf die 
Arbeiter wirkende Mitglied der proviſoriſchen Regierung war. 
Wir haben geſagt, Louis Blanc ſchließe ſich an die neuen 
Ideen der großen franzöſiſchen Revolution an, und wir gaben ſeine 
Lehre als einen Fortſchritt derſelben aus. Dieß ergiebt ſich aus 
der Zuſammenſtellung jener wichtigen Epoche mit ſeinen Lehren. 
Denn die Revolution von 1789 hat Freiheit und Gleichheit als 
die Grundlagen des Zuſammenlebens der Geſellſchaft aufgeſtellt; 
allein, ſagt Louis Blanc, jene Freiheit beſteht nur für die, welche 
im Beſitze des Bodens, des Geldes, des Kredites und tauſend anderer 
Hilfsmittel ſind, welche eine ſorgfältige Erziehung giebt. Für dieſe 
beſteht die Freiheit ſelbſt mit der Möglichkeit des Mißbrauches. 
Iſt es auch ſo bei der ſo bedeutenden und zahlreichen Klaſſe, welche 
weder Ländereien, noch Kapital, noch Kredit, noch Bildung hat, 
d. h. nichts von Allem, welches dem Einzelnen erlaubt, ſich zu 
genügen und ſeine Fähigkeiten zu entwickeln? Iſt das Kind des 
Armen frei, ſich zum Leben der Wiſſenſchaft heranzubilden, wenn 
es durch den Hunger vom Weg zur Schule abgetrieben wird, um 
Leib und Seele einer benachbarten Spinnerei zu verkaufen, und 
den väterlichen Sold um einige Groſchen zu vermehren? Iſt der 
Handwerker frei, die Bedingungen ſeiner Arbeit zu beſtimmen, wenn 
er ſtirbt, wenn ſich die Unterhandlungen in die Länge ziehen? Iſt 
der Arbeiter frei, ſeine Exiſtenz vor den Unfällen eines Menſchen 
tödtenden Schickſalsſpieles zu ſichern, wenn er im verwirrten Gange 
ſo vieler individueller Beſtrebungen ſich nicht von ſeiner Vorſicht 
und Weisheit, ſondern von all' den Unordnungen, welche die Kon— 
kurrenz hervorbringt, abhängig ſieht, wie von einer Zahlungsun— 
fähigkeit, vom Aufhören der Unterſtützung des Arbeitgebers, von 
einem bemittelten Dritten, von einer neu entdeckten Maſchine, von 
einer Werkſtätte die ſich ſchließt, von einer Stockung der Induſtrie, 
von Zeiten ohne Arbeit? Iſt der Taglöhner frei, nicht auf der 
Straße zu ſchlafen, wenn er ohne Arbeit und ohne Zufluchtsort 
iſt? — Nach dieſen Fragen entgegnet Louis Blanc denen, welche 
einwenden wollen: ein Solcher hat doch wenigſtens das Recht ſeine 
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Stellung zu verbeſſern — mit der Betrachtung: Was liegt ihm 
daran, wenn er die Macht hiezu nicht hat? Was hilft dem Kranken, 
dem man nicht helfen kann, das Recht auf Geſundheit? Das Recht 
in einer abſtrakten Weiſe betrachtet, iſt der Zauberſpiegel, mit dem 
man das Volk ſeit 1789 zum Beſten hält. Das Recht iſt die 
Philoſophie und todte Beſchützung, welche bei dem Volke die leben— 
dige Beſchützung, die man ihm ſchuldig iſt, vertritt. Das Recht, 
welches in den Verfaſſungen fo pomphaft und fruchtlos verkündet 
worden iſt, hat nur dazu gedient, zu verhüllen, was die Einführung 
der Herrſchaft des Individualismus Ungerechtes, und die Preisgebung 
des Armen Barbariſches hatte. Weil man das Wort Freiheit durch 
das Wort Recht beſtimmt hat, iſt man dazu gekommen, Menſchen, 
welche Sklaven des Zufalles, des Hungers, der Kälte, der Unwiſſen— 
heit ſind, frei zu nennen. Sagen wir es daher ein- für allemal: 
die Freiheit beſteht nicht nur in dem gewährten Rechte, ſondern in 
der Macht, welche dem Menſchen gegeben wird, ſeine Fähigkeiten 
unter der Herrſchaft der Gerechtigkeit und unter der Obhut des 
Geſetzes zu gebrauchen und zu entwickeln. Dieſe Unterſcheidung iſt 
keine leere, ihr Sinn iſt tief, und ihre Folgen unermeßlich. Denn 
wie man zugtebt, daß der Menſch, um wahrhaft frei zu fein, die 
Macht beſitzen muß, ſeine Fähigkeiten zu gebrauchen und zu ent— 
wickeln, ſo folgt daraus, daß die Geſellſchaft jedem ihrer Glieder 
Unterricht, ohne die der menſchliche Geiſt ſich nicht entwickeln, und 
die Werkzeuge ſeiner Arbeit, ohne die die menſchliche Thätigkeit ſich 
nicht Bahn brechen kann, ſchuldig iſt. 

Indem Louis Blanc ſich der Wirklichkeit zuwendet, findet er die 
Thatſache, daß dieſe Macht zur Freiheit für Alle nicht beſteht. Er 
findet die eine Hälfte der Menſchheit, die nichtbeſitzende, von der 
andern, der beſitzenden, abhängig, und auch dieſe letztere unter ſich 
uneins, indem der Reichere gegenüber dem Minderreichen eine Herr— 
ſchaft ausübt; er findet eine allgemeine Armuth, wo man nicht 
etwa blos ausnahmsweiſe Schmerzen zu lindern hat, ſondern wo 
Tauſende der nöthigen Kleidung, Nahrung und des Lagers ent— 
behren; er findet mitten in der Pracht und der Bildung des Zeit— 
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alters ein Zurückſinken und eine Abnahme der Menſchheit; er ſieht 
mit einem Worte das Proletariat. Was iſt ein Proletarier? 
Es iſt der Menſch, der zu ſeinem und ſeiner Familie Unterhalt 
nichts als ſeiner Hände Arbeit beſitzt. Woher rührt ſeine Noth? 
weil er keine Arbeit hat oder für dieſelbe nicht gemäß ihres Wer— 
thes bezahlt iſt, ſondern nach den Geſetzen der Konkurrenz, die ein 
beſtändiges Sinken der Arbeitslöhne zur Folge hat. Er rechnet 
ferner unter die Proletarier die, welche ein ſo geringes Grundeigen— 
thum beſitzen, daß es für ihre und ihrer Familie Bedürfniſſe nicht 
hinreicht, ohne daß ſie mit anderwärtiger Beſchäftigung ſich das 
Nöthige verſchaffen können, endlich die Maſſe Schriftſteller, welche 
für ihre Werke keinen Verleger, keinen Abſatz finden. Es iſt zu 
bemerken, daß L. Blanc die Maſſe des Proletariates auf dieſe Weiſe 
ſehr ausdehnt; denn während man gewöhnlich unter Proletariern 
nur die verſteht, welche entweder nicht arbeiten wollen oder keine 
Arbeit finden, ſelbſt wenn ſie ſolche ſuchen, ſo begreift er darunter 
alle die, welche zu ihrem Unterhalte auf die Arbeit angewieſen ſind, 
und bildet ſo der andern Klaſſe der Geſellſchaft gegenüber, welche 
von Zinſen, Renten und Pachtzinſen leben, eine bedeutende Menge. 
Von jener beſitzenden reichen Klaſſe verlangt er als allgemeines 
Recht des Bürgers die Sicherung der Arbeit, das Recht auf Ar— 
beit, wodurch allein das Leben geſichert werden könne. Denn die 
Beſitzenden werden zwar nicht gerade Diebe genannt, wie es Proud— 
hon thut, ſondern Bemächtiger von Sachen, auf die Jeder, der in 
einem gewiſſen Staate geboren wird, Rechte hat. Weil nun aber 
denen, die noch nicht ſind, nichts genommen werden kann, ſie aber 
durch die Geburt nichtsdeſtoweniger das Recht auf das Leben ha— 
ben, ſo folgt, daß die, welche die Mittel zum Lebensunterhalte 
beſitzen, jenen Andern die Wege ſichern müſſen, d. h. die Arbeit, 
wodurch ſie ihr Leben ſichern können. 

Die Hauptſache beſchränkt ſich ſomit auf die Thatfrage: iſt die 
heutige Geſellſchaft ſo eingerichtet, daß die Arbeit, das Leben Aller 
geſichert iſt, oder zeigt ſich nicht das Gegentheil? L. Blanc be— 
hauptet das Letztere, indem er die Induſtrie, den Ackerbau, die 
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Schriftſtellerei und die Kreditanftalt des Staates, die Bank, durch— 
geht. Er beharrt um ſo mehr auf ſeiner Anſicht, als er in der 
Geſchichtſchreibung der zehn erſten Regierungsjahre Louis Philipp's 
Szenen des Elendes in den arbeitenden Klaſſen, beſonders der Fa— 
brikſtädte Paris, Lyon, Rouen, Lille ꝛc. hat erzählen müſſen, und 
die Aufſtände in Lyon 1831—1834 aus dieſer Urſache hergeleitet 
hat. Durchgehen wir mit ihm eilig die verſchiedenen Beſchwerde— 
punkte, ſo findet man in der Induſtrie das Geſetz der Konkurrenz, 
das zwar dem, der etwas erwerben muß, wohlfeile Preiſe zuſichert, 
gegen den, welcher dieſe Gegenſtände hervorbringt, aber eine Unter— 
drückung iſt, die ſich für die Arbeiter, welche von einem Unterneh— 
mer abhängen, als ein Sinken, und wenn mehrere Arbeiter ſich 
um denſelben Platz bewerben, als eine Minderſteigerung der Löhne 
geſtaltet. Dieß hat die Folge, daß die Familienväter, welche 
größere Bedürfniſſe zu beſtreiten haben, vor den Ledigen, welche 
weniger nöthig haben und daher geringern Lohn fordern, zurück— 
treten müſſen, oder die kaum 8—10jährigen Kinder mit in die 
Arbeitſtätte zu nehmen genöthigt ſind. Auf ſolche Weiſe wird eine 
Erziehung der Kinder, das geſunde Leben der Haushaltungen un— 
möglich; das Geſetz der Konkurrenz endet mit einer grauſamen Ver— 
tilgung der arbeitenden Klaſſen. Er unterſtützt dieſes mit den ſta— 
tiſtiſchen Notizen, wornach in den letzten 18 Jahren die Arbeits— 
löhne in vielen Städten um die Hälfte und noch mehr geſunken 
ſind, ſo daß die Arbeiter oder Arbeiterinnen gar nicht mehr die 
nothwendigſten Bedürfniſſe beſtreiten konnten, ſondern zu ſchimpf— 
lichen Mitteln ihre Zuflucht nehmen mußten. Ja das Uebel wird 
noch größer, wenn in Folge der Entdeckung einer Maſchine oder 
der Schließung einer Werkſtätte oder einer Handelskriſis viele Arme 
ganz arbeitslos werden, dem Müßiggange, dem Hunger, dem Ver— 
brechen ſich ergeben müſſen, dann die Zuchthäuſer und Galeeren 
füllen, um nur noch verderbter wieder in den Schooß der Geſell— 
ſchaft zurückzukehren. Arbeit und Laſter nagen ſo zur gleichen Zeit 
in den Klaſſen des Volkes; ja ſie mehren ſich, indem Viele, die 
heutzutage noch Beſitzer oder Handlungstreibende find, den Kampf 


318 


mit den Reichern nicht aushalten können, ſondern erliegen und die 
Zahl der Proletarier vermehren. — Beim Ackerbau, der zweiten 
Quelle der Armuth, hat man die in's Unendliche gehende Zerſtücke— 
lung des Grundeigenthums in der Art, daß deren Eigenthümer 
keine großen Kapitalien in ſelbe zur Verbeſſerung verwenden kön⸗ 
nen, und daß bei der Art, wie die Landwirthſchaft betrieben wird, 
man vorzüglich den Getreidebau begünſtigt, die Wieſen und die 
Viehzucht vernachläſſigt, und wegen des letztern Umſtandes das Haupt- 
element der Landwirthſchaft, den Dünger, dem Lande entzieht. Die 
Folge davon iſt ein derartiges Herabkommen des Landbaues, daß 
Frankreich, ehemals die Kornkammer Europa's, jetzt zu großen 
Einfuhren genöthigt iſt. Rechnet man hiezu noch die 12 Milliar⸗ 
den Hypothekſchulden, welche meiſtens auf dem kleinen Grundeigen— 
thum laſten und den Bauer dem Wucherer preisgeben, indem mit 
den Zinſen, Gebühren und Rückbehalten der dritte Theil des ge— 
ſammten Einkommens der Bauern als jährliche Abgabe an die 
Gläubiger entrichtet werden muß, ſo folgt nicht nur eine Verringe— 
rung des Nationalreichthumes, ſondern vorzüglich der Druck einer . 
Bevölkerung, welche die bedeutendſte Zahl der Einwohner Frank— 
reichs bildet. Wegen des kleinen Eigenthumes bezieht die Hälfte 
der Ackerbau treibenden Familien nicht mehr als 50 Fres. jährlich 
aus ihrem Vermögen; wegen der Schuldenlaſt haben 20 Millionen 
Landbewohner nur an den höchſten Feſttagen des Jahres den Ge— 
nuß des Fleiſches, und von zwei Millionen, welche ohne alles Eigen— 
thum ſind und vom Taglohn leben, ſind je 84 auf 100, die ihrer 
Nahrung gar nicht ſicher ſind, ſondern nur eſſen, wenn die Ge— 
legenheit dazu ſich darbietet. Und trotz allem dem tritt der Staat 
noch dazwiſchen, welcher nicht nur in direkten Steuern das Grund— 
eigenthum belaſtet, für die Uebertragung des Grundeigenthums 
Eintragungs- und Stempelgebühren bezieht, ſondern auf den wich— 
tigſten Lebensmitteln noch Abgaben zu erheben weiß. Zwiſchen dem 
Staate und dem Bauer giebt es daher keine andere Zwiſchenbehörde, 
die etwa ſchützen könnte, als den Steuereinnehmer, und zwiſchen 
dem zur Landwirthſchaft ſo nöthigen Kapitale und dem Bauer nur 
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den Wucherer. Als endliches Reſultat erſehen wir die Seufzer des 
Landmannes, die in dem Geräuſche einiger Städte unbemerkt ertönen, 
und eine völlige Abgeftumpftheit im geiſtigen Leben desſelben. „Fra— 
get daher“ — ſo faßt L. Blanc die Betrachtungen zuſammen — „den 
armen Mann, der zwiſchen den Forderungen der Staatskaſſe und der 
Furcht einer gerichtlichen Auspfändung den Athem verliert, über die 
Politik, ſo wird er antworten: die Politik ſind die Steuern; fraget 
Ihr ihn über die Tyrannei, ſo wird er antworten: die Tyrannei, 
das iſt der Wucher.“ — Die Schriftſteller ei iſt, anſtatt Belehrung 
zu ſein, zu einem Induſtriezweig geworden, um ſich Reichthum zu 
verſchaffen, und dem Geſetze der Konkurrenz und der großen Unter— 
nehmen anheimgefallen. Eine Menge Volkes, das ſich zu Schrift— 
ſtellern aufwirft, kitzelt daher den Neigungen der Leſer und gefällt 
ſich in übertriebenen Redensarten, in der Darſtellung übertriebener, 
verkehrter Gefühle, und hat eine allgemeine geiſtige Armuth einge— 
führt. Schriftſteller, die ernſte Fragen behandeln und der Geſell— 
ſchaft durch wichtige Lehren nützlich werden wollen, ſind nicht ge— 
leſen und müſſen ihr Leben in Elend zubringen. Die Unterſtützung, 
die ihnen durch Buchhändler zu Theil wird, iſt nur eine andere 
Art, fie Allen dienſtbar, ihre geiſtige Thätigkeit zu einem Induſtrie— 
zweig zu machen, ſo daß Männer, die kaum eine Feder zu führen 
im Stande ſind, kaum einen vernünftigen Gedanken haben, und 
Spekulanten das geiſtige Gebiet, die öffentliche Moral und die Per— 
ſon des Schriftſtellers beherrſchen, lediglich darum, weil ſie Geld 
beſitzen, um Bücher zu kaufen, oder mit ihrem Handel ein Geſchäfts— 
unternehmen machen. — Betrachtet man endlich die Einrichtungen 
des Landes, welche durch den Kredit die durch die Induſtrie, den 
Ackerbau und die Schriftſtellerei gedrückten Perſonen begünſtigen, 
ihre Lage verbeſſern ſollen, indem ſie ihnen die Kräfte bieten, thä— 
tig und nützlich zu ſein, ſo findet man die Bank von Frankreich 
und die Möglichkeit, von Privaten Darleihen zu erhalten. Was 
iſt aber die Bank? Es iſt eine auf Aktien gegründete Anſtalt, die 
vom Staate das Monopol erhalten hat, einzig in dieſem Handel 
mit Geld in Frankreich thätig ſein zu können. Weil ſie aber ein 
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Monopol iſt, fo hat fie die Beſtimmung, welcher Werth dem 
Gelde, den ausgegebenen Billets verliehen werden ſoll, einzig in 
ihrer Macht, giebt ſo einerſeits zum ſchädlichen Spiele der Agio— 
tage Veranlaſſung und wird andrerſeits zu einer ausſchließlichen 
Herrſcherin über das Kapital, gründet eine vollkommene Geldherr— 
ſchaft, die nur den Mitgliedern der Bank von Vortheil iſt, die 
andere Perſonen aber, ſowie die Geſammtheit der Bürger, den 
Staat, in einer vollſtändigen Unterwerfung hält. Weil ſie fer— 
ner nur Dem Vorſchüſſe macht, der ſchon Kredit hat, den er durch 
die Hinterlage von Werthgegenſtänden (Portefeuille) zu ſichern weiß, 
fo iſt fie der ungeheuren Maſſe von Arbeit ern, Ackerbauern ꝛc., die 
noch keinen Werth hervorgebracht haben, den ſie hinterlegen können, 
ſondern Unterſtützung verlangen, um eben einen Werth hervor— 
bringen zu können, ganz ohne Nutzen. Dieſe ſind nun alle auf 
Anleihen bei Privatperſonen angewieſen, wo ſie aber, abgeſehen 
von allem Wucher, deſſen Nachtheil L. Blanc beſonders beim Acker— 
bau hervorgehoben hat, nur unter der doppelten Bedingung Geld 
erhalten: einmal, daß der Darleiher ſicher iſt, ſein ausgeliehenes 
Geld wieder zurück zu erhalten, d. h. wenn er Unterpfand hat, 
dann, daß er während der Zeit, in der das Geld in den Händen 
eines Andern iſt, davon Zinſe empfängt. Allein, ſo wendet er 
ſich gegen die erſte Bedingung, wie kann Der Unterpfand geben, 
der nichts als ſeine Arme beſitzt, die nur erwerben, wenn ſie Ar— 
beit haben. Gegen die zweite Bedingung wendet er ſich, indem er 
die Gerechtigkeit des Zinſennehmens überhaupt in Frage zieht und 
verneint. Denn was iſt der Zins? Er iſt der Preis, den die, 
welche die Kapitale nicht beſitzen, denen, von welchen ſie dieſelben 
zur Benutzung bekommen, bezahlen müſſen. Die Frage, ob er 
rechtmäßig ſei, hängt von der weitern ab: was iſt das Kapital? 
Es iſt, antwortet er, der zur Hervorbringung von Reichthum ge— 
brauchte Reichthum: die Arbeit und die Arbeitsmittel im weiteſten 
Sinne. Damit iſt aber die Rechtmäßigkeit des Zinſennehmens noch 
nicht beurtheilt; es müſſen vielmehr noch folgende Fragen in Be— 
tracht gezogen werden: Iſt es wahr, ja oder nein, daß alle Men⸗ 
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ſchen mit der Geburt das Recht auf das Leben mit auf die Welt 
bringen? Iſt es wahr, ja oder nein, daß die Macht zu arbeiten 
das Mittel iſt für die Verwirklichung des Rechtes zu leben? Iſt 
es wahr, ja oder nein, daß, wenn Einige ſich aller Werkzeuge 
bemächtigen, die Macht zu arbeiten an ſich reißen, die Andern ge— 
rade dadurch verurtheilt ſind, ſich zu Sklaven der Erſtern zu machen, 
oder zu ſterben? Nehmt Euch in Acht: wenn Ihr ſagt Nein, fo 
können wir uns nicht aufhalten, Ihr läugnet, was der Ausgangs— 
punkt aller Beſprechung, wie aller Wiſſenſchaft iſt; Ihr läugnet, daß 
die gerade Linie der kürzeſte Weg von einem Punkte zum andern 
iſt. Wenn Ihr ſagt Ja, wie könnt Ihr nach einem ſolchen Ge— 
ſtändniſſe noch vorgeben, daß im Grundſatze das Zinſennehmen 
rechtmäßig iſt? Der Zins iſt für die Einen die Wohlthat einer 
Bemächtigung der Arbeitsmittel, welche Allen angehören ſollten, 
für die Andern der Preis, mit dem ſie die Macht auf das Recht 
zu leben kaufen müſſen. Nach dieſer Aufſtellung ſeiner Grundſätze 
bekämpft der Verfaſſer die Anſicht, welche im Zinſe eine Entgeltung 
für den durch die Darleihung des Kapitales geleiſteten Dienſt ſieht. 
Es geſchieht durch die Beantwortung der Frage: warum haben die 
Einen die Fähigkeit erlangt, dieſen Dienſt erweiſen zu können, und 
warum ſind die Andern in der abſoluten Nothwendigkeit, ihn ver— 
langen zu müſſen? Denn die Bemerkung, daß das Kapital aufge— 
häufte Arbeit iſt und als ſolche eine Entgegnung verdient, iſt aller— 
dings richtig; man darf aber nicht vergeſſen, daß man den Zins 
nicht an einen todten Stoff, das Kapital, ſondern einem lebenden 
Weſen, dem Kapitaliſten bezahlt. Es bleibt daher nur zu wiſſen 
übrig, ob der Kapitaliſt die Frucht ſeiner Arbeit ausleihe. Bei 
der Betrachtung der heutigen Geſellſchaft zeigt ſich gerade das Ge— 
gentheil: nämlich Kapitaliſten, welche ihren Reichthum durch Spie— 
len auf der Börſe, durch Fälſchung von Handelsprodukten, durch 
Betrug, durch Erbſchaft erworben haben. Kapitaliſt und Kapital 
müſſen daher ſtrenge geſchieden werden; das letztere iſt nöthig, allein 
weil es nöthig iſt, ſoll es in den Händen Aller und nicht Einiger 
ſein, und eben deßhalb iſt das Zinſennehmen ungerecht. Freilich, 
21 
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fügt er dann bei, bei der Einrichtung der heutigen Zuſtände, bei 
denen Jeder auf ſich angewieſen iſt und vom Staate oder der Ge— 
ſellſchaft keine Entgeltung findet, wenn er ſeine Kapitale unentgelt— 
lich ausleihen, ſondern in den Zuſtand der allgemeinen Armuth 
verſinken würde, muß das Zinſennehmen als eine nothwendige 
Folge derſelben angeſehen werden. 

Wenn er nun nach dieſer Vorſtellung der Thatſachen zu der 
Beantwortung der oben geſtellten Frage kommt, daß die heutige 
Geſellſchaft ihre Aufgabe nicht erfüllt, indem die Arbeit und ſomit 
das Leben Aller nicht geſichert iſt, ſo will er dieſelbe ſo umgeſtal— 
ten, daß dieſes möglich wird. Er wendet ſich gerade hier an die 
Wirklichkeit, indem er ſich des Staates bedient, um zur Verwirk— 
lichung ſeiner Anſichten zu kommen. Allein der Staat iſt ihm nicht 
nur die Vereinigung ſämmtlicher Bürger, der aus Individuen zu— 
ſammengeſetzte Geſellſchaftskörper, ſondern er beſteht unabhängig 
und für ſich, mit eigener politiſchen Macht und mit eigenem Reich— 
thume. Denn indem er ſich nicht gerade an die einzelnen Bürger, 
die die Macht haben, ſeine Einrichtungen einzuführen, wendet, was 
er nach den mit der Revolution gekommenen Rechtsbegriffen, die 
das Verhältniß der einzelnen Bürger unter ſich regeln, nicht thun 
kann, ſo muß er ſich eine Perſon ſchaffen, an die er ſeine Begehren 
ſtellen kann. Dieſe Perſon iſt der Staat, die Geſammtheit der 
Geſellſchaft, ohne Berückſichtigung der einzelnen Glieder, der Bür— 
ger. Es iſt dieſes der Punkt, den wir oben als den bezeichnet 
haben, worin ſich Louis Blanc von der Revolution entfernt und 
wieder zum Begriffe des Staates, wie er ſich in der unbeſchränkten 
Monarchie vor der Revolution zeigt, zurückkehrt, eine Rückkehr, die 
da erklärlich iſt, wo der Staat noch immer, unabhängig von den 
Bürgern, wenn nicht eine politiſche Macht, doch Reichthum beſitzt. 
Daher finden wir auch, daß in den monarchiſchen Staaten Deutſch— 
lands, wo das Königthum und theilweiſe auch der Staat eine für 
ſich beſtehende, von den Bürgern, den Einzelnen unabhängige Stel— 
lung einnimmt und das zerſetzende Element der Revolution von 
1789 nicht hat durchdringen können, ſondern im Scheinkonſtitu— 
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tionalismus erſtickt wurde, es die ſoziale Demokratie iſt, welche 
heutzutage wirkend auftritt, und keineswegs die Republik im Sinne 
der nordamerikaniſchen Freiſtaaten und der ſchweizeriſchen Republi— 
kaner. In dieſen beiden Staaten iſt der Grundſatz des Individua— 
lismus vorherrſchend, und wenn ſich auch in den Gemeinden eine 
Bildung zeigt, die einen gewiſſen unabhängigen Charakter gegenüber 
den Bürgern haben, ſo ſind ſie doch ſelber gegenüber dem Staat, 
der Geſellſchaft, an die der Sozialismus fein Begehren ſtellt, wies 
der nur die Zuſammenfaſſung von Individuen. Daraus geht mir 
die Ueberzeugung hervor, daß der Sozialismus eine Frucht der 
Monarchie und der Ariſtokratie, und keineswegs der Republikaner 
iſt, eine Frucht, die denn in der That auch einen monarchiſchen 
oder ariſtokratiſchen Geſchmack immer an ſich trägt. Wenn man 
ſich auch auf die Konkurrenz, die in den Freiſtaaten gerade am 
ſtärkſten wirkt, beruft, um darin Gründe zum Sozialismus zu 
finden, ſo geſchieht es nur, weil ſie im unbegränzten Freihandels— 
ſyſtem noch nicht die entſprechende Gegenſeite gefunden hat, ſondern 
in einigen Staaten, und dieſes ganz beſonders in Frankreich, in den 
Schutzzöllen ein der Natur der Sache zuwiderſtrebendes Hinderniß 
ſich entgegenſtellen ſieht. Und in der That, wer findet ſich in 
Frankreich durch den Schutzzoll begünſtigt, als einige Manufaktu— 
riſten und die, welche ihre Kapitalien bei denſelben angelegt haben? 
und gegen wen iſt die Bewegung des Sozialismus gerichtet als 
gerade gegen dieſe? 

L. Blanc ſtützt ſich übrigens, wenn er den Staat für eine 
Klaſſe der Geſellſchaft in Anſpruch nimmt, noch auf den Satz, daß 
die ganze Geſellſchaft, ſomit alle Bürger bei der Abhülfe der 
beſchriebenen Uebelſtände betheiligt ſind, weil eine Geſellſchaft immer 
nur in der Geſammtheit fortſchreite und nicht bei der einen Seite 
der Bevölkerung Fortſchritte mache, während die andere in Armuth 
und Verwilderung ſinke. 

Betrachten wir daher jetzt, weil eben die Mitwirkung des 
Staates bei der Umgeſtaltung der heutigen Geſellſchaft in Anſpruch 
genommen werden fol, die Rolle und Macht, welche L. Blanc 
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demfelben anweist. In Bezug auf feine politifche Bedeutung will 
er die Wiederherſtellung des Prinzipes der Herrſchaft und zwar zum 
Nutzen der Freiheit: „Wir wollen eine ſtarke Regierung, weil 
unter der Herrſchaft der Ungleichheit, in der wir noch leben, es 
noch Schwache giebt, die einer ſozialen Kraft bedürfen, welche fte 
ſchützt. Wir wollen eine Regierung, welche in die Induſtrie ein- 
greift, weil da, wo man nur dem Reichen leiht, ein Bankier 
der Geſellſchaft für die Armen ſein muß. Mit einem Worte, wir 
begehren die Herrſchaft der Macht, weil die Freiheit der Zukunft 
eine Wahrheit ſein muß,“ eine Freiheit, die von der der barba— 
riſchen Staaten, wo Unterdrückung des Schwachen durch den Star— 
ken herrſcht, jo wie von der der heutigen Staaten, wo fie durch 
Liſt und Geld erdrückt wird, abweicht, kurz die Freiheit, die man 
da vergebens ſucht, „wo ſich Gleichheit und Brüderlichkeit nicht 
finden.“ Das Vermögen des Staates, der fo zur Schutzmacht einer 
Klaſſe wird, ein Schutz, der allenthalben da nöthig wird, wo ſich 
Unterdrückung findet, wird zu dieſem beſondern Zwecke als „Budget 
der Arbeit“ gebildet dadurch, daß man die jetzige Bank zur Nat io— 
nalbank erklärt und deren Vortheile, welche heutzutage nur das 
Vermögen einiger reichen Aktionäre vergrößern, zur Befreiung des 
Proletariats verwendet, — dadurch, daß man die Eiſenbahnen und 
Bergwerke zum Staatseigenthum erhebt, — daß man die Verſiche— 
rungsgeſellſchaften zentraliſirt, — daß man im Namen des Staates 
Bazare und Niederlagen errichtet, — daß man in den Dienſt des 
Staates die vereinigten Mächte des Kredites, der Induſtrie und 
des Handels zieht. Der Staat, der ſo zu einer eigenen Bedeutung 
und Macht kommt, könnte ſich natürlich nicht nach Art der jetzigen 
bewegen, ſondern würde in den Dienſt der Revolution gezogen. 
Denn während bis jetzt ſich alle Gewalten des Staates Wid er— 
ſtand genannt haben, ſo muß ſich von nun an jede Bewegung 
nennen, oder aufhören zu ſein. Die Welt iſt unwiderſtehlich in 
neue Bahnen getrieben, blind, wer es nicht ſieht, unklug, wer es 
läugnet. Daher verlangt die Logik der Weltgeſchichte ſelbſt die 
Schaffung eines Miniſters des Fortſchrittes, der als beſon- 
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dere Aufgabe hat, die Revolution in Bewegung zu ſetzen und die 
Wege zu öffnen, welche zu größeren Entwicklungen führen. Dieſe 
Bewegung beſtünde in der Einführung der geſellſchaftlichen Anſtal— 
ten, wie ſie Blane in folgendem Entwurfe in Bezug auf Gewerbe, 
Handel und Ackerbau vorſchlägt. 

Die drei erſten Artikel enthalten die Schaffung des Miniſte— 
riums des Fortſchrittes und die Bildung des Staatsvermögens in 
der angegebenen Weiſe, deſſen Vortheile als Budget der Arbeiter 
benutzt würden; dann folgt: 

Art. 4. Die Zinſe und die Rückzahlungen der durch die 
Operationen mit der Bank, den Eiſenbahnen ꝛc. ſchuldig gewor- 
denen Summen würden auf dem Budget der Arbeiter vorwegge— 
nommen; der Reſt würde gebraucht 1) um Arbeitervereinigungen 
zu unterſtützen, 2) um landwirthſchaftliche Anſtalten zu gründen. 

Art. 5. Um der Unterſtützung des Staates theilhaftig wer— 
den zu können, müſſen die induſtriellen und landwirthſchaftlichen 
Vereinigungen nach dem Grundſatze einer brüderlichen wechſelſeitigen 
Verbindlichkeit begründet werden in der Art, daß ſie durch ihre 
Entwickelung ein unveräußerliches und immer wachſendes 
Geſammtkapital erwerben können, das einzige Mittel, um den 
Wucher, ſei er groß oder klein, zu tödten, und zu bewirken, daß 
das Kapital nicht mehr ein Element der Tyrannei, der Beſitz der 
Arbeitswerkzeuge nicht mehr ein Vorrecht, der Kredit nicht mehr 
ein bloßer Name, das allgemeine Wohl nicht mehr eine Ausnahme, 
und der Müßiggang nicht mehr ein Recht ſei. 

Art. 6. In Folge davon müſſſe jede induſtrielle oder land⸗ 
wirthſchaftliche Vereinigung, welche auf die Unterſtützung des Staa— 
tes Anſpruch machen will, als die Grundlagen ihres Beſtandes 
folgende Bedingungen annehmen. „Nach der Vorwegnahme der 
Ausgaben, welche für den Unterhalt der Arbeiter, für die Zinſen 
des Kapitales, für den Unterhalt und das Material der Anſtalt 
beſtimmt ſind, würde der Gewinnſt ſo vertheilt: ein Viertheil zur 
Abzahlung des durch den Staat vorgeſchoſſenen Kapitales, ein Vier 
theil zur Gründung eines Hilfefonds, der für die Greiſe, Schwachen 
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und Verwundeten beſtimmt ift, ein Viertheil zur Vertheilung als 
Gewinnſt unter die Arbeiter, ein Viertheil endlich zur Bildung eines 
Fonds, deſſen Beſtimmung weiter unten angegeben iſt.“ — Dann 
fährt er in einem weniger geſetzgeber'ſchen Tone fort: „Es bliebe 
ſomit nur noch die Vereinigung unter den Werkſtätten deſſelben 
Arbeitszweiges herzuſtellen, um ſich gegenſeitig verbindlich zu machen. 
Zwei Bedingungen würden dazu genügen. Zuerſt würde man die 
Summe des verwendeten Geldes und der Mühe beſtimmen, mit 
Rückſicht auf die Lage der induſtriellen Welt die Ziffer des Ge— 
winnſtes feſtſtellen, der bei jener Verwendung erlaubt iſt, in der 
Art, daß man zu einem gleichförmigen Preiſe gelangt und jede 
Konkurrenz zwiſchen den Werkſtätten verhindern würde. Dann 
würde man in allen Werkſtätten derſelben Induſtrie einen nicht 
gleichen, ſondern verhältnißmäßigen Lohn beſtimmen, da die Lebens- 
verhältniſſe nicht auf allen Punkten Frankreichs dieſelben ſind. Wäre 
ſo die Solidarität zwiſchen den Werkſtätten derſelben Natur herge— 
ſtellt, ſo hätte man endlich die oberſte Bedingung der Ordnung 
aufzuſtellen, die, welche Haß, Krieg und Revolutionen auf immer 
unmöglich machen würden; man müßte nämlich die Solidarität 
zwiſchen den verſchiedenen Induſtriezweigen unter allen Gliedern der 
Geſellſchaft herſtellen. Zu dieſem Zwecke würde man aus den ver— 
ſchiedenen Reſervefonds, von denen wir ſo eben geſprochen haben, 
einen Fond der gegenſeitigen Unterſtützung unter allen Induſtrie⸗ 
zweigen bilden, in der Art, daß die, welche in einem Jahre ge— 
litten hätten, von denen unterſtützt würden, welche Fortſchritte ges 
macht haben. Es würde auf dieſe Weiſe ein großes Kapital gebildet, 
das Niemanden perſönlich, ſondern allen in Maſſe angehören würde. 
Die Vertheilung dieſes Kapitales würde einem Verwaltungsrathe 
anvertraut, der an die Spitze aller Werkſtätten geſtellt würde.“ 
Der Staat würde durch aufeinanderfolgende Maßregeln zur 
Verwirklichung dieſes Planes gelangen. Es handelt ſich nicht darum, 
Jemand Gewalt anzuthun. Der Staat würde ſein Beiſpiel geben; 
an ſeiner Seite würden die Privatvereinigungen, kurz, das gegen— 
wärtige Syſtem fortleben. „Allein wir halten die Macht der Aus— 
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dehnung unſeres Syſtemes für fo groß, daß es in kurzer Zeit ſich 
über die ganze Geſellſchaft ausbreiten würde, indem es durch 
die unwiderſtehliche Anziehungskraft ſeiner Macht die mitſtreitenden 
Syſteme in feinen Schooß aufnehmen würde. Das wäre der ins 
Waſſer geworfene Stein, der Kreiſe bilden würde, dadurch daß 
einer den andern bilden und ſie ſich ins Unendliche vergrößern wür— 
den.“ Zur Erklärung dieſes Vorſchlages müſſen wir einige Be— 
merkungen nachholen, welche die Einführung der Geſellſchaftswerk— 
ſtätten und der landwirthſchaftlichen Anſtalten betreffen. Die 
Gebäude, Rohſtoffe und Werkzeuge würden aus dem Budget der 
Arbeiter beſtritten werden in der Art, daß man ſo viele Werkſtätten 
errichten würde, bis das Kapital verwendet wäre. In die gleiche 
Werkſtätte würden alle Arbeiter eines und deſſelben Arbeitszweiges 
unter den Bedingungen einer guten Aufführung aufgenommen. Ihre 
Produkte würden in Niederlagen des Staates abgegeben, der von 
ſich aus den Handel zu führen und die Preiſe zu beſtimmen hätte. 
Damit ein Jeder mit Fleiß arbeite, wird ihm, wie geſehen, ein 
Theil vom Gewinnſte zugewieſen nach dem Grundſatze: „einem 
Jeden nach ſeinen Bedürfniſſen.“ Dagegen wäre das Bleiben in 
der Vereinigung von dem andern Grundſatze abhängig gemacht: 
„Jeder muß nach ſeinen Kräften arbeiten.“ Die Leitung des Ganzen 
ſtände im erſten Jahre unter einem vom Staate beſtellten Vor— 
ſteher; in den folgenden Jahren würde aber die ganze Leitung in 
den Händen der von den Arbeitern gewählten Vorſteher liegen. 
Die Wohnungen der Arbeiter und ihrer Familien, die Blanc im 
heutigen Weſen beſtehen läßt, würden alle in einem oder mehreren 
großen Gebäuden ſich befinden, jedoch ſo, daß jede Familie ihre 
Wohnung beſonders hätte. Die Lebensmittel würden für das Ganze 
gekauft und bereitet, dagegen ſtünde es den Familien frei, in Ge— 
meinſchaft zu ſpeiſen oder ihren Antheil beſonders zu beziehen. Mit 
dem Gelde, das jeder Arbeiter für ſich erhält, könnte er überdieß 
nach Belieben ſich mehr Genüſſe verſchaffen, als ihm die Geſell— 
ſchaft anbietet. Die landwirthſchaftlichen Anſtalten wären nach den 
gleichen Grundſätzen eingerichtet. Einer Bevölkerung von 250 See— 
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len, die Blanc zuſammenlaſſen will, würde eine Ausdehnung von 
500 Hektaren zur Bearbeitung gegeben. Dies würde die große 
Kultur möglich machen und damit das Geſetz der Arbeitstheilung 
verbinden. Jeder würde dahin geſtellt, wo er die größte Fertigkeit 
zeigt. Dadurch würde eine Vermehrung und beſſere Verwendung 
der Arbeitskräfte erfolgen; der Wechſel mit den Feldern und die 
beſſere Bewirthſchaftung würde die Fruchtbarkeit der Erde vermehren 
und dieſe wirkenden Kräfte zuſammen eine allgemeine Vermehrung 
des Reichthumes zur Folge haben. Mit größerem Reichthum wäre 
eine größere Maſſe zur Befriedigung der Lebensgenüſſe geboten und 
beſonders wäre dadurch die Möglichkeit gegeben für eine gehörige 
Bildung in den Schulen, Leſe- und Unterhaltungszimmern. Ge— 
genüber der heutigen Armuth des Bauers ſowohl in Nahrung als 
Wohnung, und im Verhältniſſe zum Staate und den Gläubigern 
würden die auf den Lebensmitteln und den Häuſern laſtenden Steuern 
abgeſchafft; der Wucher müßte verſchwinden, und anftatt elender 
Hütten würde er in großen, heitern und geſunden Gebäuden woh— 
nen und für Bildung und politiſche Fragen ein bedeutendes Inte— 
reſſe gewinnen. 

Nach der derartigen Umgeſtaltung der Induſtrie, des Handels 
und des Ackerbaues wendet er ſich der dritten Quelle des Elendes, 
der Schriftftelleret zu, die von Bedeutung wird, wenn man den 
moraliſchen Einfluß kennt, der von der Preſſe ausgeübt wird. Vor 
Allem bekämpft er hiebei die Anſicht, aus den wiſſenſchaftlichen 
Werken einen Handel, aus dem Gedanken ein geiſtiges Eigenthum 
zu machen; beſonders das letztere iſt zu verwerfen, indem dadurch 
das Werk eines Schriftſtellers zum Handelsgegenſtande wird. Denn 
dieß hat den Erfolg, die Schriftſtellerei der Konkurrenz preiszu— 
geben, wodurch die Leſer Kunden werden und der Einfluß der 
Schriftſteller ein ſchlechter wird, indem ſie den Vorurtheilen der 
Maſſen ſchmeicheln. Vielmehr ſollen folgende Reſultate berückſich— 
tigt werden: 1) ſo viel als möglich den verderblichen Einfluß 
ſchmälern zu ſuchen, den der erbitterte Krieg der Herausgeber auf die 
Literatur ausübt; 2) jedem Schriftſteller von Verdienſt, der arm 
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und unbekannt tft, die Mittel zu gewähren, fein Werk drucken zu 
können und ſich dadurch einen Namen zu verſchaffen; 3) eine Weiſe 
der Entgeltung einzuführen, welche die Belohnung im Verhältniß 
zum geleiſteten Dienſte und zum Verdienſte gewährt, die regſten 
Talente ermuthigt, indem ſie die Schriftſtellerei von der Abhängig— 
keit vom Publikum befreit; 4) es ſo einzurichten, daß die beſten 
Bücher am mentgften koſten; 5) eine Einrichtung zu gründen, welche 
die Vortheile der literariſchen Schmuggler beſchränkt, und dieſe ver— 
derbliche Tendenz bekämpft, daß die Schriftſteller die Werkzeuge 
einer Unternehmung werden. Um dies zu erreichen wird vorge— 
ſchlagen: 1) eine Geſellſchaftsbuchhandlung zu gründen, die bei der 
Gründung, was die Geldmittel und Verhaltsmaßregeln betrifft, 
vom Staate abhängig, in jeder andern Beziehung aber frei wäre; 
2) ſie würde die Bücher drucken laſſen, welche von einer von ihr 
beſtellten und bezahlten Unterſuchungskommiſſion des Druckes würdig 
erklärt worden ſind. An dieſe Kommiſſion müßte ſich der Schrift— 
ſteller mit feiner Arbeit wenden. 3) Für die Belohnung würden 
den Schriftſtellern, welche den wohlthätigſten Einfluß und Eindruck 
auf das Volk gemacht hätten, Preiſe zuerkannt. Die Preisrichter 
würden von der National-Verſammlung beſtellte Männer ſein. 
4) Der Preis der guten Bücher würde vom Staate beſtimmt und 
zwar ſo vortheilhaft als möglich. Um den unter 5 aufgeſtellten 
Zweck zu erreichen macht L. Blanc keinen Vorſchlag; es könnte 
aber nur geſchehen, wenn man die Geſellſchaftsbuchhandlung zur 
ausſchließlichen macht, ein Vorſchlag, vor dem L. Blanc wahr— 
ſcheinlich zurückgeſchaudert hat.“) 

Der Vereinigungspunkt aller bisher bemerkten Einrichtungen 
iſt, was das Kapital, das Geld betrifft, die Bank, die er ſo ein— 


*) Die ganze Beſtimmung über den Buchhandel zeigt mehr als die 
oben gemachte Bemerkung, wie ſehr L. Blanc die Macht des Staates 
gegenüber den einzelnen Bürgern verſtärken will, vorzüglich, wenn er den 
Schlußſtein zu ſeinem Gebäude legt. Es iſt dann die Veränderung nichts 
als eine Zenſur in erneuerter Form. 
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gerichtet wiſſen will, daß fie Allen und namentlich den Armen zur 
Unternehmung einer Vereinigung Kapitale verſchafft. Die Bank 
wird daher nothwendig Staatsanſtalt, und eine ihrer beſondern 
Aufgaben iſt die, der Bankier der Armen zu ſein. In wiefern 
ſie nöthig iſt bei der Umgeſtaltung der Geſellſchaft in ſeinem Sinne 
giebt L. Blanc nicht an. Man muß daher die Vorausſetzung 
machen, daß ſie blos im Uebergange nöthig, ſo lange ſich neue 
Geſellſchaften der Handwerker oder landwirthſchaftliche Anſtalten 
bilden, oder aber, daß die Werkſtätten und dieſe Anſtalten nicht 
hinlänglich zu ihrer Unterhaltung hervorbringen. In dieſem Falle 
iſt aber ſein ganzes Syſtem in den Wind gebaut. Trotzdem ſcheint 
das Letztere eine Hauptrolle bei ſeiner Anſicht über die Bank ge— 
ſpielt zu haben; wir wollen daher kurz ihre Verrichtungen an— 
geben. Sie ſtützt ſich auf den Grundſatz Law's, daß der Souve— 
rän den Kredit geben und nicht empfangen muß. Seine Aus— 
gangspunkte waren: 1) daß es kein ſichereres Zeichen für die 
Armuth und das Elend eines Staates gebe als der theure Preis 
des Geldes, und daß es zu wünſchen ſei, daß das Geld ſich für 
Nichts ausleihen würde; — 2) daß der Kredit der Einzelnen, d. h. 
der Bankiers, tödtlich für die Induſtrie ſei, weil dieſe gierigen 
Darleiher einen wahren Deſpotismus über die Arbeiter, welche 
Kapitale nöthig haben, ausüben, und keinen andern Zweck haben, 
als ſie mit allem möglichen Wucher zu drücken. Die Thätigkeit 
der Staatsbank wäre, denen, welche Geld bedürfen, daſſelbe An— 
fangs zu einem nur billigen Zins zu leihen. Sie würde für die 
Rückbezahlung eine Sicherung in den Staatsniederlagen haben, 
wohin die Arbeiter und Arbeitervereinigungen ihre Produkte tragen 
und ſich den Werth ihrer Arbeit beſcheinigen laſſen würden. Auf 
dieſen Empfangsſchein hin würde die Bank, die mit jener Nieder- 
lage in Verbindung ſteht, Geld ausleihen können. Ja, wenn das 
Ganze einmal eingerichtet iſt, könnten ſelbſt die Empfangsſcheine 
über die abgelieferte Arbeit den Dienſt von Papiergeld thun, und 
hätten dann in dem für die Arbeit zu erhaltenden Gelde den ent— 
ſprechenden metalliſchen Gegenwerth. Der Gewinnſt, den die Bank 
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auf dieſe Weiſe machen würde, würde wieder als Arbeiterbudget 
gebildet, ſo lange ſich Vereinigungen bilden wollen. Später aber 
wäre eine ſolche Maſſe Geldes vorhanden, daß das Kapital unent— 
geltlich ausgeliehen werden könnte, man hätte nur auf die Rück— 
zahlung zu ſehen, die bei dem ſo ausgedehnten, mittelſt der ge— 
ſicherten Arbeit perſönlich gewordenen Kredite wie geſichert iſt. 

Dieſen materiellen Einrichtungen des Staates ſetzt er die zur 
Befriedigung fog. geiſtigen Bedürfniſſe, die Schulen, an die Seite, 
die nicht nur die Wiſſenſchaften, welche wie die Phyſik, die Chemie, 
auf Hervorbringung des Reichthumes Bezug haben, lehren müſſen, 
ſondern beſonders die Lehre der Brüderlichkeit und des Evangeliums, 
worauf ja die ſozialen Einrichtungen gegründet ſind, den jugend— 
lichen Gemüthern einzuprägen hätten. Ja, der Unterricht würde 
dermaßen nothwendig erklärt, daß er unentgeltlich und obligatoriſch 
fein müßte. Jede landwirthſchaftliche Anſtalt würde ihre Schule 
haben, ebenſo mehrere Arbeitervereinigungen zuſammen, je nach der 
Anzahl der zu denſelben gehörigen Kinder; denn gerade hier würde 
der Grund, warum ſie jetzt von den Vätern in die Fabriken ſtatt 
in die Schule geſchickt werden, wegfallen. 

Das Uebergewicht des Staates, das dieſer bei ſeiner Macht 
und ſeinem unabhängigen Reichthum hätte, ſucht L. Blanc dadurch 
aufzuheben, daß er denſelben republikaniſch, d. h. nach dem allge— 
meinen Stimm- und Wahlrecht, regieren will. Allein er vergißt 
hiebei, daß gerade die republikaniſche Staatsform dadurch Gefahr 
läuft, daß eine derartige, unabhängige Staatsmacht, die in den 
Händen der vollziehenden Gewalt liegt, nenne ſie ſich blos Ver— 
waltungsrath oder anders, beſteht. Wenn wir daher dieß betrach— 
ten, worin wir die politiſche Freiheit gefährdet ſehen, ſein Ver— 
fahren mit der Preſſe, ſeine Anſichten von den Lehren des Evan— 
geliums, wodurch der beſtändig beſtehenden Prieſterſchaft eine neue 
Thüre geöffnet würde, ihre Herrſchaft, die noch nicht überwunden 
iſt, neu zu befeſtigen und zwar gerade auf den Staat geſtützt, in 
Erwägung ziehen, wodurch Preß- und Religionsfreiheit aufs Neue 
gefährdet würden, ſo müſſen wir auch hier, wie bei den übrigen 
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Sozialiſten dieſelbe Bemerkung machen, daß der franzöſiſche ſyſte— 
matiſche Sozialismus ein der Revolution d. i. den Ideen der Menſch— 
heit feindſeliges Element iſt. Die Annahme der Revolution als 
ſolcher von L. Blanc dient daher nur, um Anhaltspunkte zu geben, 
und ſeine Demokratie iſt nur die äußere Hülle einer auf Allen 
laſtenden Tyrannei. Freilich aber, weil er jene äußerlich herzu⸗ 
ſtellen weiß, und für den Druck, den er nur leiſe berührt, Reich— 
thum verſpricht, ſo haben ſeine Ideen ſich verbreiten und ſein Buch 
ein Volksbuch, mit großer Bedeutung für die Revolution von 1848, 
werden können. 


Im Verlage von Karl Göpel in Stuttgart iſt erſchienen und in 
allen Buchhandlungen des In- und Auslandes vorräthig oder auf Beſtellung 
zu beziehen: 


uſtab Diezels Schriften. 


Von dem Verfaſſer der berühmt gewordenen Schriften: 


Deutſchland und die abendländiſche Civiliſation. 


Zur Läuterung unſerer politiſchen und ſocialen Begriffe. 


Die Frage der deutſchen Zukunft. 
Zweifel und Löſungsverſuche dem deutſchen Volke vorgelegt. 


welche als unter die bedeutendſten Erſcheinungen auf dem Felde der hiſtoriſch— 
politiſchen Literatur gehörig allgemeine Anerkennung, wenn ſchon unter den ent— 
gegengeſetzteſten Formen der Ausdrucksweiſe derſelben, gefunden haben, ſind im 
unterzeichneten Verlage ferner erſchienen und können als nicht minder werthvoll 


empfohlen werden: 
rankreich, 


ſeine 
Elemente und ihre Entwicklung. 
Mit einer Einleitung über Form und Freiheit in der Geſchichte. 
Gr. 8. Geheftet à 2 fl. 15 kr. rh. oder 1 Thlr. 10 Sgr. 


Inhalt: Vorwort. — Ueber Form und Freiheit in der Geſchichte. — Die Ele— 
mente Frankreichs. (1. Romanenthum: a. Die römiſche Welt. b. Die Gallier. e. Das 
Chriſtenthum. 2. Germanenthum: a. Charakter der Germanen. b. Die Franken in 
Gallien.) — Fluctuation und Ver ſchmelzung. — Das feudale Frankreich. — Fortſchritt 
zur Centraliſation und Schwächung des germanifchen Elements. — Letzte große Reaction 
des Germanenthums und ihre . — Revolution. Völlige Ausſcheidung des 
germaniſchen Elements. — Schluß. Die galliſche Zukunft. 

Eine principielle Analyſe der Geſchichte Frankreichs, die in ihrer Ein— 
fachheit und innern Nothwendigkeit die Aufmerkſamkeit der Denkenden aller 
Partheien umſomehr in Anſpruch nimmt, als ſie zugleich über die wichtigſten 
ſocialen und politiſchen Fragen der Gegenwart und über die Zukunft, welcher 
Europa entgegen zu ſehen hat, ein neues Licht verbreitet. 


Nußland, Deutſchland 


die öſtliche Frage. 
Gr. 8. Geheftet à 48 kr. rh. oder 15 Sgr. 


Inhalt: Die ruſſiſche Nationalität. — Die ruſſiſche Politik. — Die türkiſche 
Frage. — Deutſchlands Stellung. 

Die vorliegende Schrift darf nicht mit jenen ephemeren Broſchüren in 
eine Reihe geſtellt werden, welche für den Augenblick geſchrieben mit den wech⸗ 


ſelnden Tagesereigniſſen ihr Intereſſe und ihren Werth verlieren; ganz in dem— 
ſelben ernſten und auf hiſtoriſche Forſchungen begründeten Geiſte wie die übrigen 
Schriften des Verfaſſers geſchrieben, läßt ſie die zufälligen und vorübergehen— 
den Erſcheinungen des Tages bei Seite und faßt dagegen das Allgemeine und 
Bleibende ins Auge, vor Allem das Weſen und die Grundlage ruſſiſcher Na— 
tionalität und Politik, und die Bedeutung, welche die Entwicklung der Dinge 
im Oſten für Deutſchland haben wird. 

Für den Verfaſſer, deſſen Schriften in Deutſchland zum Theil zum Tode 
verurtheilt wurden, iſt es eine Genugthuung, in England deren Wiederaufer— 
ſtehung feiern zu ſehen; letztere Schriſt erſchien vor Kurzem in engliſcher Ueber— 
ſetzung von Fr. Rowan, und andere ſind, wie wir vernehmen, in der Vorbe— 
reitung dazu begriffen. 


Grundſätze der Neal politik, 


angewendet auf die 


ſtaatlichen Zuſtände Deutſchlands. 


Von 18 55 55 


Jun h 4 . 


I. Das dynamiſche Grundgeſetz des XII. Der Conſtitutionalismus. 
Staatsweſens. XIII. Die Gothaer. 
II. Verhältnißwerth der geſellſchaftlichen XIV. Die demokratiſche Partei. 
Kräfte. XV. Der Socialismus. 
III. Das Repräſentativſyſtem. XVI. Oeſtreich. 
IV. Revolution und hiſtoriſches Recht. XVII. Preußen. 
V. Volk, Ariſtokratie, Adel. XVIII. Wechſelverhältniß zwiſchen Oeſt⸗ 
VI. Das deutſche Staatenſyſtem. reich und Preußen. 
VII. Bundesverfaſſung u. Bundesreform. XIX. Die Mittel- und Kleinſtaaten. 
VIII. Cenſuswahlen, allgemeines Stimm- XX. Der Pariſer Staatsſtreich v. 2. Dee. 
recht und ſtändiſche Gliederung. 1851 und ſeine Rückwirkung auf 
IX. Belagerungszuſtand u. Kriegsgeſetz. Deutſchland. 
X. Von kirchlichen Dingen. XXI. Schluß. 


XI. Die conſervative Partei. 


Gr. 8. Geheftet. à 2 fl. 15 kr. oder 1 Thlr. 10 Sgr. 


Das Buch behandelt die Politik als eine reine Erfahrungswiſſenſchaft, 
und es glaubt den Schlüſſel derſelben in einem einfachen Naturgeſetze gefunden 
zu haben, welches bisher wenig beachtet und wenig verſtanden worden iſt. 
Ueberzeugt, daß durch idealiſtiſche Auffaſſung und ſpeculative Behandlung keine 
Staatsfrage ihrer Löfung um ein Haarbreit näher gebracht wird, ſtellt ſich 
der Verfaſſer in die Mitte der Thatſachen, um der Wirklichkeit die Mittel ab- 
zulernen und die Werkzeuge zu entlehnen, durch welche allein die Wirklichkeit 
bearbeitet werden kann. Auf ſtreng realiſtiſchem Standpunkte ſtehend, macht 
der Verfaſſer ſich's zum Geſetz, keine Illuſion zu ſchonen, welche ſich zwiſchen 
die Beobachtung und die Thatſache einzudrängen verſucht. Die Rückſichtsloſig— 
keit gegen gewiſſe Ueberlieferungen der Doktrin und gegen gewiſſe conventionelle 
Fiktionen des Jahrhunderts oder der Parteipolitik wird ohne Zweifel mancherlei 
Anſtoß erregen; wir hegen indeß die Zuverſicht, daß der Leſer, je richtiger er 
die deutſche Gegenwart und deren Aufgabe verſteht, deſto mehr jene ſchonungs— 
loſe Offenheit unſerm Buche als Verdienſt anrechnen werde. 


Die medizinische Praxis, 
ihre | 
Allufionen und ihr Streben zur Gewißheit. 


Gedanken für eine Reform des Geſundheitsweſens 
für Denkende jeden Standes 


von 


Med. Dr. H. Steudel. 
Gr. Octav. Geheftet. Preis 1 fl. 21 kr. rh. oder 24 Sgr. 


Das Publikum erhält hier eine Schrift, welche ihm einen Blick in das 
Allerheiligſte des bis auf die neuere Zeit mehr oder weniger verſchloſſenen 
Tempels der praktiſchen Mediein öffnet. Es iſt die Zeit gekommen, wo auch 
der Laie mitſprechen will, wenn es ſich um ſein Theuerſtes, ſein Leben und 
feine Geſundheit handelt, und wo man, wie ſchon längſt an alle andere Wiſſen— 
ſchaften, fo auch an die praftifche Mediein die Forderung ſtellt, ihre Berechti— 
gung durch Gründe nachzuweiſen. Dieſen Standpunkt der wiſſenſchaftlichen 
Begründung, in welchem alle übrigen Zweige der Medicin in der neueſten 
Zeit ſo große Fortſchritte gemacht haben, hat ſich aber die Heilkunſt, die 
Praxis, noch nicht erobert, und es ſind hiezu nur erſt wenige Verſuche gemacht 
worden, an welche ſich auch die vorliegende Schrift anſchließt, indem ſie nach— 
weist, daß die zukünftige Medicin, ſtatt auf den Sand der Autoritäten und 
einer problematiſchen Erfahrung, auf den Felſen der wiſſenſchaftlichen Erkennt— 
niß der Geſetze des Organismus gebaut werden muß. Der Verfaſſer kommt 
durch ſeine Forſchungen auf daſſelbe Reſultat, welches zu allen Zeiten das der 
langjährigen Erfahrung der berühmteſten Aerzte war, daß die meiſten günſtigen 
Erfolge der Heilkunſt der Natur und ihren Geſetzen zuzuſchreiben ſind, und 
daß die Wirkſamkeit der Arzneien nur eine Höchft untergeordnete, zweifelhafte 
und ſehr oft ſchädliche war. Der Verfaſſer liefert den Nachweis, daß eine 
vernünftige Heilkunſt ſich hauptſächlich mit der Verhütung der Krankheiten 
befaſſen, und bei der Heilung derſelben nicht ſowohl auf die Wirkung der bis— 
herigen Heilmittel und Heilmethoden, als auf Herſtellung der günſtigſten all— 
gemeinen und individuellen Lebensverhältniſſe, auf die mechaniſchen, phyſika— 
liſchen und chemiſchen Geſetze des Organismus zu ſehen habe, daß die Mediein 
eine öffentliche allgemeine Anſtalt für das Volkswohl werden müſſe. Wir em— 
pfehlen die Schrift nicht nur allen denen, welchen an ihrem eigenen Wohlbe— 
finden etwas liegt, ſondern auch denen, welche ſich berufen fuͤhlen, für die 
Verbeſſerung der Lebensverhältniſſe des Volks überhaupt zu wirken. 


Das „Journal für naturgemäße Geſundheitspflege und 
Heilkunde“ zeigt unſer Buch mit folgenden Worten an: f 

„Sowie die nächtliche Sturmglocke den ruhigen Bewohner aus ſeinem 
Schlafe ſchreckt, ſo muß dieſes Buch die Welt aus ihrem mediziniſchen Todten— 
ſchlaf erwecken.“ 

„Sowie die Termiten die Wohnungen der Menſchen zernagen, ſo daß ſie 


beim Fingerdruck zufammenftürzen, fo muß dieß Buch die ſtolzeſten Paläſte der 
Arzneiwiſſenſchaft dem Einſturz zuführen. Wohl dem, der ſich frühzeitig rettet.“ 
„Das Buch iſt überzeugend, weil es wahr iſt; die Wahrheit iſt nackt und 
blos in ihm, aber ſie iſt natürlich, und ihre Natürlichkeit muß ſelbſt den ſtrengen 
Sittenrichter beſtechen.“ 
„Das Buch iſt ein Bedürfniß für jeden Gebildeten.“ 
Dr. Putzar, Director der Waſſerheilanſtalt Koͤnigsbrunn. 


Deulſcher Menkor. 


Humoriſtiſcher Verſuch einer Philoſophie 
über den Umgang mit der Welt. 
Von 
C. J. Diepenbrock. 
Miniatur⸗Format. Elegante Ausſtattung. Geh. 48 kr. rh. oder 15 Sgr. 
Inhalt: 


An den Leſer. — Einleitung. — 1. Mein lieber Telemach. — 2. Reiſe⸗Neceſſaire. 
— 3. Mein Belvedere. — 4. Ueber Beobachtung der Menſchen im Allgemeinen. 
— 5. Mit Gereisten. — 6. Ueber den Umgang zwiſchen Eltern und Kindern. — 
7. Laſſet die Kleinen zu mir kommen. — 8. Mit Freunden. — 9. Mit dir ſelbſt. 
— 10. Mit Frauen. — 11. Mit der Frau. — 12. Mit einem Junggeſellen. — 
13. Mit Dienftboten. — 14. Mit Hohen. — 15. Mit Vorgeſetzten der höheren 
Geſellſchaft. — 16. Mit Vorgeſetzten im Militair. — 17. Mit Untergebenen 
überhaupt. — 18. Mit Ariſtokraten und Demokraten. — 19. Mit Dummen. — 
20. Mit der Geſellſchaft von gutem Ton überhaupt. — 21. Mit Geiſtlichen. — 
22. Mit Gelehrten. — 23. Gaudeamus igitur ete. — 24. Mit Künftlern. 


„Dies Büchlein hält bei weitem mehr, als es zu verſprechen ſcheint bei 
ſeiner beſcheidenen Bogenzahl. Der Verfaſſer nennt es ſelbſt: „Humoriſtiſcher 
Verſuch einer Philoſophie über den Umgang mit der Welt“, und in der That 
iſt es ein höchſt origineller Leitfaden der Lebensphiloſophie; ein Verſuch aber 
iſt es nicht, denn ſowohl das Weſen als auch die Form des Büchleins beweiſen 
einen auf Lebensanſchauung gegründeten und tief durchdachten Plan, ſowie 
auch eine künſtleriſche Vollendung im Styl, wie ſie nur ſelten angetroffen wird. 
Humor und Ernſt, Witz und Gelehrſamkeit wechſeln, zu Bildern gruppirt, be: 
ſtändig unter der geſchmeidigen Feder des Verfaſſers auf's Angenehmſte und 
Ueberraſchendſte ab; hie und da ergötzt ſich der Verfaſſer, feine Leſer myſtiſi— 
ziren zu wollen, da plötzlich ganze Sätze im ſchönſten Versmaße geſchrieben 
ſind und ſich nur vom Setzer das beſcheidene Kleid der Proſa entlehnt haben. 
Der Ideengang zeugt von einer leichten Verwandtſchaft mit Montaigne und 
mit Weber's Demokritos; Eins aber ſchimmert durch des deutſchen Mentors 
Humor durch, und das iſt eine gewiſſe Bitterkeit gegen Welt und Geſellſchaft, 
die in einer reichen Lebenserfahrung ihren Grund haben mag; denn unbedingt 
muß der Verfaſſer aus eigener Anſchauung und Erfahrung die verſchiedenen 
Lebensverhältniſſe, die er beſpricht, kennen. Einen Vorzug des deutſchen Men— 
tors müſſen wir noch erwähnen, nämlich den, daß, unbeſchadet des Zuſammen— 
hanges, die einzelnen Kapitel dergeſtalt gehalten und vollendet ſind, daß man 
je nach Willkür und Stimmung in der Mitte, am Anfang oder Ende blättern 
und leſen kann, weßwegen der Mentor denn auch wirklich, wie der Umſchlag 
beſagt, ebenſowohl zur Reiſe- wie zur Hauslektüre ſich eignet.“ 

(St. Galler Blätter f. hausl. Unterh. und liter. Mittheil.) 
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